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 Zusammenfassung 
Seit dem 19.Jahrhundert hat es in verschiedenen Ländern der Welt Übergänge von autoritären zu 
liberaldemokratischen Systemen gegeben. Die Transformation von autoritären und totalitären 
Regime ist zu einem zentralen Thema politikwissenschaftlicher Forschung geworden. Ziel dieser 
Arbeiten war, die Ursachen, die Elemente und den Verlauf der Transformationen zu analysieren. 
Die Form des Umgangs mit der Vergangenheit im Transformationsprozess wurde aber nur am 
Rande berücksichtigt. 
In Deutschland wurde nach 1945 für diesen Problemkomplex das Konzept der Vergangenheits-
bewältigung als Resultat der Auseinandersetzung mit dem Erbe der Diktatur entwickelt. Eine 
Wiederbelebung erfuhr dieser Begriff mit dem Systemwechsel in der ehemaligen DDR und dem 
Verlangen nach der Aufarbeitung der Vergangenheit dieser Diktatur. Trotz der regen Diskussion 
über die Vergangenheitsbewältigung existiert bis heute keine allgemein anerkannte Definition, 
geschweige denn eine Theorie der Vergangenheitsbewältigung. Im Allgemeinen kann unter Ver-
gangenheitsbewältigung der Umgang mit dem Erbe diktatorischer Regime verstanden werden. 
Aber nicht nur in Deutschland, sondern in jedem Land, welches einen Transformationsprozess 
erlebt, stellen sich die Fragen nach der Wahrheit der während der Diktatur begangenen Verbre-
chen, nach der Verantwortung der Täter, nach Amnestie oder Strafverfolgung, nach der Wieder-
gutmachung für die Opfer und nicht zuletzt nach der Versöhnung der Gesellschaft.  
In der vorliegenden Arbeit wird diese Problematik aufgegriffen. Das spezifische Ziel der Studie 
ist die Erstellung einer Analyse der Rolle der Vergangenheitsbewältigung im Systemwechsel. 
Grundthese ist, dass die Vergangenheitsbewältigung ein zentrales Element im Systemwechsel 
darstellt, und dass sich beide Prozesse gegenseitig beeinflussen. Die Rolle der Vergangenheitsbe-
wältigung in der Transition wird anhand des Fallbeispiels der Demokratisierung in Chile analy-
siert. 
Aus der These, dass die Vergangenheitsbewältigung ein zentrales Element im Systemwechsel ist, 
ergibt sich auch das zweite Ziel dieser Arbeit: die Bereitstellung von Bausteinen für eine Theorie 
der Vergangenheitsbewältigung. Die Erstellung einer vollständigen Theorie der Vergangenheits-
bewältigung kann aber in dieser Arbeit nicht geleistet werden, da sie sinnvoller Weise anhand 
einer komparativen Analyse von Vergangenheitsbewältigungsprozessen in verschiedenen Län-
dern durchgeführt werden müsste. Deswegen beschränkt sich diese Studie auf die Bereitstellung 
von Bausteinen für eine Theorie der Vergangenheitsbewältigung. 
Um den Zielen der Arbeit nachzugehen, werden als erstes die zu benutzenden Begriffe erläutert. 
Dabei wird Literatur sowohl zum Thema Systemwechsel als auch zur Vergangenheitsbewältigung 
bearbeitet. Eine eingehende Analyse der unterschiedlichen Theorien des Systemwechsels ergab 
die Theorieintegration von Merkel als bester Leitfaden für die Studie des Fallbeispieles. Deswe-
gen werden anhand des Modells von Merkel die Phasen der Transition in Chile abgegrenzt. Da-
nach werden die Wege der Vergangenheitsbewältigung, die in jeder Etappe beschritten wurden, 
beschrieben. Außerdem wird analysiert, welche Akteure sich an dem Prozess der Vergangen-
heitsbewältigung beteiligten und welche Interessen diese verfolgten. Wege und Akteure werden 
auf den Ebenen des Politischen Systems und der Politischen Kultur analysiert. 
Zwischen 1970 und 1973 litt das chilenische politische System unter seiner Unfähigkeit, die un-
terschiedlichen Forderungen und Konfrontationen der sozialen und politischen Gruppen zu 
handhaben. Chile bewegte sich in diesen Jahren von einer begrenzten hin zu einer allgemeinen 
Krise, welche sich in einer wachsenden politischen Polarisierung und einer Desinstitutionalisie-
 rung der Arten der Konfrontation kristallisierte. Diese Situation mündete in dem 1973 durch die 
Streit- und Polizeikräfte durchgeführten Putsch. Nach dem Putsch übernahm eine Militärjunta 
die Regierungskontrolle. Chile lebte fünfzehn Jahre unter unterschiedlichen Arten von Ausnah-
mezuständen, was die Menschenrechtsverletzungen begünstigte. Schätzungen nach wurden bis 
Dezember 1973 18.000 Personen festgenommen, bis 1975 waren es zwischen 40.000 und 50.000. 
Außerdem waren viele Chilenen gezwungen, ins Exil zu gehen oder verloren ihre Arbeit wegen 
politisch motivierter Maßnahmen. Nach dem Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommis-
sion und ihrer Nachfolgeorganisation verloren 3.179 Menschen ihr Leben. 
Nach dem Scheitern des von unten erzwungenen Systemwechsels kam es in Chile ende der 80er 
Jahre zu einem Ausgehandelten Weg zur Transition. Die Opposition und die Regierung gerieten 
in die charakteristische Pattsituation, die in diese Transitionsform mündet. Dieses Szenario hatte 
grundlegende Konsequenzen für die Vergangenheitsbewältigung. Die kommende demokratische 
Regierung musste sich auch in ihren Handlungen in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung an 
die Regeln ausgehandelten Transition halten. Außerdem musste sie angesichts der Pattsituation 
die Meinung des anderen Lagers in der Ausführung ihrer Vergangenheitsbewältigungsmaßnah-
men mit einrechnen.  
Die Vergangenheitsbewältigung ist ein Prozess, der in einem Übergang von einem autoritären hin 
zu einem demokratischen politischen System stattfindet. Da die Vergangenheitsbewältigung in 
den Prozess der Transition eingebettet ist, beeinflusst letztere ihren Ablauf. Ein Beispiel dafür ist 
der Einfluss, den die Art des Endes des autoritären Systems auf die möglichen Vergangenheits-
bewältigungsmaßnahmen hat.  
Außerdem verändert sich die Vergangenheitsbewältigung im Zuge der Transition. In diesem Sin-
ne unterscheiden sich die nötigen Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen gemäß der unter-
schiedlichen Etappen der Transiton. In der Etappe der Institutionalisierung der Demokratie wer-
den sowohl die Grundlagen der kommenden neuen Demokratie festgelegt, als auch die der Ver-
gangenheitsbewältigung. Außerdem offenbaren sich schon in dieser Zeit die Konfliktlinien der 
Vergangenheitsbewältigung. Abhängend vom Voranschreiten der Konsolidierung der Demokra-
tie unterscheiden sich sowohl die Ziele als auch die Wege der Vergangenheitsbewältigung. In den 
ersten Jahren sind sowohl Symbole und Wiedergutmachungsmaßnahmen als auch die Enthüllung 
der Wahrheit der Menschenrechtsverletzungen wichtig, um den Druck auf das politische System 
zu mildern. Sobald die Demokratie konsolidierter ist, kann der strafrechtliche Weg der Vergan-
genheitsbewältigung vertieft werden, ohne die Demokratie zu gefährden.  
Die Vergangenheitsbewältigung findet sowohl im politischen System als auch in der politischen 
Kultur statt. Im politischen System werden die Wege der Vergangenheitsbewältigung und somit 
die durchzuführenden Maßnahmen gegenüber den in der Vergangenheit begangenen Delikten 
festgelegt. Auf der Ebene der politischen Kultur bezieht sich die Vergangenheitsbewältigung auf 
die unterschiedliche Einschätzung der gemeinsamen Geschichte, die eine Gesellschaft in der 
Transition hat. Der Fall Chile zeigt aber, dass die Enthüllung der Menschenrechtsverletzungen 
des vorherigen Regimes und die Diskussion um die Interpretation der Geschichte die getrennten 
Gruppen zwar näher bringen kann, sie aber nicht notwendigerweise zu einer gemeinsamen Ge-
schichte führt. Dank der unterschiedlichen Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen, aber auch 
der Diskussion der Gesellschaft um die Geschichte wird die Vergangenheit durch das politische 
System und die politische Kultur verarbeitet. Es findet aber keine Bewältigung der Vergangenheit 
statt. Dieses kann an den immer wieder aufkommenden Auseinandersetzungen mit der Vergan-
genheit in der chilenischen Transition beobachtet werden. Der Lauf der Zeit kann vielleicht die 
Vergangenheit vergessen machen, er kann sie aber nicht überwinden. Die unbewältigte Vergan-
 genheit verhindert jedoch nicht das demokratische Zusammenleben einer Gesellschaft. Dieses 
braucht nicht unbedingt als Grundlage eine gemeinsame Geschichte. Dagegen ist der Glaube an 
Institutionen, welche die Kanalisierung der Konflikte ermöglichen, unumgänglich und somit die 
nötige Grundlage einer demokratischen politischen Kultur. 
Das erste Ziel der Vergangenheitsbewältigung ist die Auseinandersetzung der Gesellschaft mit 
ihrer Unrechtsvergangenheit. In den ersten Jahren der Transition ist der Druck auf das politische 
System so groß, dass die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen zunächst das Ziel der Befrie-
dung des politischen Systems haben. Wenn das politische System auf die inputs der unterschiedli-
chen Akteure der Vergangenheitsbewältigung nicht reagiert, werden diese eine Lösung außerhalb 
der demokratischen Regeln suchen. In diesem Zusammenhang leistet die Vergangenheitsbewälti-
gung einen Beitrag zur Konsolidierung der neuen Demokratie. Außerdem dienen die Vergangen-
heitsbewältigungsmaßnahmen der Legitimierung der unterschiedlichen Institutionen der neuen 
Demokratie. 
Entscheidend für die Erreichung der Ziele der Vergangenheitsbewältigung sind die ausgesuchten 
Wege. Die Anwendung dieser Wege hängt von der Art und auch von der Phase der Transition 
ab. Unterschiedliche Akteure nehmen an dem Vergangenheitsbewältigungsprozess teil. Wie es 
anhand des chilenischen Falles verfolgt werden kann, suchen die Akteure im politischen System 
ihre Interessen durchzusetzen. 
 Abstract 
In a number of countries in the world since the nineteenth century transitions have taken place 
from authoritarian to liberal democratic systems. The transformation of authoritarian and totali-
tarian regimes has  become a central topic of political science investigations. These studies aimed 
at analyzing the causes, elements and the course of such transformations. But the form of dealing 
with the past in the transformation process was only marginally considered. 
In Germany, after 1945 the concept of overcoming the past was developed for this group of 
problems as a result of analyzing the inheritance of dictatorship. The concept was revived when 
the system changed in the former German Democratic Republic and a desire arose to overhaul 
the past of this dictatorship. Despite the lively discussion about the process of overcoming the 
past up to now there still does not exist a generally accepted definition, let alone a theory of over-
coming the past. Generally speaking one may understand by overcoming the past the method of 
dealing with the inheritance of dictatorial regimes.  
Not only in Germany, but in any country that goes through a process of transformation there 
appears a questioning of the truth regarding the crimes committed during the dictatorship, the 
responsibility of the authors, the amnesty or criminal prosecution, restitution for the victims and 
not least the reconciliation of the society.  
In the present study this set of problems is taken up. The specific goal of the study is to perform 
an analysis of the role played by the way of overcoming the past in the system change. The basic 
thesis is that overcoming the past is a central element in the system change and that both proces-
ses mutually influence each other. The role of overcoming the past played in a transition is ana-
lyzed based on the case example of democratization in Chile. 
From the thesis that overcoming the past is a central element of the system change derives the 
second goal of this study: to provide building blocks for a theory of overcoming the past. How-
ever, this study cannot provide a complete theory as this would have to be accomplished in a 
meaningful way with a comparative analysis between processes of overcoming the past in differ-
ent countries. For this reason, the present study is restricted to only provide building blocks for a 
theory of overcoming the past.  
To follow the goals of the study, first of all the concepts to be used are explained. Therefore the 
existing literature about the topic of a system change as well as about the process of overcoming 
the past is reviewed. A profound analysis of the different theories regarding system changes led 
to the conclusion that Merkel’s theory integration represents the best guide to study the case ex-
ample. For this reason and based on Merkel models the phases of the Chilean transition are de-
fined. Afterwards the methods that were applied in each stage to overcome the past are de-
scribed. In addition, it is analyzed which actors took part in the process of overcoming the past 
and what interests they pursued. Methods and actors are analyzed at the political system and po-
litical culture levels. 
Between 1970 and 1973 the Chilean political system suffered due to its inability to handle the 
different demands and confrontations of the social and political groups. Chile went during these 
years from a limited to a general crisis, which ended up in a growing political polarization and a 
“disinstitutionalization” of the ways of confrontation. These conditions led to the military coup 
executed by the armed and police forces in 1973. After the coup a military junta took over the 
control of the government. Chile lived for fifteen years under different states of martial law, 
which favored human rights violations. According to estimates 18,000 people were apprehended 
 till December 1973; until 1975 the number rose to between 40,000 and 50,000. In addition, many 
Chileans were forced to go into exile or lost their jobs due to politically motivated measures. Ac-
cording to the report of the Commission of Truth and Reconciliation and its successor organiza-
tion 3,179 people lost their lives.  
After the failure of a system change forced from below, by the end of the eighties a Negotiated 
Way to Transition was developed in Chile. Opposition and government got into the typical 
stalemate situation that finally produces this form of transition. This scenario had fundamental 
consequences for overcoming the past. The subsequent democratic government was forced to 
base its actions to overcome the past on the negotiated transition rules. On the other hand and in 
view of the stalemate situation it had to take into account the opinion of the other side in the 
execution of its measures to overcome the past.   
Overcoming the past is a process that takes place in a transition from an authoritarian to a de-
mocratic political system. Since overcoming the past is embedded in the process of transition, 
this latter influences its course. An example thereof is the influence that the manner of ending the 
authoritarian system has on the possible measures to overcome the past.  
In addition, the process to overcome the past changes in the course of transition. In this sense 
the necessary measures to overcome the past differ according to the different phases of transi-
tion. During the phase of institutionalization of democracy the foundations of the coming new 
democracy as well as those of overcoming the past are set. On the other hand, already in this 
period of time the conflict lines of overcoming the past become apparent. Depending on the 
progress of democratic consolidation the goals as well as the ways of overcoming the past differ. 
During the early years the symbols and measures of reparation as well as the unveiling of the 
truth of human rights violations are important to mitigate the pressure exerted on the political 
system. As soon as democracy has become more consolidated, the method of criminal proceed-
ings to overcome the past can be reinforced without endangering the democracy.  
The process of overcoming the past takes place in the political system as well as in the political 
culture. In the political system the ways of overcoming the past and along with them the meas-
ures to be taken against the crimes committed in the past are defined. Regarding the political cul-
ture the process of overcoming the past refers to the different assessments that a specific society 
assigns to the common history during transition. The Chilean case shows, however, that the un-
veiling of human rights violations committed by the former regime and the discussion about the 
interpretation of history can truly get the opposing groups closer together, but do not necessarily 
lead them to a common history. Thanks to the differing measures to overcome the past, but also 
to the discussion about the history within the society the past is worked up by the political system 
and the political culture. But no overcoming of the past takes place. This may be observed by the 
repeated appearance of discussions regarding the past in the Chilean transition. The pass of time 
will perhaps allow forgetting the past, but it will not be able to overcome it. However, the past 
not overcome does not prevent society from democratically living together. The democratic liv-
ing together of a society does not unconditionally need a common history as its foundation, but 
the belief in institutions that make the channelling of conflicts possible is absolutely unavoidable 
and, therefore, an indispensable backbone of a democratic political culture. 
The first goal of overcoming the past is the society’s analysis of the wrongs committed in the 
past. During the early years of transition the pressure on the political system is so great, that the 
measures to overcome the past first seek to pacify the political system. If the political system does 
not react to the inputs of the different actors of the process to overcome the past, these shall seek 
 a solution beyond democratic rules. In this context the process of overcoming the past contrib-
utes to consolidate a new democracy. In addition the measures to overcome the past serve to 
legitimate the different institutions of the new democracy.  
To achieve the goals of overcoming the past the methods selected are of decisive importance. 
The application of these methods depends on the type and also on the phase of the transition. 
Differing actors participate in the process of overcoming the past. Just as it can be observed in 
the Chilean case, the actors try to impose their interests in the political system.  
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1 Einführung1 
Seit dem 19. Jahrhundert waren in den unterschiedlichsten Regionen der Welt Übergänge von 
autoritären zu liberaldemokratischen Systemen zu verzeichnen. Diese Entwicklung wird allge-
mein in drei Demokratisierungswellen eingeteilt.2 Die erste begann mit der französischen und der 
amerikanischen Revolution, erreichte ihren Höhepunkt nach dem Ersten Weltkrieg und verebbte 
1922 mit der autoritären Gegenwelle, deren Anfang Mussolinis Marsch auf Rom darstellte. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg gab es einen neuen Demokratisierungsschub, der allerdings von ver-
schiedenen Militärdiktaturen in den 50er und 60er Jahren wieder weggespült wurde. In den 70er 
Jahren erfasste die dritte Welle Südeuropa, Südamerika, Ostasien und erreichte ihren Höhepunkt 
mit dem Zusammenbruch der kommunistischen Regime in Osteuropa. 3  
Die Transformation von autoritären und totalitären Regimen ist mit der dritten Demokratisie-
rungswelle zu einem zentralen Thema politikwissenschaftlicher Forschung geworden. Detailliert 
wurden die Transformationsprozesse in Südeuropa, Lateinamerika, Ostasien und Osteuropa un-
tersucht. Ziel war es, Ursachen, Elemente und Verlauf der Transformationen zu analysieren.4 
Hierzu zählen z.B. die Rolle der Eliten, der Massen, des Militärs, die Bildung der Institutionen 
usw. Bis jetzt wurde die Form des Umgangs mit der Vergangenheit im Transformationsprozess 
nur am Rande berücksichtigt. 
In Deutschland entstand nach 1945 das Konzept der Vergangenheitsbewältigung als Resultat der 
Auseinandersetzung mit dem Erbe der Diktatur. Eine Wiederbelebung erfuhr dieser Begriff mit 
dem Systemwechsel in der ehemaligen DDR und dem Verlangen nach der Aufarbeitung der Ver-
gangenheit dieser Diktatur. Dennoch existiert bis heute keine allgemein anerkannte Definition, 
geschweige denn eine Theorie der Vergangenheitsbewältigung. Grob gesprochen kann im Allge-
meinen unter Vergangenheitsbewältigung der Umgang mit dem Erbe diktatorischer Regime ver-
standen werden. 
In jedem Land, das einen Transformationsprozess erlebt, stellt sich die Frage nach den während 
der Diktatur begangenen Verbrechen, nach der Verantwortung der Täter, nach Amnestie oder 
Strafverfolgung, nach der Wiedergutmachung für die Opfer und nicht zuletzt nach der Wahrheit 
sowie nach der Versöhnung innerhalb der Gesellschaft. Diese Themen sind gerade in den Län-
dern der letzten Demokratisierungswelle breit diskutiert worden.5 
Das Ziel der vorliegenden Studie ist die Erstellung einer Analyse der Rolle von Vergangenheits-
bewältigung im Systemwechsel. Die Grundthese ist, dass Vergangenheitsbewältigung ein zentra-
les Element im Systemwechsel darstellt, und dass sich beide Prozesse gegenseitig beeinflussen. 
Die Rolle der Vergangenheitsbewältigung in der Transition soll anhand des Fallbeispiels der De-
mokratisierung in Chile analysiert werden. 
                                                
1  Ich möchte an dieser Stelle Felix Werner Rose für seine Unterstützung und Sabine Schielke für Ihre Hilfe bei der 
Korrektur der Arbeit danken.  
2  Huntington, S.: The Third Wave. Democratization in the Late Twentieth Century, Oklahoma, 1991. 
3  Merkel, W.: Systemtransformation, eine Einführung in die Theorie und Empirie der Transformationsforschung, 
Opladen, 1999. 
4  Siehe Literatur zu Kapitel 3.2 dieser Arbeit. 
5  Vgl. König, H.: Von der Diktatur zur Demokratie oder Was ist Vergangenheitsbewältigung?, in: König, H., 
Kohlstruck, M., Wöll, A., (Hrsg.): Vergangenheitsbewältigung am Ende des zwanzigsten Jahrhunderts, Opladen / 
Wiesbaden, 1998. 
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Aus der These, dass die Vergangenheitsbewältigung ein zentrales Element im Systemwechsel ist, 
ergibt sich auch das zweite Ziel dieser Arbeit: die Bereitstellung von Bausteinen für eine Theorie 
der Vergangenheitsbewältigung. In Anbetracht der wichtigen Rolle der Vergangenheitsbewälti-
gung im Systemwechsel ist die Erstellung eines Systems von Begriffen, Definitionen und infor-
mationshaltigen sowie überprüfbaren Aussagen wünschenswert. Es kann zur Ordnung von Sach-
verhalten, zur Beschreibung, zur exakten Erklärung von Tatbeständen und gegebenenfalls zur 
Vorhersage von Zuständen und Vorgängen6 in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung dienen. 
Die Erstellung einer vollständigen Theorie der Vergangenheitsbewältigung kann aber in dieser 
Arbeit nicht geleistet werden, da sie sinnvoller Weise anhand einer komparativen Analyse von 
Vergangenheitsbewältigungsprozessen in verschiedenen Ländern durchgeführt werden müsste.  
Rechtfertigung des Fallbeispiels 
Der Fall Chile ist aufgrund mehrerer Aspekte für die Analyse der Vergangenheitsbewältigung im 
Systemwechsel interessant: Erstens ist der Prozess der Vergangenheitsbewältigung in Chile drei-
zehn Jahre nach den ersten demokratischen Wahlen und 30 Jahre nach dem Putsch 1973 noch 
nicht beendet. Schon während der Diktatur wurde die Regierung auf das Problem der Vergan-
genheitsbewältigung im Falle einer Demokratisierung aufmerksam. Das 1978 erlassene Amnestie-
gesetz für alle zwischen 1972 und 1978 begangenen Menschenrechtsverletzungen sollte einer 
Verschärfung dieser Problematik vorgebeugen. Außerdem war eine der ersten Handlungen der 
neuen demokratischen Regierung Aylwin die Einsetzung der Wahrheits- und Versöhnungskom-
mission. Auf der Grundlage der Kommissionsarbeit wurden verschiedene Gesetze zum Umgang 
mit der Vergangenheit erlassen. Da das Thema der Vergangenheitsbewältigung während der 
zweiten demokratischen Regierung Frei wieder für Unruhen sorgte, wurde von Seiten der Regie-
rung ein Runder Tisch eingerichtet, an dem Vertreter aller beteiligten Gruppen teilnahmen. Die 
dritte demokratische Regierung unter Präsident Lagos musste sich ebenfalls mit der Thematik 
befassen; auch sie machte Gesetzesvorschläge im Bereich der Vergangenheitsbewältigung. Die 
juristische Aufarbeitung der Vergangenheit begann mit der Aufnahme von Prozessen gegen Mit-
glieder des Militärs und begleitete die gesamte Transition. Spätestens mit der Festnahme von Ge-
neral Ausgusto Pinochet 1998 in London zeigte sich auch die gewichtige Rolle der internationa-
len Gemeinschaft im chilenischen Vergangenheitsprozess. Da sich die Vergangenheitsbewälti-
gung über die verschiedenen Etappen des Systemwechsels erstreckt und unterschiedliche Maß-
nahmen verschiedene Resultate erzeugt haben, eignet sich dieses Beispiel hervorragend dazu, die 
Rolle der Vergangenheitsbewältigung im Transformationsprozess zu erarbeiten. 
 
Zweitens ist die Vergangenheit für die chilenische Gesellschaft äußerst bedeutsam: Leidenschaft-
liche Massenaufmärsche, die aufgrund der Verkündung verschiedener Vergangenheitsbewälti-
gungsmaßnahmen stattfanden, zeugen von der Relevanz des Themas. Auch im September 2003, 
30 Jahre nach dem Militärputsch 1973, überschlugen sich die Diskussionen über die Vergangen-
heit in Chile.  
Drittens ist Chiles Vergangenheit umstritten7, was für die wissenschaftliche Untersuchung ergie-
big ist. Die Diktatur wird nicht von allen Chilenen als verwerflich angesehen, was mit der chileni-
schen Geschichte erklärt werden kann.8 
                                                
6  Definition des Begriffes Theorie: Schmidt, M.: Demokratietheorien, 3. Auflage, Opladen, 2000, S. 26. 
7  Die Regierung Allendes hatte 1973 weitgehend ihre Legitimität verloren. Sowohl das Parlament als auch der O-
berste Gerichtshof hatten die Regierung des Verfassungsbruchs beschuldigt. Somit wird der Putsch 1973 von ei-
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Zur Vorbereitung der Analyse des Bewältigungsprozesses wird im ersten Kapitel eine Begriffsklä-
rung vorgenommen. Anschließend wird die Analyse des Vergangenheitsbewältigungsprozesses in 
seinen verschiedenen Transitionsetappen im Mittelpunkt stehen.
                                                                                                                                                   
nem Teil der Bevölkerung als legitim angesehen. Außerdem wurde die Regierung Pinochet 1988 noch von 43% 
der Bevölkerung unterstützt. 
8  Siehe Kapitel 5 dieser Arbeit. 
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2 Erläuterung der Begriffe 
2.1 Politische Systeme9 
2.1.1 Autoritäre und totalitäre Systeme 
Diese Arbeit beschäftigt sich mit dem Übergang von autoritären zu demokratischen Systemen. 
Autoritäre Systeme umfassen im weit gefassten Verständnis des Begriffs alle Formen nicht de-
mokratischer Herrschaft. In der modernen Politikwissenschaft wurde aber als Gegensatz zur 
Demokratie, neben dem autoritären System der Begriff des totalitären Systems entwickelt. Aber 
obwohl in der Realität Systeme beider Formen zu finden sind, gibt es keine allgemein akzeptierte 
Unterscheidung.10 
In Anlehnung an Linz11 wird in dieser Arbeit zwischen beiden Systemen folgende Unterschei-
dung getroffen: Während der Autoritarismus einen begrenzten Pluralismus zulässt, ist der Totali-
tarismus monistisch. Die Grundlage der autoritären Systeme sind Mentalitäten, welche formlos 
funktionieren. Dagegen basieren totalitäre Systeme auf fest umrissenen und kodifizierten Ideolo-
gien. Repression und Staatsterror sind keine Unterscheidungsmerkmale von Totalitarismus und 
Autoritarismus, obgleich totalitäre Systeme oft in erheblichem Ausmaß zu Repressionen geführt 
haben und autoritäre Systeme oft weniger repressiv sind.  
2.1.2 Demokratische Systeme 
Der Begriff Demokratie stammt aus dem Griechischen. Er leitet sich ab aus dem Griechischem: 
Demos steht für Volk, Volksmasse oder Volksbürgerschaft; Kratein für herrschen oder Macht aus-
üben. Demokratie ist die Herrschaft des Demos, bzw. die Herrschaft der Vielen. Demos wird dabei 
nicht ethnisch, sondern politisch definiert. Mit „Herrschaft des Volkes“ ist eine legitime Herr-
schaft gemeint. Sie geht vom Volk aus, wird von ihm ausgeübt und zu seinem Nutzen einge-
setzt.12 
In den altgriechischen Stadtstaaten, in denen die Demokratie vom 5. bis zum 4. Jahrhundert 
v.Ch. praktiziert wurde, bedeutete sie im spezifischen Sinn die Herrschaft einer Volksversamm-
lung. Mittlerweile ist Demokratie nicht mehr so eng gefasst, sondern zu einem Oberbegriff vieler 
unterschiedlicher politischer Ordnungen geworden. Mit der Zeit entstanden dementsprechend 
verschiedene Demokratietheorien.13 Deshalb soll geklärt werden, welches Demokratieverständnis 
dieser Arbeit zugrunde liegt.14 
Die meisten Transformationsforscher stützen ihre Arbeit auf die Minimaldefinition der Demo-
kratie von Robert Dahl. Dieser Entscheidung folgend dient die Theorie von Dahl auch dieser 
Arbeit als Grundlage. Eine Demokratie muss, nach Robert Dahl, fünf ideale Standards erfüllen:15 
Mit Effective Participation (wirksame Beteiligung) ist gemeint, dass die Bürger die Chance haben 
müssen, ihre Meinung während des Prozesses der Entscheidungsfindung zu äußern. Sie müssen 
                                                
9  Hier als unterschiedliche Herrschaftsformen verstanden. 
10  Vgl. Nohlen, D: Politische Theorien, in: Nohlen, D. (Hrsg.): Lexikon der Politik, Band 1, München,                           
1995.  
11 Vgl. Linz, J.: Autoritäre Regime, in: Nohlen D. (Hrsg.): Wörterbuch für Staat und Politik, Bonn, 1998. 
12 Vgl. Schmidt, M.: Demokratietheorien. 
13 Einen Überblick über die verschiedenen Demokratietheorien bietet: Schmidt, M.: Demokratietheorien. 
14 Die meisten Transformationsforscher stützen ihre Arbeit auf die Minimaldefinition der Demokratie von Robert 
Dahl. Dieser Entscheidung folgend dient die Theorie von Dahl auch dieser Arbeit als Grundlage.  
15 Dahl, R.: Democracy and its Critics, New Haven, London, 1989. 
 18 
angemessene und gleiche Chancen haben, Fragen zu stellen und Präferenzen zu äußern. Voting 
Equality (Gleichheit der Stimmen) bedeutet, dass in einem spezifischen Moment des Entschei-
dungsprozesses jeder Bürger die Chance haben muss, seine Präferenzen zu äußern. Diese Präfe-
renzen müssen denselben Wert wie die eines anderen Bürgers haben. Bei der Entscheidungsfin-
dung dürfen nur die von den Bürgern geäußerten Präferenzen berücksichtigt werden. Enlightened 
Understanding (aufgeklärtes Verstehen) umschreibt den Zustand, dass jeder Bürger die Chance 
haben muss, herauszufinden, welche Möglichkeit der zur Entscheidung anstehenden Probleme 
den Interessen der Bürger am meisten dient. Control of the Agenda (Beherrschung der Tagesord-
nung) kennzeichnet den exklusiven Zustand, dass der Demos die Tagesordnung des Entschei-
dungsprozesses aufstellt. Unter Inclusion (Einbeziehung) wird verstanden, dass der Demos alle Er-
wachsenen einbezieht, die den bindenden Entscheidungen der Gemeinschaft unterliegen. Die 
beschriebenen fünf Standards entsprechen einem Ideal der Demokratie; in der Realität werden sie 
nicht erreicht. Dahl schließt daher, dass diese ideale Demokratie nie existieren wird.16 
Aus dieser Überlegung heraus entwickelt er das Konzept der Polyarchie. Polyarchie ist eine in 
den modernen Staaten herausgebildete nicht perfekte Annäherung an das Idealsystem der Demo-
kratie. Damit ein politisches System als Polyarchie bezeichnet werden kann, muss es bestimmte 
Kriterien erfüllen:17 Ein hoher Anteil der Erwachsenen hat Bürgerrechte und die Bürger haben 
das Recht, die Regierung zu wählen oder Opposition zu leisten.18 Im Detail muss eine Polyarchie 
folgende Institutionen aufweisen: 
Elected officials (Gewählte Beamte): Die Herrschaft über die Regierung haben nach der Verfassung 
gewählte Beamte. 
Free and fair elections (Freie und gleiche Wahlen): Die Beamten werden in regelmäßigen, gleichbe-
rechtigten und zwangfreien Wahlen, ausgewählt. 
Inclusive suffrage (Inklusives Wahlrecht): Alle Erwachsenen haben das Recht auf Teilnahme an den 
Wahlen. 
Right to run for office (Recht, sich für die Wahl öffentlicher Ämter aufzustellen): Alle Erwachsenen 
haben das Recht, sich für die Wahl öffentlicher Ämter aufzustellen. Die Altersgrenze für das pas-
sive Wahlrecht kann höher sein als für das aktive Wahlrecht. 
Freedom of expression (Recht auf freie Meinungsäusserung): Die Bürger haben das Recht, ihre Mei-
nung über politische Angelegenheiten wie die Kritik an Beamten, Regierung, Staat, sozioökono-
mischer Ordnung oder der vorherrschenden Ideologie zu äußern, ohne Gefahr zu laufen, dafür 
bestraft zu werden. 
Alternative Information (Alternative Informationsquellen): Die Bürger haben das Recht, sich aus 
alternativen Informationsquellen zu informieren. Diese müssen existieren und von den Gesetzen 
geschützt werden. 
Associational autonomy (Assoziationsfreiheit): Um die oben beschriebenen Rechte zu erreichen, 
haben die Bürger das Recht, sich in unabhängigen Interessengruppen, Vereinigungen, Parteien zu 
organisieren. 
                                                
16 Ebenda. 
17 Dahl, R.: Polyarchy, New Haven, London, 1971; ebd. 
18 Ebenda. 
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In Tabelle 1 ist die Beziehung zwischen den Institutionen der Polyarchie und dem Idealsystem 
der Demokratie dargestellt. 
Tabelle 1: Polyarchie und Demokratie 
Folgende Institutionen sind nötig, um folgende Kriterien zu erfüllen. 
Elected officials 
Free and fair elections 
I. Voting equality 
Elected officials 
Inclusive suffrage 
Right to run for office 
Freedom of expression 
Alternative Information 
Associational autonomy 
II. Effective participation 
Freedom of expression 
Alternative Information 
Associational autonomy 
III. Enlightened understanding 
Elected officials 
Free and fair elections 
Inclusive suffrage 
Right to run for office 
Freedom of expression 
Alternative Information 
Associational autonomy 
IV. Control of the agenda 
Control of the agenda 
Right to run for office 
Freedom of expression 
Alternative Information 
Associational autonomy 
VI. Inclusion 
Quelle: Dahl, R.: Democracy and its Critics, New Haven, London, 1989, S. 222. 
Um die Kriterien einer Polyarchie zu erfüllen, müssen die oben genannten Elemente real und 
nicht nur als nominelle Rechte, Institutionen oder Prozesse existieren. Diese Kriterien dienen 
neben der Einordnung auch als Grundlage zur Ausarbeitung von Konditionen, welche die Chan-
cen der Stabilisierung eine Polyarchie begünstigen oder ihr schaden.
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2.2 Der Systemwechsel 
2.2.1 Theorien des Systemwechsels 
Seit den 50er Jahren unternehmen Wissenschaftler in der Demokratisierungsforschung auf der 
Grundlage unterschiedlicher Theorien die Einordnung der Ursachen, Erfolge und Misserfolge 
des demokratischen Systemwechsels. Im Folgenden werden einige Theorien erläutert.  
2.2.1.1 Modernisierungstheorie 
Die systemorientierten Modernisierungstheoretiker sehen in der sozioökonomischen Entwick-
lung eines Landes die fundamentale Erfolgsbedingung einer Demokratie. Seymour Martin Lipset 
formulierte die Modernisierungsthese folgendermaßen: 
“The more well-to-do a nation, the greater the chances that it will sustain democ-
racy. From Aristotle down to the present, men have argued that only in a wealthy 
society in which relatively few citizens live at the level of real poverty could there 
be a situation in which the mass of the population intelligently participate in poli-
tics and develop the self-restraint necessity to avoid succumbing to the appeals of 
irresponsible demagogues.”19 
Die Grundthese ist demnach: Je wohlhabender ein Volk, desto größer die Chance, dass sich ein 
demokratisches System entwickelt und stabilisiert. Der Wohlstand wird an der Höhe des Brutto-
Inlands-Produkt (BIP) pro Kopf20 gemessen. 
Lipset erweiterte seine Hauptthese durch die Faktoren effectiveness (Effektivität/ Wirksamkeit) und 
Legitimität. Je höher die Legitimität eines politischen Systems in der Bevölkerung ist, desdo hö-
her ist auch seine Stabilität. Ein politisches System, welches keine Legitmität genießt, ist in Kri-
senmomenten schneller dem Systemwechsel ausgeliefert. Die Legitmität als Grundlage der Stabi-
lität ist das wesentliche Kriterium demokratischer Systeme, da nicht, wie in autoritären Regimen 
häufig, in Krisenzeiten zur Gewalt gegen das eigene Volk gegriffen werden kann. Nach einem 
Systemwechsel haben die neuen demokratischen Strukturen wenig Legitimität. Wenn die neuen 
demokratischen Strukturen durch deren Effektivität wirtschaftliches Wachstum erzeugen, wird 
auch ihre Legitimität erhöht. Lang andauendes wirtschaftliches Wachstum ist also, nach Lipset, 
die Basis der Legitimität des demokratischen Systems.21  
Abbildung 1: Legitimität und Effektivität 
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19 Vgl. Lipset, S. M.: Political Man. The Social Basis of Politics, Baltimore, 1981, S. 31.  
20 Gesamtwirtschaftliche Produktion von Gütern und Dienstleistungen einer Volkswirtschaft in einer Periode geteilt 
durch die Bevölkerung. 
21 Vgl. Lipset, S. M., Seong, K., Torres, J. Ch.: A comparative analysis of the social requisites of democracy, in: Inter-
national Social Science Journal, 136, S. 155- 175, 1993. 
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Diesem Modell nach ist die Demokratie in Land A die stabilste, da das politische System eine 
hohe Legitimität hat, und auch eine große Effektivität aufzeigt. Dagegen ist die Demokratie in 
Land D die instabilste, da das politische System weder Legitimität noch Effektivität aufzeigt. In-
teressant ist die Situation von Land C, dessen politisches System wenig Legitimität, aber viel Ef-
fektivität zeigt, welches auf die Dauer, nach Lipset, zu einer Steigerung der Legitmität führt. 
Die Wechselbeziehung zwischen wirtschaftlichem Wohlstand und Demokratie wird folgender-
maßen erklärt: Wenn das nationale Einkommen signifikant steigt, wird der Konsum einheitlicher, 
der Mittelstand wächst, mehr Menschen haben Zugang zu medizinischer Versorgung, die Anal-
phabetenrate sinkt und mehr Kinder gehen länger in die Schule. Menschen mit höherem Ein-
kommen, komplexeren wirtschaftlichen Beziehungen, höherer Bildung, Zugang zur medizini-
schen Versorgung und zu anderen Leistungen fordern größere politische Freiheiten und mehr 
politischen Einfluss.22 
Zusammengefasst sind die Einflüsse der sozioökonomischen Modernisierung auf den System-
wechsel folgende23: Die sozioökonomische Modernisierung führt autoritäre Länder in eine 
„Transitionszone“24 (zwischen 1.000 und 6.000 US$ pro Kopf), in der sie destabilisiert und De-
mokratisierungsprozesse provoziert werden. Länder, die sich auf einer bestimmten Stufe sozio-
ökonomischer Entwicklung befinden, tendieren zur Demokratie und die meisten Länder, in de-
nen ein Systemwechsel stattfindet, befinden sich auf dieser bestimmten Stufe. Das Wirtschafts-
wachstum bringt für autoritäre Systeme ein Dilemma mit sich: Wenn es Wachstum gibt, dann 
führt es zum Systemwechsel. Wenn es kein Wachstum gibt, verliert das autoritäre System seine 
Legitimität. Die Modernisierung stärkt die Mittelschichten, welche den Klassengegensatz mildern, 
und die aufgrund ihrer Bildung und ihrer wirtschaftlichen Stellung sehr an politischem Einfluss 
interessiert sind. 
Die positive Korrelation zwischen sozioökonomischer Modernisierung und Demokratisierung ist 
von verschiedenen Forschern geprüft und bestätigt worden. Deswegen gilt sie als wichtigste Ein-
zelvariable des Demokratisierungsgrades.25 Dennoch gibt es verschiedene Kritikpunkte gegen-
über dieser Theorie: Die Bandbreite der zu erreichenden Modernisierungsstufe (zwischen 1.000 
und 6.000 US$ pro Kopf) ist sehr groß. Der Zusammenhang zwischen Demokratie und sozio-
ökonomischer Entwicklung ist nicht deterministisch. Die Theorie zeigt nur einen globalen Trend 
an, kann aber nicht vorhersagen, zu welchem Zeitpunkt der Systemwechsel stattfinden wird. Die 
Theorie hat keine Erklärung für die Demokratisierungen ärmerer Länder wie z.B. Indien, Alba-
nien oder Slowenien. Sie liefert auch keine Erklärung für den Zusammenbruch von sozioökono-
misch relativ hoch entwickelten Demokratien wie z.B. Deutschland in der Zwischenkriegszeit 
und Chile und Argentinien in den 70er Jahren. 
2.2.1.2 Strukturtheorie 
Für die Strukturalisten hängt die Erfolgschance einer Demokratie von der Struktur der sozialen 
Klassen und der Verteilung der Macht in einer Gesellschaft ab. Die langfristigen Verschiebungen 
der Machtstrukturen einer Gesellschaft bewirken ihrer Meinung nach den Erfolg oder Misserfolg 
eines Demokratisierungs- oder Konsolidierungsprozesses.  
                                                
22 Vgl. Ebenda. 
23 Merkel, W.: Systemtransformation. 
24 Vgl. Huntington, S.: The Third Wave, London, 1991 S. 60. 
25 Diamond, L.: Reconsideración del nexo entre desarrollo económico y democracia, in : Estudios Públicos, N° 49, 
1993; Huntington, S.: The Third Wave; Merkel, W.: Systemtransformation; Schmidt, M: Demokratietheorien.. 
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Dem Strukturalismus folgend erstellte Barrington Moore26 eine historisch qualitativ vergleichende 
Analyse der Modernisierungswege verschiedener Länder. Moore fragt in dieser Studie nach der 
Rolle der Oberklassen und der Bauernschaft bei der Umwandlung von Agrargesellschaften in 
moderne Industriestaaten. Seiner These nach führt die unterschiedliche Verschiebung der Klas-
sen und die daraus neu entstehende Klassenstruktur entweder zur parlamentarischen Demokratie 
oder zur Diktatur der Rechten oder der Linken. 
Moore zeichnet drei Wege in die Moderne: Der erste Weg führt über die bürgerliche Revolution 
zur Demokratie. In dieser Revolution beseitigt eine gesellschaftliche Gruppe mit unabhängiger 
Basis die aus der Vergangenheit überkommenen Strukturen für eine demokratische Spielart des 
Kapitalismus. Der zweite Weg führt über eine Revolution von oben, in welcher der bürgerliche 
Impuls zu schwach ist, zum Faschismus. Der dritte Weg führt über eine Bauernrevolution zum 
Kommunismus. Auf dem Weg zur Modernisierung müssen nach Moore fünf Faktoren vorliegen, 
damit das Resultat eine Demokratie ist:27 Erstens ein Gleichgewicht der Macht zwischen der Kro-
ne und dem Adel, zweitens die Hinwendung zu einer geeigneten Form kommerzieller Landwirt-
schaft, drittens die Schwächung der Grund besitzenden Aristokratie, viertens die Vermeidung einer 
aristokratisch-bürgerlichen Koalition gegen die Bauern und Arbeiter und fünftens ein revolutio-
närer Bruch mit der Vergangenheit. Zusammenfassend ist für Moore die Entwicklung eines star-
ken Bürgertums eine notwendige Voraussetzung für die Demokratie: „Ohne Bürger keine De-
mokratie.“28 
Ruschemeyer, Stephens und Stephens29 haben die Überlegungen von Moore modifiziert und wei-
terentwickelt. Ihrer Meinung nach beeinflussen zwei Variablen die Demokratisierung:30 Sie sehen 
in der durch den Kapitalismus entstandenen Arbeiterschaft den Motor der Demokratisierung und 
in den Großgrundbesitzern ihr größtes Hindernis. Zur Stabilisierung einer Demokratie ist das 
Machtverhältnis zwischen Staat und Zivilgesellschaft sehr wichtig. Ist die Macht im Staat kon-
zentriert, führt das zu einem autoritären System. Eine gut organisierte Zivilgesellschaft ist für die 
Entwicklung einer Demokratie als Gegengewicht zum Staat erforderlich. 
Die Strukturtheorie wird durch die von Tatu Vanhaven entwickelte Machtressourcenstreuungs-
theorie ergänzt.31 Diese Theorie besagt, dass für den Demokratisierungsgrad eines Landes die 
Streuung der Machtressourcen in der Gesellschaft ausschlaggebend ist. Je breiter die Streuung der 
Machtressourcen, desto höher die Chancen der Demokratie. In einer Gesellschaft, in der die 
Machtressourcen breit gestreut sind, kann keine Klasse die andere dominieren, so dass Kompro-
misse ausgehandelt werden müssen. Um die Streuung der Machtressourcen empirisch messen zu 
können, hat Vanhanen den Machtressourcenindex entwickelt. 
Die Strukturalisten brechen mit ihrer Theorie den Determinismus der Modernisierungstheoreti-
ker, indem sie neue Faktoren wie die Machtbeziehungen zwischen den Klassen und ihrem Staat 
oder die Streuung der Machtressourcen in der Gesellschaft berücksichtigen. Da aber die Klassen 
nicht automatisch einheitlich handelnde kollektive Akteure sind, vermögen die Strukturalisten die 
Komplexität eines Systemwechsels nicht umfassend zu greifen. Aspekte wie die religiös-kulturelle 
                                                
26 Moore, B.: Soziale Ursprünge von Diktatur und Demokratie, Frankfurt am Main, 1969. 
27 Vgl. Ebenda. 
28 Vgl. Ebenda, S. 481. 
29 Vgl. Rueschemeyer, D., Stephens, J., Stephens.: Capitalist Development & Democracy, Cambridge, 1992. 
30 Vgl. Merkel, W.: Systemtransformation. 
31 Ebenda. 
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Einbettung von Klassenbeziehungen, Staatshandeln und Machtverteilung sowie die spezifischen 
Interessenlagen innerhalb einer Klasse werden nicht berücksichtigt.32 
2.2.1.3 Kulturtheorie 
Für die Kulturtheoretiker hängen die Erfolgschancen einer Demokratie von den kulturellen Prä-
gungen eines Landes ab. Huntington erläutert die Beziehung zwischen Demokratie und Kultur: 
“The argument is made that the world’s great historic cultural traditions vary sig-
nificantly in the extend to which their attitudes, values, beliefs and related behav-
iour patterns are conductive to the development of democracy. A profoundly an-
tidemocratic culture impede the spread of democratic norms in the society, deny 
legitimacy to democratic institutions, and thus greatly complicate if not prevent 
the emergence of an effective functioning of those institutions.“33 
In der Tradition von Max Weber sind für Huntington Religionen ein elementares Merkmal von 
Kulturen; sie sind die Grundlage, auf denen die Zivilisationen ruhen. Anhand der Religionen teilt 
Huntington die Welt in acht Kulturen ein:34 Westliche Kultur (Liberalismus / Protestantismus), 
Lateinamerika (Katholizismus), Japanische, Slawisch-orthodoxe, Hinduistische, Afrikanische, 
Konfuzianische und Islamische Kultur. 
Manche dieser Kulturen führen positive Elemente für die Entwicklung zur Demokratie, während 
andere ihr feindlich gegenüberstehen. Die ersten drei Kulturen werden als demokratiefreundlich 
eingestuft, die slawisch-orthodoxe, die hinduistische und die afrikanische Kultur werden als de-
mokratieneutral angesehen und die beiden letzteren werden als unvereinbar mit der Demokratie 
eingeschätzt.35 Die Argumentation Huntingtons basiert auf dem seiner Meinung nach ausgepräg-
ten Autoritarismus und der Aversion gegen den Wettbewerb der konfuzianistischen Kultur. Die 
Faktoren, welche die Entwicklung der Demokratie im Islam verhindern, sind die starke Verbin-
dung zwischen Staat und Religion und seine übergesetzlich geltenden Normen.36 
Statistisch gesehen haben sich die meisten Demokratien in Ländern entwickelt, die vom Christen-
tum geprägt sind. Verschiedene Leitvorstellungen dieser Religion sollen die Demokratie begüns-
tigen:37 sowohl das Individuum als auch die Gemeinschaft der Gläubigen werden wertgeschätzt, 
die individuelle Freiheit und Gleichheit vor Gott sowie die Vorstellung, dass menschliche Ent-
scheidungen mangelhaft sind, zügeln die Staatsmacht und der Glaube an die Macht des Wortes, 
die Bedeutung von Rhetorik, Diskussion und Predigt dienen der demokratischen Kommunikati-
on als Basis. 
Die These der Kulturtheoretiker ist aber nicht deterministisch zu verstehen. Obwohl nur lang-
sam, verändern sich religiöse Kulturmuster im Zuge sozioökonomischer Modernisierung (z.B. 
Spanien, Portugal, Südkorea, Thailand, Philippinen). 
“Even if the culture of a country is at one point an obstacle to democracy, cul-
tures historically are dynamic rather than passive. The dominant beliefs and atti-
tudes in a society change. While maintaining elements of continuity, the prevailing 
                                                
32 Vgl. Ebenda. 
33 Vgl. Huntington, S.: The Third Wave, London, 1991, S.298. 
34 Vgl. Huntington, S.: Kampf der Kulturen, vierte Auflage, München/Wien, 1997, S. 61. 
35 Vgl. Huntington, S.: The Third Wave. 
36 Vgl. Ebenda. 
37 Vgl. Schmidt, M.: Demokratietheorien, 3. Auflage, Opladen, 2000. 
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culture in a society may differ significantly from what it was one or two genera-
tions previously”.38 
Aber nicht nur Religionen, sondern auch der soziale Kontext und die Geschichte einer Gesell-
schaft spielen, in der Meinung anderer Kulturtheoretiker, eine fundamentale Rolle in der Demo-
kratiefähigkeit eines Landes. Dieser Strömung nach werden Demokratien von den in der Ge-
schichte eines Landes wurzelnden zivilen Kulturen gestärkt oder gehemmt.39 
Demokratiefreundliche Werte werden in langfristigem, zivilgesellschaftlichem Engagement er-
lernt, habitualisiert und historisch als „soziales Kapital“ akkumuliert. Bürger solcher Kulturen 
erwarten von ihren Regierungen eher eine der gesamten Gesellschaft förderliche Leistung und 
sind bereit, diese durch kollektives Handeln einzufordern. Dagegen tendieren Bürger in Gesell-
schaft, in denen diese Werte nicht vorherrschen, zur Passivität und nehmen häufiger die Rolle 
von Bittstellern ein.40 
Neue Demokratien haben meist noch keine ausgeprägte zivile Kultur, da sich diese erst in einem 
langwierigen Prozess entwickelt. Die Gesellschaft kann aber durch demokratische Institutionen 
beeinflusst werden. Außerdem entwickeln Bürger ziviler Kulturen verstärkt die Fähigkeit zur Zu-
sammenarbeit bei der Erreichung gemeinsamer Ziele.41 
“As institutionals would predict, institutional change (gradually) reflected in chan-
ging identities, changing values, changing power and changing strategies.“42 
Putnam kommt zu dem Schluss: ”[B]uilding social capital will be not easy, but it is the key to 
make democracy work.”43 
2.2.1.4 Akteurstheorie 
In ihren Anfangsjahren prägten makrosoziologisch-funktionalistische oder makrosoziologisch-
strukturalistische Ansätze die Systemwechselforschung. Da diese Theorien allerdings nicht nicht 
konkret genug waren, um die realen Chancen einer Demokratisierung zu erfassen, füllte dieses 
Erklärungsdefizit die von O´Donnel und Schmitter 1986 vorgelegte Studie, Transition from 
Authoritarian Rule. Sie entwickelten und etablierten den akteurstheoretischen Ansatz als neuen 
Zweig der Demokratisierungsforschung.44 
Die Akteurstheoretiker setzen ihre Analyse auf der Mikroebene der handelnden Akteure an. Sie 
bestreiten aber die Bedeutung der anderen Theoriestränge nicht. Im Gegenteil, sie begreifen sie 
als den Kontext, in den die Entscheidungen und Handlungen der Akteure eingebunden sind.45 
                                                
38 Vgl. Huntington, S.: The Third Wave, S. 311. 
39 Vgl. Putnam, R.: Making democracy work, Princeton, 1993. 
40 Vgl. Ebenda. 
41 Vgl. Ebenda. 
42 Vgl. Ebenda, S. 184. 
43 Vgl. Ebenda, S. 185. 
44 Für einen Überblick der verschiedenen Theorien siehe: Nohlen, D., Thibaut, B.: Transitionsforschung zu Latein-
amerika: Ansätze, Konzepte, Thesen, in: Merkel, W. (Hrsg.): Systemwechsel 1: Theorien Ansätze und Konzeptionen, Opla-
den, 1994; Merkel, W.: Struktur oder Akteur, System oder Handlung: Gibt es einen Königsweg in der sozialwissen-
schaftlichen Transformationsforschung?, in: Merkel, W. (Hrsg.): Systemwechsel 1: Theorien Ansätze und Konzeptionen, 
Opladen, 1994; Merkel, W.: Systemtransformation: eine Einführung in die Theorie und Empirie der Transformationsforschung, 
Opladen, 1999. 
45 Vgl.Boss, E.: Die Rolle der Eliten und kollektiven Akteuren in Transitionsprozessen, in: Merkel, W.(Hrsg.): Sys-
temwechsel 1: Theorien Ansätze und Konzeptionen, Opladen, 1994. 
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Wenn ein notwendiges Minimum ökonomischer, kultureller und struktureller Voraussetzungen 
gegeben ist, sind politische Strategien, Allianzen und Handlungen der Akteure wichtig, um eine 
Demokratisierung herbeizuführen. Die Akteurstheoretiker betonen aber im Unterschied zum 
ökonomisch, strukturellen und kulturellen Determinismus die Unbestimmtheit politischen Han-
delns im Hinblick auf den Systemwechsel. Für sie hängt die Entscheidung für oder gegen die 
Demokratie letztlich von situationsgebundenen, kontinuierlich redefinierten Präferenzen, Strate-
gien und wahrgenommenen Möglichkeiten der relevanten Akteure ab.46 
Die Akteurstheorie teilt sich in zwei Strömungen: Die deskriptiv empirische Strömung, die sich auf 
die Beschreibung der Interessen und Strategien der Akteure konzentriert.47 Der Rational-Choice-
Ansatz, der mit spieltheoretischen Modellen die rationalen Kalküle, Kooperationen, Koalitionen, 
aber auch Konflikte der beteiligten Akteure herausarbeitet, erklärt und prognostizieren kann.48 
Im Verlauf der 90er Jahre erschienen zunehmend Arbeiten, in denen die Forscher die Ergänzung 
der verschiedenen Theoriestränge benutzen, um Systemwechselprozesse zu erklären.49 Dieser 
Richtung folgend schlägt Merkel nach einer Untersuchung der Schwächen und Stärken aller The-
oriestränge auch ihre gegenseitige Einbindung vor. Seine Argumente für die Synthese der Theo-
rien sind folgende:50 System- oder Akteurstheorien allein können weder Einleitung und Verlauf 
noch das Ergebnis von Systemwechseln hinreichend erklären. Sie haben teilweise unterschiedli-
che Analyseobjekte und dementsprechend auch unterschiedliche Analysestärken. Sie bedürfen 
bestimmter Verbindungskonzepte, die sie wechselseitig anschlussfähig machen und als Theorie-
brücke zwischen makrosoziologischen und mikropolitologischen Ansätzen fungieren. Solche 
Verbindungskonzepte können in kultur-, struktur- und institutionstheoretischen Überlegungen 
gefunden werden. Für Politikwissenschaftler ist es vorteilhaft, bei der Analyse von Systemwech-
selprozessen zunächst von den Akteuren auszugehen, die innerhalb bestimmter sozioökonomi-
scher, kultureller und institutioneller Opportunitätskontexte handeln.  
Da ich die Synthese der Theorien als sinnvoll erachte, um den komplexen Prozess eines System-
wechsels zu erklären, dient Merkels Theorieintegration dieser Arbeit als Leitfaden. Sofern es 
sinnvoll erscheint, wird sie durch die Vorschläge von anderen Autoren ergänzt.  
2.2.2 Begriffe des Systemwechsels 
Mit der dritten Demokratisierungswelle ist das Interesse an Transformationsanalysen gestiegen 
und damit auch die Anzahl der immer konkreteren Untersuchungen.  
                                                
46 Vgl. Merkel, W.: Systemtransformation. 
47Vgl. O´Donnel, G., Schmitter, P.: Transition from Authoritarian Rule, Baltimore, 1986. 
Di Palma, G.: To Craft Democracies. An Essay on Democratic Transitions, Berkeley, 1990. 
48 Przeworsky, A.: The Games of Transition, in: Mainwaring, S., O´Donnel, G., Valenzuela, S. (Hrsg.): Issues in De-
mocratic Consolidation: The new South American Democracies in Comparative Perspective, Notre Dame, Indiana, 1992. 
49 Huntington, S.: The Third Wave; Mainwaring, S., O’ Donnell, G., Valenzuela, S.: Issues in Democratic Consolidation, 
Notre Dame, Indiana, 1992; Beyme, K.von: Systemwechsel in Osteuropa, Frankfurt am Main, 1994; Gunther, R., Dia-
mandouros, P. N., Puhle, H. J.: The Politics of Democratic Consolidation Southern Europe in Comparative Per-
spective, Baltimore, London, 1995; Linz, J., Stepan, A.: Problems of democratic Transition and Consolidation in 
Southern Europe, South America and Post Communist Europe, Baltimore, 1996; Diamond, L., Plattner, M. F., 
Chu, Y., Tien, H.: Consolidating the third wave Democracies, London, 1997; Diamond, L., Linz, J., Lipset, S. M. (Hrsg.): 
Politics in Developing Countries, Comparing Experiences with Democracy, 2. Ausgabe, London, 1995. 
50 Vgl. Merkel, W.: Systemtransformation. 
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„Die unterschiedlichen Begriffe wurden aber selten zureichend geklärt und mitun-
ter auch synonym zur Beschreibung ein und derselben historischen Ereignisse und 
Prozesse verwandt.“51  
Im Folgenden wird daher die Benutzung der Begriffe geklärt werden. Die oben genannte Studie 
Transitions from Authoritarian Rule prägte den Begriff Transition, welcher insbesondere auf Demo-
kratisierungsprozesse in Lateinamerika und Südeuropa angewendet wird. Merkel stellt fest, dass 
dieser Begriff fast ausschließlich den Übergang von autoritären zu demokratischen Systemen 
bezeichnet.52 O`Donnel und Schmitter definieren in ihrem Werk Transition hingegen als  
“[...] the interval between one political regime and another ... transitions are delim-
ited, on the one side by the launching of the process of dissolution of an authori-
tarian regime and, on the other, by the installation of some form of democracy, 
the return to some form of authoritarian rule, or the emergence of a revolutionary 
alternative.”53  
Diese Definition ähnelt Merkels Begriff von Systemwechsel sehr: 
„[E]in Systemwechsel ist das Intervall zwischen einem alten und einem neuen po-
litischen System. Systemwechsel sind also zunächst mit erheblicher Entdifferen-
zierung (Auflösung) der alten Institutionen und anschließender Redifferenzierung 
(Aufbau) verbunden.“54  
Die Schlussfolgerung ist, dass die Begriffe Systemwechsel und Transition denselben Prozess be-
zeichnen.55 Diese Arbeit befasst sich mit der Transition bzw. dem Systemwechsel zur Demokra-
tie.  
2.2.2.1 Phasen des Systemwechsels 
Die von O´Donnel und Schmitter herausgearbeiteten Phasen einer Transition – Liberalisierung, 
Demokratisierung und Konsolidierung – sind in der Systemwechselforschung sehr einflussreich 
gewesen. Merkel hat in seiner Arbeit dieses Phasenmodell ein wenig modifiziert, da es sich weit-
gehend an den Transitionsprozessen in Lateinamerika und Südeuropa orientiert. Die wichtigste 
Änderung von Merkel betrifft die Phase der Liberalisierung, die davon ausgeht, dass der System-
wechsel von den alten Regimeeliten eingeleitet wird, was nach Merkel nicht immer der Fall ist.56 
Merkel teilt den Systemwechsel in drei Phasen ein: Erstens, Ende des autoritären Systems, zwei-
tens, Institutionalisierung der Demokratie, drittens, Konsolidierung der Demokratie. Die Phasen-
einteilung der Transition wird aus analytischen Gründen vorgenommen. In der Realität lassen 
sich die unterschiedlichen Etappen nicht unbedingt trennen und überschneiden sich oft.  
2.2.2.1.1 Ende des autoritären Systems 
Die genauen Ursachen, die zum Ende eines autoritären Systems führen, können jeweils nur in 
einer konkreten Fall-Analyse ermittelt werden. Mit Hilfe der vielen Transformationsstudien kön-
                                                
51 Vgl. Ebenda, S. 68. 
52 Vgl. Merkel, W.: Systemtransformation. 
53 Vgl. O`Donnel, G., Schmitter, P.: Transition from Authoritarian Rule, S. 3. 
54 Vgl. Merkel, W.: Systemtransformation, S. 119. 
55 Auch bei Boss sind beide Begriffe auswechselbar: Boss, E.: Die Rolle der Eliten und kollektiven Akteuren in Transiti-
onsprozessen. 
56 Merkel, W.: Systemtransformation. 
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nen dennoch allgemeine Aussagen zu typischen Ursachen gemacht werden. Die beiden wichtigs-
ten Ursachen-Dimensionen, die aufeinander bezogen werden müssen, sind die Strukturen (Hand-
lungskorridore) und die Handlungen der Akteure. Der Zusammenbruch eines politischen Sys-
tems wird durch die Kombination von strukturellen Problemen (z.B. wirtschaftlichen) oder der 
Handlung der Akteure (z.B. Regimeeliten, Opposition, Bevölkerung) verursacht. Zur Erklärung 
eines Systemwechsels müssen beide Perspektiven in den Blick genommen werden. 
Darüber hinaus unterscheidet Merkel zwischen systeminternen und -externen Ursachen, die zu 
einer Transition führen.57 Zu den systeminternen Ursachen zählt erstens die Legitimitätskrise auf-
grund ökonomischer Ineffizienz: Autoritäre Systeme sind wegen ihres umfangreichen Herrschaftsan-
spruches, des Herrschaftsausschlusses breiter Teile der Bevölkerung sowie wegen ihrer repressi-
ven Herrschaftsweise mit einem Legitimitätsdefizit behaftet. Durch wirtschaftliche Modernisie-
rung versuchen diese Regime, das Legitimitätsdefizit auszugleichen. Das Scheitern der wirtschaft-
lichen Modernisierung führt zu einer Legitimitätskrise, deren Ausgang die Repression der Protes-
te oder die Demokratisierung. Es kann auch zweitens eine Legitimitätskrise aufgrund ökonomischer 
Effizienz eintreten: Nicht nur das Scheitern, sondern auch der Erfolg der wirtschaftlichen Moder-
nisierung kann zum Ende eines autoritären Systems führen. Dieses in der Praxis oft gesehene 
Paradoxon hat seinen Ursprung in der Modernisierungstheorie. Ein steigendes Einkommensni-
veau führt das Land in die Transitionszone und ein Systemwechsel wird provoziert.58 Drittens 
mag die Legitimitätskrise aufgrund politischer Schlüsselereignisse einsetzen: Politische Schlüsselereignisse 
z.B. der Tod eines Diktators oder die Häufung von Skandalen haben in Kombination mit den 
oben genannten Faktoren gravierende Effekte auf das autoritäre System. 
Zu den systemexternen Ursachen zählt Merkel eine mögliche Kriegsniederlage: Hier muss zwischen 
zwei Varianten unterschieden werden: Niederlage gegenüber einer Demokratie, die den System-
wechsel einleitet (z.B. Deutschland), oder die Niederlage autoritärer Besatzerregime, welche den 
Weg zur Demokratie freimacht (z.B. Niederlande nach dem 2. Weltkrieg). Auch der Wegfall exter-
ner Unterstützung kann ursächlich sein: Der Wegfall externer Unterstützung kann eine Transition 
herbeiführen (wie im Fall des Zusammenbruchs kommunistischer Regime im Osten Europas 
oder der lateinamerikanischen Militärdiktaturen nach dem Wegfall der Unterstützung durch die 
USA). Ebenso benannt wird der Dominoeffekt: Die dritte Demokratisierungswelle war zeitlich und 
auch regional konzentriert. Systemwechsel in Nachbarländern haben einen destabilisierenden 
Einfluss auf autoritäre Regime.59 
Die Ursachen eines Systemwechsels prägen auch dessen Ablauf. Merkel unterscheidet sechs typi-
sche Abläufe: 
Langandauernde Evolution: Die Demokratie entwickelt sich aufgrund einer langandauernden Evolu-
tion und nicht wegen dramatischer Ereignisse. Langandauernde Evolutionen führten während 
des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts verschiedene Länder in die Demokratie. Dieser Ablauf 
ist in der dritten Demokratisierungswelle nicht zu finden (Beispiele: Neuseeland, Australien, 
Finnland, Norwegen, USA, England, Schweiz). 
Von den alten Eliten gelenkter Systemwechsel: In diesem Fall wird der Systemwechsel von den autoritä-
ren Eliten initiiert und auch weitgehend kontrolliert. Die alten Eliten bestimmen nicht nur den 
                                                
57 Vgl. Ebenda. 
58 Siehe Kapitel 2.2.1.1. Modernisierungstheorie. 
59 Weiterhin gilt, dass alle analytischen Einschränkungen nur idealtypisch gedacht sind. In der Realität muss meist ein 
Ursachenbündel gesehen werden. 
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Ablauf des Systemwechsels, sondern auch die Strukturen des neuen demokratischen Systems. 
Voraussetzung ist aber, dass die autoritären Eliten nicht zu sehr diskreditiert sind, und dass sie 
noch erhebliche Machtressourcen besitzen (Beispiele: Brasilien, Paraguay, Taiwan, Thailand, Bul-
garien, Rumänien). 
Von unten erzwungener Systemwechsel: In diesem Fall werden die alten Herrschaftsträger völlig ent-
machtet. Diese Art von Verlauf kann durch machtvolle öffentliche Proteste ausgelöst werden 
(Beispiel: Portugal). 
Ausgehandelter Systemwechsel: Ein ausgehandelter Systemwechsel ergibt sich aus einer Pattsituation 
zwischen den Regimeeliten und der Regimeopposition. Keine der Seiten hat die Macht, den Sys-
temwechsel und die Strukturen der neuen Demokratie alleine zu definieren. So kommt es zu 
Verhandlungen, die durch Kompromisse und Pakte die Transition bestimmen. Da die Regimeeli-
ten noch über erhebliche Machtressourcen verfügen, ist die Gefahr, dass die Demokratisierung 
von ihnen gestoppt wird, sehr hoch (Beispiele: Spanien, Uruguay, Chile, Südkorea, Polen, Un-
garn). 
Regime-Kollaps: Ein abrupter Zusammenbruch des Regimes führt zu einem Regime-Kollaps. Die-
ser wird aber nicht durch interne Akteure wie z.B. Massendemonstrationen, sondern durch ex-
terne Ursachen wie z.B. einen verlorenen Krieg verursacht (Beispiele: Griechenland, Argenti-
nien). 
Zerfall und Neugründung von Staaten: Durch den Zerfall von autoritären oder totalitären Imperien 
entstehen Staaten, die dann einen Systemwechsel hin zur Demokratie vollziehen (Beispiele: Sow-
jetunion, Jugoslawien). 
2.2.2.1.2 Institutionalisierung der Demokratie 
In der Tradition von O´Donnel und Schmitter hält Mainwaring fest, Demokratisierung ”refers to a 
movement toward democracy, that is toward a different political regime.“60 O`Donnel und Schmitter verste-
hen unter Demokratisierung die Einführung demokratischer Institutionen, die politischen Wett-
bewerb und eine breite Partizipation der Bürger garantieren.61 
Bei Merkel wird der Begriff der Institutionalisierung mit dem der Demokratisierung synonym 
verwendet und in dieselbe Richtung laufend wie der Terminus Demokratisierung bei O`Donnel 
und Schmitter als „der Abschnitt innerhalb eines Systemwechsels, in dem die neuen demokrati-
schen Institutionen etabliert werden“62 definiert. In dieser Etappe sind weder die alten Normen 
und Institutionen gültig noch die neuen vollständig etabliert. Die neuen Institutionen und Regeln 
müssen meist erst noch geschaffen werden. Der Entwurf neuer Regeln und Institutionen birgt 
Schwierigkeiten: Akteure müssen allgemein akzeptable Normen schaffen, denen sie sich später 
selbst unterwerfen müssen. 
Während der Demokratisierungsphase müssen die Akteure eine Balance zwischen den eigenen 
Interessen, denen der Vetomächte (im Kontext des Systemwechsels mächtige gesellschaftliche 
und staatliche Akteure, die kein verfassungsgestütztes Mandat zum politischen Handeln besit-
zen)63 und dem Allgemeinwohl finden.  
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„Denn werden die spezifischen Interessen mächtiger politischer Akteure missach-
tet, können diese als Vetomächte die Demokratisierung in Frage stellen und ge-
fährden. Tragen sie aber nicht in einem ausreichenden Maße dem Allgemeininte-
resse und den zu bewältigenden Problemen Rechnung, wird ihnen keine Legitimi-
tät aus der breiten Bevölkerung zuwachsen.“64  
Die Balance, welche die Akteure in diesem institutionellen und normativen Vakuum herstellen 
müssen, birgt für die Demokratisierung ein beachtliches Risiko, welches sie leicht zum Scheitern 
bringen kann: entweder zurück zum autoritären Regime, oder hin zu einer defekten Demokratie.  
2.2.2.1.3 Konsolidierung der Demokratie 
Die unterschiedlichsten Defintionen findet man auch für den Begriff der Konsolodierung: Ein-
schätzungen über Anfangs- und Endpunkt sowie die Kriterien, nach denen Konsolidierung beur-
teilt werden kann, differieren.65 
O`Donnel und Schmitter nennen als Anfang der Konsolidierungs-Phase die ersten freien Wah-
len, während Merkel die Verabschiedung der Verfassung erwähnt. Mit diesem Schritt sei der „Zu-
stand verflüssigter Strukturen und Normenlosigkeit bzw. Norm-Unsicherheit beendet.“66 Die 
Akteure richten sich nach den neuen Institutionen und Normen und die Politik wird langsam 
wieder berechenbar.  
Eines der einflussreichsten Konzepte von Konsolidierung wurde von Linz und Stepan67 entwi-
ckelt. Merkel greift auch auf diese Definition zurück, um sein Konzept auszuarbeiten. Er diffe-
renziert Konsolidierung in vier analytische Ebenen68, auf denen sich die Konsolidierungschancen 
des gesamten politischen Systems entscheiden. Die vier Ebenen haben eine zeitliche Stufenabfol-
ge. Die erste Ebene ist in der Regel am frühesten konsolidiert ist, während die Konsolidierung 
der Bürgergesellschaft auf der vierten Ebene am längsten dauert.  
Die konstitutionelle Konsolidierung, Ebene 1, bezieht sich auf die zentralen politischen Verfassungsin-
stitutionen, wie Staatsoberhaupt, Regierung, Parlament, Judikative und das Wahlsystem (Makro-
ebene: Strukturen). Die Konsolidierung dieser Ebene wirkt durch normative, strukturierende und 
damit handlungseingrenzende Vorgaben auf die nachfolgenden Ebenen zwei, drei und vier.  
Auf der zweiten Ebene siedelt Merkel die repräsentative Konsolidierung an. Sie betrifft die territoriale 
und funktionale Interessenrepräsentation, d.h. vor allem Parteien und Interessenverbände (Me-
soebene: Akteure). Die Konstellationen und Handlungen der Akteure auf der zweiten Ebene 
entscheiden einerseits mit darüber, wie sich die Normen und Strukturen auf der ersten Ebene 
konsolidieren und anderseits, ob die gemeinsame Konfiguration der ersten und zweiten Ebene 
das Verhalten der Akteure auf der dritten Ebene positiv oder negativ im Hinblick auf die demo-
kratische Konsolidierung beeinflusst. Mit der dritten Ebene setzt die Verhaltenskonsolidierung ein. 
Hier agieren die „informellen“, d.h. die potentiellen politischen Akteure wie Militär, Großgrund-
besitzer, Kapital, Unternehmer, radikale Bewegungen und Gruppen (Mesoebene: informelle poli-
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tische Akteure). Die Konsolidierungserfolge der ersten und zweiten Ebene sind von erheblicher 
Bedeutung dafür, ob die sogenannten „informellen“ politischen Akteure ihre Interessen inner-
halb oder außerhalb bzw. gegen die demokratischen Normen der Institutionen verfolgen werden. 
Sind die ersten drei Ebenen konsolidiert, gehen von ihnen entscheidende Impulse auf die Her-
ausbildung einer demokratiestabilisierenden Bürgergesellschaft aus. Wenn auf der vierten Ebene 
die Konsolidierung der Bürgergesellschaft (politische Kultur und zivile Kultur) einsetzt, dient sie als soziokul-
tureller Unterbau der Demokratie. Die demokratische Zivilkultur unterstützt zudem die anderen 
Ebenen in Krisensituationen. Nach Merkel ist eine Demokratie erst stabil und krisenfest, wenn 
alle vier Ebenen weitgehend konsolidiert sind. 
Während des gesamten Konsolidierungsprozesses spielen Eliten eine wichtige Rolle. Wenn es 
unter Eliten zur Überwindung des gegenseitigen Misstrauens und zu einem Minimalkonsens hin-
sichtlich der fundamentalen Spielregeln kommt, verpflichten sich die Akteure auf die Handlung 
innerhalb neuer Normen.  
“A key to the stability and survival of democratic regimes is the establishment of 
substantial consensus among elites concerning rules of democratic political game 
and the worth of democratic institutions.“69  
Dieser Konsens kann nach Burton, Gunther und Higley durch ein für die Konsolidierung fun-
damentales Elite Settlement erreicht werden. Elite Settlements sind Momente, in denen zwei streiten-
de Parteien ihre Beziehungen auf der Basis von ausgehandelten Kompromissen, die sich auf ihre 
Unstimmigkeiten beziehen, neu organisieren.  
“In this instance, there is a settlement that, as we argued, serves to stabilize the 
political environment by establishing a procedural consensus, institutionalizing 
behavioral norms that restrain expressions of conflict, and encouraging patterns 
of elite interaction that reduce animosities across traditionally divisive lines of 
cleavage. In addition, elites demobilize their supporters, thereby reducing the pos-
sibility that polarizing incidents of mass violence will break out”.70 
Der Elitenkonsens kann nach Burton, Gunter und Higles auch durch Elite Convergence herbeige-
führt werden. Hier handelt es sich um die Bildung von breiten Koalitionen zwischen früher un-
geeinten Eliten, durch die sie sich bessere Resultate bei den Wahlen versprechen.71 Auch führt 
der Konsens zwischen Eliten zu Stabilität, weil diese die neuen demokratischen Normen respek-
tieren und auch unterstützen, und weil er die Intensität des Konfliktes zwischen den Eliten redu-
ziert, indem er ihn in institutionalisierte Bahnen lenkt.72 Somit hilft der Konsens vor allem bei der 
Konsolidierung der ersten und der zweiten Ebene. Damit die Eliten ihre Konflikte innerhalb der 
neuen Ordnung lösen, muss die Verfassung ausgewogen sein und integrierend wirken sowie 
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gleichzeitig Lösungspotentiale für die gesellschaftlichen Konflikte und politischen Probleme an-
bieten.73 
Um eine Demokratie zu konsolidieren, sind Parteiensysteme nötig, die keine Gruppen ausschlie-
ßen, und Wahlsysteme, die die Formierung stabiler Regierungsmehrheiten fördern.74 Außerdem 
muss die Repräsentation durch ein komplementäres System der funktionalen Interessenvermitt-
lung durch Verbände ergänzt werden, die einbeziehend und auch effizient sein sollten.75 
Um die Konsolidierung der Demokratie auf den vier oben besprochenen Ebenen zu erreichen, 
müssen oft Abkommen aufgegeben werden, die während der Demokratisierungsphase die Tran-
sition erleichtert haben, um so die Elemente einer Polyarchy zu integrieren.76 Deswegen spricht 
O`Donnell von zwei Transitionen: 
“[T]he first is the transition from the previous authoritarian regime to the installa-
tion of a democratic government. The second transition is from this government 
to the consolidation of a democracy or, in other words, to the effective function-
ing of a democratic regime”.77 
Die Akteure haben in dieser Phase ein strategisches Problem: Einerseits müssen sie den Prozess 
der Konsolidierung vorantreiben, anderseits müssen sie eine Regression in das autoritäre Regime 
vermeiden.78 Valenzuela erläutert dieses Problem:  
“Thus, while democratic consolidation is basically about the elimination of formal 
and informal institutions that are inimical to democracy, it takes the form of a 
struggle between actors who benefit - or think they could benefit at a certain point 
- from those institutions´ existence, and those who not.“79  
In diesem Kontext erwähnt Valenzuela als eines der Konfrontationsthemen den Umgang mit den 
von dem autoritären Regime begangenen Menschenrechtsverletzungen. Trotz der Konfrontation, 
die in der Konsolidierungsphase unvermeidlich ist, sollten die Akteure den politischen Konflikt 
in Grenzen halten:  
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“[N]othing is more destructive of democracy than frequent confrontations in the 
streets, the legislature, the state administration and elsewhere between groups who 
view themselves as engaged in zero-sum conflict.“80  
Gerade in diesem Punkt ist der schon oben besprochene Konsens von größter Wichtigkeit. Be-
deutungsvoll ist im Lichte der auszuführenden Diskussionen auch die Rolle der potentiellen Ve-
tomächte. Eine wichtige Vetomacht in den südamerikanischen Transitionen ist das Militär, wel-
ches in dieser Phase die demokratischen Institutionen und Verfahren akzeptieren und sich ihnen 
unterwerfen muss.81 Diese Vetomächte können, wenn sie ihre Interessen bedroht sehen, aktiv 
werden, so dass es zu einer Regression im Systemwechsel kommen kann. Aber: Je konsolidierter 
die erste und die zweite Ebene sind, desto weniger wahrscheinlich ist dieses Szenario, da die un-
vermeidlichen Konflikte durch die neuen Institutionen kanalisiert werden.82 
Eine stabile Demokratie benötigt eine solide Staatsbürgerkultur, die das demokratische System zu 
einem erheblichen Teil auch unabhängig von der wirtschaftlichen und politischen Leistungsbilanz 
unterstützt und stabilisiert. Forscher der liberalen Tradition identifizieren verschiedene Werte 
und Einstellungen einer Gesellschaft, die für die Stabilität einer Demokratie wichtig sind:  
“[B]elief in the legitimacy of democracy; tolerance for opposite parties, beliefs, 
and preferences; a willingness to compromise with political opponents and, un-
derlying this, pragmatism and flexibility; trust in the political environment, and 
cooperation, particularly among political competitors; moderation in political po-
sitions and partisan identification; civility of political discourse; and political effi-
cacy and participation, based on principles of political equality but tempered by 
the presence of a subject role (which gives allegiance to political authority) and pa-
rochial role (which involves the individual in traditional, non-political pursuits).“83 
Obwohl eine vollständig homogene politische Kultur für die Stabilität einer Demokratie nicht 
notwendig ist, kann ein extremer Pluralismus sie gefährden. Dahl spricht das Problem der ver-
schiedenen Subkulturen in einem Land an. „Thus as the strength and distinctiveness of a country’s subcul-
tures increase, the chances for polyarchy should decline.“84 Die allgemeine Meinung ist, dass sich die Sub-
kulturen einer Gesellschaft aus ethnischen, religiösen, linguistischen oder regionalen Unterschie-
den bilden. Dahl argumentiert, dass sie auch aus politischen Parteien oder Ideologien entstehen 
können.85 Die Streitigkeiten zwischen diesen Subkulturen können wegen der häufig emotional 
geführten Debatte zu gewalttätigen, nicht verhandelbaren Konflikten führen, die das Bestehen 
einer Polyarchie gefährden.  
Eine stabile Demokratie braucht zudem eine demokratische, aktive Zivilgesellschaft. Wenn diese 
gut funktioniert, dann befördert sie die Bildung von demokratischen Werten in der Bevölkerung 
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und fungiert als Verbindung zwischen Gesellschaft und Staat. Ein zu hoher Partizipationsgrad 
kann aber für die Stabilität einer jungen Demokratie gefährlich sein. Erst im weiteren Verlauf der 
Konsolidierung verlieren konflikthafte zivilgesellschaftliche Aktionen ihren destabilisierenden 
Charakter. In den Anfangsphasen einer neuen Demokratie muss sich die Zivilgesellschaft oft 
selbst einschränken und kooperationsbereit sein, um die Demokratie nicht zu gefährden.86 
2.3 Vergangenheitsbewältigung 
Entgegen der stark analytisch geprägten Transitionsforschung unterliegt die Vergangenheitsbe-
wältigung keinem engen Begriffsraster. Der Begriff Vergangenheitsbewältigung wurde in 
Deutschland in Bezug auf die Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit geprägt. Er hat 
seinen Ursprung in einer ethisch-moralischen (nicht einer wissenschaftlich-analytischen) Perspek-
tive des Umgangs mit der Vergangenheit.87 Der früheste Beleg für die Benutzung des Wortes 
findet sich in der „Einladung zu einer Tagung zum 20. Juli“ zum Thema „Verbindlichkeit und 
Problematik unserer Geschichte“, die von der Evangelischen Akademie Berlin 1955 organisiert 
wurde. Der damalige Akademieleiter Erich Müller-Gangloff sprach in der Einladung von dem 
„Schatten einer unbewältigten Vergangenheit“, der auf die deutsche Geschichte falle.88 
Mit seinem immer häufigeren Gebrauch wurde das Wort „Vergangenheitsbewältigung“ vor allem 
wegen des Terminus „Bewältigung“ bemängelt. Da die Vergangenheit, so die Kritiker, per defini-
tionem zurückliegt, kann sie nicht mehr verändert oder ungeschehen gemacht und somit unmög-
lich „bewältigt“ werden.89 Eine andere Strömung gesteht zu, dass eine Bewältigung der Vergan-
genheit schon möglich sei, doch sei die NS-Vergangenheit davon allerdings ausgeschlossen.90 
Andere Autoren meinen, Bewältigung impliziere, dass die Auseinandersetzung mit der Geschich-
te vollendet werden könne. Dieses sei aber gerade angesichts der NS-Vergangenheit unmöglich.91 
Aufgrund der am Begriff der Vergangenheitsbewältigung geübten Kritik haben verschiedene Au-
toren andere Konzepte in die Diskussion eingeführt. So spricht Adorno von der „Aufarbeitung 
der Vergangenheit“92, während Peter Reichel „Erinnerungskultur“93 vorgeschlagen hat und ande-
re Wissenschaftler „Umgang mit der Vergangenheit“94 bevorzugen.  
Trotz aller Kritik: Der Begriff Vergangenheitsbewältigung ist zum Sammelbegriff für die Beschäf-
tigungen mit dem Nationalsozialismus, seinen unmittelbaren Folgen und längerfristigen Wirkun-
gen geworden.95 Mit der Zeit hat sich jedoch die enge Begriffsbindung von Nationalsozialismus 
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und Vergangenheitsbewältigung entkoppelt. Nach dem Zusammenbruch der DDR sprach man 
in Deutschland von der „doppelten Vergangenheitsbewältigung.“ Im Laufe der Demokratisie-
rungsprozesse sozialistischer Herrschaftssysteme löste sich der begriffliche Bezug auf Deutsch-
land. Vergangenheitsbewältigung wurde in allen Systemwechseln als die Aufgabe, sich mit der 
Vergangenheit zu beschäftigen, verwendet.96 
Heute kann zwischen dem deskriptiven, in der Wissenschaft verwandten Bedeutung und der 
normativen, in sozialpsychologischen, pädagogischen und politischen Zusammenhängen Bedeu-
tung des Begriffs unterschieden werden – Vergangenheitsbewältigung als Prozess und als Pro-
gramm.97 
Vergangenheitsbewältigung ist zu einem Gattungsbegriff geworden, welcher in zeitgenössischen 
politik- und sozialwissenschaftlichen Analysen zu einer festen Kategorie geworden ist.98 Dennoch 
ist es bisher noch nicht gelungen, dem Begriff eine einheitliche Definition zu geben oder ihn in 
eine Theorie einzubetten. Diese Arbeit soll daher einen Beitrag zur Suche einer Definition dar-
stellen und zur Systematisierung des Konzeptes der Vergangenheitsbewältigung als Prozess bei-
tragen.  
2.3.1 Schritte in Richtung einer Theorie der Vergangenheitsbewältigung 
Ist in diesem Kontext gestellt ein Begriff oder vielmehr eine Theorie für den Prozess der Verar-
beitung der Vergangenheit in einem Systemwechsel überhaupt nötig? In der abendländischen 
Geschichte wurde nach dem Modell „Vergeben und Vergessen“ gehandelt. Mit den Naziverbre-
chen wurde aber mit dieser Tradition gebrochen.99 Seitdem besteht die Auffassung, dass nur die 
Vergegenwärtigung eine Wiederholung verhindern kann.100 Auch Demokratisierungsprozesse der 
dritten Welle werfen die Frage auf, wie mit den Menschenrechtsverletzungen des vorherigen Re-
gimes umgegangen werden soll. Der Prozess der Vergangenheitsbewältigung findet heute in allen 
Systemwechseln statt. Eine Systematisierung des neuen Wissens ist nötig, um dieses in der Praxis 
anwenden zu können. Claus Offe schildert das Problem folgendermaßen: „Irgendetwas muss 
geschehen, aber mit gutem Gewissen und im Geiste einer klugen Folgenabwägung kann niemand 
sagen, was.“101  
Im Folgenden werden einschlägige Arbeiten besprochen, die sich mit der Definition und Syste-
matisierung des Konzeptes Vergangenheitsbewältigung beschäftigen. Da es an dieser Stelle nicht 
möglich ist, alle Arbeiten im Detail zu behandeln, werden nur deren Ergebnisse kurz vorgestellt, 
um am Ende der Arbeit wieder auf sie zurückzukommen. 
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Einen Schritt in Richtung Theorie der Vergangenheitsbewältigung unternahm Quaritsch.102 Er 
versteht Vergangenheitsbewältigung als einen Prozess, der in einem Übergang zur Demokratie 
stattfindet.103 In einem politischen Wörterbuch definiert Jesse Vergangenheitsbewältigung folgen-
dermaßen:104 
„Vergangenheitsbewältigung setzt erstens Verbrechen voraus, zweitens ihre Be-
endigung und drittens eine Demokratisierung. Nur wenn die drei Aspekte zu-
sammen vorliegen, kann eine Vergangenheitsbewältigung, die diesen Namen ver-
dient, Platz greifen.“105  
Ferner listet Jesse die Teilbereiche der Vergangenheitsbewältigung auf: juristische Aufarbeitung 
und Verurteilung der Täter, finanzielle Wiedergutmachung, öffentliche Auseinandersetzung sowie 
historische Analyse. 
Wie bereits erwähnt, leistete auch Claus Offe einen wichtigen Beitrag zur Systematisierung des 
Konzeptes.106 Im Rahmen der sozialistischen Systemwechsel behandelt er die Vergangenheitsbe-
wältigung aus einer strafrechtlichen Perspektive. Unvermeidlich gerate die Rechtssprechung in 
einem demokratischen Regimewechsel wegen der vom vorherigen Regime begangenen illegiti-
men Handlungen in einen Konflikt. Dieser Konflikt spielt sich nach Offe zwischen den folgen-
den Akteuren ab: 1) den Führungsgruppen des alten Regimes, 2) den Führungsgruppen des neu-
en Regimes, 3) den direkten Opfern und Leidtragenden (einschließlich ihrer Familien und Ver-
wandten) der Menschenrechtsverletzungen des alten Regimes sowie 4) den Widerstandsbewe-
gungen und Dissidenten des alten Regimes, die dieses (erfolgreich) bekämpft haben. Es gibt, 
nach Offe, drei Handlungsoptionen für das Vorgehen der gesetzgebenden und der rechtsspre-
chenden Gewalt, die sich ergeben, wenn die Täter und Taten des alten Regimes rückwirkend ju-
ristisch bewertet und behandelt werden sollen: Disqualifikation, Bestrafung und Restitution. 
Die so gestaltete Vergangenheitsbewältigung hat, nach Offe, ihren entscheidenden Effekt im 
Wirksamwerden von Sanktionen gegen bestimmte Personen oder Personengruppen. Ein weiterer 
Effekt ist es, das Vertrauen der Bevölkerung in Regierung, Parteien und Justiz der neuen politi-
schen Ordnung zu stärken, gesellschaftliche Konflikte zu befrieden, eine demokratische politi-
sche Kultur zu fördern und einen neuen, von den Rückständen des alten Regimes möglichst un-
befleckten Anfang zu machen. Auf diese Weise leistet die Vergangenheitsbewältigung einen Bei-
trag zur Konsolidierung und Legitimierung der neuen Demokratie. 
Alle drei oben beschriebenen Instrumente der Vergangenheitsbewältigung können für die Effek-
te, die Offe der Vergangenheitsbewältigung zuschreibt, aber auch kontraproduktive Folgen ha-
ben. Diese Folgen werden von Offe sowohl anhand normativer als auch empirischer Maßstäbe 
gemessen.  
Norbert Frei107 schlägt vor, den Begriff Vergangenheitsbewältigung durch Vergangenheitspolitik 
zu ersetzen, da der letztere viel präziser sei und sich nicht auf alles politische Handeln beziehe, 
das als Reaktion auf das „Dritte Reich“ verstanden werden kann. In der Auslegung von Frei han-
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delt es sich aber in der Vergangenheitspolitik nur um die Amnestie und Integration von ehemali-
gen Parteigenossen und um die Abgrenzung gegenüber ideologischen Restgruppen des National-
sozialismus.  
König108 stellt das Fehlen von Konzepten und Analysen allgemeiner und systematischer Absicht 
in der Forschung der Vergangenheitsbewältigung fest. Deswegen bietet er in seiner Arbeit eine 
Reihe von systematischen und konzeptionellen Überlegungen zu diesem Thema an. Er versteht 
unter Vergangenheitsbewältigung  
„die Gesamtheit jener Handlungen und jenes Wissens, mit der sich die jeweiligen 
neuen demokratischen Systeme zu ihren nichtdemokratischen Vorgängerstaaten 
verhalten. Es geht dabei vor allem um die Frage, wie die neu etablierten Demokra-
tien mit den strukturellen, personellen und mentalen Hinterlassenschaften ihrer 
Vorgängerstaaten umgehen und wie sie in ihrer Selbstdefinition und in ihrer poli-
tischen Kultur zu ihrer jeweiligen belastenden Geschichte stehen.“109  
König unterscheidet zwischen dem Ziel, den Wegen, den Ebenen und den Akteuren der Vergan-
genheitsbewältigung. Ziel sei es, „eine Wiederholung der Vergangenheit unmöglich zu machen 
und einen wirklich politischen Neubeginn herbeizuführen.“110 Die Wege führen über ein Verbot 
der belasteten Organisationen, die Bestrafung der Täter, die Disqualifizierung belasteter Perso-
nen, die Rehabilitierung und die Entschädigung der Opfer sowie die öffentliche Aufarbeitung der 
Vergangenheit. Die Durchsetzung dieser Wege vollzieht sich auf drei politischen Ebenen – politi-
sches System, politische Kultur und politische Mentalität. Auf diesen drei Ebenen werden die 
verschiedenen Akteure der Vergangenheitsbewältigung tätig.  
Petra Bock111 greift Freis Begriff der Vergangenheitspolitik, da er ihrer Meinung nach eine Ab-
grenzung vom normativ geladenen Begriff der Vergangenheitsbewältigung ermöglicht. Bock un-
tersucht den Einfluss der Vergangenheitspolitik auf den Systemwechsel im Falle der DDR mit 
dem Ziel, Bausteine für eine Theorie der Vergangenheitsbewältigung zu liefern. Sie beschränkt 
ihre Analyse auf die politischen Entscheidungen der Exekutive, Legislative und Judikative zu den 
verschiedenen Formen der Vergangenheitsbewältigung. Sie definiert Vergangenheitspolitik als 
den „Umgang mit den personellen und materiellen Hinterlassenschaften eines überwundenen 
Systems im politischen Prozess.“112 Dabei unterscheidet sie vier Elemente der Vergangenheitspo-
litik: Aufklärung, Strafverfolgung, Disqualifizierung und Wiedergutmachung. Die Aufklärung 
treibt die systempolitischen Veränderungen an, indem sie die politischen Gegner und deren Posi-
tion delegitimiert. Die Strafverfolgung externalisiert die Probleme der Vergangenheitspolitik, pro-
jeziert sie auf das Justizsystem und unterstützt so die Deeskalation während der Demokratisie-
rungs- und der Liberalisierungsphase. Die Justiz kann aber auch durch ihre Verstrickung in das 
alte System stark geschwächt sein. Disqualifizierung spielt bei der Verteilung politischer Macht im 
neuen System eine wichtige Rolle. Die Wiedergutmachung dient der Legitimierung der eigenen 
Position und hängt genauso wie die Disqualifizierung von tages- und machtpolitischen Interessen 
ab. Vergangenheitsbewältigungspolitik könne von integraler Bedeutung während des System-
wechsels sein. Sie ist der Auslöser der Liberalisierung, sie fördert die Erosion und die darauf fol-
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gende Implosion bzw. Transformation des alten Herrschaftssystems. Die Vergangenheitspolitik 
festigt neue Machtstrukturen, in dem sie Akteure legitimiert, und hält das System gleichzeitig fle-
xibel, da durch diese Politik die Akteure auch delegitimiert werden können. Die Akteure benut-
zen die Vergangenheitspolitik, um ihre eigenen Interessen zu verfolgen. Somit ist die Vergangen-
heitspolitik ein entscheidender Faktor in der Strukturierung bzw. Neugruppierung von Institutio-
nen und Personen/Akteuren beim Systemwechsel. Sie beeinflusst direkt die strukturelle Trans-
formation des politischen Systems und bestimmte Politikfelder: z.B. Innenpolitik, Rechtspolitik, 
Sozialpolitik, Wirtschaftspolitik und Außenpolitik ein. Zudem ist sie ein wesentlicher Motor des 
Elitewechsels im Transitionsprozess.  
 In einer von Detlef Nolte herausgegebenen Studie113 wird Vergangenheitsbewältigung auf die 
Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen der Diktaturen in Lateinamerika angewandt. Nol-
te teilt die Vergangenheitsbewältigung in zwei Dimensionen ein: die Dimension der unmittelbar 
Beteiligten oder Betroffenen, d.h. wie mit den Tätern und Opfern umgegangen wird, und die 
Dimension der Interpretation der Vergangenheit durch die Gesellschaft. Beide Dimensionen 
haben einen starken Bezug zur Gegenwart. Der Umgang mit den Tätern ist ein Indikator für die 
Machtverhältnisse in der Gesellschaft und für die Stärke überkommener autoritärer Strukturen. 
Der Umgang mit den Opfern ist ausschlaggebend für ihre Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft. Die Interpretation der Vergangenheit spiegelt die Werte der Gesellschaft wieder. Es geht 
nicht nur um den Konsens der Interpretation, sondern auch um die gemeinsamen Werte der Ge-
sellschaft, welche die Grundlage für ein friedliches Zusammenleben bilden und die zugleich die 
Basis für eine allgemein akzeptierte Rechtskultur darstellen. Nolte sieht in der Vergangenheitsbe-
wältigung nicht nur einen individuellen, sondern vor allem einen kollektiven Prozess.114 
Mark Arenhövel115 analysiert in seiner Arbeit die Vergangenheitsbewältigung verschiedener De-
mokratien. Er sieht einen Zusammenhang zwischen der Art und Weise des Umgangs mit der 
Vergangenheit und dem Grad der Konsolidierung einer Demokratie. Die Auseinandersetzung 
mit der Vergangenheit ist, so Arenhövel, eine Vorbedingung dafür, dass ein demokratischer De-
mos überhaupt entstehen kann. Die Diskussion der Gesellschaft über die Vergangenheit lasse den 
Demos entstehen. 
Auch außerhalb Deutschlands haben sich im Rahmen der dritten Demokratisierungswelle ver-
schiedene Autoren mit der Frage beschäftigt, wie neue Demokratien in Bezug auf die von dem 
vorherigen Regime begangenen Menschenrechtsverletzungen handeln müssen. Dieser Problem-
komplex wird unter dem Begriff Transitional Justice116 untersucht. Die Forschung basiert auf der 
Grundlage internationalen Rechts und ist stark normativ geprägt. Die nach dem zweiten Welt-
krieg durchgeführten Nürnberger und Tokio-Prozesse führten zur Ausarbeitung und Unter-
zeichnung zahlreicher internationaler Menschenrechtsabkommen, welche die Grundlage des in-
ternationalen Völkerrechts bildeten.117 Es ist das Gewaltmonopol der Staaten, welches hierdurch 
begrenz wird. Im Völkerrecht hat der Staat eine negative Rolle gegenüber seinen Bürger. Er muss 
sich des Tötens, Folterns, unrechtmäßiger Festnahmen und ähnlichen Missbräuchen enthalten. 
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Im Rahmen einer Transition wird von den Staaten nicht nur eine negative, sondern auch eine 
aktive Rolle in der Suche der Wahrheit, der Gerechtigkeit und der Wiedergutmachung in Bezug 
auf die vom vorherigen Regime begangenen Menschenrechtsverletzungen verlangt. Somit wur-
den eine Reihe von Kriterien entwickelt, nach denen man die Transitional Justice Politiken eines 
Landes bewerten kann.118 Es wurden aber schon Schritte in Richtung einer vergleichenden Analy-
se und der Transitional Justice im Kontext des Systemwechsels unternommen.119 
Die Ziele der Transitional Justice sind, nach Zalaquett, die Wiederholung von Menschenrechtsver-
letzungen zu verhindern und den verursachten Schaden in möglichem Umfang zu reparieren. Sie 
sind aber in einem Systemwechsel notwendigerweise folgenden breiteren Zielen untergeordnet: 
die nationale Einheit und Versöhnung zu erreichen, die Errichtung von Institutionen, die das 
politische System stabilisieren und die Produktion der nötigen ökonomischen Mittel, um die Sta-
bilität des politischen Systems zu untermauern. Die Inhalte der Politik sind wiedergutmachende 
Maßnahmen, Bestrafung oder nachsichtige Maßnahmen wie Amnestie.120 
 Die oben beschriebenen Ansätze zeigen, dass Vergangenheitsbewältigung ein Thema ist, welches 
aus vielen verschiedenen Perspektiven betrachtet werden kann. Die unterschiedlichen Gesichts-
punkte, unter denen Forschung in diesem Feld betrieben werden kann, haben sich in der langjäh-
rigen Erfahrung Deutschlands mit diesem Problemkomplex herausgebildet. Die dank der umfas-
senden Diskussion in Deutschland erreichte Tiefe kann anhand des Konzeptes Vergangenheits-
bewältigung für die Forschung in anderen Ländern genutzt werden. Um diese umfassende Erfah-
rung anwenden zu können, wird dieser Arbeit das in Deutschland erarbeitete breite Verständnis 
der Vergangenheitsbewältigung zugrundegelegt. Dabei dient die oben angeführte Definition und 
Ausarbeitung von König als Leitfaden.  
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3 Struktur der Analyse der Vergangenheitsbewältigung in 
Chile 
Auf der Grundlage der oben dikutierten Arbeiten, kann festgelegt werden, dass Vergangenheits-
bewältigung ein Prozess ist, der beim Übergang von der Diktatur zur Demokratie stattfindet. In 
diesem Kontext ist der erste Ziel dieser Arbeit erstens: Vergangenheitsbewältigung ist ein Pro-
zess, der beim Übergang von der Diktatur zur Demokratie stattfindet. Deswegen ist das erste Ziel 
dieser Arbeit, anhand des Fallbeispiels, den Einfluss der Vergangenheitsbewältigung auf die Tran-
sition und ihre verschiedenen Phasen herauszuarbeiten. Das zweite Ziel ist es, einen Beitrag zur 
Systematisierung des Konzeptes der Vergangenheitsbewältigung zu leisten. Anhand des Fallbei-
spiels sollen die oben erläuterten Ergebnisse von vorherigen Forschungen zur Vergangenheits-
bewältigung geprüft werden. Als nächstes werden auf der Grundlage der Erkenntnisse dieser 
Arbeiten die zu prüfenden Elemente herausgearbeitet. 
3.1 Elemente der Vergangenheitsbewältigung 
In der Literatur werden unterschiedliche Ziele der Vergangenheitsbewältigung genannt. Das erste 
zu prüfende Element wären die mit der Vergangenheitsbewältigung verfolgten Ziele. Ferner ist 
die Rede von Teilbereichen, Handlungsoptionen, Wegen, Elementen oder Maßnahmen der Ver-
gangenheitsbewältigung. Darunter werden Bestrafung der Täter, finanzielle Wiedergutmachung, 
öffentliche Auseinandersetzung, historische Analyse, Disqualifikation, Verbot von belasteten 
Organisationen, Aufklärung und Amnestie subsumiert. Die nächste Überlegung gilt also der Prü-
fung dieser Elemente. In Anlehnung an König werden sie in dieser Arbeit als Wege der Vergan-
genheitsbewältigung bezeichnet. Das dritte zu prüfende Element sind die Akteure der Vergan-
genheitsbewältigung. Die Frage ist hier, wer aktiv wird, und welche Interessen verfolgt werden. 
3.2 Ebenen der Vergangenheitsbewältigung  
König spricht von der Vergangenheitsbewältigung als einem politischen Feld, an dem unter-
schiedliche Instanzen mit jeweils eigener Logik beteiligt sind.121 Bei der Sichtung der vorgestellten 
Arbeiten stellt sich heraus, dass Vergangenheitsbewältigung aus verschiedenen Blickwinkeln be-
trachtet wird und diese somit immer auf anderen Ebenen stattfindet. 
3.2.1 Das politische System 
Offe analysiert die Vergangenheitsbewältigung aus der strafrechtlichen Perspektive, wobei er auf 
die Recht sprechende und die Recht setzende Gewalt eingeht. Dagegen untersucht Bock die Ent-
scheidungen der Exekutive, Legislative und Judikative in der Vergangenheitsbewältigung und ihre 
Wirkung auf den politischen Prozess. Nolte sieht in der Vergangenheitsbewältigung einen Indika-
tor für die Machtverhältnisse in der Gesellschaft und für die Stärke überkommener autoritärer 
Strukturen. Um diese unterschiedlichen Gesichtspunkte der Vergangenheitsbewältigung zu ver-
binden und die aus ihnen entspringenden Fragen zu beantworten, könnte die erste Ebene von 
König, das politische System, nützlich sein. 
Das politische System ist in der Sprache der Systemtheorie ganz allgemein dasjenige gesellschaft-
liche Teilsystem, das für die Produktion kollektiv verbindlicher Entscheidungen zuständig ist. 
Das politische System ist Adressat gesellschaftlicher Forderungen (Inputs), auf die es mit verbind-
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lichen Entscheidungen und Maßnahmen (Outputs) reagiert.122 In dem hier analysierten Fall sind 
die Probleme der Vergangenheitsbewältigung die Inputs des politischen Systems, während institu-
tionelle Regelungen, Gesetze, Normen, Initiativen und Aktivitäten, die mit diesem Thema ver-
bunden sind, die Outputs darstellen.  
Ihre Interessen verfolgend werden Akteure im politischen System tätig. Die Reaktion des politi-
schen Systems spiegelt sich in den von diesen Institutionen gewählten Wegen der Vergangen-
heitsbewältigung wieder. Die hier zu behandelnde Frage ist also die nach den Akteuren und We-
gen der Vergangenheitsbewältigung im politischen System, wobei dieses von den Institutionen 
der Exekutive, Legislative und Judikative gebildet wird. Sobald geklärt ist, was in Bezug auf die 
Vergangenheitsbewältigung im politischen System geschieht, kann der Einfluss dieses Prozesses 
auf den Systemwechsel analysiert werden. 
Seit den Nürnberger Prozessen besteht die Frage nach der Rolle der internationalen Gemein-
schaft in der strafrechtlichen Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen in verschiedenen 
Ländern. Beispiele dafür sind die Verhaftung Pinochets in London, der internationale Gerichts-
hof der Vereinten Nationen, der sich mit den in Ruanda begangenen Verbrechen befasst, der 
Gerichtshof für die Verbrechen in Ex-Jugoslawien und nicht zuletzt die Diskussion um die Er-
richtung des internationalen Strafgerichtshofes. In den letzten Jahren kann eine verstärkte Prä-
senz und ein gestiegenes Interesse der internationalen Gemeinschaft auf diesem Gebiet verzeich-
net werden. Es ist interessant, der Frage nachzugehen, wie sich diese Veränderung im internatio-
nalen Umfeld auf die Vergangenheitsbewältigung in einem Land im Systemwechsel auswirkt. 
Die Handlungen der internationalen Gemeinschaft sind auch ein Input für das politische System. 
Diese von den deutschen Forschern nicht eingehend berücksichtigte Perspektive der Vergangen-
heitsbewältigung ist in der Erforschung der Transitional Justice sehr wichtig. Diese untersucht auf 
der Grundlage des Völkerrechts die Rolle der internationalen Gemeinschaft in der Vergangen-
heitsbewältigung. Die Frage in diesem Zusammenhang ist, welchen Einfluss die Reaktionen und 
Handlungen der internationalen Gemeinschaft auf den Prozess der Vergangenheitsbewältigung 
eines Landes hat und wie sich wiederum dieser Einfluss auf die Transition auswirkt. 
3.2.2 Die politische Kultur 
Arenhövel hat eine andere Perspektive in seiner Analyse der Vergangenheitsbewältigung. Er geht 
auf die Wichtigkeit der Vergangenheitsbewältigung in der Konstituierung des Demos ein. Auch 
Nolte geht in diese Richtung, wenn er als zweite Dimension der Vergangenheitsbewältigung die 
Interpretation der Vergangenheit durch die Gesellschaft und die daraus entstehenden Werte der 
Gemeinschaft angibt. Und für Offe hat die Vergangenheitsbewältigung durch ihren Einfluss auf 
die politische Kultur einen Effekt auf die Konsolidierung der Demokratie. 
In diesem Kontext stellen sich folgende Fragen: Wie werden diese Themen von der Gesellschaft 
aufgenommen? Wie werden sie verarbeitet? Nach welchen Maßstäben wird geurteilt? Welche 
Gefühle haben die Menschen gegenüber diesem Thema? Welche Werte spielen eine Rolle? Und 
nicht zuletzt: Wie beeinflusst die Reaktion der Gesellschaft auf die Vergangenheitsbewältigung 
den Prozess des Systemwechsels? Die Schwierigkeit ist aber, wie man im Rahmen einer For-
schung diese Problematik erforschen kann und wie diese Fragen gestellt werden müssen, um 
sinnvolle Antworten zu erhalten. All diese Fragen zielen jedoch auf die subjektive Dimension der 
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Vergangenheitsbewältigung, die sich nicht auf Tatsachen stützt, sondern den Meinungen der Mit-
glieder einer Gesellschaft entspringt. 
König deckt in seinem Ansatz diese Dimension mit der Ebene der politischen Kultur ab.123 Dies 
scheint ein sinnvolles Forschungskonzept zu sein, da nach der Minimaldefinition, die dem wis-
senschaftlichen common sense entspricht, politische Kultur „die subjektive Dimension der ge-
sellschaftlichen Grundlagen politischer Systeme“ 124 ist. Als erstes muss aber geklärt werden, was 
unter politischer Kultur konkret verstanden wird, um danach festzulegen, ob dieser Begriff als 
Forschungskonzept für die oben gestellten Fragen nützlich ist.  
Obwohl die Idee der politischen Kultur und ihrer Funktion schon bei den Denkern der alten 
Hochkulturen zu finden ist, gewann der Begriff den Rang eines eigenen Forschungsfeldes mit 
dem Standardwerk von Gabriel A. Almond und Sidney Verba: “The Civic Culture. Political Attitudes 
and Democracy in Five Nations“125. Auf der Basis dieser Arbeit entwickelte sich die Analyse der poli-
tischen Kultur zu einem der populärsten politikwissenschaftlichen Forschungsgegenstände.126 In 
Deutschland wurde das Konzept nicht nur von der Wissenschaft, sondern auch von der Publizis-
tik aufgegriffen und oft benutzt. Dirk Berg-Schlosser spricht sogar von einer inflationären Ver-
wendung des Begriffs.127 Der Preis der hohen Popularität ist seine beliebige Verwendung und 
somit der Verlust an eindeutigem Inhalt.128 Es wäre an dieser Stelle sicherlich interessant, aber 
leider unmöglich, allen Auslegungen von politischer Kultur nachzugehen.129 Deswegen werden 
kurz die zwei wichtigsten Richtungen130 erläutert, um anschließend die Nützlichkeit des Konzep-
tes für die hier gestellten Fragen festzustellen. 
Almond und Verba verstehen unter politischer Kultur, “the particular distribution of patterns of orienta-
tion toward political objects among the members of the nation.“131 Nach ihrem Verständnis hat die politi-
sche Kultur kognitive, affektive und evaluative Bestandteile. Sie schließt also Kenntnisse und 
Meinungen über die politische Realität, Gefühle über Politik und politische Werthaltungen ein. 
Almond und Verba betrachten die Objekte der politischen Orientierung in zweierlei Hinsicht: 
„the general political system“ und “the self as political actor.“132 Die Untersuchung von Almond und Ver-
ba steht in der Tradition der empirischen Forschungsorientierung und stützt sich somit auf Um-
fragen. Nach Almond und Verbas Konzept zielen die Untersuchungen zur Erforschung der poli-
tischen Kultur auf Individuen, deren Einstellungen der zu analysierende Gegenstand ist.133  
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125 Almond, G. A., Verba, S.: The Civic Culture Political Attitudes and Democracy in Five Nations, Princeton, 1963. 
126 Gabriel, O.W.: Politische Kultur aus der Sicht der empirischen Sozialforschung, in: Niedermaier, O., Beyme, K. 
von: Politische Kultur in Ost und Westdeutschland, Opladen, 1996. 
127 Berg-Schlosser, D.: Politische Kultur in Deutschland, Forschungsstand, Methoden und Rahmenbedingungen, in: 
Berg-Schlosser, D., Schissler, J. (Hrsg.): Politische Kultur in Deutschland Bilanz und Perspektiven der Forschung, PVS 
Sonderheft, Opladen, 1987. 
128 Gabriel, O. W.: Politische Kultur, Postmaterialismus und Materialismus in der BRD, Opladen, 1986. 
129 Siehe dazu: Iwand, W. M.: Paradigma Politische Kultur. Konzepte, Methoden, Ergebnisse der Political Culture Forschung in der 
Bundesrepublik. Ein Forschungsergebnis, Opladen, 1985. 
130 Greiffenhagen, Martin und Sylvia: Politische Kultur, in: Grundwissen der Politik, 2 Ausgabe, Frankfurt/ New York, 
1997; Schwelling, B.: Politische Kulturforschung als kultureller Blick auf das Politische, in: Zeitschrift für Politikwissen-
schaft, Jahrgang 11, Heft 2/01, Baden Baden, 2001. 
131Vgl. Almond, G. A., Verba, S.: The Civic Culture Political Attitudes and Democracy in Five Nations, Princeton, 1963, 
S.14f. 
132 Vgl. Ebenda, S.14. 
133 Vgl. Schwelling, B.: Politische Kulturforschung als kultureller Blick auf das Politische.  
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Der Entwurf von Almond und Verba wird, obwohl er sehr einflussreich ist, stark kritisiert. Hin-
terfragt wird erstens der Zusammenhang zwischen Kultur auf der einen und Orientierung bzw. 
Einstellung auf der anderen Seite.134 Karl Rohe135 schlägt vor, politische Kultur als die Grundan-
nahmen über die politische Welt zu verstehen. Er lehnt Almonds und Verbas Ansatz nicht voll-
ständig ab, sondern legt sein Verständnis von politischer Kultur breiter an „[E]s geht um die für 
ein gesellschaftliches Kollektiv maßgebenden grundlegenden Vorstellungen darüber, was Politik 
eigentlich ist, sein kann und sein soll.“136 
Der zweite Kritikpunkt wird als „individualistischer Fehlschluss“ thematisiert. Es wird argumen-
tiert, dass man durch die Summierung von individuellen Einstellungen (die sich auf der Mikro-
ebene befinden) nicht das soziale Phänomen einer Kultur beschreiben könne. „[…] Kultur kann 
ebenso wie Sprache sinnvoller Weise nicht als bloß individuelles, sondern nur als ein soziales 
Phänomen begriffen werden.“137. Forschungsansätze, die diese Kritik teilen, legen ihren Kultur-
begriff breiter und setzen ihn auf einer Ebene unterhalb derjenigen der Einstellungen an.138 Rohe 
spricht von einer Art politischer Partitur, einem Weltbild, einer ungeschriebenen Verfassung, die 
von einer Gruppe geteilt wird.139 Die Forscher dieses Ansatzes stützen ihre Untersuchungen nicht 
auf individuelle Einstellungen, sondern hauptsächlich auf Symbole und damit auf explizite, kol-
lektive, verdichtete, materielle und sichtbare Produkte menschlichen Handelns (z.B. Feste, Ritua-
le, Mythen, Fahnen Architektur, Sprache), die auf der Meso- bzw. Makroebene anzusiedeln sind. 
Die benutzten Forschungsmethoden sind qualitativer und interpretativer Art (Inhaltsanalyse, 
hermeneutische Bilderinterpretation).140 
Die Verbindung beider Ansätze, wie sie Birgit Schwelling vornimmt, wird auch von anderen Au-
toren als sinnvoll für die Erforschung von politischer Kultur angesehen.141 In ihrer Argumentati-
on greift sie auf das Verständnis von Kultur nach Ruth Benedicts142 zurück, die Kultur als ein 
„sinnreich gegliedertes Ganzes versteht.“143 Dieses Ganze ist nicht lediglich die Summe aller Ein-
zelteile, sondern „auch zugleich das Ergebnis der einzigartigen Anordnung und Wechselwirkung 
dieser Teile, die die neue Einheit geschaffen haben.“144 Somit kommt Schwelling zum Schluss 
dass beide oben geschilderten Ansätze zu kurz greifen: der eine konzentriert sich nur auf die Mik-
roebene ohne Berücksichtigung der Bezüge und Kontexte und der andere vernachlässigt die Mir-
koebene und schließt sie kategorisch aus.  
„Kultur ist ein kollektives Phänomen, aber es besteht dennoch nicht unabhängig 
von individuellen Akteuren, die durch ihr Handeln in der Interaktion mit anderen 
kulturelle Muster erst entstehen lassen und bestehende Formen aufnehmen, ab-
                                                
134 Vgl. Greiffenhagen, Martin und Sylvia: Politische Kultur. 
135 Rohe, K.: Politische Kultur: Zum Verständnis eines theoretischen Konzepts, in: NiederMaier, O., Beyme, K. von: 
Politische Kultur in Ost und Westdeutschland, Opladen, 1996. 
136 Vgl. Rohe, K.: Politische Kultur: Zum Verständnis eines theoretischen Konzepts, S. 1. 
137 Ebenda, S. 4. 
138 Vgl. Schwelling, B.: Politische Kulturforschung als kultureller Blick auf das Politische, in: Zeitschrift für Politikwissen-
schaft, Jahrgang 11, Heft 2/01, Baden Baden, 2001. 
139 Vgl. Rohe, K.: Politische Kultur.  
140 Vgl. Schwelling, B.: Politische Kulturforschung als kultureller Blick auf das Politische. 
141 Greiffenhagen, Martin und Sylvia: Politische Kultur. Auch Larry Diamond greift in seiner Arbeit nicht nur auf Sur-
veymethoden zurück: Diamond, L.(Hrsg.): Political Culture in Developing Countries, Boulder/London, 1994. 
142 Benedict, R.: Urformen der Kultur, Reinbeck, 1955. 
143 Ebenda, zitiert nach Schwelling, B.: Politische Kulturforschung als kultureller Blick auf das Politische, S. 614. 
144 Vgl. Ebenda. 
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lehnen, modifizieren, oder in Vergessenheit geraten lassen. Umgekehrt stecken 
bestehende kulturelle Besonderheiten die Rahmenbedingungen individueller 
Handlungsmöglichkeiten ab und beeinflussen diese. Insofern lassen sich kulturelle 
Muster als Wissensbestände verstehen, die in individuellen Akteuren wirksam 
sind, aber auch Phänomene, die über individuelle Akteure hinausreichen und in 
verdichteten und symbolischen Formen wahrnehmbar werden. Kulturelle Analy-
sen zielen zwar nicht auf die Einstellungen einzelner Individuen; jedoch sind kul-
turelle Muster auch an individuellen Orientierungen ablesbar.“145 
Politische Kultur interessiert sich im Verständnis von Schwelling für die kulturellen Grundlagen 
politisch relevanter Phänomene. Auf der Basis kultureller Grundlagen „verdichten Gesellschaften 
in offiziellen Symbolen das, was sie für richtig und falsch, gut und böse, positiv und negativ hal-
ten und als schön und hässlich, fremd und vertraut empfinden.“146 
Da beide oben besprochenen Ansätze politischer Kulturforschung Aspekte vernachlässigen, 
schlägt Schwelling die Kategorie des Wissens als konzeptionelle Grundlage und begriffliche Basis 
für die Untersuchung der kulturellen Grundlagen politisch relevanter Phänomene vor. Schwelling 
greift auf den Begriff der Lebenswelt von Alfred Schütz und Thomas Luckmann147 zurück, die alle 
Menschen vorfinden, und die von allen geteilt wird. Sie ist als Grundstruktur der Wirklichkeit 
allen Individuen einer Gesellschaft gemeinsam. Nach Schwelling basiert sowohl die fraglose Ge-
gebenheit der Lebenswelt als auch deren Intersubjektivität auf Wissensvorräten, welche die Angehöri-
gen einer kulturellen Einheit teilen, und die sie zur Orientierung in der Lebenswelt benötigen. 
„Ohne diese Wissensvorräte im Hintergrund wären das Deuten und Auslegen von Situationen - 
wären allgemein gesprochen, Verstehensleistungen - nicht möglich.“148 
In der vorliegenden Arbeit geht es um die kulturellen Grundlagen der Gesellschaft im Prozess 
der Vergangenheitsbewältigung während des Systemwechsels. Es ist also nach den Wissensvorräten 
der Gesellschaft, auf deren Grundlage sie die Vergangenheit im Kontext der Transition deutet 
und auslegt bzw. versteht und verarbeitet, zu fragen. 
Nun bleibt die Frage zu klären, wie diese Wissensvorräte erforscht werden sollen. Dafür wurde 
für die vorliegende Arbeit auf Umfragen zurückgegriffen (soweit diese vorhanden waren), um die 
Mikroebene abzudecken. Um die Meso- und Makroebene zu analysieren, wurden Zeitungsartikel 
und Symbole (Feiertage, Straßenbenennungen, Monumente) interpretiert. Letztere Ebene wurde 
durch eine quantitative Analyse der in der Zeitung El Mercurio erschienenen Zeitungsartikel über 
die Vergangenheitsbewältigung gedeckt. Eine eingehende Erklärung des benutzten Systems be-
findet sich in Anhang 1. 
                                                
145Vgl. Schwelling, B.: Politische Kulturforschung als kultureller Blick auf das Politische, S. 616. 
146 Vgl. Ebenda, S. 614. 
147 Schütz, A., Luckmann, T.: Strukturen der Lebenswelt, Band 1, Darmstadt/Neuwied, 1975. 
148 Vgl. Schwelling, B.: Politische Kulturforschung als kultureller Blick auf das Politische, S. 619. 
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4 Forschungsdesign 
Zusammengefasst sind die Ziele der vorliegenden Arbeit, anhand des Fallbeispiels den Einfluss 
der Vergangenheitsbewältigung auf den Systemwechsel herauszuarbeiten und zweitens einen Bei-
trag zur Systematisierung des Konzeptes Vergangenheitsbewältigung anhand der Prüfung der 
Erkenntnisse der Literatur zum Thema am Fallbeispiel zu leisten.  
Um diesen Zielen nachzugehen wird, folgendes Forschungsdesign angewendet. Erst werden die 
Phasen der Transition in Chile nach dem Modell von Merkel abgegrenzt. Danach werden die 
Wege der Vergangenheitsbewältigung, die in jeder Etappe beschritten wurden, beschrieben. Au-
ßerdem wird analysiert, welche Akteure sich an dem Prozess der Vergangenheitsbewältigung be-
teiligten und welche Interessen diese verfolgten. Wege und Akteure werden auf folgenden Ebe-
nen analysiert: 
Im politischen System werden die Handlungen der Exekutive, Legislative und Judikative in Bezug 
auf die Vergangenheitsbewältigung untersucht. Institutionelle Regelungen, Gesetze, Normen, 
Initiativen und die Handlungen der Akteure werden analysiert. 
In Bereich der politischen Kultur wird die Bedeutung der Vergangenheitsbewältigung für die 
Gesellschaft anhand von Umfragen, Zeitungsartikeln – Anzahl und Wichtigkeit der Artikel (Siehe 
Anhang 1) – und Symbolen operationalisiert. Dabei stellen sich folgende Fragen: Wie wird das 
Thema verstanden? Welche Meinungen werden geäußert? Welche Werte spielen eine Rolle und 
wie ist die Reaktion der Gesellschaft? Auch dies soll anhand von Umfragen, Zeitungsartikeln und 
Symbolen erklärt werden. 
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5 Die Vergangenheit 
5.1 Die Polarisierung des politischen Systems 
Das folgende Kapitel stellt die Ereignisse in Chile zwischen 1970 und 1990 in den Fokus der Be-
trachtung. Dies dient der Konkretisierung der zu bewältigenden Vergangenheit und erklärt 
gleichzeitig die Erschütterungen, die die chilenische Demokratie erfahren hat. Dieses Wissen ist 
nötig, um die Reaktionen der verschiedenen Akteure gegenüber der Vergangenheitsbewältigung 
zu verstehen. 
Zwischen 1970 und 1973 litt das chilenische politische System unter seiner Unfähigkeit, die un-
terschiedlichen Forderungen und Konfrontationen der sozialen und politischen Gruppen zu 
handhaben. Chile bewegte sich in diesen Jahren von einer begrenzten hin zu einer allgemeinen 
Krise, welche sich in einer wachsenden politischen Polarisierung und einer Deinstitutionalisie-
rung der Arten der Konfrontation kristallisierte.149 Diese Entwicklungen spielten zur Zeit des  
Kalten Krieges. Die Ideologien duldeten keine Kompromisse. Aus diesem Grund mangelte es 
den so positionierten politischen Gruppen an Unterstützung aus der Gesellschaft; der Polarisie-
rungsprozess wurde beschleunigt. Das bis dahin nicht hinterfragte System Demokratie wurde 
nun von verschiedenen Seiten kritisiert, da es die vollkommene Durchsetzung der unterschiedli-
chen Projekte nicht zuließ.150 
Unter dem Einfluss der kubanischen Revolution übernahmen Teile der chilenischen Linken die 
Idee des vía armada, des bewaffneten Weges zur Macht. Dieser Idee folgend bildeten sich Grup-
pen wie Movimiento de Izquierda Revolucionaria (MIR), welche verschiedene gewaltsame Aktionen 
unternahmen. Die Sozialistische Partei und auch Teile der christlichen Linken teilten die Idee 
eines unumgänglichen bewaffneten Konflikts. In der Linken existierten aber auch friedensorien-
tierte Gruppen, welche gegen die vía armada waren. Diese allerdings wurden aber von den Kon-
fliktbefürwortern überredet und überrannt. Auch in der politischen Rechten gab es die Strömung, 
die den bewaffneten Konflikt als einzigen Ausweg sah.151 
Der Sozialist Salvador Allende kam 1970 mit 36% der Stimmen an die Macht. Ziel seiner Regie-
rung war eine tiefgreifende Veränderung der chilenischen Wirtschaft und Gesellschaft, als chile-
nischer Weg zum Sozialismus bekannt. Die wirtschaftliche und politische Lage spitzte sich derart 
zu, dass der Oberste Gerichtshof und das Parlament die Regierung des Verfassungsbruches be-
schuldigten. Sowohl Teile der Rechten als auch der linken Lager sahen die Lösung der politischen 
Lage nur in einer bewaffneten Auseinandersetzung.152 Die Wahrheits- und Versöhnungskommis-
sion beschreibt die Situation in ihrem Bericht folgendermaßen: 
„Die Krise von 1973 kann allgemein als eine akute Polarisierung der politischen 
Haltungen der zivilen Welt in zwei Lager – Regierung und Opposition – beschrie-
ben werden. Keines dieser Lager konnte und wollte wahrscheinlich dem anderen 
                                                
149 Garretón, M. A.: The Chilean Political Process, Boston, 1989. 
150 Comisión de Verdad y Reconciliación: Informe Comisión de Verdad y Reconciliación, Santiago, 1991.  
151 Ebenda. 
152 Zu diesem Thema siehe: Garretón, M. A.: The Chilean Political Process, Boston, 1989; Krummweide, H., Nolte, D.: 
Chile auf dem Rückweg zur Demokratie?, Baden Baden, 1988. 
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nachgeben und in beiden gab es Bestrebungen, die jeder Verhandlung den be-
waffneten Zusammenstoß vorzogen.“ 153 
Der Putsch 1973 wurde von breiten Teilen der Bevölkerung unterstützt154 (auch von Gruppen 
der Christdemokraten) und obwohl sich viele während der Diktatur von Pinochet distanzierten, 
wurde eine weitere Amtszeit des Generals im Plebiszit von 1988 von 43% der Bevölkerung155 
befürwortet. Basierend auf dieser Ausgangsposition wird auch die Vergangenheit von den Chile-
nen sehr unterschiedlich bewertet. 
5.2 Die Situation während der Militärregierung 
Nachdem seit den 60er Jahren verschiedene Gruppen der Linken auf die Unumgänglichkeit des 
bewaffneten Konflikts hingewiesen hatten, sah es nach Einschätzung der Streit- und Polizeikräfte 
1973 so aus, als würden sie einer mächtigen verborgenen subversiven Armee gegenüberstehen; 
sie waren am 11. September 1973 auf Krieg vorbereitet. Das Gefühl der Präsenz dieser revoluti-
onären Macht gab die Rechtfertigung für die nach dem Putsch begonnenen Repressionen.156 Da 
dieser Teil der chilenischen Geschichte immer noch kontrovers eingeschätzt wird, stützen wir 
uns in diesem Kapitel auf den heute weit angenommenen Bericht der Wahrheits- und Versöh-
nungskommission.  
Nach Einschätzung der Kommission hatten die Streit- und Polizeikräfte sehr schnell die voll-
ständige Kontrolle über das Land erreicht. Dieser Beurteilung folgen nicht alle: Die Streit- und 
Polizeikräfte hätten nach ihrer Auffassung in dieser Zeit einen Krieg gegen terroristische Grup-
pen geführt. 
Die Regierungskontrolle übernahm damals eine Militärjunta bestehend aus den Kommandanten 
der Teilstreitkräfte Heer, Luftwaffe und Marine sowie dem nationalen Direktor der Polizei (Cara-
bineros). Nachdem die Idee einer Rotation zwischen den Juntamitgliedern verworfen worden war, 
zentralisierte sich die Oberste Staatsmacht in der Person von General Augusto Pinochet Ugarte. 
Die Aktivitäten des Parlaments sowie die der politischen Parteien wurden eingestellt, während die 
Judikative weiterarbeitete. Somit übernahm die Junta die Exekutive, Legislative und konstitutio-
nelle Macht, während die Judikative in den Händen der Gerichte verblieb. 
Chile lebte fünfzehn Jahre unter unterschiedlichen Arten von Ausnahmezuständen, was Men-
schenrechtsverletzungen begünstigte. Schätzungen nach wurden bis Dezember 1973 18.000 Per-
sonen festgenommen, bis 1975 waren es zwischen 40.000 und 50.000. 157Außerdem waren viele 
Chilenen gezwungen, ins Exil zu gehen oder verloren ihre Arbeit wegen politisch motivierter 
Maßnahmen. Dem Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission und ihrer Nachfolgeor-
ganisation zufolge verloren 3.179 Menschen ihr Leben.  
                                                
153 Vgl. Comisión de Verdad y Reconciliación: Informe Comisión. Die Übersetzung der Texte in spanischer Sprache 
wurde von der Autorin der vorliegenden Arbeit durchgeführt. 
154 Zwischen 1830 und 1973 stand Chile nur 13 Monate lang unter direkter militärischer Kontrolle: Einmal nach dem 
Bürgerkrieg von 1891 und zwei weitere Male zwischen 1924 und 1931. Das chilenische Militär hat keine Putsch-
tradition. Siehe: Constable, P., Valenzuela, A.: A nation of Enemies, New York, 1991.  
155 Ergebnisse des 1998 durchgeführten Plebiszits. Ja (für Pinochet): 43,01%; Nein (für freie Wahlen): 54, 71%.  
156 Barahona de Brito, A., A: Human Rights and Democratization in Latin America, Uruguay and Chile, Oxford, 1997. 
157 Barahona de Brito, A., A.: Human Rights and Democratization.  
 47 
Tabelle 2: Menschenrechtsverletzungen zwischen 1973 und 1990 
Opfer von Staatsbeamten  
Tote 1.672 
Vermisste 1.102 
Opfer politischer Gewalt  
Tote 423 
Gesamt 3.197 
Opfer nach politischen Parteien 
Sozialistische Partei 482 
Kommunistische Partei 427 
Frente Patriótico Manuel Rodríguez 22 
Radikale Partei 17 
Christdemokratische Partei 12 
Christliche Linke 7 
Andere Parteien 30 
Parteilose 1.724 
Quelle: Körperschaft für Wiedergutmachung und Versöhnung. 
Den Menschenrechtsverletzungen gilt im Folgenden besonderes Augenmerk. 
5.2.1 September - Dezember 1973 
In den ersten Monaten der Militärregierung konsolidierte sich das Regime; Streit- und Polizeikräf-
te konzentrierten sich auf die Kontrollübernahme des ganzen Landes. In dieser Zeit wurden in 
erheblichem Umfang Festnahmen durchgeführt. Die große Anzahl von Häftlingen hat dazu ge-
führt, dass behelfsmäßige Haftlager errichtet worden sind, wie z.B. das Estadio Nacional (National-
stadion) in Santiago. Nach Informationen der Wahrheits- und Versöhnungskommission wurden 
verschiedene Foltermethoden angewendet, deren Ziel die Erlangung von Informationen über die 
vermuteten Waffenlager der extremen Gruppen war. Die Opfer waren in dieser Phase vornehm-
lich hohe und mittlere Amtsträger der Allende-Regierung. Außerdem wurden politische Führer, 
Gewerkschaftsvorsitzende und Studenten, die den linken Parteien oder Bewegungen nahe stan-
den, verhaftet. Die Menschenrechtsverletzungen waren in den ersten Tagen der Militärregierung 
spontan und ungeplant. Das Ziel war die Schwächung des Gegners. 
Demselben Bericht nach kamen in dieser Zeit viele Häftlinge zu Tode. Manche sind infolge der 
Folterungen gestorben. Andere wurden von Kriegsgerichten verurteilt, die nicht alle rechtmäßi-
gen Prozessen folgten. Andere Häftlinge wurden ohne jegliches Verfahren getötet. Manche Hin-
richtungen wurden mit dem Fluchtgesetz erklärt, andere mit Urteilen der Kriegsgerichte und für 
viele gaben die Behörden einfach keine Begründung.  
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Die Methode des „Verschwindenlassens“158 von Personen wurde seit den Anfangstagen der Mili-
tärregierung angewendet. Doch wurde in den ersten Monaten der Militärregierung nicht systema-
tisch, sondern willkürlich vorgegangen. 
5.2.2 Die Zeit der Dirección de Inteligencia Nacional: 1974 - 1978 
In den folgenden Jahren übernahm hauptsächlich die Dirección de Inteligencia Nacional (DINA) 
die Repressionsaktivitäten. Diese Organisation wurde 1976 ins Leben gerufen, um die Sicherheit 
des Landes zu gewährleisten. Sie hing direkt von der Junta und später vom Präsidenten ab. Ihr 
Personal rekrutierte sie aus den Streit- und Polizeikräften. Nichtdestoweniger unterhielten alle 
Teilstreitkäfte weiterhin ihre Sicherheitsorganisationen, die in dieser Zeit auch tätig waren. Die 
DINA verwandelte sich mit der Zeit in eine „Organisation, deren Aktivitäten in der Praxis ge-
heim waren und sich außerhalb der Gesetze befanden [...] sie waren nicht nur der Öffentlichkeit 
nicht bekannt, sondern stand auch außerhalb der Legalität.“159 
Die Repressionen durch die DINA nahmen einen neuen Charakter an. Es wurde planmäßig, or-
ganisiert und gezielt gehandelt. Das Ziel war es, die zerstörten politischen Kräfte, die gegen die 
Militärregierung waren und diejenigen, welche die Möglichkeiten zur Reorganisation zu haben 
schienen, zu bekämpfen. Es wurde gefoltert. In den meisten Fällen wurde die Festnahme der 
Personen geleugnet und die Beseitigung der sterblichen Überreste wurde systematisch durchge-
führt. Um ihre Aktivitäten zu vertuschen, hat die DINA unterschiedliche 
Desinformationskampagnen durchgeführt. 
Am Anfang konzentrierte die DINA ihre Handlungen auf den MIR und die Sozialistische Partei. 
Ab 1976 verfolgte sie auch Mitglieder der Kommunistischen Partei. Die Organisation unternahm 
auch Aktionen im Ausland, welche zur Ermordung von General Prats und seiner Frau in Buenos 
Aires, der Ermordung von Orlando Letelier und Ronnie Moffit in Washington und zu dem An-
schlag gegen Bernardo Leighton und seiner Frau in Italien führten.160 Nach dem Anschlag auf das 
Leben von Orlando Letelier und Ronnie Moffit in Washington 1976 verlangte die Regierung der 
Vereinigten Staaten die Auslieferung der Leiter der DINA, wodurch die Beziehung der Organisa-
tion zu dem Mord öffentlich wurde. Auf Druck der Regierung der Vereinigten Staaten hin und 
der zivilen Mitglieder der Regierung wurde die DINA aufgelöst. Um den Bruch mit der Vergan-
genheit stärker auszudrücken, wurde 1978 auch das Amnestiegesetz erlassen.  
Die Erlassung dieses Gesetzes beruhte auf der Überzeugung, dass die Befriedung der internen 
Situation schon erlangt worden war, und auf der Notwendigkeit der Versöhnung der chilenischen 
Gesellschaft. Die Amnestie begünstigte alle Personen, die zwischen dem 11. September 1973 und 
dem 10. März 1978 Verbrechen begangen hatten. Ausgenommen wurden Personen, die in Pro-
zessen oder von nicht militärischen Gerichtshöfen verurteilt waren. Ausdrücklich blieb der An-
schlag gegen Orlando Letelier außerhalb der Amnestie.161 Die Maßnahme der Regierung wurde 
von breiten Teilen der Gesellschaft, darunter auch von der Kirche, unterstützt. Außerdem wurde 
die DINA 1977 durch die Central Nacional de Informaciones (CNI) ersetzt, deren Repressions-
                                                
158 In den Fällen der Desaparecidos leugneten die Behörden die Festnahme der Personen. Die Überreste wurden besei-
tigt. Die Familienangehörigen wurden nie darüber informiert, was mit ihren Verwandten geschehen war. 
159 Comisión de Verdad y Reconciliación: Informe Comisión, S. 611. 
160 General Carlos Prats war früherer Oberkommandierender des Heeres und Verteidigungsminister unter Allende. 
Bernardo Leighton war Christdemokratischer Parteiführer. Orlando Letelier war ehemaliger Botschafter der Al-
lende Regierung.  
161 Decreto Ley N° 2.191, Diario Oficial, 19. April 1978. 
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aktivitäten qualitativ und quantitativ nicht so stark wie die in der Zeit der DINA waren. Dennoch 
blieben auch unter der CNI Menschenrechtsverletzungen nicht aus. 
Das Personal der DINA wurde in vielen Fällen von der CNI übernommen. Diese Agenten un-
ternahmen individuelle und illegale Repressionsmaßnahmen. Anderseits griffen verschiedene 
Oppositionsgruppen zu terroristischen Aktivitäten, um die Militärregierung zu bekämpfen. Die 
Kommunistische Partei formierte die Frente Patriótico Manuel Rodríguez, welche durch Aktionen wie 
die Einführung von Waffen und den Anschlag auf das Leben von General Pinochet versuchte, 
das Regime zu destabilisieren. Der MIR begann ab 1978 die Operation Rückkehr, in deren Rah-
men im Ausland lebende Chilenen ins Land zurückkamen, um terroristische Aktionen auszufüh-
ren. Außerdem bildete sich in den 80er Jahren die terroristische Gruppe MAPU Lautaro. Wegen 
der terroristischen Aktivitäten dieser Gruppen wurde die CNI unter Druck gesetzt: Es wurden 
Resultate verlangt, was eine Zunahme der Menschenrechtsverletzungen zur Folge hatte. In den 
80er Jahren kam es auch zu Menschenrechtsverletzungen im Rahmen der Protestkampagnen 
gegen die Regierung. Diese reagierte mit harter Hand gegenüber den Demonstrationen. 
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6 Systemwechsel in Chile 
Im folgenden Kapitel soll der Systemwechsel in Chile behandelt werden, um anhand dieser Ana-
lyse die Phasen und die Art der chilenischen Transition darzulegen. Auf eine detaillierte Darstel-
lung wird verzichtet, da der Fokus auf der Vergangenheitsbewältigung im Rahmen der Transition 
liegt.162  
Auch im Falle Chiles lassen sich sehr unterschiedliche Interpretationen über den Anfang der 
Entwicklung und das Ende des Übergangs zur Demokratie finden. In einem ersten Schritt wer-
den in dieser Arbeit zunächst die Ereignisse geschildert, die zur Transition führten, um in einem 
weiteren Schritt den Versuch zu unternehmen, den chilenischen Systemwechsel anhand des in 
Kapitel 2.2.2 beschriebenen theoretischen Rahmens zu interpretieren. 
6.1 Die politischen Ereignisse ab 1980 
In einer Phase wirtschaftlicher und politischer Stabilität legte das chilenische Militärregime 1980 
eine neue Verfassung zur Volksabstimmung vor. Diese wurde nach offiziellen Angaben von 67% 
der Wähler angenommen. Die Verfassung setzte nicht nur die neuen Institutionen des Landes 
fest, sondern regelte auch den Übergang zur Demokratie: Nach acht Jahren sollte erneut abge-
stimmt werden. Bei Zustimmung zum System sollte Pinochet noch weitere acht Jahre regieren, 
um danach Präsidentschaftswahlen auszurufen. Bei einer Ablehung des Regimes durch das Volk 
sollten freie Wahlen stattfinden.  
Seit dem Militärputsch von 1973 war neben der Sicherheit die ökonomische Entwicklung einer 
der wichtigsten Legitimationspfeiler der Regierung gewesen. Diese geriet aber in der Zeit zwi-
schen 1981 und 1983 durch die wirtschaftliche Krise ins Wanken; hierdurch wurde der von der 
Regierung festgelegte Fahrplan in Frage gestellt.163 Diese Spannungssituation politisierte die Ge-
sellschaft: Gewerkschaftsverbände begannen verschiedene Protestaktionen, welche am Anfang 
sowohl die Regierung als auch die Opposition überraschten. Erstere versuchte zunächst, die Be-
wegungen zu ignorieren. Als sich aber die Legitimationskrise vertiefte, musste sie handeln. Sie 
verfolgte zwei Strategien. Einerseits initiierte sie eine Öffnung, in deren Rahmen sie mit den Ge-
werkschaften und der Opposition in Verhandlungen trat. Anderseits wurden selektive Repressi-
onsmaßnahmen durchgeführt. In dieser Zeit wurden terroristische Gruppen aktiv, welche die 
Regierung durch die Anwendung von Gewalt stürzen wollten. 
Bis zu Beginn der 80er Jahre hielten sich die Aktionen der Opposition in Grenzen; einerseits 
wegen der Repressionsmaßnahmen und anderseits, weil sie unterschiedliche politisch-
ideologische (die Christdemokratische Partei war während der Regierung von Allende Opposition 
gewesen und viele ihrer Mitglieder hatten den Putsch unterstützt), als auch strategische Ansichten 
(z.B. die Taktik, mit der die Demokratie erreicht werden sollte) spalteten. Nun erkannte aber die 
Opposition das Potenzial der Bewegung und erreichte aufgrund eines möglichen Regierungsstur-
zes einen Minimalkonsens über die zu verfolgende gemeinsame Strategie164: Die mobilisierten 
Massen hätten den Systembruch erreichen und so die Transition einleiten können. Die verschie-
denen Gruppierungen einigten sich auf drei Forderungen. Sie wollten den Rücktritt Pinochets, 
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die Einsetzung einer Übergangsregierung und die Bildung einer verfassungsgebenden Versamm-
lung. Verhandlungen mit der Regierung wurden nicht als Alternative gesehen, da man auf deren 
bevorstehenden Sturz hoffte.  
„Es handelte sich um einen ´rupturistischen Konsens´, in dem nicht Realismus, 
sondern die Euphorie und ein überdimensionaler politischer Optimismus be-
stimmend war.“165 
Parallel begann eine öffentliche Diskussion über den Charakter der zukünftigen Demokratie. Es 
wurden verschiedene gemeinsame Initiativen unterzeichnet, an denen auch Gruppierungen der 
Rechten beteiligt waren.  
“Dennoch herrschte in dieser Phase eine verbreitete Unsicherheit vor; sie verhin-
derte den Entwurf eines geschlossenen und klaren Konzepts zur Einleitung einer 
sicheren und erfolgsversprechenden Transition zur Demokratie.“166 
Die soziale Mobilisierung dieser Jahre durchlief Phasen, in denen sich der Konflikt intensivierte, 
aber auch Momente, in denen sich einige Sektoren enttäuscht oder ermüdet zurückzogen. Den 
Höhepunkt erreichte die Bewegung 1983, als sich große Teile der Bevölkerung an den Protesten 
beteiligten, dessen Druck die Regierung nicht mehr ignorieren. Es hatte den Anschein die Protes-
te würden zu einer politischen Öffnung des Regimes führen. Im Verlauf des zweiten Halbjahres 
1983 entschied sich die Regierung für eine Kabinettsumbildung, welche die politische Öffnung 
signalisierte. Die traditionelle Rechte sollte die Regierung aus der schwierigen Lage befreien: Dies 
wurde dem neuen Innenminister Sergio Onofre Jarpa in die Hände gelegt. Er sollte die verschie-
denen rechten Gruppen, die die Regierung unterstützten, wieder zusammenführen und mit der 
Opposition in einen Dialog treten. Jarpa begann mit den Verhandlungen und vertrat immer deut-
licher die Position, die Transition vor 1989 zu verwirklichen. Innerhalb der Regierung war die 
Gruppe der “blandos“167 mit der Strategie Jarpas einverstanden. Es gab aber auch die Gruppe der 
“duros“168, welche die Meinung Pinochets teilten und keine Änderungen in dem von der Verfas-
sung festgelegten Fahrplan akzeptieren wollten.  
Im Moment der möglichen Öffnung bestanden zwei unvereinbare Positionen: die starre Haltung 
Pinochets in Bezug auf die Institutionalisierung und die Maximalforderung der Opposition. Eine 
Übereinkunft war unmöglich.169 Die Opposition versuchte die Regierung durch Protest zu einer 
schnellen Demokratisierung zu zwingen, während die Regierung ihrerseits versuchte, das sich in 
der Krise befindende Regime wieder zu konsolidieren.  
Im Verlauf des Jahres 1984 radikalisierten sich die Proteste, weswegen sich die Bevölkerungs-
gruppen, die gegen eine gewaltsame Lösung waren, von der sozialen Bewegung abwandten.170 Im 
Februar 1985 trat Jarpa als Innenminister zurück. Sein Rücktritt markierte den Anfang einer 
Wende. Die Regierung hatte die Krise gemeistert – vor allem weil sich die wirtschaftliche Lage 
verbessert hatte. Zudem unterstützten die Streitkräfte geschlossen das von der Verfassung festge-
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legte Transitionsprojekt.171 Die Strategie der Opposition hatte sich allerdings nicht verändert. Sie 
wollte weiterhin ein politisches Klima schaffen, das es der Regierung unmöglich machen sollte, 
das Land zu führen und sie somit an den Verhandlungstisch zwingen, um alsbald die Demokrati-
sierung einzuleiten. 
Im August 1986 wurde ein Waffenarsenal im Norden Chiles gefunden, welches von der terroris-
tischen Gruppe Frente Patriótico Manuel Rodriguez ins Land eingeführt worden war. Diese Organisa-
tion war eng mit der kommunistischen Partei verknüpft. Im selben Monat schlug ein von dersel-
ben Gruppe geplanter Anschlag gegen Pinochet fehl. Es wurde erneut der Ausnahmezustand 
ausgerufen und die Zensur eingeführt. Dieses neue Szenario trug zur Stärkung der Regierung und 
zur Schwächung der Opposition bei.172 Teile der Mittelschicht, die anfänglich an den Protesten 
teilgenommen hatten, nahmen nun wieder eine duldende Haltung ein. Grund hierfür war die sich 
ab 1985 verbessernde ökonomische Situation und die Angst vor der Radikalität mancher Grup-
pen. Die vermittelnde Position, die eine friedliche Lösung favorisierte, gewann deutlich an Zu-
spruch.173 Nachdem das ursprüngliche Ziel – der Sturz Pinochets – in weite Ferne gerückt war, 
wurden die Divergenzen zwischen den verschiedenen Gruppen der Opposition wieder deutli-
cher.174 Das Jahr 1986 markierte einen Wendepunkt für alle Seiten.  
Die Strategie der Opposition in den Jahren 1983 bis 1985 wurde nun in Frage gestellt. Auf der 
Unzufriedenheit der Bevölkerung aufbauend war es der Opposition gelungen, eine politische 
Bewegung zu organisieren und schrittweise die Einschränkung diktatorischer Maßnahmen durch-
zusetzen. Es kam sogar zu einem Dialog mit der Regierung. Im Wendejahr 1986 wurde jedoch 
klar, dass die Transition nicht allein mit Massenmobilisierungen und Protestaktionen zu erreichen 
war. Mit einer Mischung aus Liberalisierung und Repression hatte die Regierung das politische 
System wieder ins Gleichgewicht gebracht.175 Sie hatte sich wieder vollkommen gefestigt und hielt 
an ihrem in der Verfassung festgelegten Fahrplan fest.  
“Diese Erkenntnis brachte die Oppositionsgruppen dazu, nunmehr gemeinsam 
eine Strategie der teilweisen Anpassung an die vorgegebenen staatlich-
institutionellen Rahmenbedingungen zu verfolgen und sich insoweit funktionell in 
das autoritäre System einzugliedern.”176  
Langsam verwirklichte die Regierung die verschiedenen Schritte, die für die Transition in der 
Verfassung festgelegt waren. Mitte 1985 wurden die Wahlausschussgesetze verabschiedet, 1986 
das Gesetz zur Wählereintragung, im Januar 1987 das Parteigesetz, 1988 das Gesetz zur Volksab-
stimmung und 1989 die Regelungen zur Stimmenzählung. 
Um die Entwicklung der Transition in Chile zu verstehen, muss die Rolle des Verfassungsgerich-
tes geklärt werden. Diese Instanz verlieh dem Gesetzgebungsprozess Legitimität, da sie zur Über-
raschung der Regierung und der Opposition die Rechtsgültigkeit des Wahlauschusses zum Zeit-
punkt des Plebiszites und der Präsidentschaftswahlen durch ein Urteil von 1985 obligatorisch 
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machte. Gleichzeitig drängte es dazu, dem in der Verfassung vorgesehenen Wahlakt Glaubwür-
digkeit zu verleihen und erzwang Garantien für die Bürger, die am Wahlakt teilnehmen sollten.  
“Tatsächlich kann das Urteil des Verfassungsgerichtes insofern als genuine autori-
täre Selbstrestriktion gewertet werden, als der Großteil der Mitglieder dieses Or-
gans Leute waren, die direkt oder indirekt unter regierungstreuer Vormundschaft 
standen.”177  
Das Plebiszit von 1988 gewann auf diesem Weg die Legitimität, die der Volksabstimmung von 
1980 gefehlt hatte.178 Als das Gesetz des Wahlregisters und der politischen Parteien verabschiedet 
wurde, stand die Opposition unter starkem Druck. Es handelte sich hier um zentrale neue Rah-
menbedingen, angesichts derer die Opposition sich definitiv entscheiden musste, ob sie den vom 
Regime vorbestimmten Weg mitgehen wollte. Währenddessen startete die Regierung ihren Wahl-
kampf. Die politische und wirtschaftliche Rechte organisierte sich und die Streitkräfte hielten 
ihren starken Zusammenhalt ohne größere Konflikte aufrecht. Das Regime zählte auf die positive 
wirtschaftliche Lage und darauf, dass sich die Opposition nicht würde einigen können.179 
Die Wahl Patricio Aylwins zum Vorsitzenden der Christdemokraten war ein wichtiger Meilen-
stein bei der Entwicklung der oppositionellen Strategie. Aylwin vertrat die Politik des institutio-
nellen Übergangs und der Verhandlung mit den Streitkräften. In der Opposition zeichnete sich 
nun eine neue Strategie ab. Der Weg der Transition durch eine Volksbewegung wurde als er-
schöpft angesehen, da an den agitatorischen Tätigkeiten nur noch ein Kern nostalgischer Partei-
aktivisten teilnahm.  
“There was a desire for moderation from the ´silent majority´, so that the extrem-
ists in the left became politically isolated.”180 
Die Wahlen als Ausweg für das Militärregime wurden nun als unvermeidbar eingeschätzt und 
somit war es logisch, sich in die Wählerlisten des Regimes einzuschreiben. Die Demokratisierung 
sollte nun nach den Spielregeln des Regimes erreicht werden.  
„Diese Entscheidung fiel der Opposition sehr schwer; sie implizierte, die Spielre-
geln des Regimes zu akzeptieren und damit die Legitimität der Verfassung von 
1980 anzuerkennen, die die Gegner des Regimes von Anfang an in Frage gestellt 
hatten.“181  
Da manche Gruppen der Opposition immer noch die Strategie der sofortigen freien Wahlen an-
strebten, schlossen sich 13 Oppositionsparteien erst nach langen Verhandlungen im Februar 
1988 zusammen. Mark Ensalako beschreibt die Veränderung in der Strategie der Opposition 
folgendermaßen:  
“[…] the democratic transition in Chile would not be the result of the death of 
the Chilean caudillo, or the protest movement, or of the pressure from abroad. 
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The failed attempt on Pinochet’s live only convinced the moderate opposition - 
which now included the party of Allende - of the need to find a peaceful way to 
democracy.“182 
Die Legitimität des bevorstehenden Wahlaktes wurde durch verschiedene Schritte von Seiten der 
Regierung garantiert. Für die Streitkräfte war die Legitimität und Glaubwürdigkeit des Plebiszits 
wichtig, da es die Institutionen in die Praxis umsetzte, die sie selbst geschaffen hatten.183 Der 
Wahlvorgang von 1988 war in der Verfassung von 1980 vorgesehen, die sieben Jahre zuvor be-
kannt gegeben worden war, außerdem war er durch ergänzende konstitutionelle Gesetze geregelt 
worden. Er wurde vom Wahldienst durchgeführt und von einer Wahlrechtkommission kontrol-
liert. Das Parteigesetz autorisierte die offiziell gegründeten Gruppierungen, Wahlpropaganda zu 
betreiben und Beauftragte an den Wahltischen zu benennen. Die Opposition rief nun dazu auf, 
sich in die Wahlregister einzutragen, was immer mehr Personen taten (zuletzt 92% der Wahlbe-
rechtigten).  
“Es handelte sich auf jeden Fall um eine stille Repolitisierung, die offenkundig mit 
den lauten sozialen Protesten kontrastierte, deren Zeuge man zu Beginn des Jahr-
zehnts hatte werden können.“184  
Die Parteien bemühten sich, extreme politische Aufruhr zu vermeiden, welche die neue Strategie 
der Demokratisierung zum Scheitern bringen konnten, da die Regierung immer noch alle Mittel 
besaß, um den Prozess aufzuhalten. Für Neuwahlen sprachen sich 54,7% der Wähler aus; aller-
dings unterstützen auch 43% für das bestehende System. Am nächsten Tag erkannte die Regie-
rung die Ergebnisse an. Die Frage ist, warum sich das Regime auf einen Prozess einließ, welcher 
das Ende seiner Regierungszeit mit sich brachte? Erstens wollten die Offiziere die Institutionen, 
die sie selber etabliert und legitimiert hatten, einhalten.185 Zweitens wurde von Seiten der Regie-
rung die Macht der Opposition nicht richtig eingeschätzt. Man glaubte, dass sie ihre Zersplitte-
rung nicht würde überwinden können. 
Das Plebiszit markierte nicht nur das Ende des Militärregimes, es hatte auch einen tiefen Einfluss 
auf die chilenische Gesellschaft und ihre politische Aufteilung. Die politischen Gruppierungen 
formen sich aufgrund tiefer sozialer Brüche oder grundlegender historischer Ereignisse. Das Ple-
biszit bildetete die Basis für die Geburt der Allianzen, welche das politische Panorama Chiles in 
den folgenden Jahren prägen sollten: die Concertación (Christdemokratische Partei, Partido por la 
Democracia, Sozialistische Partei und Partido Radical) und die Allianz der Rechten (Unión Demócrata 
Independiente und Renovación Nacional). 186 
Nun begann der Prozess, der in den ersten freien Wahlen nach 17 Jahren Diktatur enden sollte. 
Bis zum Juli 1989 standen die Kandidaten für die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen fest. 
Zwischen dem 14. November und dem 11. Dezember 1989 erlaubte und regelte man die Veröf-
fentlichung der Wahlpropaganda in allen Medien, wobei sie im Fernsehen gratis war. Am 14. 
Dezember fanden die Wahlen statt und am 11. März 1990 traten die demokratisch gewählten 
Autoritäten ihre Ämter an. 
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Trotz des Oppositionssieges war der Anteil von 40% nicht zu verkennen, den die Regierung  
Pinochets erhielt.  
“Definitiv produzierte sich eine Situation des Gleichgewichts, in der die Sieger 
nicht Sieger genug waren und die Geschlagenen nicht geschlagen genug.”187  
Diese Pattsituation führte zu Verhandlungen zwischen Regierung und Opposition, die eine Ver-
fassungsreform zum Ziel hatten. In der Regierung gab es eine Gruppe, die Verhandlungen mit 
der Opposition für nötig erachtete, damit die Verfassung von 1980 als Grundlage für die neue 
Demokratie dienen konnte. Diese Gruppe vertrat die Meinung, dass die neue Regierung eine 
verfassungsgebende Versammlung einberufen würde, wenn die Verfassung nicht von beiden Sei-
ten legitimiert sei. Deswegen ernannte die Regierung den moderaten Zivilisten, Carlos Cáceres 
zum Innenminister, der die Verhandlungen in die Hand nehmen sollte.188 Dieser sollte einerseits 
eine Waffenruhe mit der Opposition erlangen und anderseits die wichtigsten Institutionen der 
Verfassung als Grundlange der neuen Demokratie erhalten. Die Regierung zeigte sich bereit, ei-
nige Reformen der Verfassung zu akzeptieren, solange diese nicht eine “Demontage” der grund-
legenden Normen bedeutete.189 Regierung und Opposition mussten also einlenken. Erstere er-
kannte die Notwendigkeit der Reformen an und letztere musste das Überleben gewisser Bestim-
mungen, wie zum Beispiel, die designierten Senatoren, das Wahlsystem, die Unabsetzbarkeit der 
Militärchefs und das Verbleiben Pinochets als Chef des Heeres bis 1997 (um danach als lebens-
langer Senator anzutreten) tolerieren. Der nun erreichte Kompromiss zeigte, dass eine Verständi-
gung zwischen den Vertretern und den Gegnern des autoritären Regimes möglich geworden 
war.190 Die Regierung verkündete ein Plebiszit zur Bestätigung der Verfassungsreformen. Diese 
wurden im Juli 1989 von 86% der Wähler befürwortet.  
“Damit bestätigte sich die auf der Konsensbasis beruhende, zur Mitte hin orien-
tierte Einstellung, die in der chilenischen Gesellschaft vorherrschte.”191  
Dieselbe Koalition, die das Plebiszit gewonnen hatte, hielt zusammen und nominierte für die 
ersten freien Wahlen als gemeinsamen Kandidaten den Christdemokraten Patricio Aylwin. Die 
Koalition Concertación de Partidos por la Democracia hielt sich weiterhin auf dem schon eingeschlage-
nen Weg der Mäßigung und Übereinkunft. Die Rechte begann ihren Wahlkampf aus einer un-
günstigen Position heraus. Sie hatte das Plebiszit verloren und musste nun einen Kandidaten für 
die Präsidentschaft finden. Nach heftigen Auseinandersetzungen bildeten die beiden größten 
Parteien192 die Koalition Democracia y Progreso, die den Kandidaten Hernán Büchi, Ex-
Wirtschaftsminister in den letzten Jahren des Regimes, nominierten. Die trotzdem tiefe Zersplit-
terung der Rechten zeigte sich in der gleichzeitigen Kandidatur des Unternehmers Francisco Ja-
vier Errázuriz. Dieser wurde von kleineren Parteien aus der Mitte-Rechts-Bewegung unterstützt.  
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Tabelle 3: Ergebnisse der Wahlen 1989 
Kandidat Stimmen Prozentsatz 
Hernán Büchi Buc 2.052.116 29.40% 
Francisco Javier Errázuriz 1.077.172 15.435% 
Patricio Aylwin Azócar 3.850.571 55.17% 
In den ersten freien Wahlen siegte 1989 die Koalition der Concertación mit ihren Kandidaten Patri-
cio Aylwin, welcher im März 1990 sein Amt antrat. Diese Wahlen markierten formal das Ende 
des autoritären Regimes.  
“Ein Ende, welches auf friedliche Art ohne Traumata in die Wege geleitet wurde, 
geschickt von oben kontrolliert und weitflächig von der Bevölkerung akzep-
tiert.“193 
Die Resultate der Parlamentswahlen waren sehr wichtig für den Weg, den die neue Regierung 
einschlagen würde. Da die Regierung keine Mehrheit im Senat hatte, musste sie weiterhin eine 
Politik des Kompromisses mit der Opposition aufrechterhalten. Für den Erfolg dieser Politik 
trugen die politischen Eliten, aber auch die gemäßigten Positionen der verschiedenen Parteien 
bei. 194 
Tabelle 4: Ergebnisse der Parlamentswahlen 1989 
Koalition Gewählte  
Senatoren 
Gewählte 
Abgeodnete 
Concertación Por la Democracia 22 69 
Democracia y Progreso 16 48 
Unidad Por la Democracia - 2 
Unabhängige - 1 
Somit war in Chile nach 17 Jahren Diktatur eine Demokratie des Kompromisses geboren wor-
den. Verschiedene Aspekte trugen dazu bei: Erstens hatten die Politiker, aber hauptsächlich die 
Bevölkerung, die Lektion der Gefahr einer politischen Polarisierung, wie sie 1973 zum Putsch 
geführt hatte, gelernt. Zweitens hatte man sich darauf geeinigt, den Übergang zur Demokratie 
nach den Spielregeln des Militärregimes durchzuführen. So wurde die Verfassung von 1980 legi-
timiert. Drittens war die Unterstützung, die Pinochet im Plebiszit erreicht hatte, trotz seiner Nie-
derlage nicht zu verkennen. Viertens erkannte die Opposition die Richtigkeit mancher Politiken 
der autoritären Regierung an, hauptsächlich im Bereich der Wirtschaft.  
Patricio Aylwin regierte in einer Übergangsregierung das Land vier Jahre und übergab die Regie-
rung an seinen Koalitions- und Parteikollegen Eduardo Frei. Das Übergewicht der Concertación in 
den Wahlpräferenzen der Chilenen hielt sich bis Ende der 90er Jahre, als die Opposition an Un-
terstützung gewann. Somit kam es im Jahr 1999 zur ersten Stichwahl zwischen den Präsident-
schaftskandidaten der Concertación, Ricardo Lagos, und der Alianza por Chile, Joaquín Lavín. Im 
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Jahr 2000 begann die Regierungsperiode des Sozialisten Ricardo Lagos, welcher bis 2006 an der 
Macht sein wird. Die Koalition Concertación Por la Democracia wird das Land 16 Jahre geleitet ha-
ben. In den Wahlen von Dezember 2005 wird sich gezeigt haben, ob sich der Rechtsruck der 
chilenischen Wähler konsolidiert hat. Pinochet blieb bis März 1997 Chef des Heeres und beklei-
dete danach das ein Amt eines lebenslangen Senators. Nach seiner Festnahme in London und 
dem Prozess vor der chilenischen Justiz hat er sich aus dem politischen Geschehen zurückgezo-
gen. 
6.2  Ende des autoritären Regimes 
Im Rahmen der theoretischen Analyse soll als erstes die Frage nach der Entwicklung, die zum 
Ende des autoritären Regimes in Chile geführt hat, beantwortet werden. Vor 1980 war ein Sys-
temwechsel nicht abzusehen. Das Regime war gefestigt und institutionalisiert. Nach der Annah-
me der Verfassung kam mit der wirtschaftlichen Krise ein wichtiger Wendepunkt, von dem an 
man von einem Transitionsfenster sprechen kann. Die Öffnung war das Resultat der Massenbe-
wegung, die auf der Unzufriedenheit der Bevölkerung basierte. Die Opposition verfolgte die Stra-
tegie des Systembruches, während die Regierung versuchte, das Regime wieder zu stabilisieren. 
Die Erschöpfung der Oppositionsstrategie offenbarte sich 1986, als das Regime sich wieder ge-
festigt hatte und die wirtschaftliche Lage sich verbesserte. Angesichts dieser Umstände entschied 
sich die Opposition für eine Transition unter den Regeln der Regierung. Diese wiederum wurde 
1988 durch das Referendum zu Verhandlungen gezwungen.  
Im chilenischen Transitionsprozess der 80er Jahren können drei unterschiedliche Etappen aus-
gemacht werden:195 
Erste Etappe 1983 - 1986: Das Modell des von unten erzwungener Systemwechsels scheiterte wegen 
folgender fünf Faktoren:  
Das politische Parteiensystem, das sich zu diesem Zeitpunkt in einem noch nicht abgeschlosse-
nen Reorganisationsprozess befand, war geschwächt. Deswegen übernahmen die Gewerkschaf-
ten die Funktion der Kanalisation der sozialen Forderungen. Zweitens stellte die Opposition die 
Maximalforderung nach einer schnellen Wiederherstellung der Demokratie; ihr fehlte aber die 
Reife, eine wirkliche Alternative zur Regierung zu bilden. Drittens versagten die sozialen Protest-
bewegungen als Demokratisierungsinstrumente. Darüber hinaus besaß Pinochet in den Streit- 
und Polizeikräften starken Rückhalt und es fehlte an einer Gruppe im Inneren des Regimes, die 
dauerhaft bereit war, den Kontakt und die Verhandlungsgrundlage mit der Opposition beizube-
halten. Letztlich konnte sich das Regime nach der Finanzkrise regenieren.  
Zweite Etappe 1987 - 1988: Auf dem Weg zu einer ausgehandelten Transition 
Nachdem die oppositionelle Strategie gescheitert war, stabilisierte sich das Regime. Es begann 
das politische Spiel zwischen Opposition und Regierung: allmählich verschoben sich die Koordi-
naten in Richtung einer transitionalen Interaktionsachse. Es gab keine offenen Verhandlungen, 
die Opposition übernahm die Strategie der Anpassung, um Druck innerhalb der geltenden Insti-
tutionalität auszuüben und die Regierung hielt sich an den vorbestimmten Fahrplan. Während das 
Regime den Belagerungszustand beendete, ein politisches Parteiengesetz verabschiedete, die 
Rückkehr der Exiliierten anordnete und einige Garantien in Bezug auf die Volksabstimmung gab, 
leitete die Opposition die Einschreibung der Bürger in die Wahlregister ein. Außerdem führte sie 
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die Eintragung der Parteien in die Register an und forderte die Bürger auf, an der Volksabstim-
mung teilzunehmen. In der zweiten Phase erlangten die politischen Parteien trotz konfliktreicher 
Interaktionen das Vertrauen eines Großteils der Bevölkerung. Sie galten als Garanten eines wah-
ren Demokratisierungsprozesses. 
Dritte Etappe 1988 - 1990: Ausgehandelte Transition  
In dieser Phase wurde das Modell der Transition durch Verhandlungen konkret. Opposition und 
Regierung gerieten in die charakteristische Pattsituation, die in diese Transitionsform mündet. Es 
gab drei entscheidende Vorgänge: Die Regierung erkannte den Sieg der Opposition von 1988 an. 
Die Verfassungsreformen legitimierten den nun eingeschlagenen Weg der ausgehandelten Transi-
tion. Und schließlich bildeten die freien Wahlen vom September 1989 den Höhepunkt dieser 
Phase. Der Erfolg der Beendigung des autoritären Regimes durch Verhandlung ist auf verschie-
dene Faktoren zurückzuführen: der hohe Stabilitätsgrad, den das Regime aufrechterhalten konn-
te, und die Unterstützung, die es sich sichern konnte; eine schwache soziale Bewegung und die 
Isolation der radikalen Gruppen nach 1986; die Selbsteinschränkung der Opposition, die sie dazu 
brachten, die Regeln der Regierung zu akzeptieren; die Einhaltung dieser Regeln von Seiten der 
Regierung und die Fähigkeit beider Gruppen, Verhandlungen durchzuführen.  
6.3  Institutionalisierung der Demokratie 
Die Institutionalisierung der Demokratie ist der Abschnitt innerhalb eines Systemwechsels, in 
dem die neuen demokratischen Institutionen etabliert werden. In dieser Etappe sind also die alten 
Normen und Institutionen nicht mehr oder nur noch zum Teil gültig, während die neuen noch 
nicht oder erst teilweise etabliert sind. Die neuen Institutionen und Regeln müssen erst erschaf-
fen werden.196 
Im Falle Chiles überschneiden sich die Institutionalisierung der Demokratie und das Ende des 
autoritären Regimes. Die Verfassung, welche die Grundlage der neuen Demokratie sein sollte, 
wurde schon 1980 durch ein Referendum angenommen. Wichtige Gesetze wie das Wahl- oder 
Parteiengesetz wurden noch von der autoritären Regierung erlassen. Nach dem Sieg der Opposi-
tion im Referendum von 1988 gibt es aber einen Wendepunkt. Das Regime konnte die Regeln für 
die neue Demokratie nicht mehr alleine bestimmen. Da sich die Rahmenbedingungen geändert 
hatten, musste sich die Regierung auf Verhandlungen mit der Opposition einlassen. Ziel dieser 
war die Legitimation der Verfassung als Grundlage für die neue Demokratie. 
Die neue demokratische Regierung startete mit einer Verfassung, die noch aus ditatorischen Zei-
ten stammt, und funktionierenden Institutionen. Es wird nicht mehr über die grundlegenden 
Regeln, unter denen die Demokratie funktionieren soll, verhandelt. Trotzdem gibt es verschiede-
ne Themen, die noch offen bleiben, z. B. die Beziehung zum Militär oder die Punkte der Verfas-
sung, mit denen die Concertación nicht einverstanden ist. Alles in allem endete die Etappe der Insti-
tutionalisierung der Demokratie zusammen mit dem Ende des autoritären Regimes und mit der 
Installierung der demokratisch gewählten Regierung. 
6.4  Die Konsolidierung der Demokratie 
Die Frage nach der Konsolidierung der Demokratie in Chile ist schwer zu beantworten. Der An-
fang dieser Etappe, also die ersten freien Wahlen oder die Verabschiedung der Verfassung, wurde 
überschritten. Das Land lebt schon seit über zehn Jahren in einer Demokratie. Die Diskussion 
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über die Konsolidierung dieser Demokratie ist daher aber noch sehr kontrovers. Um einer mögli-
chen Antwort näher zu kommen, werden nun die von Merkel genannten Ebenen analysiert.197 
6.4.1 Die Konstitutionelle Konsolidierung 
Die Ebene der konstitutionellen Konsolidierung bezieht sich auf die zentralen politischen Verfas-
sungsinstitutionen: Staatsoberhaupt, Regierung, Parlament, Judikative und Wahlsystem. Auf die-
ser Ebene werden die Spielregeln der neuen Demokratie festgelegt. 
Die chilenische Verfassung wurde 1980 durch ein Referendum angenommen. Da aber diese Be-
fragung von der autoritären Regierung durchgeführt wurde, die Resultate nicht von allen aner-
kannt und verschiedene Aspekte der Verfassung nicht von der Opposition angenommen wurden, 
musste sie 1989 reformiert werden. Die Reformen und ihre Annahme durch 86% der Wähler 
legitimierten die Verfassung als Grundlage der neuen Demokratie. Durch die Verhandlungen und 
das Plebiszit wurde die Verfassung legitimiert und beide Seiten gingen den Kompromiss ein, die 
Spielregeln zu respektieren:198 Solange keine Mehrheiten existieren, konnten die Punkte nicht 
reformiert werden, welche aus der Sicht der Concertación nicht demokratisch sind. Diese wurden 
von Manuel Antonio Garretón, als enclaves autoritarios, autoritäre Enklaven, bezeichnet199 und be-
ziehen sich auf die designierten Senatoren, die Position des Militärs in der institutionellen Ord-
nung, (z.B. wichtige Beteiligung im Sicherheitsrat,200 oder Unabsetzbarkeit der Militärchefs) und 
das Wahlsystem. 
Die verschiedenen Regierungen haben dem Parlament in den letzten zehn Jahren verschiedene 
Modifikationsvorschläge vorgelegt. Diese wurden aber wegen unterschiedlicher Probleme bis 
heute nicht angenommen. Die Regierung Lagos hat wieder ein Änderungspaket vorgeschlagen, 
welches zurzeit im Parlament diskutiert wird. Konsens existiert in der Absetzung der designierten 
Senatoren, aber nicht in der darauf folgenden Zusammensetzung des Senates. Auch stellt sich das 
Problem, dass die Militärchefs nicht absetzbar sind. Am kontroversesten allerdings ist die Verän-
derung des Wahlsystems, welches von der Rechten als besonders angemessen angesehen wird, 
weil es stabile Mehrheiten produziert. Für manche ist jedoch der letzte Punkt eher eine Konfron-
tation, hinter der sich politisches Kalkül versteckt, als eine wirkliche Bedingung für die Konsoli-
dierung der Demokratie.201 Die verschiedenen Gruppen sind sich zumindest darin einig, dass die 
Diskussion abgeschlossen werden muss. Nur so kann die Konsolidierung der Demokratie er-
reicht werden, da “die Verfassung ein Raum der Begegnung zwischen politischen Rivalen sein 
muss.“202 
                                                
197 Siehe Kapitel 2.2.2.13 dieser Arbeit. 
198 Vgl. Godoy, Oscar: La transición Chilena a la Democracia: Pactada. 
199 Vgl.Garretón, M. A.: La redemocratización Política en Chile, in: Estudios Públicos, Nº 42, Santiago, 1991. 
200 Der Consejo de Defensa del Estado hat folgende Mitglieder: Präsident der Republik, Präsident des Senates, Präsident 
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201 Vgl. Boeninger, E.: Transición Chilena: Articulación y Límites, in: Elizoldo, C., Maira L. (Hrsg.): Chile, México, Dos 
Transiciones Frente a Frente, México, 2000. 
202 Allamand, A.: Chile: La Tansición Empantanada, in: Elizoldo, C., Maira, L. (Hrsg.): Chile, México, Dos Transiciones 
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6.4.2 Repräsentative Konsolidierung 
Die Ebene der repräsentativen Konsolidierung betrifft die territoriale und funktionale Interessen-
repräsentation, d.h. vor allem Parteien und Interessenverbände. Die Frage ist, wie sich die Regeln 
der ersten Ebene auswirken und wie die repräsentative Ebene auf das Handeln der Akteure wirkt. 
Die chilenische Demokratie war traditionell eine Parteiendemokratie, in der die Parteien auch in 
der Gesellschaft über einen starken Rückhalt verfügten. An diese Tradition konnte trotz Diktatur 
nach 17 Jahren wieder angeknüpft werden.203 Das chilenische Parteiensystem weist die traditio-
nelle Teilung in drei Gruppen – Rechts, Mitte, Links – auf.204 Auch diese Einteilung hat die Dik-
tatur überlebt.205 Die politische Rechte wird im Wesentlichen von zwei Parteien repräsentiert: die 
Renovación Nacional (RN), die moderater einzuordnen ist als die weiter rechts stehende Unión De-
mocrata Independiente (UDI). Das politische Zentrum wird von der Christdemokratischen Partei 
(DC) besetzt, welche bis zu den Wahlen 1999, als sie von der UDI eingeholt wurden, die größte 
Partei darstellte. Die Linke wird von drei Kräften bestimmt: der Sozialistischen Partei (PS), dem 
Partido Por la Democracia (PPD), Sammelbecken der gemäßigten Linken, und der Kommunistische 
Partei, die nicht im Parlament vertreten ist.  
Trotz der oben beschriebenen Kontinuität hat es aber eine sehr wichtige Veränderung im chileni-
schen Parteiensystem gegeben. Diese steht in direkter Verbindung mit der Polarisierung des chi-
lenischen politischen Systems zu Anfang der 70er Jahre, die sowohl zum Putsch führte als auch 
das Ende des autoritären Regimes, also die ausgehandelte Transition herbeiführte. Die Parteien 
und ihre Führer haben einen Prozess der Moderation und Säkularisation der Inhalte der Partei-
enprogramme durchgeführt. Heute suchen sie eher den Konsens und Kompromiss als den Kon-
flikt, um so die schmerzvolle Vergangenheit hinter sich zu lassen.206 Somit entwickelte sich in 
Chile ein „Elite Settlement“207, das zu einer wichtigen Grundlage des Übergangs zur Demokratie 
wurde. Die verschiedenen Parteien gingen Ende der 80er Jahre den Kompromiss ein, die Spielre-
geln anzuerkennen und sie auch einzuhalten.  
“[A] key to the stability and survival of democratic regimes is the establishment of 
substantial consensus among elites concerning rules of democratic political game 
and the worth of democratic institutions.“208 
Neben der Einhaltung des Kompromisses war die Bildung der Koalition Concertación por la Democ-
racia ein sehr wichtiger Schritt für den Erfolg der Transition. Hier bildete sich das von Burton, 
Gunther und Higley als Elite Convergence bezeichnete Phänomen. Die verschiedenen Parteien der 
heutigen Mitte-Links Koalition schlossen sich nach Jahren, in denen sie ihre Differenzen nicht 
hatten überbrücken können, zusammen, um Pinochet in den Wahlen zu schlagen. Sie bildeten 
eine Koalition, die das Land nun über zehn Jahre regiert. Beide Punkte zeigen die Disposition zur 
konsensualen Politik, die heute das chilenische Parteiensystem dominiert. Dieser Aspekt ist sehr 
                                                
203 Vgl. Nolte, D.: Chancen und Risiken der demokratischen Konsolidierung in Chile, in: Chiles Weg zur Demokratie, Lateinameri-
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204 Scully, T.: Reconstructing Party Politics in Chile, in: Mainwaring, S., Scully, T.: Building democratic Institutions: Party System 
in Latin America, California, 1995. 
205 Hofmeister, W.: Chiles Weg zur Demokratie, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B43/90, 1990. 
206 Scully, T.: Reconstructing Party Politics in Chile. 
207 Siehe Kapitel 2.2.2.1.3 dieser Arbeit.  
208 Vgl. Burton, M., Gunther, R., Higley, J. (Hrsg.): Introduction: Elite Transformation and Democratic regimes, in: Gunther 
R., Higley, J.: Elites and Democratic Consolidation in Latin America and Southern Europe, Cambridge, 1992, S. 3. 
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wichtig für den Konsolidierungsprozess in der neuen Demokratie.209 Darüber hinaus überdeckte 
er die historische Drei-Drittel-Teilung durch den clivage „für und gegen die Militärregierung.“ In 
den letzten Jahren gab es aber durch das Wachstum der rechten Koalition eine Bewegung zur 
Umordnung des chilenischen Parteiensystems.  
In Chile existiert neben den Parteien ein ausdifferenziertes Netz sozialer Organisationen, die un-
terschiedliche Interessen artikulieren und sie in den politischen Entscheidungsprozess einbringen. 
Es gibt eine Vielzahl von Unternehmer- und Berufsverbänden. Die Gewerkschaften haben aller-
dings während der Diktatur, aber auch danach, an Kraft verloren.210 
6.4.3 Verhaltenskonsolidierung 
Die wichtigste Vetomacht im chilenischen Übergang zur Demokratie waren ohne Zweifel die 
Streit- und Polizeikräfte. Diese haben sich hinter die von ihnen ausgearbeitete Verfassung gestellt 
und den von ihr vorgegebenen Weg zum Übergang in die Demokratie eingehalten. Somit verhin-
derten sie die Möglichkeit einer Regression in den Autoritarismus, als Pinochet im Plebiszit ver-
lor.211 
Trotz dieser Entscheidung für die von der Verfassung festgelegten Institutionen war das Verhält-
nis des Militärs der neuen demokratischen Regierung gegenüber oft getrübt. Hauptsächlich gab es 
Probleme mit dem Heer, dessen Chef Pinochet bis 1997 blieb. Dreimal zeigte das Heer offen 
Drohgebärden. Aus Protest gegen eine Untersuchung wegen Korruption, in die der Sohn von 
Pinochet verwickelt war (die sogenannte Scheckafäre), gab es im Jahr 1990 im Militär die Order 
zur Einberufung. Die zweite Krise ergab sich 1993 wieder wegen derselben Untersuchung, aber 
auch wegen der sich zuspitzenden Problematik der während des Militärregimes begangenen Men-
schenrechtsverletzungen. Als der Ex-Chef der Dirección Nacional de Inteligencia (DINA),212 des 
Sicherheitsapparates der Militärregierung, 1995 festgenommen wurde, bahnte sich die nächste 
Krise an. Auch wenn die Militäraktionen teils als symbolische Handlungen im Sinne von reinen 
Drohgebärden interpretiert werden können, haben sie doch kurzfristig die Stabilität der jungen 
Demokratie beeinträchtigt.213 All die schwierigen Situationen wie auch die oben beschriebenen 
Krisen wurden jedoch durch Verhandlungen zwischen Militär und Regierung überbrückt.  
Im März 1998 übergab Augusto Pinochet das höchste militärische Amt an seinen Nachfolger 
Manuel Izurieta. Seine Amtszeit wurde von allen Lagern als sehr positiv und normalisierend für 
die Beziehungen zwischen Militär, Regierung und Gesellschaft eingeschätzt. Im Jahr 2002 wurde 
von Izurieta das Amt des Heereschefs wiederum an Emilio Cheyre in einem normalen Wechsel 
übergeben. Ein symbolischer Akt derNormalisierung war die Ernennung der Sozialistin Michelle 
Bachelet, Tochter eines Generals, der 1974 im Gefängnis gestorben war, zur Verteidigungsminis-
terin.  
Zusammengefasst kann festgestellt werden, dass sich die Beziehungen zwischen Militär und Re-
gierung weitgehend normalisiert haben. Die Streit- und Polizeikräfte haben sich in den letzten 
Jahren ihren institutionellen Aufgaben gewidmet. Für die Konsolidierung der Demokratie sind sie 
vielmehr ein Problem auf Grund des Ranges, der ihnen nach der Verfassung zukommt, als auf 
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Grund ihrer faktischen Eingliederung in den demokratischen Prozess.214 Trotzdem kommt es in 
den Beziehungen zwischen Regierung und Streit- und Polizeikräften wegen der Vergangenheits-
bewältigung immer wieder zu Spannungen. 
6.4.4 Konsolidierung der Bürgergesellschaft 
Diese Ebene bezieht sich auf die Entwicklung einer politischen Kultur und einer Zivilgesell-
schaft, die als Unterbau für die neue Demokratie dient. Einer der wichtigsten Indikatoren der 
politischen Kultur einer Gesellschaft im Hinblick auf die Demokratie ist die Legitimität, die diese 
unter der Bevölkerung genießt215. Die Frage ist, in wie weit die Menschen glauben, dass die De-
mokratie das beste System für ihr Land ist. In Chile sind nach den Umfragen von Latinobaró-
metro über 50% der Bevölkerung für die Demokratie (siehe Tabelle 6). 
Tabelle 5: Unterstützung der Demokratie in Chile 
Jahr Demokratie Autoritäres System 
1996 54% 19% 
1998 53% 16% 
2000 57% 19% 
Quelle: Lagos, Marta: Between stability and crisis in Latin America, in: Journal of Democracy, Volume 12, Number 1, January, 2001 
Aus diesen sicher nicht exzellenten Resultaten kann aber nicht gefolgert werden, dass die politi-
sche Kultur der Chilenen die Demokratie gefährdet oder dass sie die Konsolidierung der Demo-
kratie in Frage gestellt wird.216  
Die chilenische Zivilgesellschaft besitzt traditionell eine hohe Organisationsdichte. Die Beteili-
gung in diesen Organisationen hat aber in den Jahren nach der Militärregierung nachgelassen. 
Diese Tatsache hat wiederum mit der Art des chilenischen Übergangs zur Demokratie zu tun. 
Die Zivilgesellschaft hatte in der Strategie der Opposition eine sehr wichtige Rolle. Als sich die 
Opposition aber für einen verhandelten Übergang in die Demokratie entschied, musste die Betei-
ligung der Bevölkerung eingeschränkt werden, um so die Transition nicht zu gefährden.  
„Maxime war nun, den Transitionsprozess nicht mit sozialen Forderungen, Ma-
ximalismus und weiterer Destabilisierung zu belasten.“217  
Diese Tendenz setzte sich auch unter der demokratischen Regierung fort. Merkel sieht die 
Dämpfung der zivilgesellschaftlichen Forderungen als Beitrag für die Konsolidierung einer neuen 
Demokratie an. Die Frage ist aber, ob sich die Situation nach über zehn Jahren nicht schon so 
weit stabilisiert hat, dass die Zivilgesellschaft wieder reaktiviert werden sollte.  
Nach der kurzen Betrachtung der verschiedenen Ebenen werden die chilenischen Komplikatio-
nen deutlich: Ob die chilenische Demokratie nach 13 Jahren konsolidiert ist oder nicht, ist eine 
Diskussion, die in verschiedenen Lagern heftig geführt wird. Am kontroversesten werden die 
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noch nicht durchgeführten Verfassungsreformen bewertet. Diese Situation mache die Konsoli-
dierung der ersten und sehr wichtigen Ebene unmöglich. 
„Whatever term is used, it is clear that, until the interlocking system of non-
democratic prerogatives is removed or greatly diminished, the chilean transition 
cannot be completed and, by definition, Chilean democracy cannot be consoli-
dated.“218  
Anderseits hat es auf der Basis des Konsenses sehr wichtige Schritte in Richtung Konsolidierung 
der Demokratie gegeben, und diese auf allen Ebenen. Deswegen wird gesagt, dass ”[...] when the 
last authoritarian enclave is finally displaced, Chile will on the same day complete its transition 
and consolidate democracy.“219 Die Frage ist auch, inwiefern die noch geführten Diskussionen 
um die Verfassung der Konsolidierung der chilenischen Demokratie wirklich im Weg stehen.  
Die politische Entwicklung lässt sich sehr schwer einordnen, obwohl das politische System des 
Landes im Vergleich zu anderen lateinamerikanischen Ländern als stabil bezeichnet werden kann. 
Es sind schon mehr als zehn Jahre seit den "founding elections" vergangen, die verschiedenen Insti-
tutionen der Demokratie funktionieren ohne Probleme, die Oberkommandierenden der Streit- 
und Polizeikräfte wurden ohne Probleme abgelöst und neuberufen, das Parteiensystem ist stabil 
und die Bürgergesellschaft untermauert in akzeptabler Weise die Demokratie. Die Stabilität des 
chilenischen politischen Systems wird durch eine relativ erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung 
und durch die Kooperation der Akteure begünstigt. Obwohl es verschiedene Versuche gegeben 
hat, die Verfassung zu reformieren, werden die Normen der Grundcharta eingehalten und nicht 
ausgehöhlt. 
Es ergibt sich folgendes Bild: Die konstitutionelle Ebene kann vom Gesichtspunkt der Instituti-
onen wie Staatsoberhaupt, Regierung, Parlament, Judikative und Wahlsystem als konsolidiert 
angesehen werden. Das Problem sind die verschiedenen Normen der Verfassung, die von man-
chen Parteien nicht angenommen werden, weshalb der Verfassung die vollständige Legitimität 
fehlt. Im Grunde genommen haben aber diese kontroversen Normen das normale Funktionieren 
der Demokratie in den letzten Jahren nicht behindert. Das Problem ist, dass eine Verfassung als 
Grundnorm den höchsten Konsens aller involvierten Gruppen und höchste Legitimität genießen 
sollte.220 Die zweite Ebene – die repräsentative Konsolidierung – kann wegen des stabilen chileni-
schen Parteiensystems auch als konsolidiert angesehen werden. Obwohl es auf der dritten Ebene, 
der Verhaltenskonsolidierung, in den ersten Jahren der Demokratie Probleme gegeben hat, sind 
die Beziehungen zwischen Militär und Regierung heute normal. Dennoch: Die Beziehungen wur-
den durch die Vergangenheitsbewältigung immer wieder Spannungen ausgesetzt. Die vierte Ebe-
ne der Bürgergesellschaft kann trotz ihrer Probleme auch als konsolidiert eingeschätzt werden.  
Die Demokratie kann unter dem Vorbehalt der noch durchzuführenden Verfassungsreformen als 
konsolidiert gelten. Die demokratischen Institutionen in Chile funktionieren; es gibt keine Gefahr 
des autoritären Rückfalls oder einer politischen Polarisierung. Chile muss aber trotzdem die nöti-
gen Reformen in der Verfassung durchführen,221 um die Demokratie vollständig zu konsolidie-
ren. 
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221 Vgl. Allamand, A.: Chile: la transición empantanada. 
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7 Vergangenheitsbewältigung in Chile 
Das Plebiszit von 1988 markiert den Anfang der Transition. Der 11. September 2003 markiert die 
Zeitspanne von 30 Jahren, die seit dem Putsch vergangen sind und als symbolisches Datum den 
Analysezeitraum begrenzt.222 Den Ereignissen folgend, die für die Vergangenheitsbewältigung 
relevant sind, wird diese Zeitspanne in unterschiedliche Etappen eingeteilt, deren Logik sich im 
Laufe der Analyse entfalten wird. Im Folgenden wird, aufbauend auf den vorangegangenen Be-
trachtungen, der Vergangenheitsbewältigungsprozess während des Systemwechsels analysiert. 
7.1  Zwischen Plebiszit und den ersten demokratischen Wahlen 
7.1.1 Vor dem Plebiszit: Zusammenarbeit Menschenrechtsbewegung und 
politische Parteien 
Schon in den ersten Jahren der politischen Repression entwickelte sich eine aktive Menschen-
rechtsbewegung. Neben der Koordinationsdichte zwischen den verschiedenen Gruppen gab es 
auch enge Verbindungen zu den wichtigsten Oppositionsparteien der Militärregierung. Diese 
Bindungen wurden durch die Tatsache verstärkt, dass in vielen dieser Gruppen spätere Parteifüh-
rer arbeiteten. Die Menschenrechtsbewegung war für die Parteien der Opposition Begegnungs-
möglichkeit zur Militärregierung. Die während der Allende-Regierung entstandenen tiefen Diffe-
renzen zwischen ihnen wurden im Rahmen der Arbeit für die Verteidigung der Menschenrechte 
geschlichtet.  
„Only when one looks back with hindsight at the degree of polarization and po-
litical antagonism between the Christian Democrats and the Left in 1970-1973, is 
it possible to understand the critical role played by these organizations in allowing 
the joint work of lawyers of political tendencies at such odds at the time... this 
where a permanent front against the regime was gradually forged, where grater 
consensus became more possible than in other areas.“223  
Außerdem wurden die Aktivitäten dieser Gruppen in der Zeit, in der keine politischen Aktivitä-
ten stattfinden durften, toleriert. Somit entwickelte sich eine enge Beziehung zwischen der Arbeit 
für die Demokratisierung und der Verteidigung der Menschenrechte.224 Das Thema Menschen-
rechte wurde zu einer wichtigen Achse der späteren Concertación. Allerdings wurde es aber im Lau-
fe der Zeit auch eine Quelle ihrer Schwächen.225 
7.1.2 Nach dem Plebiszit: Vergangenheitsbewältigung als zweitwichtigstes 
Thema 
Das zentrale Thema in der öffentlichen und politischen Diskussion nach dem Plebiszit waren die 
Verhandlungen der Opposition mit der Regierung in Bezug auf die Verfassungsreformen, die von 
der Opposition verlangt wurden, und die Position der Regierung gegenüber diesen Änderungen. 
Bedeutsam zudem war die Bestimmung der Kandidaten für die 1989 stattfindenden ersten de-
mokratischen Präsidentschaftswahlen. 
                                                
222 Siehe Kapitel 6 dieser Arbeit. 
223 Vgl. Früling, H.: Limitando la acción coercitiva del Estado: La Estrategia Legal de Defensa de los Derechos Humanos en Chile, 
FLACSO 12, Santiago, 19981, zitiert in: Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. 
Uruguay and Chile, Oxford, 1997, S. 113 f.  
224 Vgl. Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile, Oxford, 1997. 
225 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990- 2002, Santiago, 2002. 
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Die Problematik der Menschenrechte wurde nur wegen des internationalen Einflusses durch den 
Berichtserstatter für Menschenrechte in Chile bei den Vereinten Nationen und durch den in den 
Vereinigten Staaten laufenden Prozess wegen der Ermordung von Orlando Letelier und Ronni 
Moffit diskutiert226. Fernando Volio, Berichtserstatter für Menschenrechte der Vereinten Natio-
nen, erklärte im Rahmen eines Besuches in Chile:  
„Das Plebiszit muss die Plattform für die Lösung verschiedener Probleme sein. 
Ich hoffe, dass es so ist, damit sie (die Chilenen) genauso, wie sie das politische 
Problem gelöst haben, auch die Probleme im Bereich der Menschenrechte lö-
sen.“227 
Die Vergangenheitsbewältigung wurde von den chilenischen Politikern selten angesprochen. Nur 
im Rahmen akademischer Diskussionen zeichneten sich langsam die verschiedenen Positionen 
ab. So sagte Patricio Aylwin als Sprecher der Concertación de Partidos por la Democracia:  
„Die Verletzungen der Menschenrechte müssen von den Gerichten geklärt wer-
den ... Ein Nürnberger Prozess steht dem, was nötig ist, völlig entgegen und 
könnte zum Scheitern der politischen Transition führen.“228  
Aylwin sprach sich für Prozesse gegen Einzelpersonen, aber gegen die Verurteilung von Institu-
tionen aus. Im Rahmen der Feier des 40. Jahrestages der Menschenrechtserklärung gab die Concer-
tación eine Erklärung zur Vergangenheitsbewältigung ab. In diesem Dokument wurde erläutert, 
dass es für den sozialen Frieden nötig sei, die Verantwortlichen der Menschenrechtsverletzungen 
vor Gericht zu bringen und sie nicht straflos zu lassen. Die Führer der Oppositionsparteien bil-
deten mit Vertretern der Menschenrechtsorganisationen eine Gruppe, welche Vorschläge für die 
Vergangenheitsbewältigung in der Transition machen sollte. Es wurde schon von dem Konzept 
„Ohne Wahrheit und Gerechtigkeit gibt es keine Versöhnung“ gesprochen, oder wie Aylwin sag-
te: „Es kann keine Versöhnung ohne Gerechtigkeit geben und wir wissen alle, dass es keine Ge-
rechtigkeit ohne Wahrheit geben kann.“229 
7.1.3 Einleitende Diskussionen 
Im Verlauf des Jahres 1989 kam es zur Zunahme der Diskussionen um die Vergangenheitsbewäl-
tigung im Rahmen der Transition. Hauptthema in dieser Zeit war die Gültigkeit des Amnestiege-
setzes. Außerdem zeichneten sich schon die Linien der zukünftigen Auseinandersetzung über 
dieses Thema ab.  
Einerseits informierten die Medien über die laufenden Prozesse wegen Menschenrechtsverlet-
zung. Anderseits wurden Überreste von Menschen gefunden, von denen vermutet wurde, sie 
stammten von Vermissten. Weiterhin startete die terroristische Gruppe Frente Patriótico Manuel 
Rodriguez die Operation „Nein zur Straflosigkeit“, in deren Rahmen verschiedene Mitglieder der 
Streitkräfte getötet wurden. Das wichtigste Ereignis war aber der sich nähernde Wahltermin: Die 
verschiedenen Akteure des politischen Systems sahen nun die Notwendigkeit, sich dem Thema 
                                                
226 Im September 1976 wurden der Außenminister der Regierung Allende, Orlando Letelier, und seine Mitarbeiterin 
Ronnie Moffit in Washington durch die Explosion einer Bombe getötet. 
227 Vgl. El Mercurio: Plebiscito debe ser Plataforma para superar problemas, 8. Oktober 1988, S. C5.  
228 Vgl. El Mercurio: Las violaciones a Derechos Humanos deben ser aclarados por los tribunales de Justicia, 10. November 1988, 
S. C2. 
229 Vgl. El Mercurio: Justicia Ordinaria debe aclarar violaciones a Derechos Humanos, 14. Dezember 1988, S. C2. 
 66 
Vergangenheitsbewältigung zu stellen. Parallel wurden auch Aktionen gestartet, mit dem Ziel, vor 
den Wahlen Lösungen zu finden, um so die Transition nicht zu gefährden.  
Die Regierung wies bei wiederholten Gelegenheiten auf die Wichtigkeit und Legalität des Amnes-
tiegesetzes für den Prozess der Transition hin. Nach Meinung der Regierung waren die Verbre-
chen nichtig, die durch die Amnestie gedeckt waren, so dass die Identität der Täter nicht festge-
stellt zu werden brauchte. General Pinochet versuchte, eine Lösung vor den Wahlen zu finden, 
und sprach sich für die Möglichkeit einer neuen Amnestie aus.  
„Ich glaube es muss alles abgeschlossen bleiben, auch wenn viele reichlich disku-
tieren. Es gibt manche, die viel sprechen und nicht merken, dass sie von gefährli-
chen Dingen sprechen. Ich bin beunruhigt. Mich beunruhigen meine Männer, weil 
ich so ausgebildet worden bin. Ich bin kein Politiker, der sich erst selber absichert 
und dann den Rest. Ich sichere erst meine Männer ab und dann mich selbst.“230  
Die Idee einer neuen Amnestie fand aber keinen Rückhalt, selbst bei der Rechten nicht. Nach-
dem seine Absicht gescheitert war, gab Pinochet seine Meinung über die kommende Zeit be-
kannt: „[W]ährend ich politischer Führer der Nation bin […] oder später, wenn ich den Oberbe-
fehl des Heeres übernehme, wird keiner, der Opfer solcher Beschuldigungen ist, unbeschützt 
bleiben. Im Gegenteil, er wird auf die nötige juristische Unterstützung zählen können, um sol-
chen ungerechtfertigten Anschuldigungen entgegenzutreten. Noch mehr, er wird die Unterstüt-
zung der Stärke aller bewaffneten Einheiten der Republik haben.“231  
In einer in der Militärregierung gehaltenen Rede äußerte Pinochet verschiedene Bitten an die 
nächste Regierung232: die Oberkommandierenden der Streitkräfte und Carabineros sollen nicht 
abgesetzt werden, das Prestige der Streit- und Polizeikräfte soll verteidigt Vergeltungsmaßnah-
men gegen ihre Mitglieder verhindert werden. Auch der Klassenkampf soll verhindert werden. 
Ferner sollen Gesetze gegen den Terrorismus angewendet, die Meinungen des Sicherheitsrates 
respektiert werden und das Amnestiegesetz volle Gültigkeit erlangen. 
Sowohl die Renovación Nacional (RN) als auch die Unión Demócrata Independiente (UDI) unterteilten 
die Zeit der Diktatur in zwei Etappen. Für den ersten Abschnitt sprachen sie von einem Fast-
Bürgerkrieg. Die in dieser Zeit von beiden Seiten begangenen Verbrechen sollten durch das Am-
nestiegesetz gedeckt werden, was die zukünftige Befriedung des Landes erleichtern sollte. Die 
nach 1978 begangenen Verbrechen sollten aber von der Justiz untersucht werden.233 
In der Concertación zeichneten sich schon in dieser Zeit die zwei Meinungen ab, die es gegenüber 
dem Thema gab. Einerseits waren manche Gruppen der Christlichen Demokratie und der Sozia-
listischen Partei234 für die Aufhebung des Amnestiegesetzes. Ihrer Meinung nach war dieses Ge-
setz illegitim, weil es nicht vom Parlament erlassen worden war, sondern eine Art „Selbstverzei-
hung“ darstellte. Anderseits vertrat die andere Gruppe der Christdemokraten die Position, dass 
dieses Dekret zwar nicht aufhebbar sei, dass es aber nicht die Untersuchung der Verbrechen ver-
                                                
230 Vgl. El Mercurio: Pinochet ahora por una nueva ley de Amnistía, 10. Juni 1989, S. C2. 
231 Vgl. El Mercurio: Pinochet señaló ocho normas básicas del futuro gobierno, Oktober 1989, S. A1. 
232 Vgl. Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconciliación Política. Chile 1990 - 2002. 
233 El Mercurio: Reacción de los Políticos al Discurso de Pinochet, 24. de August 1989, S. C4; El Mercurio: Garantías de los 
Políticos a las FF.AA, 4. Juni 1989, S. D6. 
234 Die Sozialistische Partei war, noch vor dem MIR, die Gruppe, die die meisten Todesopfer während der Diktatur 
zu beklagen hatte. Vgl. Comisión de Verdad y Reconcialiación: Informe Comisión de Verdad y Reconcialiación, Anexos, 
Santiago, Chile, 1991. 
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hindere. Bei der Forderung nach Gerechtigkeit müsse die Notwendigkeit der Versöhnung und 
die Erhaltung des sozialen Friedens berücksichtigt werden. Für diesen Teil der Christdemokraten 
war die Erhaltung des sozialen Friedens während der Transition wichtiger als die Bestrafung der 
Schuldigen der Menschenrechtsverletzungen.235 Somit waren sie für Aufklärung und Festlegung 
der Verantwortlichkeiten für die Verbrechen, um anschließend die Amnestie zu erlassen. Deswe-
gen war die Festlegung auf eine einheitliche Meinung im Rahmen der Concertación kein leichtes 
Unterfangen. Die Position der weiter links stehenden Gruppe wurde vom Sozialisten Camilo 
Escalona wie folgt geschildert.  
„[I]n der Zukunft wird man ihnen die eingegangenen Kompromisse abverlangen 
müssen, damit sie nicht nur bei Reden bleiben, die dazu dienen, die Wähler der 
Linken zu locken. Die größte Partei der Concertación (Christedemokratische Partei) 
wird danach streben, mit dem Militär zu verhandeln, um der Transition Stabilität 
zu verleihen. Das Schwierige wird sein, beide Seiten zufrieden zu stellen. Und die 
radikalere Linke hat Wünsche, die sie realisiert sehen will.“236  
Die Menschenrechtsorganisationen waren für die Aufklärung der Wahrheit und die Verurteilung 
der Schuldigen: Die Amnestie war auf Grund der Internationalen Menschenrechtsabkommen, die 
Chile immerhin unterschrieben hatte, nicht anwendbar. Außerdem sollten die Verbrechen an 
bisher nur als vermisst geltenden Personen nicht amnestiert werden können. Bis die Überreste 
gefunden wären, müssten diese Fälle als Entführung behandelt werden und damit nicht als abge-
schlossen gelten. 
Für die Kirche schien es für den Erfolg der Transition unentbehrlich, vor den Wahlen konkrete 
Schritte in Richtung Vergangenheitsbewältigung zu unternehmen.237 Die Bischöfe riefen außer-
dem die Schuldigen der Menschenrechtsverletzungen dazu auf, ihre Einstellung zu ändern und 
ihre Schuld anzuerkennen, denn „die Gerechtigkeit schließt die Rache, schließt den Hass aus, und 
lädt zur Verzeihung ein: Chile muss ein Land von Brüdern sein.“238 
Der Oberste Gerichtshof hielt sich an die bis dahin angewandte Rechtssprechung: Verbrechen, 
die unter die Amnestie fielen, sind nichtig und müssen automatisch amnestiert werden müssten, 
ohne weitere Untersuchungen durchzuführen.239  
Auch das Heer machte sich auch Sorgen um das Thema Menschenrechte. Man sah die Amnestie 
als ein Verzeihungsgesetz für beide Seiten und als Möglichkeit an, die Wunden der Vergangenheit 
zu schließen. Außerdem wollte man sich nicht ohne Sicherheiten den Entscheidungen der nächs-
ten demokratischen Regierung unterwerfen. Es entstand die Sorge, dass sich eine Situation ähn-
lich der Argentiniens ergeben könnte. Dort wurden viele Militärs vor Gericht gestellt. Deswegen 
suchten sie Möglichkeiten, das Problem vor den Wahlen zu lösen. Eine Lösung wäre ein neues 
Amnestiegesetz gewesen.240 Es fanden zudem manche Anläufe statt, die versuchten, durch einen 
Dialog zwischen den Streitkräften und den politischen Parteien Wege für eine Vergangenheits-
bewältigung zu finden. Diese Dialoge scheiterten aber an den unterschiedlichen Ansichten, die 
                                                
235 Rottensteiner, C.: Schuld oder Sühne? Das Erbe der Menschenrechte in Chile nach Pinochet, Frankfurt am Main, 1997.  
236 Vgl. El Mercurio: Garantías de los políticos a las FF.AA, 4. Juni 1989, S. D6. 
237 El Mercurio: Presidente Conferencia Episcopal: DDHH deben esclarecerse, 20. Juni 1989, S. C1. 
238 Vgl. El Mercurio: Obispos piden reconciliación en Verdad y Justicia, 4. März 1989, S A1.  
239 El Mercurio: Garantías de los políticos a las FF.AA, 4. Juni 1989 S. D6. 
240 Arthur, B.: Lo que están pensando las FF.AA, in: El Mercurio, 23. April, 1989, S. D1. 
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über die Vergangenheitsbewältigung existierten. Auch der Kommandant der Luftwaffe, General 
Fernando Matthei, zeigte sich beunruhigt angesichts der drohenden Vergangenheitsbewältigung.  
„Wenn sie morgen versuchen, uns an den Pranger zu stellen wie in Argentinien, 
wird es die schwersten Konsequenzen nach sich ziehen [...]. Wir akzeptieren we-
der eine Aufhebung des Amnestiegesetzes noch eine Verlängerung von Verjäh-
rungsfristen. Damit es ganz klar ist: Wir akzeptieren nicht, dass die Gesetze geän-
dert werden.“241 
Schon während der Diktatur war der internationale Einfluss auf die Diskussion der Menschen-
rechtsproblematik sehr wichtig: Die Menschenrechtsverletzungen waren weltbekannt. Viele Chi-
lenen lebten im Ausland im Exil. Dies führte zu einer hohen Aufmerksamkeit und gleichzeitigen 
Aktivität seitens der Vereinten Nationen und der Organisation für Amerikanische Staaten, was 
den Druck auf die chilenische Regierung erhöhte. Außerdem wurden die Menschenrechtsorgani-
sationen in Chile mit Geldern aus dem Ausland unterstützt.242 Hinzu kamen auch Prozesse, die 
gegen chilenische Militärs im Ausland geführt wurden. Ein wichtiges Beispiel hierfür ist der Pro-
zess wegen der Ermordung von Orlando Letelier in den Vereinigten Staaten. Die Bedeutung des 
Themas im internationalen Umfeld, insbesondere die Meinungen des Gesandten der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte in Chile, sorgte auch für die Präsenz des Themas in der nationalen 
Presse und für weit reichende Diskussionen. 
7.1.4 Die Menschenrechte in den ersten demokratischen Wahlen  
Während des ersten Wahlkampfs nach der Militärregierung gab es eine belebte Diskussion,243 zu 
einer tiefgehenden Diskussion über das Thema in der Öffentlichkeit und die Wichtigkeit, welche 
die Bevölkerung dieser Problematik zumaß, kam es allerdings nicht. Trotzdem maßen zwischen 
17 und 18% der Chilenen der Vergangenheitsbewältigung Priorität zu.  
Für die Concertación waren die Menschenrechte eine wichtige Waffe in der Wahlkampagne gegen 
die Parteien der Rechten. Sie befürwortete in ihrem Programm die Aufklärung der Menschen-
rechtsverletzungen sowie die Durchführung strafrechtlicher Verfahren nach geltendem Recht 
und durch die ordentlichen Gerichte. Das Amnestiegesetz könne seiner Natur und wirklichen 
Bedeutung nach kein Hindernis für die Enthüllung der Wahrheit, die Untersuchung der Tatsa-
chen und die Festlegung von strafrechtlichen Verantwortungen in Fällen von Menschenrechts-
verletzungen sein. In dieser Richtung sah das Programm die Möglichkeit der Aufhebung des 
Amnestiegesetzes vor. Ferner würde die Regierung Aylwins die Wiedergutmachung für die Opfer 
von Menschenrechtsverletzungen vorantreiben und sich der Problematik der politischen Gefan-
genen annehmen.244 
Im Wahlprogramm der rechten Koalition wurde das Thema Menschenrechte folglich nicht prio-
ritär behandelt. Trotzdem mussten sich auch diese Parteien wegen der Bedeutung des Themas im 
Wahlkampf dazu äußern: Die Klärung der Menschenrechtsverletzungen sollte ausschließlich Sa-
che der Gerichte bleiben. Ferner sollte das Amnestiegesetz für die Verbrechen, die darunter fie-
len, angewendet werden, da so die Basis für den Frieden geschaffen werden konnte. Dagegen 
                                                
241 Vgl. Correa, R: Un Rocket contra la Concertación, in: El Mercurio, 30. Juli 1989, S. D2.  
242 Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile. 
243 Vgl. Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile, Berlin, 2001.  
Correa, Jorge: The Political Setting for the Transition, in: Kritz, N. (Hrsg,): Transitional Justice, Country Studies, Washing-
ton, 1995.  
244 Vgl. Regierungsprogramm der Concertación de Partidos Por la Democracia, Documentos, La Epoca, Santiago, 1989. 
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sollten die nach 1978 begangenen Verbrechen vollständig von den Gerichten untersucht wer-
den.245 Hernán Büchi sprach sich aber gegen die „Öffnung von alten Wunden“ aus, da es wichtig 
sei, die Zukunft auf der Basis der Versöhnung der chilenischen Gesellschaft aufzubauen.246 Fer-
ner wurde im Regierungsprogramm von Büchi auf das Problem des Exils eingegangen und auf 
die CNI, welche aufgelöst werden sollte.247 
 
7.1.5 Die Reaktion der Gesellschaft 
Das Thema wurde in der öffentlichen Diskussion nur wegen des internationalen Einflusses oder 
aufgrund der laufenden Prozesse wegen Menschenrechtsverletzungen diskutiert. Die Öffentlich-
keit interessierte sich erst zunehmend für das Thema, als sich die Wahlen näherten. Gegenstand 
der Diskussionen waren die unterschiedlichen Einstellungen der verschiedenen politischen Par-
teien und Akteure in Bezug auf das Thema Vergangenheitsbewältigung.  
Abbildung 2: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (Okt.88 / Feb.90) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang. 
Die Frage nach der Bedeutung von Menschenrechten erreichte in Umfragen im März 1989 einen 
Wert von 23%, die höchste Zustimmungsquote während des Untersuchungszeitraums. Dies 
könnte damit zusammenhängen, dass die Chilenen zu dieser Zeit immer noch unter der Militär-
regierung lebten. Von diesem Moment an fiel die Bedeutung. Zwischen Oktober und Dezember 
1989 fanden 17 bzw. 18% der Chilenen, dass die neue Regierung das Thema vordringlich behan-
deln soll.  
                                                
245 Vgl. Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile; El Mercurio: Büchi: ley de 
amnistía debe aplicarse integramente, 3. August 1989, S. C2. 
246 El Mercurio: Büchi anunció que creará comisión reconciliadora, 8. November 1989, S. C3; Regierungsprogramm von 
Büchi, in: Institut für Iberoamerika-Kunde, Lateinamerika, Analyse-Daten-Dokumentation, Chiles Weg zur Demo-
kratie, 7 (1990)15, Hamburg, Dok.3.  
247 Regierungsprogramm von Büchi, in: Institut für Iberoamerika-Kunde, Lateinamerika, Analysen - Daten - Doku-
mentation, Chiles Weg zur Demokratie, 7 (1990)15, Hamburg, 1990, Dok 3. 
0
2.000
4.000
6.000
8.000
10.000
12.000
14.000
O
k
to
b
e
r 
N
o
v
e
m
b
e
r
D
e
z
e
m
b
e
r
J
a
n
u
a
r
F
e
b
ru
a
r 
M
ä
rz
A
p
ri
l 
M
a
i 
J
u
n
i
J
u
li
A
u
g
u
s
t 
S
e
p
te
m
b
e
r
O
k
to
b
e
r
N
o
v
e
m
b
e
r
D
e
z
e
m
b
e
r
J
a
n
u
a
r
F
e
b
ru
a
r 
 70 
Abbildung 3: Bedeutung der Menschenrechte für die Gesellschaft (März/Dez. 89 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública Centro de Estudios Públicos.248  
 
7.2 Regierung Aylwin: zwischen Amtsantritt und dem Tod von Jaime 
Guzmán 
Im ersten Monat seiner Amtszeit gab Aylwin die drei wichtigsten Ziele seiner Regierung be-
kannt:249 Reform des politischen Systems, Suche nach Wahrheit, Gerechtigkeit und Versöhnung 
in Bezug auf die Menschenrechtsverletzungen und die Wiedergutmachung der „sozialen Schuld“. 
Die Vergangenheitsbewältigung hatte Priorität für die neue Regierung. Aylwin wollte als Präsi-
dent der Versöhnung in Erinnerung bleiben.250 Die politische Realität aber hatte bald die in dem 
Programm der Concertación vorgeschlagenen Wege der Vergangenheitsbewältigung eingeholt.  
Der Übergang zur Demokratie war unter den Spielregeln des Militärs geschehen; diese Normen 
mussten also zur Erhaltung der Stabilität der Demokratie respektiert werden. Eine dieser Nor-
men war das Amnestiegesetz, dessen Gültigkeit vom Obersten Gerichtshof oftmals bestätigt 
worden war. Dessen bis dahin angewandte Interpretation der Nichtaufdeckung war schwer zu 
verändern, weil die Mitglieder des höchsten Gerichtshofes noch von Pinochet ernannt worden 
waren.251 Außerdem waren die Militärgerichte neben den Amtshandlungen auch für die von Mili-
tär oder Polizei während der Dienstausübung oder in militärischen Einrichtungen begangenen 
allgemeinen Delikte zuständig. Deswegen mussten die Prozesse wegen Menschenrechtsverlet-
zungen, sobald die Ermittlungen der ordentlichen Gerichte ergaben, dass Angehörige der Streit- 
oder Polizeikräfte in die kriminelle Handlung verwickelt waren, an ein Militärgericht abgegeben 
                                                
248 Die Umfrag des Centro de Estudios Públicos wir im ganzen Land seit Anfang der 80er Jahre durchgeführt. Die erste 
Frage ist: Welches sind ihrer Meinung nach die drei wichtigsten Probleme, auf die sich die Regierung konzentrie-
ren müsste? Diese Frage wird bis heute genauso gestellt. Daher ist der Zeitvergleich möglich. 
249Vgl. El Mercurio: Jefe de Estado fijó tres metas para este año, 28. März 1991, S. A1. 
250 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconciliación Política. Chile 1990 - 2002. 
251 Der Oberste Gerichtshof ratifizierte diese Interpretation der Amnestie in seinen Entscheidungen 1990. 
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werden. Diese Gerichte waren von aktiven Militärs besetzt, und unter ihnen wurden die Ermitt-
lungen meistens eingestellt.252  
Nach der Verfassung von 1980 sind die Oberkommandierenden der Streitkräfte nicht absetzbar. 
So blieb auch General Pinochet nach 1989 an der Spitze des Heeres. Die Meinung der Streit- und 
Polizeikräfte über die Wahrheit und Gerechtigkeit gegenüber Menschenrechtsverletzungen war 
schon bekannt253 und im März 1990 rief General Pinochet die Mitglieder der Streitkräfte dazu 
auf, „einig zu bleiben und den Zusammenhalt weiterhin zu stärken, weil die bevorstehenden Zei-
ten schwierig sein werden.“254 Die neue Regierung musste also auch die möglichen Reaktionen 
der Streitkräfte auf Grund von Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen mit einkalkulieren.  
Hinzu kam, dass die Concertación im Senat keine Mehrheit hatte.255 Diese Variable musste also bei 
der Aufstellung der Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen ebenfalls berücksichtigt werden. 
„Deswegen werden (in diesem Bereich) Verhandlungen nötig sein“, erklärte im Januar 1990 der 
zukünftige Justizminister, Francisco Cumplido.256  
Angesichts der Einschränkungen und des bevorstehenden Amtsantrittes verlagerte die kommen-
de Regierung ihren Schwerpunkt von Wahrheit und Gerechtigkeit auf die Betonung der Wahr-
heit.257 Aylwin sprach im Januar 1991 in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung von „Wahr-
heit, Verantwortung und Gerechtigkeit.“258 In ihrem Wahlprogramm hatte die Concertación die 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der Amnestie versprochen. Aber zwischen den Wahlen und 
dem Amtsantritt sprach der zukünftige Innenminister Enrique Krauss von der Amnestie als von 
einem nicht beschlossenen Thema. Das Thema Menschenrechte müsste gelöst werden, aber 
nicht unbedingt durch die Aufhebung der Amnestie.  
„Ich glaube, dass der Vorschlag der Aufhebung des Amnestiegesetzes als ein E-
lement des Wahlkampfes gesehen wurde. Sie ist als Vorschlag im Programm ent-
halten aber - wie es Präsident Aylwin selber gesagt hat - ist es ein Vorschlag, der 
analysiert werden muss.“259  
In Bezug auf die Amnestie setzte sich in der Regierung die These durch, das Gesetz müsste zwar 
erhalten werden, aber es stehe nicht der Ermittlung der Verbrechen entgegen; es sei also kein 
Hindernis für die vollkommene Feststellung der Wahrheit.260 
Nach dem Regierungswechsel im März 1990 verstärkte sich aber der Druck der Angehörigenver-
bände261 auf die demokratische Regierung, dass sie ihre Versprechen einhalten sollte.262 So besetz-
                                                
252 Vgl. Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile.  
253 Siehe Kapitel 7.1. dieser Arbeit. 
254 El Mercurio: Leyes resguardan a miembros de las FF.AA de persecución política, S. C1, 6. März 1990. 
255 Siehe Kapitel 6 dieser Arbeit. 
256 El Mercurio: Estableceremos la verdad y repararemos los daños, 29. Januar 1990, S. C1. 
257 Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America.  
258 El Mercurio: Entrevista Patricio Rojas próximo ministro de Defensa, 28. Januar 1990, S. D3. 
259 Correa, R.: Con toda la voz que tiene, in: El Mercurio, 14. Januar 1990, S. D1. 
260 Correa, R.: Misión Cumplida, in: El Mercurio, 21 Januar 1990, S. D.1. 
261 Es muss eine Unterscheidung zwischen den Menschenrechtsorganisationen und Angehörigenverbänden gemacht 
werden. In letzteren sind die Familienangehörigen der Opfer der Menschenrechtsverletzungen Mitglieder. 
262 Vgl. Nolte, D.: Menschenrechte in Chile: Ist die Politik der Aussöhnung gescheitert?, in: Lateinamerika, Analysen - Daten - 
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ten Mitglieder von Angehörigenverbänden politischer Gefangener die Kathedrale von Santiago.263 
Diese Handlung war die erste einer Reihe Aktionen: bei Demonstrationen angefangen über Be-
setzungen bis hin zu Hungerstreiks mit dem Ziel der Freilassung politisch Gefangener.  
Außerdem übten terroristische Gruppen Druck mit dem Ziel der Herstellung von Gerechtigkeit 
aus. Ende März 1990 wurde ein Anschlag gegen das Ex-Junta-Mitglied General Leigh und den 
Ex-Sicherheitsdirektor der Luftwaffe, General Enrique Ruiz verübt. Die terroristische Gruppe 
Frente Manuel Rodríguez förderte den Anschlag und rechtfertigte ihn mit der mangelnden Gerech-
tigkeit in den Fällen von Menschenrechtsverletzungen. In einer Bekanntmachung erklärte die 
Gruppe, dass sie in Anbetracht der fehlenden Gerechtigkeit die Justiz in ihre eigenen Hände 
nehmen müsse.264  
„Während die Mitglieder des vorherigen Regimes, die an Menschenrechtsverletzungen beteiligt 
waren, nicht bestraft werden, wird der FMR sie weiterhin hinrichten.“265 Die Vergangenheitsbe-
wältigung wurde zum nicht aufschiebbaren Politikum; es handelte, bildlich gesprochen, um eine 
Zeitbombe.266 
Die neue Regierung nahm das Thema Menschenrechtsverletzungen nach ihrem Amtsantritt so-
fort in Angriff. Die Einführungszeremonie der demokratischen Regierung fand im Nationalstadi-
on vor 60.000 Menschen statt. An dem Ort, der während der Diktatur als Gefangenenlager ge-
dient hatte, wo Folter und Hinrichtungen stattgefunden hatten, wurde nun der Anfang der De-
mokratie gefeiert. Während Präsident Aylwins bewegender Rede wurden die Namen der Vermiss-
ten auf Leinwände projiziert und Angehörige tanzten cueca sola, den chilenischen Nationaltanz 
ohne Partner. Aylwin versprach267, für die nationale Einheit zu arbeiten. Wege der Versöhnung 
zwischen den Chilenen sollten gefunden werden. Die Problematik der Menschenrechte sollte 
vom Standpunkt der Gerechtigkeit, aber auch vom Standpunkt der Verantwortung angegangen 
werden. Aylwin sprach ferner von der Wichtigkeit der Wahrheit für das moralische Gewissen der 
Nation. 
„Von diesem Ort aus, der in traurigen Tagen von blinder und hasserfüllter Vor-
herrschaft der Macht über die Vernunft, der für viele Landsleute Ort von Verhaf-
tung und Folter gewesen ist, sagen wir allen Chilenen: Nie wieder! Nie wieder 
Missachtung der menschlichen Würde. Nie wieder Hass zwischen Geschwistern. 
Nie wieder Bruderkrieg. […] Meine Pflicht ist zu vermeiden, dass uns die Zeit, 
während wir auf die Vergangenheit schauen, zwischen den Finger zerrinnt. Die 
geistige Gesundheit Chiles verlangt von uns, dass wir in einer vernünftigen Zeit-
spanne Formeln finden, um die Aufgaben der moralischen Gesundung durchzu-
führen, so dass eher früher als später der Moment kommt, in dem wir alle ver-
söhnt in die Zukunft schauen können […].“ 
Aylwin kündigte Begnadigungen für verschiedene politische Gefangene und Gesetze an, die das 
Problem dieser Personen endgültig lösen sollten. 
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264 El Mercurio: Temen complicación en el trámite de algunas leyes, 23. März 1990, S. C3. 
265 Vgl. Molina, P.: ¿Por qué el General Leigh? , in: El Mercurio, 25. März 1990, S. D1. 
266 Vgl. Arthur, B.: Para desactivar una Bomba, in: El Mercurio, 18. März 1990, S. D1. 
267 Vgl. El Mercurio: Aylwin prometió forjar unidad nacional, 13 März 1990, S. A1. 
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7.2.1 Politische Gefangene 
Im März 1990 waren etwa 600 politische Gefangene inhaftiert, von denen viele jahrelang auf eine 
gerichtliche Entscheidung ihrer Fälle gewartet hatten.268 In den gegen sie laufenden Verfahren 
ging es vor allem um Verstöße gegen das Waffenkontrollgesetz (Ley de Control de Armas), das 
Staatssicherheitsgesetz (Ley de Seguridad del Estado), das Militärgerichtsbuch (Código de Justicia Mili-
tar) und das Antiterrorismusgesetz (Ley sobre Conductas Terroristas).269 
Das Problem der politischen Gefangenen sollte von zwei Seiten angegangen werden. Die Regie-
rung machte nach den Kriterien von Amnesty International eine Unterscheidung zwischen Bluts- 
und Gewissensdelikten. Die wegen Gewissensdelikten Verurteilten, etwa 397 Personen,270 sollten 
vom Präsidenten begnadigt werden, was im März 1990 schon in 46 Fällen geschehen war. Das 
Problem war, dass in vielen Fällen die Prozesse noch im Gange waren und somit keine Begnadi-
gung möglich war. Man wollte diese Prozesse beschleunigen, um die sodann Verurteilten begna-
digen zu können. Diejenigen, die wegen Blutsdelikten inhaftiert waren, sollten das Recht auf faire 
Prozesse erhalten. Die Fälle beider Häftlingsgruppen sollten durch die nach dem Justizminister 
genanten Leyes Cumplido, den ersten Gesetzen, die in Demokratie ins Parlament eingingen, aufge-
arbeitet werden.271 
Diese hatten zwei Ziele. Einerseits waren nach Meinung der Regierung die Strafen der gültigen 
Gesetzgebung unverhältnismäßig hoch und die Delikte zu vage festgelegt. Deswegen sollten so-
wohl die Verbrechen als auch ihre Strafen neu bestimmt und dabei den internationalen Standards 
angepasst werden. Anderseits sollten Regelungen für faire Prozesse geschaffen werden.272 Von 
den rechts stehenden Parteien Unión Demócrata Independiente (UDI) und Renovación Nacional (RN) 
wurden die Gesetze abgelehnt. Man kritisierte, dass ein bestimmtes Problem, wie das der politi-
schen Gefangenen, mit der Änderung eines ständigen Gesetzes gelöst werden sollte. Außerdem 
waren sie angesichts des wieder aufflackernden Terrorismus gegen die Herabsetzung der Strafen. 
„Die zukünftige Gesetzgebung Chiles zu schwächen, um ein Problem der Vergangenheit zu lö-
sen, scheint uns ein schlechter Weg zu sein.“273 Für die UDI gab es noch ein Argument gegen 
diese Gesetze:  
„[S]ie begünstigen nur eine Seite. Mann muss sich beide Seiten einer Münze anse-
hen. Die Menschenrechtsverletzungen geschahen nicht in einem abstrakten Chile, 
sie geschahen als Konsequenz einer schwierigen Zeit von großer Intoleranz und 
politischer Gewalt.“274 
Auch die Angehörigenverbände der Opfer von Terroranschlägen waren gegen die Leyes Cumplido, 
da sie als Familien der Opfer gegen die Freilassung der politischen Gefangenen waren, welche 
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El Mercurio: Creada Comisión Investigadora de DD.HH, 25. April 1990, S. A1. 
273 Vgl. Ricardo Rivadeneira, Mitglied der Politischen Kommission der Renovación Nacional in: El Mercurio: Políticos 
Opinan sobre rebaja de Penalidades, 1. Juni 1990, S. C4. 
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diese Anschläge ausgeführt hatten.275 Das Wiederaufflackern von Terroranschlägen in den ersten 
Monaten der demokratischen Regierung brachte manche Parlamentarier der Concertación dazu, 
gegen die Projekte ihrer eigenen Regierung zu stimmen.276 Außerdem war Meinungsumfragen 
zufolge der Terrorismus ein Problem, das die Regierung nicht zufriedenstellend gelöst hatte.277 
Somit kam es zu Verhandlungen zwischen der Concertación und den Parteien der Rechten, deren 
Resultat der Acuerdo Marco (Rahmenabkommen) war. Diesem Abkommen nach sollten andauern-
de Gesetze festgelegt werden, die einerseits einen effektiven Schutz gegen den Terrorismus ge-
währleisteten, aber auch der Schwere der Delikte angemessene Strafen festlegen sollten. Vorrü-
bergehende Normen sollten das Problem der politischen Gefangenen lösen:278 Die Strafen der, 
vor dem 11 März 1990 begangenen, Delikte sollten in zwei Stufen herabgesetzt werden (ausge-
nommen waren Delikte, die zum Tod führten). Die Delikte, die nach der Herabsetzung mit we-
niger als 61 Tage Gefängnis bestraft wurden, sollten nicht untersucht werden. 
Mit dieser Regelung wurden beide Lager zufrieden gestellt, weswegen manche von einer verbor-
genen Amnestie sprachen.279 Andres Allamand, Präsident, der Renovación Nacional, bemerkte in 
Bezug auf den Acuerdo Marco:  
„[E]r berücksichtigt die Interessen aller Lager: Rückblickend bringt er effektive 
Wege der Wiedervereinigung und Versöhnung und vorausschauend setzt er die 
Strafen nicht übermäßig herab.“280 
Seit dem Amtsantritt der neuen Regierung hatten die Angehörigen der politischen Gefangenen 
unterschiedliche Aktionen (Hungerstreiks, Märsche, Besetzungen etc.) durchgeführt, um ihre 
Forderungen durchzusetzen. Diese Bewegungen erfuhren auch internationale Unterstützung.281 
Erstens waren sie gegen den von der Regierung gemachten Unterschied zwischen Gewissens- 
und Blutsverbrechen, „die Unterscheidung, die Aylwin macht, ist inakzeptabel.“282 Zweitens solle 
ein Jahr Haft unter der Diktatur wie drei Jahre Haft in einer Demokratie zählen sollte. Dieser 
Rechnung nach hätten viele ihre Zeit in Haft schon längst verbüßt.283 Das Rahmenabkommen 
wurde von ihnen kategorisch zurückgewiesen, weil es sie, die gegen die Diktatur gekämpft hatten, 
den Menschenrechtsverletzern gleichsetzte:  
„Wir werden die Freiheit der von uns Verteidigten nie als Wechsel für die Straflo-
sigkeit des Staatsterrorismus akzeptieren. [...] Menschenrechtsverletzungen kön-
nen nur vom Staat begangen werden, nie von Privatpersonen [...]“, erklärten drei 
Rechtsanwälte der politischen Gefangenen.284  
Die Regierung wies indessen den von den politischen Gefangenen ausgeübten Druck kategorisch 
zurück. Die Diskussion um die Leyes Cumplido komplizierte sich aufgrund der Entdeckung von 
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Massengräbern Vermisster im Ex-Gefangenenlager von Pisagua. Auf dieses Ereignis, welches das 
Scheitern des Rahmenabkommens mit sich brachte, wird weiter unten eingegangen. 
7.2.2 Symbolische Ereignisse 
Nach dem Festakt im Nationalstadion fanden in den ersten Monaten der Regierung auch andere 
symbolische Ereignisse und Diskussionen statt, die einen Bezug zur Vergangenheitsbewältigung 
hatten. Die Nationalhymne Chiles hat eine Strophe, welche die Soldaten lobpreist. Diese Strophe 
wurde zu offiziellen Anlässen während der Militärregierung gesungen. Viele weigerten sich nun, 
diese Strophe mitzusingen. Die Regierung war der Meinung, dass für die Einheit der Chilenen die 
Embleme der Nation und des Vaterlandes wichtig seien.285 Deswegen wurde die Anweisung ge-
geben, die Nationalhymne ohne die besagte Strophe zu singen. 
Die Regierung unternahm auch Schritte, um die Würde von verschiedenen Personen wieder her-
zustellen. So wurde dem in Washington getöteten Ex-Außenminister der Regierung Allende, Or-
lando Letelier, die chilenische Staatsangehörigkeit wieder zuerkannt.286 In der Moneda287 wurde 
auch eine Feier zur Huldigung von vier Ex-Präsidenten durchgeführt: Javier González, Jorge 
Alessandri, Eduardo Frei und Salvador Allende. Diese Initiative wurde „als Wille zur Wiederver-
einigung und Versöhnung und Annahme unserer Geschichte“ veranstaltet.288 
7.2.3 Die Wahrheits- und Versöhnungskommission 
Wie oben beschrieben, stand Aylwin in seinem Unterfangen der Vergangenheitsbewältigung ei-
nerseits den institutionellen Beschränkungen sowie der Angst eines Scheiterns der Transition, 
anderseits dem Druck der Angehörigenverbände und Mitglieder der eigenen Koalition und nicht 
zuletzt der „Justiz durch eigene Hand“ der Terrorgruppen gegenüber. Unter den Lösungsvor-
schlägen kursierte die Idee einer parlamentarischen Untersuchungskommission. Diese Möglich-
keit hatte den Vorteil der Einbeziehung aller politischen Parteien; außerdem entlastete sie die 
Regierung. Die Idee wurde aber verworfen, weil sie zu einer unendlichen Diskussion geführt und 
somit das Problem verschärft hätte. Zudem wäre die Debatte im Parlament kontrovers gewesen, 
was eine Versöhnung erschwert hätte. Anderseits durfte das Parlament nach dem in der Militär-
regierung erlassenen Parlamentsgesetz keine politischen Untersuchungen über Ereignisse vor 
dem 11. März 1990 durchführen. 
Die andere Möglichkeit war der strafrechtliche Weg der Vergangenheitsbewältigung. Dieser kon-
trastierte aber mit der Amnestie, welche nach der neuen Strategie der Regierung zur Erhaltung 
des Friedens in der Transition nicht angetastet werden sollte. Außerdem hätte sich diese Lösung 
auch ausgeweitet und die Regierung wollte das Problem der Menschenrechte bald hinter sich 
bringen, um sich der Zukunft des Landes zu widmen.289 
Nach Beratung mit unterschiedlichen Politikern, Juristen und Vertretern von Menschenrechtsor-
ganisationen kam der Präsident zu dem Schluss, der beste Weg sei die Schaffung einer Wahrheits- 
und Versöhnungskommission. Präsident Aylwin gab die Initiative bei einer Feier bekannt, die 
direkt von allen Fernseh- und Radiosendern übertragen wurde. In seiner Ansprache wiederholte 
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Aylwin die Bedeutung der Versöhnung und seinen Kompromiss mit Chile und der Welt in Bezug 
auf die während der Diktatur begangenen Menschenrechtsverletzungen.  
„Die alte christliche Weisheit lehrt, dass der Frieden ein Werk der Gerechtigkeit 
ist und nur auf der Grundlage der Wahrheit aufgebaut werden kann. […] Das mo-
ralische Gewissen der Nation fordert die Enthüllung der Wahrheit in Bezug auf 
das Verschwinden von Personen, die abscheulichen Verbrechen und andere 
schlimme Menschenrechtsverletzungen, die während der Diktatur geschahen. Wir 
müssen beim Angehen dieser diffizilen Angelegenheit die Tugend der Gerechtig-
keit mit der Tugend der Verantwortung in Einklang bringen. Wenn die Verant-
wortlichkeiten festgelegt worden sind, wird die Stunde des Vergebens kommen.“ 
290 
7.2.3.1 Aufgaben der Kommission 
Ziel der Kommission war, einen Beitrag zur Enthüllung der Wahrheit über die schlimmsten 
Menschenrechtsverletzungen, die in den vergangenen Jahren begangen wurden, zu erstellen, um 
so zur Versöhnung der Chilenen beizutragen.291 Die konstante Arbeit der Menschenrechtsorgani-
sationen und die Veröffentlichung verschiedener Bücher über das Thema der Menschenrechts-
verletzungen während der Diktatur hatten dazu geführt, dass die „Wahrheit“ der chilenischen 
Öffentlichkeit weitgehend bekannt war. Die Mission der Kommission war aber, eine offizielle 
Version der Wahrheit zu erstellen, also den Schritt zwischen Kenntnis und Anerkennung zu tun. 
Die öffentliche Anerkennung der Wahrheit sollte einen kathartischen Effekt für die Gesellschaft 
haben und somit zur Gesundung des moralischen Gewissens der Nation führen. Außerdem wür-
de – nach Meinung der Regierung – nur auf Grundlage der Wahrheit die Forderung nach Ge-
rechtigkeit erfüllt und die Vorbedingungen einer wahren Versöhnung geschaffen werden. Nur die 
Kenntnis der Wahrheit würde die öffentliche Würde der Opfer wieder herstellen, den Familien 
die Möglichkeit geben, sie zu ehren, und einen Teil des zugefügten Schadens wiedergutmachen. 
Weiterhin sollte der Gesellschaft die Wahrheit über das Geschehene vor Augen geführt werden, 
um durch die Zurückweisung der Geschehnisse seitens der Gesellschaft künftige Menschen-
rechtsverletzungen zu verhindern.292 Die offizielle Wahrheit sollte auch eine gemeinsame Vergan-
genheit und somit eine Versöhnung der Chilenen mit ihrer eigenen Geschichte ermöglichen. 
„Die Geschichte ist ein Spiegel der Menschen, und um die Menschen zu versöhnen, müssen sie 
sich erst selber in diesem Spiegel erkennen.“293 Eine gemeinsame Geschichte wird auch als wich-
tig für die Einheit einer Nation angesehen. „A nations unity depends on a shared identity, which in turn 
depends largely on a shared memory.“294 
Dagegen war die Festlegung der Schuldigen und ihrer Strafen im Konzept der chilenischen Re-
gierung eine alleinige Aufgabe der Gerichte. Die einzelnen Prozesse gestatteten aber nicht die 
Erstellung eines Gesamtbildes der Menschenrechtsverletzungen in einer kurzen Zeit. „Die Ver-
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zögerung bei der Erstellung eines Gesamtbildes beunruhige das nationale Zusammenleben und 
stehe der Versöhnung entgegen.“295 Dieses Dilemma sollte durch einen vollständigen von der 
Kommission erstellten Bericht der Menschenrechtsverletzungen gelöst werden, welcher der Öf-
fentlichkeit ermöglichen würde, sich einen Überblick über das Geschehene zu verschaffen und 
den Behörden die Möglichkeit geben würde, die künftigen Entscheidungen zur Vergangenheits-
bewältigung zu treffen. 
In diesem Sinne hatte die Kommission vier Aufgaben:296 An erster Stelle sollte sie ein möglichst 
vollständigen Bildes der schweren Menschenrechtsverletzungen, ihrer Vorgeschichten und Be-
gleitumstände aufzeigen. Zweitens musste sie Beweise sammeln, die ermöglichen, die Opfer zu 
identifizieren und ihr Schicksal oder ihren Verbleib festzustellen. Drittens sollten sie einen Vor-
schlag von Maßnahmen zur Wiedergutmachung unterbreiten und schließlich Maßnahmen zur 
Verhinderung der Wiederholung von Menschenrechtsverletzungen vorlegen. 
Die Kommission hatte kein juristisches Mandat und durfte deswegen keine individuellen Verant-
wortungen festlegen. Die Informationen über bestimmte Verbrechen sollten an die Gerichte wei-
tergeben werden.297 Die Kommission sollte auf diese Weise ein Weg zur politischen und morali-
schen Gerechtigkeit sein, nicht aber für die juristische.298 
Mit den gesammelten Informationen sollte die Kommission einen Bericht erstellen, der dem Prä-
sidenten übergeben werden sollte, um anschließend der Öffentlichkeit zugänglich gemacht zu 
werden.299 Zur Erfüllung ihrer Arbeit hatte die Kommission sechs Monate Zeit, welche maximal 
um drei Monate verlängert werden konnte. Danach sollte sich die Kommission auflösen. 300 
Mit der strikten Zeitvorgabe wollte die Regierung den Konflikt um die Vergangenheitsbewälti-
gung auf das erste Jahr der demokratischen Regierung beschränken. Danach sollte sich Chile auf 
die Zukunft konzentrieren.301 Auf der anderen Seite hatte die Regierung ein Jahr Zeit, die demo-
kratischen Institutionen zu festigen, bevor der Bericht bekannt gemacht wurde. Außerdem befrei-
te sie sich in diesen Monaten von dem Druck der Menschenrechtsorganisationen.302 
7.2.3.2 Untersuchungsgegenstand 
Zu untersuchen waren die schweren Menschenrechtsverletzungen, die zwischen dem 11. Sep-
tember 1973 und dem 11. März 1990 begangen worden waren. Unter schweren Menschenrechts-
verletzungen wurden Fälle von Entführung, Hingerichteten oder zu Tode Gefolterten verstan-
den, in denen der Staat, seine Agenten oder Personen in seinem Dienst die moralische Verant-
wortung trugen. Zudem sollten politisch motivierte, von Einzelpersonen begangene Anschläge 
gegen das Leben von Menschen erforscht werden.303 
                                                
295 Vgl. Begründungen, Decreto Supremo N° 355, 15. April 1990. 
296 Art. 1, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
297 Art. 2, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
298 Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile. 
299 Art. 4, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
300 Art. 5, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. Von dieser Möglichkeit machte die Kommission gebrauch. 
301 So Aylwin in seiner Ansprache im Estadio Nacional und zur Bekantgabe der Initiative der Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission. 
302 Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile; Nolte, D.: Menschenrechte 
in Chile: Ist die Politik der Aussöhnung gescheitert?; Correa J.: Dealing with Pat Human Rights Violations. 
303 Art. 1. Abs. 2, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
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Somit wurde die Untersuchung anderer Menschenrechtsverletzungen wie Folter oder Misshand-
lungen, die nicht zum Tode führten, aus dem Mandat der Kommission genommen. Die Begrün-
dung für diese Entscheidung war die kurze Zeitspanne, in der die Kommission ihre Aufgabe er-
füllen sollte.304 Dazu kam, dass die Militärregierung die massenhaften Verhaftungen und das Exil 
nie bestritten hatte, wohl aber das Verschwinden von Personen.305 
Auch wurde die Kommission beauftragt, die von Privatpersonen begangenen Verbrechen zu 
untersuchen. Das widerspricht der traditionellen Defintion von Menschenrechtsverletzungen. 
Diese können nur von Staaten begangen werden. Es ist aber ein Zeichen dafür, dass Präsident 
Aylwin mit der Kommission auch das Ziel der Einheit beider „Lager“ der chilenischen Gesell-
schaft und somit ihre Versöhnung suchte.306 Politisch gesehen war die Einbeziehung der während 
der Diktatur begangenen terroristischen Anschläge ein wichtiger Schritt für die Akzeptanz der 
Arbeit der Kommission in allen Lagern.307 
7.2.3.3 Verfahrensweise 
Um die ihr zugewiesene Arbeit zu erfüllen, sollte die Kommission die ihr von den Opfern, ihren 
Vertretern oder Familienangehörigen und Menschenrechtsorganisationen gegebenen Informatio-
nen sammeln. Ferner sollte sie alle Maßnahmen ergreifen, die sie für nützlich erachtete, um ihre 
Aufgaben zu erfüllen, einschließlich der Einforderung von Berichten, Dokumenten oder sonsti-
gen Beweismitteln von staatlichen Behörden.308  
Das Dekret verpflichtete die staatlichen Behörden, der Kommission uneingeschränkte Hilfe zu 
gewähren, ihr die verlangten Dokumente zu übergeben und ihr den Zutritt zu den von ihr ver-
langten Orten zu gewährleisten.309 Die Kommission konnte aber keine Durchsuchungen oder 
Beschlagnahmen anordnen und niemanden zur Aussage zwingen. Ihre Arbeit hing also von der 
freiwilligen Bereitschaft der Opfer, der mutmaßlichen Täter und der Behörden ab. Diese Be-
schränkungen wurden von vielen als Manko angesehen. Nur eine vom Parlament gebildete 
Kommission hätte diese Vorrechte gehabt und Aylwin hatte sich aufgrund der oben genannten 
Argumente gegen eine solche Initiative entschieden.310  
Die Kommission durfte per Dekret die nötigen Maßnahmen treffen, um die Identität ihrer In-
formationsquellen geheimzuhalten.311 Darüber hinaus sollten ihre Aktivitäten in Vertraulichkeit 
ausgeführt werden,312 was als wichtig für die Glaubwürdigkeit der Kommission und ihres Berich-
tes angesehen wurde. Außerdem gewährleistete diese Vorgehensweise die Unvoreingenommen-
heit der Zeugen und mutmaßlichen Täter.313 
                                                
304 Begründung Art. 1 Abs. 9, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
305Correa, J.: The Political Settigng for the Transition; Constable, P., Valenzuela, A.: A nation of enemies. Chile under Pinochet, 
London, New York, 1991 
306 Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile. 
307 Correa, J.: The Political Setting for the Transition, in: Kritz, Neil, (Hrsg.): Transitional Justice, Volume II Country Studies, 
Washington, 1995. 
308 Art. 4., Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
309 Art. 8. Abs. 2, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990 
310 Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. 
311 Art. 8, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
312 Art. 7. Abs. 2, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
313 Vgl. Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile. 
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Abgesehen von diesen Vorschriften sollte die Kommission die Organisation ihrer Arbeit frei 
bestimmen.314 Sie sollte auf die technische und administrative Unterstützung des Justizministeri-
ums zählen können. Nur der Sekretär der Kommission sollte für seine Arbeit ein Gehalt be-
kommen, die anderen Mitglieder arbeiteten ehrenamtlich.315 
7.2.3.4 Die Mitglieder 
Die Mitglieder der Kommission wurden persönlich von Präsident Aylwin ausgesucht. Da die 
Arbeit der Kommission von allen Chilenen akzeptiert werden sollte – nur so konnte sie zur Ver-
söhnung beitragen – mussten die Mitglieder für alle Gesellschaftslager glaubwürdig sein. Aylwin 
brauchte Persönlichkeiten, denen sowohl die Rechte, die Linke wie auch die Familien der Opfer 
vertrauten. Somit leitete die politische Ausgewogenheit die Auswahl der Mitglieder316 der Kom-
mission.317 
7.2.3.5 Reaktionen auf die Schaffung der Kommission 
Die Parteien der Regierungskoalition reagierten positiv auf die Wahrheits- und Versöhnungs-
kommission und beurteilten sie als einen wichtigen Schritt in Richtung Vergangenheitsbewälti-
gung. Auch die Kirche und Menschenrechtsorganisationen begrüßten die Schaffung der Kom-
mission. 
Dagegen war die Aufnahme bei den rechten Parteien skeptisch. Erstens wurde die Zeitspanne 
kritisiert, welche die Kommission untersuchen sollte. Die Menschenrechtsverletzungen müsste 
man in ihrem Kontext analysieren, also als Konsequenz der Ereignisse, die zum Putsch führten. 
                                                
314 Art. 7, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
315 Art. 9, Decreto Supremo N° 355, 25. April 1990. 
316 Berufen wurden: 
Raúl Rettig Guissen: Präsident der Kommission, Jurist. Zwischen 1938 und 1940 hatte Rettig verschiedene Ämter 
in der öffentlichen Verwaltung inne. 1949 wurde er für die gemäßigt linke Radikale Partei in den Senat gewählt. 
1971 wurde er von der Regierung Allende als Botschafter nach Brasilien entsandt. 
Jaime Catillo Velasco: Jurist, Mitglied der Christdemokratischen Partei. Mitgründer der Menschenrechtsorganisati-
on Comisión Chilena de Derechos Humanos. Er wurde während dieser Arbeit während der Diktatur zwei Mal ins 
Exil geschickt. 
José Luis Cea: Jurist, Professor an der Katholischen Universität. Er war als Vertreter der rechts stehenden Partei 
Renovación Nacional Mitglied der Technischen Kommission zur Änderung der Verfassung 1989. 
Mónica Jiménez: Sozialarbeiterin, Professorin an der Katholischen Universität. Für zehn Jahre Präsidentin der 
Menschenrechtsorganisation Justicia y Paz. Mitglied der Organisation Participa, die sich für die Rücckkehr der 
Demokratie einsetzte. Ihr Vater war Militärarzt. 
Ricardo Martin: Jurist, machte juristische Karriere und war Professor an der Katholischen Universität. Präsident 
der Menschenrechtskommission des Innenministeriums der Militärregierung, welche die Situation des Exils un-
tersuchte. Durch den Obersten Gerichtshof ernannter Senator. 
Laura Novoa: Juristin, ihr Vater war General bei den Carabineros, in der Bergbauindustrie tätig. 
Gonzalo Vial Correa: Jurist, Professor an der Katholischen Universität. Er leitete die Zeitschrift Qué Pasa. Ende 
der 70er Jahre war er für sechs Monate Bildungsminister der Militärregierung. 1985 kritisierte er Menschenrechts-
verletzungen während der Diktatur. Vial Correa ist Autor von verschiedenen Geschichtsbüchern. 
José Zalaquett: Jurist, Mitglied der Partei für die Demokratie, Mitglied der Rechtsabteilung des Amtes für Agrarre-
form unter Allende. Ab 1973 war er Jurist bei der Menschenrechtsorganisation Pro Paz. Zalaquett ging ins Exil 
bis 1986. Während des Exils war er Präsident des Direktoriums von Amnesty International. Als Mitglied dieser 
Organisation begleitete er verschiedene Transitionsprozesse auf der ganzen Welt. 
Jorge Correa: Jurist, Sekretär der Kommission, Dekan der Strafrechtlichen Fakultät der Universität Diego Portales 
und Sekretär der Grupo de Estudios Constitucionales, einer wichtigen Gruppe für den Übergang zur Demokratie. 
317Vgl. Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile; Correa J.: Dealing 
with Pat Human Rights Violations: The Chilean Case after Dictatorship, in: Kritz, Neil, (Hrsg.): Transitional Justice, Volume 
II Country Studies, Washington, 1995; Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel 
Chile. 
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Der Bericht der Kommission würde ohne den geschichtlichen Kontext eine verzerrte Wahrheit 
wiedergeben. Außerdem beabsichtige die Entscheidung für diese Zeitspanne die Deligitimierung 
der Militärregierung und der Parteien, die sie unterstützt hatten, sowie die Verschleierung der 
Verantwortung der Parteien der Concertación für die Geschehnisse. Die Arbeit der Kommission 
würde auch nicht zur Versöhnung, sondern eher zur Konfrontation und zur Belastung des Ver-
hältnisses zwischen Regierung und Streitkräften führen. Kritisiert wurde auch, dass die Kommis-
sion in die Kompetenz der Judikative eingreife und somit gegen das Amnestiegesetz verstoßen 
könnte.318 
Die Angehörigenverbände übten zudem Kritik unterschiedlicher Art an der Kommission. Erstens 
war schon der Name für manche Grund zur Sorge, da die Betonung auf Versöhnung lag und das 
Wort Gerechtigkeit fehlte. Außerdem wurde eingewandt, dass die Kommission nur die gröbsten 
Menschenrechtsverletzungen untersuchen sollte und Fälle von Folter, Exil oder anderen Repres-
sionsmethoden nicht einbezogen wurden. Dazu kam, dass die Kommission keine Zeugen vorla-
den konnte. Ferner waren die Angehörigenverbände gegen die Gleichsetzung von Aktionen des 
Staates und Privatpersonen als Menschenrechtsverletzungen.319 Trotz ihrer Einwände unterstütz-
ten diese Organisationen die Initiative der Regierung als einen ersten Schritt in Richtung Gerech-
tigkeit, für die sie aber weiterhin kämpfen wollten.320 
Die Streit- und Polizeikräfte wurden vom Verteidigungsminister über die Initiative informiert, 
noch bevor die Schaffung bekannt gegeben wurde. Er erklärte, dass die Kommission keine gegen 
die Streitkräfte gerichtete Aktion, sondern ein nötiger Schritt für die Versöhnung des Landes sei. 
Die Teile der Streitkräfte zeigten unterschiedliche Reaktionen. Carabineros und Luftwaffe erklärten 
sich zur Kooperation bereit, wobei erwähnt werden muss, dass die Oberkommandierenden bei-
der Institutionen erst im Zeitraum nach den schwersten Menschenrechtsverletzungen auf ihre 
Posten berufen worden waren. Die Marine wollte keine direkte Konfrontation mit der neuen 
Regierung und sprach sich nicht gegen die Kommission aus. Das Heer stand also in seiner Ab-
lehnung alleine.321 Im Heer herrschte die Meinung vor, man könne die eigenen Männer nicht im 
Stich lassen. General Pinochet versuchte, die Schaffung der Kommission zu verhindern, und 
verlangte eine Audienz beim Präsidenten, wurde aber erst nach Bekanntgabe des Dekrets von 
Aylwin empfangen. Das Heer war besorgt, dass manche Gruppen mit den von der Kommission 
gesammelten Informationen eine Verleumdungskampagne gegen die Streit- und Polizeikräfte 
beginnen könnten. Außerdem befürchteten sie Racheaktionen. Genauso wie die Rechte sahen sie 
die Gefahr, dass die Kommission in den Bereich der Justiz übergehen könnte und so gegen das 
Amnestiegesetz verstoßen würde.322 Die Ängste der Streit- und Polizeikräfte wurden von der 
Regierung aufgefangen, indem sich Aylwin mit den Oberkommandierenden traf. Er versicherte 
ihnen, dass die Arbeit der Kommission nicht das Ziel hatte, die Streitkräfte zu diskreditieren. 
Man würde auch im Rahmen des Möglichen versuchen, die Presse zur Verantwortlichkeit bei 
                                                
318 El Mercurio: Competencia de Comisión no puede Circunscribirse al Período de 1973- 1990, 28. April 1990, S. C2; El 
Mercurio: Políticos Opinan sobre Creación de Comisión, 25. April 1990, S. C3. 
319 Correa, J.: The Political Setting for the Transition, Correa J.: Dealing with Pat Human Rights Violations; Rottensteiner, C.: 
Schuld oder Sühne? Das Erbe der Menschenrechte in Chile nach Pinochet; Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahr-
heitskommissionen - das Beispiel Chile. 
320 El Mercurio: RN y UDI critican Grupo de DD.HH, 26. April 1990, S. A1. 
321 Die härtere Position des Heeres gegenüber den unterschiedlichen Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen wie-
derholt sich in den nächsten Jahren. Die Erklärung ist einerseits in der Person Pinochets zu finden, welcher O-
berkommandierender des Heeres war. Anderseits war das Heer der Teil der Streitkräfte, in der am meisten Perso-
nen in Menschenrechtsverletzungen verwickelt waren. 
322 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
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ihren Veröffentlichungen zu ermahnen. Ferner unterstrich die Regierung, dass an die Aufhebung 
der Amnestie nicht gedacht wurde.323 
Neben der Organisation ihrer Vorgehensweise war eine der ersten Aktivitäten der Kommission 
die Zusammenkunft mit den unterschiedlichen Gruppen der Gesellschaft. Danach arbeitete sie in 
völliger Zurückgezogenheit. Und nach ein paar Monaten waren nach Aussagen ihres Präsidenten 
die negativen Meinungen gegenüber der Kommission „aufgetaut.“324 
7.2.4 Exilierte 
Eine andere Aufgabe, welche die Regierung im Rahmen der Vergangenheitsbewältigung anging, 
war das Schicksal der Exilierten.  
„Es ist unsere Verpflichtung, die nötigen Maßnahmen zur Förderung der Rück-
kehr in das Vaterland aller Chilenen, die zurückkehren wollen, zu treffen, indem 
wir die nötigen Konditionen für ihre völlige Wiedereingliederung in die nationale 
Gesellschaft schaffen.“325 
Die Regierung richtete mit dem Einverständnis des Parlaments die Oficina Nacional de Retorno ein 
(Nationale Behörde zur Rückkehr). Aufgabe dieser Behörde war, Programme und Projekte 
durchzuführen, die die Wiedereingliederung der Exilierten in Chile erleichtern sollten. Ferner 
sollte sie ihre Arbeit mit den internationalen Organisationen koordinieren und als Anlaufstelle für 
die Rückkehrwilligen dienen.326 Diese Initiative wurde von der Regierung als eine Wiedergutma-
chungsmaßnahme gegenüber denen gesehen, die Chile unfreiwillig verlassen mussten.327 
7.2.5 Pisagua 
Mitte Juni 1990 wurde in dem ehemaligen Verhaftungslager von Pisagua im Norden Chiles ein 
Massengrab von 19 Vermissten gefunden. Über Fernsehen, Radio und Printmedien erfuhren die 
Chilenen die Realität der 19 hingerichteten Menschen, deren Körper in Säcke eingehüllt ver-
scharrt worden waren, ohne ihre Familien über ihren Verbleib zu informieren. Die Trockenheit 
der Wüste hatte die Körper gut erhalten, sogar die Gesichtsausdrücke waren noch zu erkennen.  
„Ausdrücke von Furcht vor dem Tod, die Knie sind eingebogen, die Arme sind 
steif geworden, die Münder haben sich zusammengezogen, als sie merkten, dass 
es kein Entkommen mehr gab […].“328 
„Wir fangen an, der Wahrheit von dem, was während so vieler Jahre geschehen ist, ins Auge zu 
blicken, und das ist gut für unser Land“,329 sagte Evelyn Matthey, Abgeordnete der Renovación 
Nacional und Tochter des Oberkommandierenden der Luftwaffe. 
                                                
323 Arthur, B.: Las Fuerzas Armadas en la Moneda, in: El Mercurio, 6. Mai 1990, S. D3; Arthur, B.: La Cuerda Afloja, in: 
El Mercurio, 3. Juni 1990, S. D1; Correa, R.: Al interior del Gobierno, in: El Mercurio, 6. Mai 1990, S. D1; El 
Mercurio: Carabineros colaborará con la Comisión Rettig, 31. Mai 1990, S. C4. 
324 Arthur, B.: Verdad y Reconciliación : Cómo llegar a esa meta, in: El Mercurio, 22. Juli 1990, S. D2. 
325 Ansprache an die Nation von Präsident Aylwin am 21. Mai 1990, in: El Mercurio: Texto del Mensaje del Präsidente 
Aylwin, 22. Mai 1990. S. C8 
326 Art. 2, Ley N° 18.994, 20. August 1990. 
327 El Mercurio: Proyecto de Oficina de Retorno en el Congreso, 25. April, 1990 S. C8. 
328 Vgl. De Luigui, M. A.: Morir en Pisagua, in: El Mercurio, 10. Juni 1990, S. D1. 
329 Vgl. El Mercurio: Ministo en Visita para caso de los restos en Pisagua, 7. Juni 1990, S. A1. 
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Nach ihrer Identifizierung wurden die Überreste der Opfer ihren Familien übergeben und in of-
fiziellen Begräbnisfeiern beerdigt. Die erste dieser Feierlichkeiten fand in Iquique statt und voll-
zog sich in Gegenwart von fünf Staatsministern und Vertretern des Parlaments. Nach einer mit 
vielen Symbolen durchgeführten Messe, an der Hunderte von Personen teilnahmen, wurden die 
Särge in einer langen Prozession, die von Liedern und Glockenläuten begleitet wurde, zum 
Friedhof gebracht.  
„Wir sind als Landsleute von zu Unrecht und durch eine verantwortungslose Wel-
le von Brudermord getöteten Opfern gekommen, die angeblicher Unrechtstaten 
beschuldigt wurden, welche nichts mehr als der Ausdruck des legitimen Rechtes 
zum Andersdenken waren. Ihre ehrlichen Namen wollen wir heute öffentlich 
wiederherstellen.“330  
Da nach dem Fund von Pisagua noch an verschiedenen Stellen Überreste vermisster Personen 
gefunden wurden, wiederholten sich Anlässe wie der von Pisagua und die darauf folgenden Feiern 
in ganz Chile. Es wurden auch verschiedene Messen für die Versöhnung gehalten. Derweil wur-
den sowohl im Senat als auch in der Abgeordnetenkammer Videos über den Fund der Überreste 
in Pisagua gezeigt. Danach gab es eine grundlegende Diskussion über Pisagua, in der die verschie-
denen Parteien ihre Positionen öffentlich dargestellt haben. 
Die offenen Gräber von Pisagua trugen erheblich zur Auseinandersetzung der chilenischen Ge-
sellschaft mit ihrer Vergangenheit und somit auch zu der Vergangenheitsbewältigung und ihrer 
unterschiedlichen Wege bei. Es wurde über die Delikte selbst diskutiert: „[D]ies ist eine dramati-
sche Bestätigung, dass die erstatteten Anzeigen der Wahrheit entsprachen.“331 Die Tatsache, dass 
der Tod der Opfer vor den Familien geheimgehalten, und dass die Überreste nicht übergeben 
worden waren, stieß auf die Ablehnung aller politischen Parteien und gesellschaftlichen Gruppen. 
Die geschichtliche Interpretation der Vergangenheit fiel aber unterschiedlich aus. Die Verantwor-
tung der unterschiedlichen Akteure an den Geschehnissen war dabei ein wichtiges Thema. Es 
wurde offen über die Rolle Pinochets in der Vergangenheit diskutiert. Zuletzt kamen auch die 
anzuwendenden Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen zur Sprache. Die Gültigkeit der Am-
nestie, die strafrechtliche Aufarbeitung der Vergangenheit und die Wiedergutmachungsmaßnah-
men für die Opfer wurden diskutiert.  
Die rechts stehende Unión Demócrata Independiente (UDI) lehnte die Praxis des Verschwindenlas-
sens von Personen ab, wies aber auf den geschichtlichen Kontext der Geschehnisse hin.  
„Es sind Taten die vom moralischen Standpunkt ohne Zweifel verwerflich sind, 
die sich aber in die Zeit eines verdeckten Bürgerkrieges einbetten.“ 332 In der Mei-
nung der UDI verfehlte man die Wahrheit, wenn man diese Ereignisse außerhalb 
ihres Zusammenhanges darstellte „als ob sie spontan aufgetreten wären, auf uner-
klärliche Weise, abgetrennt von jeder Ursache, die sie hätte motivieren können.“333 
Die Verantwortung suchte die UDI in der gesamten chilenischen Gesellschaft.  
                                                
330 Vgl. Enrique Krauss, Innenminister, in: El Mercurio: Masiva asistencia a funeral de los restos de Pisagua, 17. Juni 1990, 
S. A1. 
331 Vgl. Andrés Aylwin, Christdemokratischer Abgeordneter, in: El Mercurio: Zaldívar estimó dramático hallazgo de 
Osamentas, 6 Juni 1990, S. C4. 
332 Vgl. Senator Jaime Guzmán, in: El Mercurio: Ministro en Visita para el caso de los restos en Pisagua, 7 Juni 1990, S. A1. 
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Juni 1990, S. C2. 
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„Wir sind alle in irgendeiner Form verantwortlich […] niemand kann den ersten 
Stein werfen und noch weniger diejenigen, die in irgendeiner Form zur Gewalt 
angestiftet oder diese gerechtfertigt haben.“334  
Die Rolle Pinochets und das Eingreifen der Streitkräfte 1973 wurde von der UDI verteidigt und 
gerechtfertigt. „man darf heute nicht vergessen, dass die Streitkräfte als Antwort auf einen mehr-
heitlichen Ruf der Bevölkerung hin gehandelt haben, und dass mit ihrem Eingriff dem Land eine 
höhere Dosis an Gewalt und Leid erspart blieb.“335 
In Bezug auf die Amnestie blieb die UDI bei ihrer Meinung, dass diese nicht aufgehoben werden 
dürfte, da sie ein grundlegendes Element der Befriedung, der Verständigung und der Versöhnung 
Chiles sei.336 Die Amnestie wurde von der UDI als ein Vergessen interpretiert: „[W]ir glauben, 
dass die Versöhnung leichter sein wird, wenn die Wahrheit nicht in all ihren Details gelüftet 
wird.“337 
Auch die Renovación Nacional wies die Praxis des Verschwindenlassens von Personen energisch 
zurück, dennoch müsste man die Ereignisse in ihrem Kontext verstehen.  
„Chile muss die Wahrheit kennen, aber die ganze Wahrheit. Der tiefe emotionale 
Eindruck, welcher der Fund in Pisagua verursacht hat, darf nicht verhindern, dass 
die Ereignisse in ihrem geschichtlichen Kontext verstanden werden.“338  
Die Renovación sah in der Darstellung der Ereignisse außerhalb ihres historischen Zusammen-
hangs eine politische Manipulation, deren Ziel die Freisprechung der Parteien der Concertación von 
ihrer Verantwortung für die Geschehnisse im Jahre 1973 war. Nach Meinung des Präsidenten der 
Partei Andrés Allamand müsse die chilenische Gesellschaft die Wahrheit nicht nur kennen, son-
dern auch annehmen.  
„Dafür müssen diejenigen, die Wahrheit verlangen, auch dazu beitragen, dass die-
se vollständig ist. Warum ist es so schwer, dass jeder das annimmt, was keiner ig-
noriert? Kann die Linke leugnen, dass sie die Gewalt in Chile ab Mitte der 60er 
Jahre eingeführt und gerechtfertigt hat? Können die Christdemokraten ignorieren, 
dass in ihrer Regierungszeit der Rechtsstaat und die Justiz geschwächt wurden, 
und dass sie 1973 den Eingriff des Militärs unterstützt haben? Können die Füh-
rungsspitzen der Streitkräfte leugnen, dass sie die Menschenrechtsverletzungen, 
die während ihrer Regierung geschehen sind, nicht unterdrückt haben? Können 
wir Anhänger der vorherigen Regierung sein und nicht anerkennen, dass wir ge-
gen die Menschenrechtsverletzungen nicht mit genügend Energie und Kraft pro-
testiert haben?“339  
Die RN unterstützte weiterhin das Eingreifen des Militärs 1973, sie rechtfertigte aber dadurch 
nicht die begangenen Menschenrechtsverletzungen, „sogar die Konflikte mit Eigenschaften eines 
                                                
334 Vgl. Joaquín Lavin, Generalsekräter der UDI in: El Mercurio: Irrestricta lealtad al Gral Pinochet, 8. Juni, 1990, S. C5. 
335 Vgl. Julio Dittborn, Präsident der UDI in: El Mercurio: UDI defiende el Rol de FF.AA en 1973, 13. Juni 1990, S. C4. 
336 Vgl. El Mercurio: RN y UDI se refieren al caso Pisagua, 12. Juni 1990, S. C4. 
337 Vgl. Joaquín Lavín Generalsekräter der UDI in: EL Mercurio: Constituye una falta Moral Pretender separar los hechos de 
su contexto histórico, 15. Juni. 1990, S. C2. 
338 Vgl. Bekanntmachung von RN in: El Mercurio: Chile necesita conocer la verdad, pero completa, 17. Juni 1990, S. C3.  
339 Vgl. Andrés Allamand, Präsident von RN in: El Mercurio: A. Allamand: Si no se asume responsabilidad no habrá 
reconciliación, 16. Juni 1990, S. C3. 
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Krieges haben ethische und juristische Grenzen.“ In der Meinung der Renovación sollten diese 
Fälle in den Händen der Gerichtshöfe eine Lösung finden, während die Amnestie nicht aufgeho-
ben werden sollte, da sie zur Befriedung des Landes beitrage.340 Teile der Christdemokratischen 
Partei erkannten den komplizierten politischen Kontext an.  
„Die Situation, die 1973 existierte, darf nicht vergessen werden, es entstanden 
Hass und Spannungen, welche bisher in Chile unbekannt waren. Es gab ohne 
Zweifel einen Zustand von politischer, sozialer und psychologischer Erregung, 
welche die Angst in absolut irrationale Grenzen trieb.“341  
Diese Situation rechtfertige aber nicht die begangenen Menschenrechtsverletzungen und der 
Bürgerkrieg habe nicht existiert.342 Die Offenlegung der Wahrheit sei für die Versöhnung und die 
Vergebung notwendig, um Gerechtigkeit herbeizuführen. „Niemand darf hier die Augen schlie-
ßen, Erde darauf schütten, oder glauben, dass diese Ereignisse vergessen werden können.“343 Das 
Amnestiegesetz war nach Meinung der Christdemokraten kein Hindernis für die Ermittlung der 
Wahrheit, da diese erst bei Festellung des Verbrechens angewendet werden könne. 
Die Partei für die Demokratie (PPD) erkannte auch die akute politische und soziale Situation 
1973 an. Diese könne aber auf keinen Fall als Bürgerkrieg klassifiziert werden und rechtfertige 
nicht die danach begangenen Menschenrechtsverletzungen. „Wir sind alle verantwortlich, weil 
wir in mancher Form das demokratische Gefühl des Landes beleidigt haben“,344 sagte der Präsi-
dent der Partei, Erich Schnake. Die Annerkennung der jeweiligen Verantwortung habe die Linke, 
aber nicht die Rechte und die Streitkräfte vorgenommen. Die Partei verlangte Gerechtigkeit und 
Bestrafung mindestens in den schwersten Fällen, da die absolute Gerechtigkeit im Angesicht der 
politischen Realität unmöglich sei.345 
Für die Sozialisten war der Fund in Pisagua besonders hart, da es sich in vielen Fällen um Mitglie-
der ihrer Partei handelte. Das Konzept eines 1973 ausgebrochenen Bürgerkrieges wurde von den 
Sozialisten abgelehnt. Ihr Präsident Clodomiro Almeyda erklärte „hier gab es einen militärischen 
Aufstand gegen eine legal eingesetzte Regierung“346. Die Sozialisten unterscheiden zwischen den 
politisch und den kriminell Verantwortlichen gegenüber der Krise 1973; erstere hätten durch ihre 
Handlungen den Putsch herbeigeführt, letztere hätten gemordet, gekidnappt und gefoltert.  
„Beide Arten der Verantwortung müssen getragen werden, sie sind aber in ihrer 
Natur qualitativ unterschiedlich: die politischen Verantwortlichkeiten verlangen 
                                                
340 Vgl. Bekanntmachung von RN in: El Mercurio: Chile necesita conocer la verdad, pero completa, 17. Juni 1990, S. C3. 
341 Vgl. Gabriel Valdés, christdemokratischer Senator, Präsident des Senates, in: El Mercurio: No debemos olvidar 
contexto de tensión y odio hace 17 años, 13. Juni 1990, S. C3. 
342 Vgl. El Mercurio: Opiniones Políticas sobre Declaración del Ejercito, 14. Juni 1990, S. C4. 
343 Vgl. Andrés Zaldívar, Präsident der Christdemokratischen Partei in: El Mercurio: Zaldívar estimó dramático el hallazgo 
de osamentas, 6. Juni 1990, S. C4. 
344 Vgl. Erich Schnacke, Präsident der Partei für die Demokratie (PPD) in: El Mercurio: Sectarismo de los Partidos llevó a 
Desenlace de 1973, 21. Juni 1990, S. C4. 
345 El Mercurio: Hay que debatir con la mirada en el futuro, 17. Juni 1990, S. C3. 
346 Clodomiro Almeyda, Präsident der Sozialistischen Partei in El Mercurio: Supuesta Guerra interna es una falacia total, 
14. Juni 1990, S. C4. 
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eine effektive und öffentliche Veränderung im Verhalten, die kriminellen muss 
man vor Gericht bringen.“347  
Die Regierung unterstrich, dass sich das Thema in den Händen der Gerichte befinde. Die wich-
tigste Aufgabe der Regierung in diesem Fall sei die Wiedergutmachung für die Familien und die 
offizielle öffentliche Rehabilitierung der Opfer, wofür alle Maßnahmen getroffen würden.348 Die 
Streit- und Polizeikräfte seien als Institutionen im politischen Sinne verantwortlich, die kriminelle 
Verantwortung sei aber individuell.  
Die Kommunistische Partei sah in dem Putsch die Quelle der Menschenrechtverletzungen. Sie 
wies die Existenz eines Bürgerkrieges kategorisch ab.349 Sie machten aber auch einen Unterschied 
zwischen individueller und kollektiver Schuld. Die Streitkräfte seien nicht als Institution schuldig, 
sondern ihre Mitglieder als Individuen. Die Partei war für die Aufhebung der Amnestie und so-
mit für die strafrechtliche Aufarbeitung der Vergangenheit und die Bestrafung der Täter.350 
Der Angehörigenverband der Vermissten interpretierte die Menschenrechtsverletzungen als eine 
Vernichtungspolitik der Militärregierung gegenüber der chilenischen Linken. Er wies energisch 
die Tatsache zurück, dass es 1973 einen Bürgerkrieg gegeben hätte. Wenn die Menschenrechts-
verletzungen ungestraft blieben, würde das in der Meinung der Organisation zu einem Verlust 
des Glaubens an die Demokratie führen. „Wir suchen keine Rache, wir fordern aber Gerechtig-
keit, wofür zuerst die Wahrheit festgestellt werden muss.“351 
Die Kirche rief in einer Erklärung des Ständigen Ausschusses der Bischöfe zur Anerkennung der 
Wahrheit auf, da sie für das Land nötig sei. Sie wiesen die Rechtfertigung der Ereignisse durch 
einen Bürgerkrieg zurück. Nach Meinung der Kirche müssten die Gerichtshöfe die Tatsachen 
und die Schuldigen feststellen. Die Bischöfe baten um Informationen über das Schicksal der 
Vermissten: „[D]eswegen verlangen wir, dass dienjenigen, die an diesen Ereignissen teilgenom-
men haben, im christlichen und menschlichen Sinn die Wahrheit und ihre Verantwortung aner-
kennen.“352 Die langsam bekannt werdende Wahrheit gab nach Meinung der Bischöfe der chileni-
schen Gesellschaft die Möglichkeit, sich eine sachliche und wahre Meinung über das Geschehene 
zu bilden. 
Das Heer machte seine Meinung in Form einer Erklärung der Öffentlichkeit zugänglich. Diese 
besagte, dass die Streit- und Polizeikräfte ihren Eingriff nicht gesucht hätten, im Gegenteil, sie 
hätten auf den Ruf der Mehrheit der Chilenen reagiert. Nach Meinung des Heeres war es absurd, 
dass diejenigen, die 1973 den politischen Kollaps erzeugt hätten, nun die Rolle der Ankläger ein-
nähmen.  
„Die Aktion am 11. September war eine militärische, also eine Kriegsaktion [...], 
die Streitkräfte zogen zum Kampf aus, um die verlorene Freiheit wieder zu er-
                                                
347 Bekanntmachung der Sozialistischen Partei, in El Mercurio: PS Abordó Responsabilidad sobre sucesos de 1973, S. C5, 
14. Juli, 1990. 
348El Mercurio: El Gobierno estimó oportuna designación de ministro en visita, 8. Juni, 1990, S. C10.  
349 Bekantmachung der Komunistischen Partei in El Mercurio: Constituye una falta moral pretender separar hechos de su 
contexto histórico, 15. Juni 1990, S. C2. 
350 El Mercurio: Supuesta Guerra interna es una falacia total, 14. Juni 1990, S. C4. 
351 Vgl. Sola Sierra, Präsidentin der Asociación de Familiares de Detenidos Desaparecidos in: El Mercurio: Presidente 
entregó condolencias a Familias de Atencio y Cantero, 20. Juni 1990, S. C2. 
352 Vgl. Bekantmachung des Ständigen Aussschusses der Bischöfe in: El Mercurio: Iglesia llama a asumir verdad de lo 
sucedido, 14. Juni 1990, S. C1. 
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obern. [...] In unserem Falle sind wir sicher, dass der Sieg der Freiheit nicht ohne 
die starken und abschreckenden Aktionen der Carabineros und der Streitkräfte er-
reicht worden wäre. [...] Viele, die uns kritisieren […] können heute in Ruhe leben 
und für die Perfektionierung der Demokratie kämpfen. Dies dank der Soldaten, 
die kämpften, überwachten, Gefahren ausgesetzt waren und starben, Situationen, 
die von vielen, die von unserem Opfer profitieren, nicht durchlebt wurden.“353  
Das Heer äußerte die Sorge über die politische Instrumentalisierung der Geschehnisse. Diese 
stünden einer Versöhnung entgegen und könne zum Hass und zur Rache führen. Am Ende der 
Bekanntmachung erklärte das Heer seinen Willen, mit der Regierung in der Versöhnung und 
Konsolidierung der Demokratie zusammenzuarbeiten. Der Oberkommandierende der Marine, 
Jorge Martinez, verlangte, dass die Ereignisse in ihrem Zusammenhang verstanden werden soll-
ten. „Wenn das Land von diesen Situationen erfährt, muss es daran denken, dass es vor 17 Jahren 
in einer Art Bürgerkrieg lebte. Diese Situationen entstehen nicht spontan, sondern im Kontext 
der Zeit.“354 Martinez unterstrich, dass die Streitkräfte auf den Ruf der Bevölkerung, den Rechts-
staat wiederherzustellen, reagiert hatten. 
Die offenen Gräber von Pisagua riefen in Chile, wie an den oben dargestellten Äußerungen ver-
folgt werden kann, ein eher konfrontatives als versöhnendes Klima hervor. Die Regierung ver-
suchte, dieser Situation entgegenzuarbeiten, indem sie die Beruhigung der unterschiedlichen 
Gruppierungen suchte. So traf sich der Verteidigungsminister mit den Oberkommandierenden 
der Streit- und Polizeikräfte, um mit ihnen die Situation zu besprechen und sie um Informationen 
über das Schicksal der Vermissten zu bitten. Die Regierung unterstrich ihre Bereitschaft, sie in 
der Suche nach Versöhnung zu unterstützen. Außerdem versicherte die Regierung, es würde kei-
ne Änderungen in Bezug auf die Amnestie geben, wobei im Verständnis von Aylwin die Amnes-
tie die Ermittlung der Tatsachen nicht beschränkte. Die von verschiedenen Seiten laut gewordene 
Forderung, Pinochet sei für die Menschenrechtsverletzungen verantwortlich und müsste zurück-
treten, wurde von der Regierung abgewiesen.355 Außer mit den Streitkräften traf sich Präsident 
Aylwin auch mit den Familien der Opfer, mit der Kirche und mit den unterschiedlichen politi-
schen Parteien. 
Die Regierung akzeptierte, dass sich Chile 1973 in einer politischen Krise befunden hatte, die zu 
Gewalttaten führte. Die politische Verantwortung dieser Krise hätten alle Gruppierungen zu tra-
gen. In Bezug auf die strafrechtliche Verantwortung der Menschenrechtsverletzungen wäre die 
Situation anders: Sie müsse deshalb von den Gerichten festgestellt werden. Nach Meinung von 
Aylwin gab es 1973 einen gewaltsamen Zusammenprall von Kräften, aber keinen Krieg. „Unter 
diesen Umständen kann der Kriegszustand nicht als Rechtfertigung für Missbräuche, Exzesse 
und Menschenrechtsverletzungen dienen.“356 Aylwin suchte in den Fällen von Menschenrechts-
verletzungen „Wahrheit und Gerechtigkeit im Maß des Möglichen.“357 Die Wahrheit sollte durch 
die Wahrheits- und Versöhnungskommission festgestellt werden, während die Gerechtigkeit 
Aufgabe der Gerichte sei, deren Entscheidungen respektiert werden würden. Im Fall von Pisagua 
                                                
353 Vgl. Bekannmachung des Heeres in: El Mercurio: Los que arrastran a usar las armas no son los soldados, 14. Juni 1990, 
S. A1. 
354Vgl. Jorge Martínez, Oberkommandirender der Marine in: El Mercurio: En 1973 el país vivía virtual Guerra Civil, 13. 
Juni 1990, S. C3. 
355 Arthur, B.: El Test de los cien días, in: El Mercurio, 24. Juni 1990, S. D1. 
356Vgl. Patricio Aylwin, in: El Mercurio: Aylwin: Aspiro a superar distancia histórica entre civilidad y FF. AA, 22. Juni 1990, 
S. A1. 
357 Vgl. Ebenda. 
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überließ die Regierung die Ermittlungen ausschließlich der Justiz. Auch sollten Maßnahmen der 
Wiedergutmachung eingeleitet werden.  
Die Ereignisse in Pisagua lösten weitere Diskussionen aus. Erstens kam wieder die Diskussion 
über die mögliche Aufhebung der Amnestie auf. Sechs Parlamentarier der Linken (sozialistische, 
humanistische, christliche linke, radikale Parteien), legten dem Parlament eine Gesetzesinitiative 
vor, um die Amnestie zu annullieren. Ihrer Meinung nach kamen sie damit einer Forderung der 
Mehrheit der Chilenen nach, die 1989 für das Programm von Aylwin gestimmt hatten.358 
Die zweite Konsequenz von Pisagua war der Untergang des Rahmenabkommens der Leyes 
Cumplido. Die ersten, die sich dagegen aussprachen, waren die Sozialisten. In Anbetracht der Ü-
berreste von sozialistischen Kameraden, die in Pisagua gefunden worden waren, konnte die Partei 
das Rahmenabkommen, das von manchen als eine Art Amnestie angesehen wurde, nicht mehr 
unterstützen. Pisagua verhalf den emotional motivierten Sozialisten zum Sieg über die pragmati-
scher eingestellten Parteimitglieder. Nachdem die Sozialisten das Abkommen nicht mehr unter-
stützten, fiel wie Dominosteine auch die Unterstützung der anderen Parteien der Concertación weg. 
Es war offensichtlich, dass die Erhaltung des Rahmenabkommens den Untergang der Koalition 
bedeutet hätte.359 Außerdem wurde von den Sozialisten ausgerechnet, dass dank Pisagua die Posi-
tion der Rechten geschwächt sei und eine neue Verhandlung die Gesetze ihren Ideen näher brin-
gen könnte.360 
Die dritte Konsequenz war die positive Aufnahme der Bitte des Angehörigenverbandes der Ver-
missten durch die Regierung, ein Monument zu Ehren der während der Diktatur verschollenen 
Personen zu errichten. Dieses sollte auf dem Zentralfriedhof von Santiago erbaut werden und 
alle Überreste aufnehmen. „Es wird ein konkreter Zeuge des Leides sein [...], welches, damit kei-
ne Wiederholung geschieht, in das kollektive Gedächtnis der Chilenen integriert werden muss.“361 
Pisagua veränderte auch die Einstellung vieler Gruppierungen gegenüber der Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission. Im Angesicht dieser Realität wurde die Notwendigkeit der Kommission 
unterstrichen. Die Kooperation der Luftwaffe und der Polizei mit der Kommission soll durch 
den Einfluss der Ereignisse von Pisagua erfolgt sein. Die chilenische Gesellschaft erwartete in 
diesem schwierigen Moment Ernsthaftigkeit in der Behandlung der Vergangenheit. Die Kommis-
sion arbeitete hinter geschlossenen Türen und ihre Arbeit war der Presse nicht bekannt, was ihre 
Legitimität steigerte.362 
7.2.6 Politische Gefangene 
Nach dem Untergang des Rahmenabkommens stagnierten die Leyes Cumplido im Parlament, da 
die Concertación im Senat nicht die nötigen Stimmen hatte, um sie fertig zu stellen. Derweil eska-
lierten die Aktionen der politischen Gefangenen und ihrer Organisationen, um eine Lösung für 
ihre Probleme zu erreichen.  
Die politischen Gefangenen waren mit der von der Regierung festgelegten Lösung nicht einver-
standen. Sie erwarteten von der ersten demokratischen Regierung  
                                                
358 El Mercurio: Bancada de Izquierda Impulsará Proyecto para anular ley de Amnistía, 9. Juni 1990, S. C3. 
359 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990 - 2002. 
360 De Luigi, M. A.: El Efecto Político, 17. Juni 1990, S. D1. 
361 Vgl. Innenminister Enrique Krauss in: El Mercurio: Dieron a conocer maqueta de monumento a desaparecidos, 11. De-
zember 1990, S. C3. 
362 Vgl. La Nación: Es necesario seguir buscando a los desaparecidos, 10. März 1991, S. 8. Cavallo, A.: La historia de la Transi-
ción. 
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„ein Gesetz, welches in Anbetracht der historischen Umstände, in denen wir ge-
handelt haben, die Gefängnisse öffnet und feststellt, dass die politischen Gefan-
genen kein Delikt begangen haben.“363   
Freiheit hielten sie für ihr Recht, da sie gegen die Diktatur gekämpft hatten. Wenn ihr Handeln 
eine Straftat gewesen sei, müsse auch der Kampf gegen die Spanier im 19. Jahrhundert als Delikt 
gehandelt werden. Eine politische Verhandlung mit den Parteien der Rechten sahen sie als unmo-
ralisch an, hauptsächlich weil es ihr Schicksal an das der Staatsagenten band, die Menschen-
rechtsverletzungen begangen hatten. „Wir haben die Waffen für die Befreiung, sie aber für die 
17jährige Beherrschung des Landes benutzt.“364 Die Regierung versuchte, die Aktionen der politi-
schen Gefangenen einzuschränken: Sie habe gezeigt, dass sie das Programm der Concertación erfül-
len wollte, müsse aber gemäß der für den Übergang zur Demokratie akzeptierten Regeln han-
deln.365 
Die Situation der Leyes Cumplido komplizierte sich durch verschiedene Anschläge, die von terro-
ristischen Gruppen verübt wurden.366 Nach dem Mord an zwei Carabineros stellte der sozialisti-
sche Senator Ricardo Nuñez fest, die Leyes Cumplido müssten nun unter einem anderen Licht be-
trachtet werden; es wurde sogar wieder vom Rahmenabkommen gesprochen.367 
Für die Regierung und die Concertación war die ungelöste Situation der politischen Gefangenen ein 
politisches Problem. Die Lösung dieses Themas war einer der wichtigsten Punkte in ihrem Pro-
gramm und der Druck der Organisationen auf die Regierung war groß. Für die Parteien der 
Rechten waren diejenigen, die Blutsverbrechen begangen hatten, keine politischen Gefangenen.368 
Außerdem war für die Rechte die Herabsetzung der Strafen für terroristische Aktionen, die ein 
Teil der Leyes Cumplido waren, angesichts der erneuten terroristischen Anschläge inakzeptabel. 
Trotzdem suchte die Renovación Nacional einen Ausweg, da sie nicht als diejenige, die eine Lösung 
für die Problematik verhindert hätte, erscheinen wollte. Außerdem drohte Minister Cumplido, die 
in den Prozessen der politischen Gefangenen begangenen Unregelmäßigkeiten der Öffentlichkeit 
bekannt zu geben. Somit waren die politischen Kosten auch für die Rechte hoch. Zudem war es 
im Interesse aller Akteure, die Menschenrechtsproblematik bald zu lösen, um sich anderen The-
men zu widmen.369 
Auf der Grundlage eines Vorschlags der RN kam ein neues Abkommen zwischen dieser Partei 
und der Concertación zustande. Dieses traf eine Unterscheidung zwischen den Delikten, die vor 
und denen, die nach dem 11. März 1990 begangen wurden:370 In Bezug auf die laufende Gesetz-
gebung wurden die Strafen für terroristische Delikte nicht herabgesetzt. Für die vor dem 11. 
März begangenen Delikte wurde Folgendes festgelegt: Die Angeklagten konnten eine Wiederho-
lung ihrer Geständnisse verlangen, um zu gewährleisten, dass diese nicht unter Druck erlangt 
worden waren. Wenn ein Prozess über mehr als ein Jahr vor einem Militärgericht verhandelt 
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wurde, würde er einem ordentlichen Gericht übergeben werden. Artikel 9 der Verfassung sollte 
geändert werden, um dem Präsidenten vorübergehend die Möglichkeit zu geben, wegen terroris-
tischer Aktionen Verurteilte zu begnadigen.371 
Die Parteien der Concertación begrüßten die Regelung als ein positives Resultat der in Chile durch-
geführten Konsenspolitik, obwohl sie nicht vollkommen ihren Ideen entsprach. Das Abkommen 
würde die Freiheit der politischen Gefangenen ermöglichen. Auch die Renovación Nacional bewer-
tete das Abkommen positiv, da es die ständige Gesetzgebung nicht schwächte, aber eine Lösung 
für die politischen Gefangenen gestattete. Die UDI war angesichts der Zunahme terroristischer 
Aktivitäten gegen die Lösung, da sie die Möglichkeit eröffnete, Personen, die terroristische An-
schläge verübt hatten, die Freiheit zu schenken. Die Kommunistische Partei sprach sich ebenfalls 
gegen das Abkommen aus, weil sie es als eine Erpressung der Rechten sah.372 Die Regierung war 
mit den Regelungen der Leyes Cumplido, wie sie vom Parlament zuletzt verabschiedet wurden, 
nicht vollkommen zufrieden, weil sie verschiedene Punkte der Originalprojekte änderten. Die für 
die Annahme der Gesetze fehlenden Stimmen hätten aber ein Abkommen mit der Renovación Na-
cional unumgänglich gemacht.  
„Das Abkommen ist weit von den Ideen der Regierung entfernt, wir haben es a-
ber annehmen müssen, um dem erwarteten Ziel der Wiedervereinigung aller Chi-
lenen entgegenzukommen.“373 
Somit löste sich eines der wichtigsten Probleme der Vergangenheitsbewältigung dank eines Ab-
kommens zwischen der Concertación und der Oppositionspartei Renovación Nacional. Den politi-
schen Gefangenen wurde ein fairer Prozess gewährleistet und nach ihrer Verurteilung konnten 
sie vom Präsidenten begnadigt werden. Somit fiel die Verantwortung der Befreiung der politi-
schen Gefangenen nun dem Präsidenten zu. 
7.2.7 Einfluss der internationalen Gemeinschaft 
Die internationale Gemeinschaft erwartete von Chile die Feststellung der Wahrheit in Bezug auf 
die während der Diktatur begangenen Menschenrechtsverletzungen. Ferner wurde auch auf die 
Gerechtigkeit abgehoben, die durch eine strafrechtliche Aufarbeitung der Vergangenheit erreicht 
werden könne.  
Präsident Aylwin äußerte sich zum internationalen Einfluss im chilenischen Vergangenheitsbe-
wältigungsprozess: Jedes Land müsse auf der Grundlage seiner Realität die nötigen Maßnahmen 
treffen. In Chile suche die Regierung die Wahrheit und die Gerechtigkeit im Maße des Möglichen 
und danach die Versöhnung. Ferner wehrte Aylwin den internationalen Druck auf eine juristische 
Aufarbeitung der Vergangenheit in Chile ab.  
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„Es gibt eine Art von internationalem Masochismus in der Behauptung, dass in 
Chile das gemacht werden muss, was am Ende von anderen Diktaturen in Europa 
nicht gemacht wurde, Nürnberg ausgenommen.“374 
Die chilenische Regierung sandte den Vereinten Nationen in Dezember 1990 den letzten Bericht 
über die Menschenrechte in Chile, in dem die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen detailliert 
dargestellt wurden.  
7.2.7.1 Der Fall Letelier 
In September 1976 wurden der Außenminister der Regierung Allende, Orlando Letelier, und 
seine Mitarbeiterin Ronnie Moffit in Washington durch die Explosion einer Bombe getötet. Im 
Jahr 1980 beschuldigte ein amerikanischer Gerichtshof drei Anti-Castro-Kubaner, einen Ameri-
kaner, Michael Townley, und drei Agenten der DINA – Manuel Contreras,375 Pedro Espinoza 
und Armando Fernández – des Mordes. Ferner verlangte das Gericht einen von der chilenischen 
Regierung zu bezahlenden Schadensersatz. Da die Regierung sich weigerte, beriefen sich die A-
merikaner auf den 1914 unterschriebenen Bryan-Pakt zur Lösung von Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen beiden Staaten. Eine auf der Grundlage des Bryan-Paktes festgelegte Kommission 
sollte die Verantwortung des chilenischen Staates und die Höhe des zu bezahlenden Schadener-
satzes festlegen.376 
Der in Chile ungelöste Fall Letelier belastete die Beziehungen des nunmehr demokratischen Chile 
zu den Vereinigten Staaten. Das US-amerikanische Parlament hatte 1976 eine von Edward Ken-
nedy und Thomas Herkin vorgeschlagenes Waffenembargo gegen Chile angenommen. Der 
Grund waren die von der Regierung verübten Menschenrechtsverletzungen. Die Aufhebung die-
ser Regelung und die Normalisierung der Beziehungen wurde von der amerikanischen Regierung 
an eine Lösung des Letelier Falles gebunden.377 
Die neue demokratische Regierung hatte ein großes Interesse, ihre Beziehungen zu den Vereinig-
ten Staaten zu normalisieren. Sie schlug zwei Wege vor: Einerseits sollte eine Kommission auf 
Grundlage des Bryan-Paktes den zu bezahlenden Schadenersatz wegen der Ermordung Leteliers 
und Moffits festlegen, anderseits sollte der Fall Letelier, dank der Leyes Cumplido, den ordentlichen 
Gerichten übergeben werden. Die amerikanische Regierung ging auf diese Lösung ein und die 
Beschränkung des Verkaufs von Waffen an Chile wurde vor einem Besuch des Präsidenten Bush 
in Chile im Dezember 1990 aufgehoben.378 Auch die Familie Letelier erwartete, dass der Fall nun 
in der Demokratie von den Gerichten aufgeklärt würde.379 
7.2.8 Beziehung Regierung - Streitkräfte 
Die Beziehung zwischen der Regierung und den Streit- und Polizeikräften wurde ebenfalls380 
durch die Menschenrechtsproblematik erschwert. Die Presse informierte ständig über den Fund 
neuer Gräber mit Überresten von Vermissten: „[A]us der Erde vieler Orte Chiles sprießen die 
                                                
374 El Mercurio: Aylwin: Hay cierto masoquismo internacional sobre Chile, 30. Juli 1990, S. A1. 
375 Chef der DINA. 
376 Arthur, B.: Las 23 Horas de Bush en Chile, in: El Mercurio, 2. Dezember, 1990, S. D1. 
377 El Mercurio: Gobierno Estadounidense levantó enmienda Kennedy, 2. Dezember 1990, S. A1. 
378 Ebenda. 
379 El Mercurio: Fabiola Letelier: Ahora esperamos una voluntad distinta para aclarar el homicidio, 15 März 1990, S. C9. 
380 Andere Probleme waren das Veto des Präsidenten gegen die Beförderung von zwei Offizieren, von denen einer 
Mitglied des Sicherheitsapparates DINA gewesen war, sowie die Scheckaffäre, auf die später eingegangen wird. 
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illegal begrabenen Leichen.“381 Darüber hinaus informierte die Presse über die Neuigkeiten der 
Prozesse wegen Menschenrechtsverletzungen, die von den Gerichtshöfen durchgeführt wurden. 
Die Streitkräfte sahen in dieser Situation eine Kampagne, um sie in Verruf zu bringen.  
Im Juli 1990 wurde ein Interview eines anonymen Heeresoffiziers veröffentlicht, der versicherte, 
im Namen vieler seiner Kameraden zu sprechen. Im Interview wiederholte er, dass 1973 ein 
Krieg stattgefunden habe, und dass in einem Krieg sowohl Schuldige als auch Unschuldige ster-
ben. Die getroffenen Maßnahmen seien 1973 in Anbetracht der Umstände die richtigen gewesen. 
Weiterhin äußerte er den Vorwurf einer Verleumdungskampagne gegen das Heer. Dieses Inter-
view wurde sowohl von der Regierung, als auch vom Heer kategorisch zurückgewiesen, da es 
politische Aussagen enthielt. Der General der Region wurde abgesetzt. Es war aber ein Zeichen 
für die Unruhe, die innerhalb des Heeres herrschte.382 Diese Unruhe existierte auch in der Marine.  
„Es existiert eine Reaktion des Unbehagens, ein Gefühl der Machtlosigkeit und 
der Ungerechtigkeit, da man sich gegenüber den Anschuldigungen (der Presse) 
nicht verteidigen kann.“383 
Mitte August verkomplizierten sich die Beziehungen zwischen Regierung und Heer. Der Grund 
war die vom Parlament geführte Ermittlung in Bezug auf Geschäfte zwischen dem Heer und 
dem Sohn von Pinochet, die Unregelmäßigkeiten aufwiesen. Die so genannte „Scheckaffäre“ 
berührte unvermeidlicherweise auch General Pinochet.384 Am 19. August wurde das erste Inter-
view von General Pinochet nach dem 11. März 1990 veröffentlicht. In diesem rechtfertigte er die 
Aktion der Streitkräfte am 11. September 1973. Die Verantwortung für den Putsch sah er in den 
politischen Gruppen, die ihn herbeigeführt hatten. Pinochet wiederholte seine Einwände gegen 
die Wahrheits- und Versöhnungskommission. Für ihn war die Amnestie der einzig richtige Weg 
zur Versöhnung. Außerdem warf er den Streitkräften eine Verleumdungskampagne vor.385 
Im September 1990 reihten sich die symbolischen Ereignisse nur so aneinander. Anfang des Mo-
nats wurden die sterblichen Überreste von Salvador Allende386 in einer offiziellen Feier mit Teil-
nahme des Präsidenten Aylwin begraben. Obwohl verschiedene Parlamentarier verlangt hatten, 
den 11. September als Feiertag zu annullieren, wurde er trotz unterschiedlicher Initiativen als 
solcher begangen. Präsident Aylwin unterstützte den Vorschlag: „Ich glaube nicht, dass es gut ist, 
dass etwas wie ein Fest gefeiert wird, das für manche gute Erinnerungen mit sich bringt, aber für 
andere Trauer und Schmerz bedeutet.“387 Die UDI war gegen die Aufhebung des 11. September 
                                                
381 Vgl. Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición, Santiago, 1998. In Futrono und Chihuío werden die Überreste 
von achtzehn Personen gefunden; in Copiapó die von drei Menschen; es werden Überreste am Flussufer des Ma-
pochos und in Concepción gesucht; sechs Funde werden am Berg Mutrún, drei in Constitución, sechs in Calama 
und sechs in Tocopilla gemacht. Außerdem findet man die ersten anonymen Gräber des Hofes 29 auf dem Zent-
ralfriedhof von Santiago. 
382 El Mercurio: Renunció el jefe de la Región Militar austral por caso oficial NN, 21. Juli 1990, S. A1. 
383 Vgl. Jorge Martinez, Oberkommandierender der Marine, in Correa, R.: Con la razón y la fuerza, El Mercurio, 22. Juli 
1990, S. D1. 
384 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconciliación política. 
385 Vgl. Arthur, B.: Me retiraré cuando estime oportuno, in: El Mercurio, 19. August 1990, S. D1. 
386 Salvador Allende wurde am 12. September 1973 in Santa Inés begraben. Nur seine Frau und eine seiner Töchter 
waren anwesend. 
387 Vgl. Präsident Aylwin, in: El Mercurio: Aylwin: Aspiro a superar distancia histórica entre civilidad y FF. AA, 22. Juli 
1990, S. A1. 
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als Feiertag, da diese Initiative die Beziehung zu den Streitkräften belasten würde.388 Präsident 
Aylwin machte an diesem Tag eine Reise in die Antarktis.  
„Ich habe den heutigen Tag für eine Reise in die Antarktis ausgesucht, weil ich 
glaube, dass anstatt uns in der Wiederbelebung von Sachen oder Ereignissen, die 
uns teilen, abzunutzen, wir uns anstrengen müssen das, was uns vereint, zu unter-
stützen.“389  
Währendessen wurde in der Moneda390 eine Messe für die Wahrheit und Versöhnung und in Erin-
nerung an Allende gelesen. Auch das Heer und die Carabineros feierten den 11. September mit 
Messen. General Pinochet hielt vor dem Generalstab eine Rede, in der er die Wichtigkeit des 
militärischen Eingriffs von 1973 unterstrich. „Der 11. September hat uns nicht nur befreit, son-
dern hat auch einen Bruderkrieg verhindert.“391 Hunderte von Menschen befanden sich vor der 
Militärschule, um Pinochet zu begrüßen.  
Die Familien der Opfer der Menschenrechtsverletzungen begingen den 11. September ebenfalls. 
Die Feier fand auf dem Zentralfriedhof am Grab von Salvador Allende statt. Es wurde auch ein 
Marsch von der Alameda392 zum Gefängnis unternommen, in dem sich verschiedene politische 
Gefangene befanden. Diese Art von Feiern wurde in ganz Chile abgehalten.393 
Diesen Ereignissen muss man die Äußerungen von Pinochet über das deutsche Militär hinzufü-
gen. In einer ihm zu Ehren gehaltenen Feier sprach er über das deutsche Heer als eine Gruppe 
von Drogensüchtigen und Homosexuellen.394 Die Stellungnahmen von Pinochet wurden von der 
Regierung energisch zurückgewiesen. Sie gingen nach ihrer Meinung über den von der Gesetzge-
bung festgelegten Rahmen seiner Aufgaben hinaus. Präsident Aylwin empfing Pinochet am 20. 
September in der Moneda, um ihm den Ärger der Regierung persönlich mitzuteilen. Das Heer 
solle sich auf seine Aufgaben konzentrieren und die Politik beiseite lassen. In dieser  Versamm-
lung soll Pinochet von einer Kampagne zur Verleumdung der Streitkräfte gesprochen haben.395 
Auch die oben bereits erwähnte Scheckaffäre wurde immer komplizierter, da sie von der ersten 
demokratischen Untersuchungskommission der Abgeordnetenkammer untersucht wurde; auch 
die anderen Probleme zwischen Regierung und Heer fanden keine Lösung. Diese Situation führte 
zu einer Reihe von Gesprächen zwischen dem Verteidigungsminister, den Beratern von Pinochet, 
dem General selbst und auch Präsident Aylwin. In diesen Verhandlungen wurde zudem über die 
Möglichkeit einer Entlassung von Pinochet gesprochen. Es kam aber zu Missverständnissen und 
das Heer zu dem Schluss, dass die Regierung als Bedingung für die Lösung der Probleme die 
Entlassung von Pinochet stellte.396 
                                                
388 El Mercurio: Eliminación de festivos es irrelevante para la Iglesia, 22. Juni 1990, S. C5. 
389 Vgl. Präsident Patricio Aylwin in: El Mercurio: Presidente Aylwin hizo llamado a unidad nacional, 12. September 1990, 
S. A1. 
390 Chilenisches Regierungsgebäude. 
391 Vgl. General Pinochet in: El Mercurio: Luchamos para recuperar la democracia y la libertad, 12. September 1990, S. A1. 
392 Hauptstraße Santiagos. 
393 El Mercurio: Luchamos para recuperar la democracia y la libertad, 12. September 1990, S. A1. 
394 Arthur, B.: La cita de fin de fiestas, in: El Mercurio, 16. September 1990, S. D1. 
395 Vgl. Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición; El Mercurio: Aylwin pidió a Pinochet ceñorse a institucionalidad, 21. 
September 1990, S. A1. 
396 Arthur, B.: La Movida del Ejército, in: El Mercurio, 21. Dezember 1990, S. D1, 23; Cavallo, A.: La historia Oculta de la 
Transición. 
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Eingeengt zwischen öffentlichen Anklagen wegen der Menschenrechtsverletzungen, der Ermitt-
lung gegen den Sohn von Pinochet und den fehlgeschlagenen Verhandlungen mit der Regierung, 
rief das Heer am 19. Dezember 1990 die Alarmbereitschaft (Ejercicio de Enlace) aus. Diese Situati-
on verursachte in der Regierung, den politischen Parteien und in ganz Chile eine große Unsicher-
heit. War die Demokratie bedroht? 
Das Heer erklärte am nächsten Tag, es habe sich dabei nur um eine Mobilmachungsübung ge-
handelt. Es war aber trotz dieser offiziellen Erklärung unmissverständlich, dass die Regierung 
unter Druck gesetzt werden sollte. Außerdem wollte das Heer seine geschlossene Unterstützung 
Pinochets demonstrieren. 
Präsident Aylwin zitierte General Pinochet für den nächsten Tag zur Moneda, um ihm eine Erklä-
rung abzuverlangen. Die Regierung lehnte solche Aktionen kategorisch ab, während Pinochet 
sich wieder auf die Verleumdungskampagne gegen das Heer bezog.397 
Die Concertación wies die Aktion des Heeres zurück und unterstrich, dass das Heer „die Unterbre-
chung des normalen Fortganges des demokratischen Prozesses“ suche.398 Die Rechte verstand die 
Aktion des Heeres als eine Äußerung der Unruhe und Unzufriedenheit.  
„Ich möchte, dass sie (die Concertación) versteht, dass wir uns nicht in einer seit 60 
oder 70 Jahren andauernden Demokratie befinden. Wir haben eine Unterbre-
chung gehabt, wir befinden uns in einer Transitionsetappe. Darum müssen die 
Kritiken im Zusammenhang dieser Situation geübt werden.“399  
Die direkte Konsequenz der Mobilmachung des Heers war die Übergabe der Informationen über 
die Scheckaffäre nicht an die Justiz, sondern an den Staatsverteidigungsrat,400 wo sie bis auf weite-
res verblieben.401 
7.2.9 Chile und der Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission 
7.2.9.1 Chile bereitet sich vor 
Schon Ende Dezember 1990 unterschrieben die Senatoren Laura Soto (PPD), Máximo Pacheco 
(DC), Sebastián Piñera und Ignacio Pérez (RN) einen Vorschlag für den Frieden in Chile. Diese 
Initiative suchte die Versöhnung der chilenischen Gesellschaft. In ihr wurde anerkannt, dass alle 
Gruppierungen Opfer von Menschenrechtsverletzungen zu beklagen hätten, dass aber auch alle 
Sektoren eine Verantwortung für das Geschehene trügen. Die Gesellschaft stände den Opfern 
gegenüber in der Schuld, weswegen Wiedergutmachungsmaßnahmen getroffen werden sollten. 
Die Senatoren erklärten, sie hätten unterschiedliche Auffassungen über die Ursachen der Gewalt 
in der Vergangenheit, sie würden aber das Projekt der Versöhnung für Chile teilen.  
                                                
397 El Mercurio: Fue acción de Enlace y Seguridad, 21. Dezember, 1990, S. A1. 
398 El Mercurio: Concertación: Se alteró convivencia armónica, 22. Dezember, 1990, S. C4. 
399 Vgl. Andrés Allamand, Präsident der Renovación Nacional in: De Luigi, M. A.: El acuartelamiento en el Congreso, 23. 
Dezember, 1990, S. D4. 
400 Consejo de Defensa del Estado: Unabhängiger Rat, der die Verteidigung des Staates gewährleistet. 
401 Rottensteiner, C.: Schuld oder Sühne? Das Erbe der Menschenrechte in Chile nach Pinochet. 
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„Wir dürfen nicht zulassen, dass die Unterschiede der Vergangenheit das Einver-
ständnis der Zukunft zerstören, wir dürfen nicht zulassen, dass die Vergangenheit, 
die Zukunft zerstört.“402 
Die Initiative der Senatoren sollte zur Diskussion für die Versöhnung in der Gesellschaft dienen 
und als Vorbereitung für die Veröffentlichung des Berichtes der Wahrheits- und Versöhnungs-
kommission. Nach Meinung des Senators Piñera gab es gegenüber dem Bericht der Wahrheits- 
und Versöhnungskommission zwei Möglichkeiten: Entweder handelt jede Partei allein oder es 
muss versucht werden, eine gemeinsame Haltung einzunehmen.403 Der Vorschlag für den Frieden 
wurde am selben Tag, an dem die Wahrheits- und Versöhnungskommission dem Präsidenten 
ihren Bericht abgab, von allen Parteien, die im Parlament vertreten waren, außer der PPD, unter-
schrieben.404 Die PPD griff die Meinung der Angehörigenverbände auf, die gegen jedes Abkom-
men mit der Rechten waren.405 
Die Wahrheits- und Versöhnungskommission übergab am 8. Februar nach neun Monaten Arbeit 
einen sechsbändigen Bericht dem Präsidenten. Aylwin widmete sich in den folgenden Wochen 
persönlich der Analyse des Berichtes, um danach zu entscheiden, welche Wege eingeschlagen 
werden sollten.406 
Schon am Tag der Abgabe des Berichtes offenbarten sich die Schwierigkeiten, die auf die Regie-
rung zukamen. Die Angehörigenverbände versammelten sich vor der Moneda und verlangten Ge-
rechtigkeit und Strafen für die Schuldigen der Menschenrechtsverletzungen.407 Um vor der Veröf-
fentlichung des Berichtes ein Klima der Übereinstimmung im Land herzustellen, traf sich Aylwin 
nacheinander mit den Menschenrechtsorganisationen, verschiedenen Organisationen der Zivilge-
sellschaft, den Kirchen, den politischen Parteien und mit den Oberkommandierenden der Streit- 
und Polizeikräfte. Mit ihnen besprach er den Inhalt des Berichtes und die folgenden Schritte der 
Vergangenheitsbewältigung. Aylwins Ziel mit diesen Versammlungen war die Verhinderung eines 
politischen Erdbebens, welches die Stabilität der jungen Demokratie beeinträchtigen könnte. Die 
Regierung war hauptsächlich wegen der möglichen Reaktion des Heeres besorgt. Nach der Mobi-
lisierung der Truppen im Dezember wollte die Regierung eine frontale Konfrontation vermeiden. 
Aber auch die Angehörigenverbände bereiteten der Regierung Sorgen. Diese veröffentlichten ihre 
Kritiken an der Wahrheits- und Versöhnungskommission. Sie wollten Wahrheit, aber auch die 
Veröffentlichung der Namen der Schuldigen und Informationen über das Schicksal der Vermiss-
ten. Außerdem sahen sie in der Kommission nur einen ersten Schritt der Aufarbeitung. Danach 
verlangten sie Gerechtigkeit durch die Verurteilung der Schuldigen. Vor diesem Hintergrund 
wurde der von allen Parteien unterschriebene Vorschlag für den Frieden sehr positiv bewertet, da 
er in einem kritischen Moment Ruhe stiftete. Aylwin stand mit der Veröffentlichung des Berich-
tes einem schwierigen Dilemma gegenüber. Einerseits musste er eine explosive Reaktion des 
                                                
402 Vgl. El Mercurio: Senadores Suscribieron Propuesta para Paz de Chile, 20. Dezember, 1990, S. C3; El Mercurio: 
Entregaron al Presidente Propuesta para la Paz, 4. Januar 1991, S. C4. 
403 El Mercurio: Los Partidos Políticos suscriben hoy Compromiso por la Paz, 8. Februar,1991, S. C2. 
404 El Mercurio: Comisión Rettig entrega hoy informe a Presidente Aylwin, 8. Februar 1991, S. C1. 
405 Arthur, B.: El Desafío para Aylwin, in: El Mercurio, 10. Februar 1991, S. D1. 
406 El Mercurio: Aylwin recibió informe de la Comisión, 9. Februar 1990, S. A1. 
407 El Mercurio: Manifestantes protagonizaron Incidentes en Altar de la Patria, 9. Februar 1991, S. C2. 
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Heeres verhindern, anderseits durfte seine Haltung für die Angehörigenverbände und die linkeren 
Gruppen nicht als zu weich gegenüber den Streitkräften erscheinen.408  
7.2.9.2 Veröffentlichung des Berichtes der Wahrheits- und Versöhnungskommission 
In einer offiziellen Feier, die von allen Medien live übertragen wurde, sprach Präsident Aylwin 
zur Nation, um den Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission bekannt zu geben. In 
seiner Ansprache409 fasste Aylwin als erstes den Inhalt des Berichts zusammen, um danach alle 
Chilenen einzuladen, den Text zu lesen und darüber nachzudenken. Als nächstes ging Aylwin auf 
das Thema der Wahrheitsfindung ein, welches seiner Meinung nach die Grundlage für das friedli-
che Zusammenleben einer Gesellschaft sei. Die Wahrheit der Menschenrechtsverletzungen sei in 
Chile sehr lange verborgen worden. „Das erklärt, dass viele Menschen, vielleicht die Mehrheit, 
nicht daran glaubten. Und dieser Meinungsunterschied verstärkte die Teilung und den Hass zwi-
schen den Chilenen.“ Der Bericht der Kommission gab die Wahrheit bekannt, „diese Wahrheit 
soll von allen akzeptiert werden.“ Es war nach Aylwin keine „offizielle Wahrheit“, sie sollte aber 
als Grundlage für eine gemeinsame Wahrheit der Chilenen dienen. Er wiederholte auch, dass die 
begangenen Menschenrechtsverletzungen nicht durch die Existenz eines Krieges gerechtfertigt 
werden könnten. Der Bericht der Kommission besagte, dass die Streitkräfte nach wenigen Tagen 
die vollständige Kontrolle über das Land übernommen hätten. Nach Aylwin trug die gesamte 
chilenische Gesellschaft Verantwortung für das Geschehene, also stand die ganze Gesellschaft in 
der Schuld der Gewalt-Opfer. Aylwin nutzte die Gelegenheit, um die Würde der Opfer öffentlich 
wiederherzustellen. Darüber hinaus gab er unterschiedliche Wiedergutmachungsinitiativen be-
kannt. Im Namen Chiles bat er um Vergebung: „In meiner Eigenschaft als Präsident der Repu-
blik übernehme ich die Vertretung der ganzen Nation, um in ihrem Namen die Familien der Op-
fer um Verzeihung zu bitten.“ Auch die Streitkräfte und alle, die an den Menschenrechtsverlet-
zungen teilgenommen hatten, sollten den verursachten Schmerz anerkennen und zu seiner Linde-
rung beitragen. Ferner bat Aylwin die Gerichte, die ihnen von der Kommission zugänglich ge-
machten Informationen für die laufenden Prozesse zu nutzten. Seiner Meinung nach war die 
Amnestie kein Hindernis für die Ermittlung. Am Ende bat der Präsident alle Chilenen, aus dem 
Bericht Konsequenzen zu ziehen, um so die Wiederholung von Menschenrechtsverletzungen zu 
verhindern. Der Bericht der Kommission wurde von der Regierung an alle organisierten Gesell-
schaftsgruppen und an die Medien verteilt. Letztere veröffentlichten Teile des Berichtes in den 
darauf folgenden Wochen. 
7.2.9.3 Der Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission 
Der Bericht der Kommission umfasst zweitausend Seiten, die in sechs Bände unterteilt sind. Am 
Anfang steht ein Text, der an das Ziel der Kommission und die Wichtigkeit ihrer Arbeit erinnert. 
Nach den Unterschriften aller Mitglieder folgen die unterschiedlichen Kapitel des Berichtes. 
7.2.9.3.1 Die Arbeitsmethode der Kommission 
Die Kommission setzte die Aufklärung der Einzelfälle als Grundlage für die Erfüllung der in 
ihrem Schaffungsdekret festgelegten Aufgaben. Nur durch die Aufklärung der in jedem Fall ge-
schehenen Ereignisse würde die Erstellung einer umfassenden Wahrheit möglich sein. Und nur 
die Kenntnis der Wahrheit ermöglichte den Vorschlag von Wiedergutmachungsmaßnahmen.410 
                                                
408 Vgl. Arthur, Blanca: El Desafío para Aylwin; El Mercurio: Agrupación de DD.HH hizo 7 peticiones a S.E, 26. Februar 
1991, S. C2. 
409 Ansprache von Präsident Aylwin, in: La Nación: Pido perdón a los familiares, 5. März 1991, S. 2. 
410 Vgl. Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission. 
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Nachdem die Mitglieder der Kommission den Arbeitsplan und die internen Vorschriften ange-
nommen hatten, forderte die Kommission die Angehörigen von Opfern auf, ihre Fälle registrie-
ren zu lassen und eine Anhörung vor der Kommission zu beantragen. Dies konnte sowohl in 
Santiago als auch bei regionalen Behörden oder in den Botschaften im Ausland erfolgen. Die 
Aufforderung an die Familien der Opfer wurde mehrmals in unterschiedlichen Medien veröffent-
licht. Bei der Einschreibung der Fälle wurden von den Angehörigen Informationen über die bis 
dahin unternommenen Schritte zur Aufklärung des Schicksals der betreffenden Person verlangt. 
Auf diese Weise konnte die Kommission die von den Gerichten oder von Menschenrechtsorga-
nisationen gesammelten Informationen verlangen. 
Parallel zu dieser Arbeit verlangte die Kommission von den Menschenrechtsorganisationen, den 
Angehörigenverbänden, den Streitkräften, den Syndikaten und Berufsorganisationen die Listen 
der Opfer von Menschenrechtsverletzungen, von denen sie Informationen gesammelt hatten. 
Nach einem Vergleich der Listen der Organisationen und der Anzeigen der Familienangehörigen 
wurde eine Gesamtzahl von 3.400 zu untersuchenden Fällen festgestellt. 
Daraufhin wurden 60 Mitarbeiter – Sozialarbeiter, Rechtsanwälte und Referendare – für die Ar-
beit im Sekretariat und Archiv eingestellt. Jeder Rechtsanwalt übernahm mit der Hilfe eines Refe-
rendars die Bearbeitung von 200 Fällen. Nicht mehr als ein Zehntel des Personals hatte Erfah-
rung im Bereich Menschenrechte. Dies war von der Kommission intendiert: Die Mitarbeiter soll-
ten möglichst unbefangen an die zu untersuchenden Fälle herangehen.411 
Ende Juni 1990, nachdem für jeden der Fälle eine Akte angelegt worden war, wurden die ersten 
Familienangehörigen zur Aussage eingeladen. Die Anhörungen dauerten durchschnittlich 45 bis 
60. Anwesend waren der jeweilige Rechtsanwalt, der Referendar und ein Sozialarbeiter. Die An-
hörungen wurden im ganzen Land durchgeführt, wozu die Mitglieder und Mitarbeiter der Kom-
mission das ganze Land bereisten.412 
Die Kommission befragte die Angehörigen einerseits nach all den Informationen, die sie über das 
Schicksal der Opfer hatten. Anderseits interessierten sie sich für die Konsequenzen, welche der 
Tod oder das Verschwinden der Opfer in ihrem Leben gehabt hatte. Letzteres war auch ein Teil 
der Wahrheit und sollte ebenfalls als Grundlage für den Vorschlag von Wiedergutmachungsmaß-
nahmen dienen.413 
Anfangs waren manche Angehörige sehr misstrauisch gegenüber der Kommission. Sie wurden 
zum ersten Mal von einem staatlichen Organ empfangen. Deswegen versuchte die Kommission 
den Anhörungen einen offiziellen Charakter zu verleihen, indem, zum Bespiel, in jedem Saal eine 
chilenische Flagge vorhanden war. Da die Aussagen für die Familien sehr schmerzlich waren, 
wurde auf menschliche Details geachtet.414 Das wachsende Vertrauen der Angehörigen in die 
Kommission beeindruckte ihre Mitglieder.415 
„Ich muss zugeben, dass ich erst mit der Zeit Vertrauen zu der Kommission ge-
wann, weil ich sie, als sie geschaffen wurde, nicht mit guten Augen sah. Mir fehlte 
das Wort Gerechtigkeit in ihrem Namen. Aber langsam fühlte ich, dass sie mir 
immer näher steht. […] Es war ein wichtiges Ereignis, als erst meine Mutter und 
                                                
411 Vgl. ebd. 
412 Vgl. ebd. 
413 Vgl. ebd. 
414 Vgl. Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile. 
415 Vgl. Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission. 
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dann ein Teil meiner Familie wegen des Verschwindens meines Großvaters vor 
der Kommission aussagten. Sie haben sehr viel geweint, was einerseits sehr 
schmerzvoll war, aber auch wiedergutmachend. Für mich war es auch wiedergut-
machend, als wir an die Reihe kamen, zu fühlen, dass uns zum ersten Mal der 
Staat anhörte. Wir waren nicht mehr die Erfinder von Geschichten und Lügen, 
wir waren furchtbar geschlagene Menschen, die erzählten, wie uns ein Teil unseres 
Lebens genommen wurde, wie die Menschen, die wir am meisten liebten, uns zwi-
schen den Fingern zerrannen. Und zu fühlen, dass dir zugehört wird, ist enorm 
wichtig.“416 
Nachdem die Kommission die Aussagen der Angehörigen aufgenommen hatte und die Informa-
tionen der Menschenrechtsorganisationen in die Akten integriert waren, begann die Kommission 
mit der Sammlung neuer und der Bestätigung der erhaltenen Information. Diese Arbeit wurde im 
Rahmen der Einschränkungen des Schaffungsdekrets durchgeführt. Die Kommission verschickte 
im Ganzen 2.000 formelle Anfragen an staatliche Behörden und erhielt in 80 Prozent der Fälle 
eine Antwort. In den Fällen, in denen ein Mitglied der Streitkräfte genannt wurde, übersandte die 
Kommission die Anfragen an die jeweiligen Oberkommandierenden. Übereinstimmend antwor-
teten die Streitkräfte auf die Anfragen der Kommission, dass die Unterlagen nach einer bestimm-
ten Frist in Einklang mit den gesetzlichen Vorschriften verbrannt worden seien, dass die Daten 
der Kommission zu unspezifisch seien, oder dass es vor Gericht laufende Prozesse gäbe. In den 
wenigsten Fällen wurden der Kommission nützliche Informationen übergeben. Nur die Marine 
antwortete auf alle Anfragen und half der Kommission mit wichtigen Daten weiter.417 Wenn die 
Beweise die Identifizierung einer bestimmten Person ermöglichten, wurde diese von der Kom-
mission zur Aussage eingeladen. Im Ganzen forderte die Kommission 160 Angehörige der Streit- 
und Polizeikräfte zur Aussage auf. Die meisten von Ihnen verweigerten jedoch die Aussage. Nur 
ein Carabinero und ein Mitglied der Luftwaffe im aktiven Dienst sagten vor der Kommission aus. 
Eine beträchtliche Anzahl von Carabineros und Luftwaffenoffizieren beantworteten die Fragen der 
Kommission schriftlich. Von den inaktiven Mitgliedern der Streit- und Polizeikräfte waren mehr 
zur Aussage bereit. 
Nachdem die Rechtsanwälte die Informationen über jeden Fall zusammengetragen hatten, erstell-
ten sie eine Zusammenfassung, in der sie der Kommission auch einen Entscheidungsvorschlag 
machten. Zwischen Oktober 1990 und Januar 1991 untersuchte die Kommission jeden der 3.400 
Fälle einzeln. In 508 der untersuchten Fälle kam die Kommission zu dem Ergebnis, dass sie nicht 
in ihren Aufgabenbereich fielen. Zum Teil handelte es sich um Opfer, die die Folter überlebt 
hatten, die Betreffenden lebten noch oder waren durch einen Unfall oder andere Verbrechen 
umgekommen. In weiteren 642 Fällen konnte die Kommission mangels ausreichender Beweislage 
keine abschließende Entscheidung treffen und erklärte die Fälle für ungelöst. Die Kommission 
konnte wegen mangelnder Informationen in den meisten Fällen auch nicht den Ort der Gräber 
der Vermissten feststellen. 
Sobald die Kommission zu Informationen gelangte, die für strafrechtliche Untersuchungen rele-
vant sein könnten, wurden diese den Gerichten übermittelt. Dabei wurde nicht darauf geachtet, 
ob die betreffende Tat unter die Amnestie fiel oder verjährt war. Diese Entscheidung war nach 
                                                
416 Vgl. Javiera Parada, Tochter des getöteten Psychologen José Manuel Parada in: La Nación: Podemos caminar 
tranquilos siguiendo las nubes, 9. März, 1991, S. 4. 
417Vgl. Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission. 
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Meinung der Kommission Sache der Gerichte. Bei vertraulichen Aussagen wurde sorgfältig auf 
die Anonymität geachtet. 
Eine Aufgabe der Kommission war auch der Vorschlag für Wiedergutmachungsmaßnahmen. Die 
Kommission ging von der Grundlage aus, dass die vollkommene Reparation des zugefügten 
Schadens unmöglich sei, aber schon die Anerkennung der Wahrheit könnte ein Schritt in Rich-
tung Wiedergutmachung sein.418 Als Grundlage für den Vorschlag weiterer Wiedergutmachungs-
maßnahmen dienten der Kommission sowohl die Aussagen der Familienangehörigen der Opfer 
als auch die Meinung nationaler und internationaler Organisationen: Menschenrechtsorganisatio-
nen, Universitäten, Parteien und die Kirche. Die Kommission fragte auch nach Maßnahmen zur 
Schaffung einer respektvolleren Kultur, welche die Wiederholung von Menschenrechtsverletzun-
gen verhindern sollte. 
Die Kommission erstellte auch zwei erklärende Kapitel, welche sich mit den historischen und 
strafrechtlichen Rahmenbedingungen der Menschenrechtsverletzungen beschäftigten. Für die 
Erstellung dieser Kapitel arbeitete die Kommission auf der Grundlage der Literatur und Daten 
über diese Zeit; ferner wurden Experten über die Thematik befragt. Zuletzt wurde sowohl das 
historische als auch das juristische Kapitel von einem Mitglied der Kommission geschrieben und 
von den anderen angenommen.419 
7.2.9.3.2 Normen, Konzepte und Kriterien, auf die sich die Arbeit und 
Schlussfolgerungen der Kommission stützen 
Das erste Kapitel des Berichtes war der Erläuterung der Normen, Konzepte und Kriterien ihrer 
Arbeit gewidmet. 
7.2.9.3.2.1 Menschenrechte 
Ihrem Einsetzungsbeschluss folgend konzentrierte sich der Bericht auf die Menschenrechtsver-
letzungen, die zum Tod der Opfer geführt hatten. Diese Fälle wurden im Text einzeln behandelt. 
Die Folter wurde von der Kommission auch als eine Menschenrechtsverletzung angesehen. Ein 
Bericht über jeden Folterfall war unmöglich. Einerseits war die Zeitbegrenzung der Arbeit der 
Kommission ein Hindernis, anderseits wäre wegen der verstrichenen Jahre die Untersuchung 
jedes einzelnen Falles sehr schwierig gewesen. Die Kommission entschied sich daher für eine 
grundsätzliche Beschreibung der Folter in Chile. Hierüber verfügte sie über ausreichend Materi-
al.420 
7.2.9.3.2.2 Wer verletzte die Menschenrechte? 
Dem traditionellen Verständnis nach können nur Staaten Menschenrechte verletzen, weil diese 
die internationalen Menschenrechtskonventionen unterschrieben haben. Der Staat besitzt gegen-
über seinen Bürgern das Machtmonopol, dem die Bürger unterstehen. Die von Privatpersonen 
begangenen Missbräuche sind dieser Auffassung nach normale Delikte.  
Die öffentliche Meinung aber war, dass jede Art von Gewalt zur Lösung politischer Probleme 
illegitim sei. Außerdem gäbe es humanitäre Werte, die sowohl für den Staat als auch für Einzel-
personen gelten. Eine Erweiterung des Konzeptes der Menschenrechtsverletzung erscheint daher 
legitim. Trotzdem seien die Terroraktionen keine Rechtfertigung der vom Staat begangenen Men-
                                                
418 Vgl. ebd. 
419 Ebd. 
420 Ebd. 
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Menschenrechtsverletzungen, welche wegen des Macht-Monopols von Seiten des Staates äußerst 
ernst seien.421 
7.2.9.3.2.3 Die Verantwortung 
In diesem Absatz ging die Kommission auf die gängige Diskussion über die Ereignisse ein, die 
zum Putsch 1973 führten. Diese hätten nach der Meinung der Kommission das Land zum Bür-
gerkrieg, zum Putsch und zum Bruch zwischen den Chilenen geführt und somit die Menschen-
rechtsverletzungen überhaupt erst ermöglicht. Diese Situationen rechtfertigen nicht die Men-
schenrechtsverletzungen. Die internationalen Kriegsnormen sind gerade für gewalttätige Auf-
stände verfasst worden und galten auch in Chile 1973. Die Untersuchung durch die Kommission 
konnte feststellen, dass die meisten Missbräuche nicht innerhalb von Kampfhandlungen, sondern 
an Gefangenen begangen worden waren.422  
Die strafrechtliche Verantwortung für die Menschenrechtsverletzungen sei individuell. Dennoch 
hätten der Staat, die Streit- und Polizeikräfte ebenso wie die politischen Parteien und nicht zuletzt 
die ganze Gesellschaft eine moralische Verantwortung gegenüber den Geschehnissen. „Men-
schen sind diejenigen, welche die Institutionen bilden und sie groß machen und es sind auch 
Menschen, welche sie negativ beeinflussen können.“423 Das Ansehen der Institutionen würde 
durch die Annahme ihrer historischen Verantwortung wachsen. 
7.2.9.3.2.4 Die von der Kommission untersuchten Fälle 
Die Kommission unternahm im Bericht eine minutiöse Klassifizierung der Fälle, die von ihr un-
tersucht worden waren, wobei sie zwischen Menschenrechtsverletzungen und politischer Gewalt 
unterschied.  
7.2.9.3.2.4.1 Menschenrechtsverletzungen424 
Vermisste: Diese Kategorie umfasst Personen, die von Staatsagenten festgenommen wurden, und 
über deren Schicksal von diesem Zeitpunkt an keine Informationen mehr existieren. In den Fäl-
len, die von der Kommission als Vermisste klassifiziert wurden, ist sie zum Schluss gekommen, 
dass diese Menschen von Staatsagenten festgenommen, oftmals gefoltert und dann getötet wur-
den. Die Überreste wurden beseitigt. 
Hinrichtungen: Die Kommission betrachtete die Hinrichtungen aufgrund von Todesurteilen der 
Kriegsgerichte als Menschenrechtsverletzungen, wenn die Verfahren nicht die Minimalanforde-
rungen eines fairen Prozesses erfüllten. Als Menschenrechtsverletzungen werden auch außerge-
richtliche Hinrichtungen klassifiziert. In diesen Fällen handelte es sich meistens um Personen, die 
nach offizieller Erklärung auf der Flucht erschossen worden waren. Die Umstände erscheinen 
der Kommission in diesen Fällen aber als nicht plausibel. 
Unzulässige Gewaltanwendung: In diesen Fällen handelte es sich um Gewaltanwendung, deren 
Konsequenz der Tod einer Person war. Dieses geschah aber spontan, also ohne Vorplanung von 
Seiten des Staatsbeamten, zum Beispiel bei einer Demonstration. Wenn der Staat seine Beamten 
wegen dieser Art von Verhalten bestraft hatte, wurden die Ereignisse von der Kommission nicht 
als Menschenrechtsverletzungen klassifiziert. 
                                                
421 Vgl. ebd. 
422 Vgl. ebd. 
423 Vgl. ebd, S. 35. 
424 Vgl. ebd. 
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Folter: Die Kommission übernahm die Definition von Art. 1 der UN-Folterkonvention vom 10. 
Dezember 1984.425 Sie beschränkte sich allerdings auf die Untersuchung derjenigen Fälle, in de-
nen die Opfer zu Tode gefoltert wurden. 
Terroristische Anschläge: Die Kommission klassifizierte die politisch motivierte Tötung durch 
Einzelpersonen als Menschenrechtsverletzungen. 
7.2.9.3.2.4.2 Politische Gewalt426 
In diesen Fällen kamen die Opfer in politischen Auseinandersetzungen ums Leben und diese sind 
daher keine Menschenrechtsverletzungen. Die Kommission sah es dennoch als „ihre moralische 
Pflicht an, auch diese Einzelfälle zu untersuchen.“427 
Es handelte sich um Opfer auf beiden Seiten des Konflikts, die während bewaffneter Konfronta-
tionen umkamen. Auch diejenigen wurden miteinbezogen, die sich im Angesicht ihrer ausweglo-
sen Situation das Leben nahmen. Weiterhin  zählten dazu Personen, die ohne beteiligt zu sein, in 
bewaffneten Auseinandersetzungen mit politischen Hintergründen umkamen. 
7.2.9.3.2.5 Die Entscheidung, die Täter nicht namentlich zu nennen 
Das Schaffungsdekret verbot der Kommission die Verurteilung von Einzelpersonen. Nur Ge-
richte könnten über die Verantwortung einzelner Personen für begangene Verbrechen urteilen. 
Die namentliche Nennung der Täter hätte in der Praxis die Verurteilung einer Person durch eine 
von der Exekutive berufenen Kommission bedeutet, ohne dass diese sich verteidigen konnte. 
Diese Situation wäre eine Verletzung des Rechtsstaates gewesen. Deswegen wurden im Bericht 
keine Namen genannt.428 
Der Bericht nannte aber die Institutionen, denen die mutmaßlichen Täter angehörten: Streit- 
oder Polizeikräfte, die Geheimdienste, das Regiment, den Stützpunkt, den Polizeibezirk, die Gar-
nison. Mit diesen Informationen konnte sich die Öffentlichkeit eine ziemlich klare Vorstellung 
über die Täter bilden. Die Kommission übermittelte den Gerichten alle Informationen über die 
Täter. Diese Informationen verhalfen den laufenden Prozessen zu wichtigen Fortschritten.429 
7.2.9.3.3  Historischer Rahmen 
Im Bericht wurden die Gründe der Polarisierung in Chile vor 1973 und die danach folgende Kri-
se behandelt. Ferner wurde die politische Situation zwischen 1973 und 1990 beschrieben. Dabei 
wurde auf die Rolle der Streit- und Polizeikräfte als politische Akteure eingegangen. Danach wur-
de die Zeit der DINA behandelt, um später auf die Jahre nach ihrer Auflösung einzugehen. Au-
ßerdem wurde die Rolle der zivilen Mitglieder der Militärregierung analysiert. 
Weiterhin wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen und ihre Entwicklung während der Mili-
tärdiktatur beschrieben, welche für die Untersuchung der Menschenrechtsverletzungen als rele-
vant erschienen. Danach setzte sich die Kommission mit den Verfahren der Kriegsgerichte 1973 
auseinander und analysierte die Rechtsgebundenheit ihrer Verhandlungen. Sie kam zum Schluss, 
die Kriegsgerichte hätten nicht die Minimalanforderungen eines fairen Prozesses eingehalten. 
                                                
425 Chile hat diese Konvention am 30 September 1988 ratifiziert. 
426 Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission. 
427 Vgl. ebd, S. 41. 
428 Vgl. ebd. 
429 Vgl. El Mercurio: Informes de Comisión han permitido avances en las investigaciones judiciales, 10. Februar 1991, S. C2. 
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Danach ging die Kommission auf die Verhandlungen der Gerichte in Bezug auf die Menschen-
rechtsverletzungen ein. Ihre Schlussfolgerung war, dass die Gerichte zu wenig Energie auf die 
Menschenrechtsverletzungen reagiert hätten. Die Gerichte verfügten zwar dank der Arbeit der 
Menschenrechtsorganisationen, über zahlreiche Informationen von Menschenrechtsverletzungen, 
unternahmen aber nicht das Nötige, um die Rechte des Einzelnen zu wahren.430 
7.2.9.3.4  Die Beschreibung der Menschenrechtsverletzungen 
Nach der Beschreibung der historischen Ereignisse, welche den Rahmen der Menschenrechtsver-
letzungen bildeten, ging die Kommission in die Beschreibung der einzelnen Fälle von Missbräu-
chen über. Für ein besseres Verständnis unterteilte die Kommission die Zeitspanne 1973 - 1990 
in drei Teile: Erstens, September - Dezember 1973, zweitens, 1974 - August 1977, drittens, Au-
gust 1977 – 1990. 
Diese Unterteilung entsprach der unterschiedlichen Natur der in den verschiedenen Zeitspannen 
geschehenen Ereignisse. Der erste Teil beschäftigte sich mit der Situation direkt nach dem 
Putsch, danach folgte die Zeit der DINA, um mit der Zeit der Auflösung der DINA und der 
Aktion ihrer Nachfolgerin CNI zu schließen. 
Jedes Kapitel beginnt mit einem generellen Überblick über die während dieser Zeit begangenen 
Missbräuche. Die angewandten Methoden einschließlich der Folter und die Behandlung der Fa-
milien werden beschrieben. Danach folgt eine chronologische Auflistung der unterschiedlichen 
Fälle. Zuerst wird der Name der betreffenden Person genannt, danach stand das Alter, der Beruf 
und, wenn zutreffend, die politische Partei. Nach diesen Daten folgt eine kurze Beschreibung der 
Umstände, unter denen diese Person ums Leben gekommen war.  
Als erstes behandelt die Kommission die von Beamten begangenen Missbräuche, darauf folgt die 
Beschreibung der Taten von Privatpersonen mit politischen Hintergründen. Am Ende steht die 
Beschreibung der Haltung der einzelnen gesellschaftlichen Akteure in Bezug auf Menschen-
rechtsverletzungen.  
7.2.9.3.5  Die familiären und sozialen Folgen der Menschenrechtsverletzungen 
Dieses Kapitel des Berichts beschreibt die Folgen der Menschenrechtsverletzungen anhand von 
Aussagen der Familienangehörigen der Opfer. Dies sei einerseits für die Erstellung der Wahrheit, 
anderseits für die Festlegung von Wiedergutmachungsmaßnahmen wichtig.  
In diesem Teil konnte man Aussagen wie folgende finden:431 
„Meine Mutter war ein Jahr vorher gestorben und ich sagte mir, das wäre ein Aus-
ruhen für sie. Mein Vater starb, als ich noch sehr jung war, und ich sagte mir, das 
würde mich reifer machen. Aber in diesem ungerechten, unerklärlichen Tod kann 
ich keinen Sinn finden.“ 
„Ich musste meinem Sohn von fünf Jahren erklären, dass genauso wie bei den 
Blumen und Pflanzen die Menschen auch manchmal Menschen töten.“ 
„Als mein Sohn 17 Jahre alt wurde, empfand er eine so große Notwendigkeit zu 
wissen, wo sein Vater war, dass ich ihm sagte: Sohn, geh zum Friedhof, suche das 
einsamste Grab, pass auf es auf, und besuche es, als wäre es das deines Vaters.“ 
                                                
430 Vgl. Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission, Zweiter Teil, Kap 4. 
431 Vgl. ebd., Dritter Teil, Kap. 4. 
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„Sie haben ihn an einem Kran aufgehängt. Er kam in so schlechtem Zustand zum 
Gefängnis zurück. Wir haben ihn angekleidet und ihm geholfen, die Treppe hi-
nunterzugehen. Er war schwer verwundet und traumatisiert und während einer 
Unaufmerksamkeit hat er sich das Leben genommen. Er konnte die Qualen kei-
nen Tag mehr aushalten.“ 
7.2.9.3.6  Wiedergutmachungsmaßnahmen 
Die Kommission schlägt als Wiedergutmachungsmaßnahme vor, die Namen der Opfer zu nen-
nen und so die Würde dieser Personen zum Teil wiederherzustellen. 
Auch die symbolischen Formen sind Teil der Wiedergutmachung: die Errichtung von Denkmä-
lern oder kulturelle Aktivitäten in Bezug auf die Menschenrechte. Erst dann werden juristische 
Angelegenheiten und ferner die sozialen Wiedergutmachungsmaßnahmen behandelt, wie bei-
spielsweise Renten oder Stipendien. 
7.2.9.3.7  Maßnahmen zur Verhinderung einer Wiederholung 
Wie kann verhindert werden, dass sich Menschenrechtsverletzungen wiederholen? Diese Frage 
leitete zu Reformvorschlägen des Rechtssystems und der Streit- und Polizeikräfte. Ferner machte 
die Kommission eine Reihe von Vorschlägen, die in Chile eine Kultur des Respekts vor den 
Menschenrechten gewährleisten sollen. Dabei war die Einbeziehung der Menschenrechte in die 
formale Erziehung von besonderer Wichtigkeit.  
Auch die Schaffung einer Körperschaft für Wiedergutmachung und Versöhnung wurde empfoh-
len. Diese sollte die unvollendete Arbeit der Wahrheits- und Versöhnungskommission weiterfüh-
ren und Informationen über die Bestattungsorte der Überreste von Vermissten feststellen und 
sammeln.  
„Wir haben das Wichtigste nicht geschafft, weil uns die nötigen Mittel fehlten. 
Wir konnten das nicht alleine leisten. Dies hätten wir erreichen wollen: die Infor-
mation über das Schicksal der Vermissten“,432 erklärte in einem Interview das Mit-
glied der Kommission, Laura Novoa. 
7.2.9.4 Reaktionen auf den Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission 
7.2.9.4.1 Die politischen Parteien 
Alle politischen Parteien reagierten zunächst positiv auf die Bekanntgabe des Berichtes der 
Kommission und erklärten sich bereit, die Wiedergutmachungsmaßnahmen im Parlament zu 
unterstützen.433 
Julio Dittborn, Präsident der UDI, erklärte:  
„Das Land muss den Bericht aufmerksam lesen, welcher als Instrument des Frie-
dens und der Versöhnung und nicht als Werkzeug, um die Wunden der Vergan-
genheit zu öffnen, benutzt werden darf.“434  
Die UDI begrüßte die Berücksichtigung der Ereignisse vor 1973 und die Klassifikation der politi-
schen Gewalt als Menschenrechtsverletzung. Allerdings ginge die Erklärung nicht tief genug.  
                                                
432 Vgl. La Nación: No logramos lo que era más importante, 11. März 1991, S. 8. 
433 El Mercurio: Unánime apoyo de partidos a medidas de reparación, 5. März 1991, S. A1. 
434 Vgl. Ebenda. 
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„Die Ereignisse, die wir erfahren haben, sind sehr schmerzhaft. Es ist aber legitim, 
dass die unterschiedlichen politischen Parteien verschiedene Auslegungen in Be-
zug darauf haben, was in Chile geschehen ist.“435 
Auch in der Renovación Nacional wurde die Einbeziehung der vor 1973 geschehenen Ereignisse in 
den Bericht der Kommission hervorgehoben. Obwohl diese Situationen den Putsch erklären 
würden, seien sie aber keine Rechtfertigung für die danach begangenen Menschenrechtsverlet-
zungen. Die Renovación Nacional teilte die Einschätzung, die Verantwortung für das Geschehene 
laste auf der ganzen chilenischen Gesellschaft, welche den Zusammenbruch der Demokratie 
nicht hätte verhindern können. Das Kriterium der Kommission, die terroristischen Anschläge 
auch als Menschenrechtsverletzungen zu klassifizieren, wurde ebenfalls unterstützt. In Bezug auf 
die Kritik an den Verhandlungen der Gerichte erklärte die Partei, diese hätten im Rahmen des 
positiven Rechts gehandelt. Die Renovación unterstützte auch die gängige Interpretation der Am-
nestie durch die Gerichte. „Wenn die politischen Parteien dauernd die Interpretationskriterien 
der Gerichte in Frage stellen, dann wird der Rechtsstaat entkräftet.“436 
Die Christdemokratische Partei stimmte sowohl dem Bericht der Kommission als auch den von 
Präsident Aylwin angesagten Wiedergutmachungsmaßnahmen zu. Hauptsächlich unterstrich die-
se Partei die Bitte des Präsidenten an die Gerichte, die Untersuchungen trotz  des Amnestiegeset-
zes durchzuführen. Kategorisch wurde eine Rechtfertigung der Menschenrechtsverletzungen 
durch die vor 1973 geschehenen Ereignisse abgelehnt.437 
Nach Meinung der PPD bestätigte der Bericht der Kommission die Verantwortung der Streit-
kräfte für die Menschenrechtsverletzungen. Die Entfernung der Täter aus diesen Institutionen sei 
daher unumgänglich. Außerdem müssten die Streitkräfte die Informationen über das Schicksal 
der Vermissten bekannt geben. Die Partei unterstrich die Meinung Aylwins, die Amnestie sei kein 
Hindernis zur Ermittlung in Prozessen wegen Menschenrechtsverletzungen. Auch teilte sie die 
Meinung über die historische Verantwortung der Gerichte: „Sie scheiterten in ihrer Mission der 
Verteidigung der Menschenrechte.“438 
7.2.9.4.2  Andere Organisationen 
Die Menschenrechtsorganisationen unterstützten auch den Bericht der Wahrheits- und Versöh-
nungskommission. Nach Meinung der Vicaría de la Solidaridad439 entsprach seine öffentliche Be-
kanntgabe einer schweren moralischen Sanktion, welche die Wiederholung solcher Ereignisse 
verhindern sollte. Die Anerkennung der Menschenrechtsverletzungen wurde von der Organisati-
on auch als eine Wiedergutmachungsmaßnahme gesehen. Die Vicaría rief diejenigen, die Infor-
mationen über Vermisste hätten, zu ihrer Bekanntgabe auf, um den nächsten Schritt in Richtung 
Versöhnung zu machen.440 Die Comisión Chilena de Derechos Humanos441 unterstrich die Annerken-
nung der Menschenrechtsverletzungen nach vielen Jahren, in denen diese Ereignisse verleugnet 
                                                
435 Vgl., Joaquín Lavin, Sekräter der UDI in: La Nación: Derecha: se reconoce que la violencia empezó antes del  11, 6. März 
1991, S. 2. 
436 Vgl. Alberto Espina, Vizepräsident der Renovación Nacional in: Ebenda. 
437 Vgl. La Nación: DC valora llamado a la Suprema, 6. März 1991, S. 3. 
438 Vgl. Erich Schnacke, Präsident der PPD, in: Ebenda. 
439 Abteilung der Kirche, deren Arbeitsthema der Schutz der Menschenrechte war. 
440 Vgl. La Nación: Llegó el momento de no hacer divisiones, 6. März 1991, S. 4. 
441 Chilenische Menschenrechtsorganisation. 
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worden waren. Zur Versöhnung fehle aber noch die Bekanntgabe der Schicksale der Vermissten, 
weswegen sie zur Weitergabe dieser Informationen aufriefen.442 
Die katholische Kirsche unterstützte durch den ständigen Rat der Bischöfe die Veröffentlichung 
des Berichtes und beurteilte ihn als einen wichtigen Schritt in Richtung Versöhnung. „Nur die 
Wahrheit wird uns frei machen“, war die Losung der Bischöfe. Nach Meinung der Kirche war die 
Untersuchung der Wahrheit durch die Gerichte der nächste wichtige Schritt. Ferner riefen sie zur 
Bekanntgabe von Informationen auf.  
„Wenn jemand Informationen besitzt, hat er um der Liebe Gottes willen die Ver-
pflichtung, diese bekannt zu geben. Die Kirche bietet ihre diskrete Hilfe bei dieser 
humanitären Aufgabe an.“443 
Der Angehörigenverband der Vermissten sah in dem Bericht der Kommission einen ersten 
Schritt in Richtung auf das Ziel;  
„[W]ir kennen aber noch nicht die ganze Wahrheit, wir kennen nicht die Schicksa-
le der Vermissten und haben noch nicht die Gerechtigkeit, welche die moralische 
und ethische Heilung des Landes gestatten wird, erlangt.“444 
7.2.9.4.3  Die Streit- und Polizeikräfte 
Der Präsident rief zu einem Treffen des Staatsicherheitsrates auf, um in diesem Rahmen die Mei-
nung der Streit- und Polizeikräfte gegenüber dem Bericht der Kommission kennen zu lernen. 
Diese war uneinheitlich.445 
Das Heer sah in dem Bericht seine Bedenken gegenüber der Kommission bestätigt. Der Inhalt 
des Berichtes spiegelte nicht die Wahrheit der in Chile geschehenen Ereignisse wieder. Die 
Kommission habe sich nur auf die Aussagen einer Seite gestützt. Sie suche somit nicht die Ver-
söhnung der Chilenen, sondern die Befriedigung der Rachegefühle einiger Gruppierungen der 
Gesellschaft. In der Meinung des Heeres hätte die Kommission eine genauso detaillierte Unter-
suchung der Menschenrechtsverletzungen vor und nach 1973 unternehmen sollen. Die Kommis-
sion habe in Überschreitung ihres Mandats wie ein Gericht gehandelt, ohne dass die Beschuldig-
ten sich verteidigen konnten. Ferner seien diese jetzt den Rachezügen der terroristischen Grup-
pen ausgeliefert. 1973 habe sich Chile in einem Bürgerkrieg befunden.  
„Die Behauptung, das Land hätte sich in wenigen Tagen unter der Kontrolle der 
Streitkräfte befunden, entspricht nicht der Wahrheit, da zur Beendung des Krieges 
eine lange Neutralisierungsarbeit der Reaktionskapazität der extremistischen 
Gruppen nötig war. Vor ihrer Vernichtung war die Einschätzung der militärischen 
Vorbereitung, der politischen Organisation und der bewaffneten Gewalt dieser 
Gruppen unmöglich.“  
Nicht konform ging man mit der Einschätzung der Legitimität und Fairness der Kriegsgerichte. 
Die Wiedergutmachungsmaßnahmen wurden abgelehnt, da man sich für das Geschehene nicht 
                                                
442 Vgl. La Nación: Verdad debe culminar con paradero de desaparecidos, 6. März 1991, S. 4. 
443 Vgl. La Nación: Iglesia suplica: devuelvan restos de desaparecidos, 8. März 1991, S. 2. 
444 Corporación Agrupación de Familiares de Detenidos Desaparecidos: 20 años de historia de la Agrupación de Familiares 
de Detenidos Desaparecidos en Chile. Un camino de imágenes, Santiago, 1997, S. 115, zitiert in; Loveman, B.; Lira, E.: El 
espejismo de la reconciliación Política. 
445 Vgl. La Nación: Respuesta de las FF. AA al Informe Rettig, 28. März 1991 S. 1, ff.. 
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verantwortlich fühlte. Das Heer wies auch die von der Kommission vorgeschlagenen Reformen 
der Streitkräfte energisch zurück. Zusammengefasst lehnte das Heer jede historische und juristi-
sche Legitimität des Berichtes ab.  
„Das chilenische Heer sieht wahrlich keinen Grund, um Verzeihung zu bitten, 
weil es an dieser historischen Aufgabe teilgenommen hat [...].  Das chilenische 
Heer erklärt, dass es nicht hinnehmen wird, auf die Angeklagtenbank gesetzt zu 
werden, weil es die Freiheit und Souveränität des Landes aufgrund des Rufes der 
Gesellschaft gerettet hat.“ 
Obwohl die Marine die von der Kommission unternommenen Anstrengungen anerkannte, lehnte 
auch sie den Inhalt des Berichtes ab. Sie kritisierte, dass die Kommission in detaillierter Form nur 
die Ereignisse nach 1973 untersucht habe, was die Kenntnis der ganzen Wahrheit verhindere. Die 
Marine teilte auch das Argument des Bürgerkrieges 1973 und der danach nicht aufhörenden sub-
versiven Aktivität terroristischer Gruppen. Sie unterstützte die Urteile der Gerichte und ihre Aus-
legung des Amnestiegesetzes. Der Bericht der Kommission sei ein öffentliches Urteil, ohne dass 
alle Seiten angehört worden waren. Allerdings erklärte sich die Marine bereit, für die nötige Ver-
söhnung des Landes zu arbeiten. 
Die Carabineros erkannten die Wichtigkeit des Berichtes der Kommission an, erklärten aber, die 
Ereignisse könnten nicht abgekoppelt von der historischen Realität verstanden werden. Die Ver-
urteilung ihrer Mitglieder lehnte sie ab, bevor nicht ihre Verantwortung von einem Gericht fest-
gestellt worden sei. Am Putsch hätten sie 1973 auf Bitte der chilenischen Gesellschaft teilge-
nommen. Die Bitte des Präsidenten, alle nötigen Schritte zu unternehmen, um „die Wunden der 
Vergangenheit zu heilen und eine Zukunft der Gerechtigkeit, des Fortschritts und des Friedens 
für Chile aufzubauen“, wurde unterstützt. 
Die Luftwaffe unterstrich in ihrer Stellungnahme, dass die im Bericht dargestellten Ereignisse 
nicht außerhalb des historischen Rahmens verstanden werden könnten. Doch wurden die von 
der Regierung unternommenen Schritte zur Versöhnung: 
„Wir betrauern heute, genauso wie wir es immer getan haben, jeden Verlust von 
menschlichem Leben. Die zivilen und militärischen Opfer dieser unglücklichen 
Epoche stehen für die Konsequenzen des Leids, die für eine Nation die Ausset-
zung des von der Vernunft regierten Zusammenlebens bedeuteten, eine Situation 
die zur Anwendung von Gewalt zwingt.“  
Die Parteien der Rechten reagierten unterschiedlich auf die Stellungnahmen der Streitkräfte. Die 
UDI änderte ihre anfängliche Position: Der Bericht sei keine Grundlage für eine offizielle Wahr-
heit und kein Beitrag zur Versöhnung. Die Renovación Nacional wies die Position des Heeres und 
der Marine zurück. Doch müsse die Meinung der Streitkräfte akzeptiert und die unterschiedlichen 
Positionen aufgenommen werden, um so einen Weg zur Versöhnung zu finden.446 
Die Christdemokraten lehnten die Stellungnahmen des Heeres und der Marine ab. Ihrer Meinung 
nach müsste jeder Gesellschaftsteil seine Verantwortung an den Geschehnissen anerkennen447. 
                                                
446 Vgl. La Nación: La derecha optó por juicios divergentes, 29. März 1991, S. 5. 
447 Vgl. La Nación: Pretenden justificar las violaciones a los Derechos Humanos, 29. März 1991, S. 6. 
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Auch die PS und die PPD argumentierten auf diese Weise und riefen die Streitkräfte zur Mitar-
beit an der Aufklärung der Menschenrechtsverletzungen auf.448 
7.2.9.4.4  Der Oberste Gerichtshof 
Nach der Bekanntgabe des Berichtes schickte Präsident Aylwin einen Brief an den Obersten Ge-
richtshof und bat um mehr Eifer in den Ermittlungen um Menschenrechtsverletzungen. Der 
Präsident erklärte, die Amnestie sei kein Hindernis für die vollkommene Ermittlung der Ereignis-
se und der Feststellung von Verantwortung, gerade in den Fällen von Vermissten. Dieser Brief 
wurde zur Grundlage der so genannten Aylwindoktrin, welche in den kommenden Jahren einen 
starken Einfluss auf die Auslegung des Amnestiegesetzes hatte. 
Der Oberste Gerichtshof lehnte aber den Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission 
und den durch den Brief Aylwins ausgeübten Druck auf seine Unabhängigkeit ab. Er wies außer-
dem die Verurteilung der Gerichte durch den Bericht kategorisch zurück. Die Kommission habe 
nicht die nötigen Befugnisse gehabt, um dieses Urteil abzugeben. Ferner hätte die Kommission 
nur eine Seite der Beteiligten angehört. Die Gerichte hätten ihre Urteile immer im Rahmen der 
Gesetze gefällt und somit alles in ihrer Macht Stehende zur Verteidigung der Menschenrechte 
während der Militärregierung getan.449 
Mit den Bekanntmachungen der Streitkräfte und aller sonstigen Gesellschaftsgruppen über den 
Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission hat die Regierung Aylwin eine der schwie-
rigsten Situationen der Transition, den Moment der Wahrheitsfindung, ohne militärische Eingrif-
fe überlebt. Obwohl die Streit- und Polizeikräfte die Schuld, die ihnen von der Kommission zu-
geschrieben wurde, nicht anerkannten, waren sie bereit, alle nötigen Schritte in Richtung  Ver-
söhnung zu unternehmen. Am wichtigsten war, dass keine Gruppe die Wahrheit der im Bericht 
beschriebenen Fälle in Frage stellte.450 
7.2.9.5 Der Untergang der Wahrheit 
Am ersten April 1991 wurde vor der katholischen Universität der UDI-Senator Jaime Guzmán, 
eine wichtige Figur der Rechten, von der terroristischen Gruppe Frente Manuel Rodríguez getötet. 
„Mit denselben Kugeln fällt der Bericht (der Wahrheits- und Versöhnungskommission).“451 
Die chilenische Gesellschaft hatte sich einen Monat lang mit dem Bericht der Wahrheits- und 
Versöhnungskommission auseinandergesetzt; dann starb Jaime Guzmán, und das Thema geriet in 
Vergessenheit. Die Aktion terroristischer Gruppen hatte in diesem Moment die Vergangenheits-
bewältigung in Chile begraben. Nach dem Tod von Guzmán, der immer vor den terroristischen 
Gruppen gewarnt hatte, konnte keiner von der Rechten sagen, dass sie keine Toten zu beweinen 
hätte.452 Außerdem standen im Brennpunkt der öffentlichen Meinung nicht mehr die Missbräu-
che der Vergangenheit, sondern die terroristischen Attentate der Gegenwart. 
Die Regierung hatte zu diesem Zeitpunkt keine eigenen Sicherheitsdienste. Deswegen brauchte 
sie angesichts der Terroranschläge die Hilfe des Militärs, das allein die nötige Information besaß. 
„Die gestern durch Anklagen wegen Folter und Verschleppung bedrängt wurden, werden heute 
                                                
448 Vgl. La Nación: PS PPD lamentaron lo dicho por Ejército y Armada, 29 März 1991, S. 6. 
449 El Mercurio: Informe Rettig es apasionado y tremendamente tendensioso, 16. Mai 1991, S. A1. 
450 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición, Santiago, 1998. 
451Vgl. Ebenda, S. 95. 
452 De Luigui, M. A.: La política después del Crimen, in: El Mercurio, Santiago, 14. April 1991, S. D8. 
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gebeten, die Demokratie vor den Terroristen zu schützen.“453 Die Concertación hatte sich nämlich 
geirrt: Der Terrorismus hatte mit der Demokratie nicht aufgehört. 
7.2.9.6 Die Reaktion der Gesellschaft 
Die chilenische Öffentlichkeit beschäftigte sich während dieser Zeitspanne eingehend mit der 
Vergangenheitsbewältigung. Das Interesse wuchs bis April 1990. Diskussionsthemen waren in 
diesen Monaten die unterschiedlichen Wege der Vergangenheitsbewältigung. Nach der Schaffung 
der Wahrheits- und Versöhnungskommission beruhigte sich die Auseinandersetzung, um in Juni 
mit Pisagua den höchsten Punkt in den dreizehn untersuchten Jahren zu erreichen. 
Abbildung 4: Vergangenheitsbewältigung in der Presse (März 90/April 91) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang 
Pisagua ist das vorrangige Ereignis, welches die Auseinandersetzung der chilenischen Gesellschaft 
mit ihrer Vergangenheit auslöste. Durch detaillierte Fernseh- und Zeitungsreportagen wurden die 
Chilenen mit ihrer Vergangenheit konfrontiert. Nun kamen die ersten Reaktionen auf die Wahr-
heit. 
Es gab einige Hauptdiskussionspunkte in Bezug auf Pisagua. Der erste war die Interpretation der 
eigenen Geschichte, denn jeder Akteur gab der Öffentlichkeit seine eigene Version der geschicht-
lichen Ereignisse bekannt. Es ging um die Situation vor dem 11. September, um die Existenz 
eines Bürgerkrieges und um die Verantwortung der verschiedenen Akteure. Ziel dieser Diskussi-
onen war die Suche nach einer einheitlichen Geschichte, in der sich alle Chilenen wiederfinden 
konnten, und die als Grundlage für eine gemeinsame Identität dienen konnte. Es war aber auch 
die Anstrengung der unterschiedlichen Akteure, ihre Einschätzung der Geschichte durchzuset-
zen. 
Pisagua ist aber auch ein Ereignis, das als Weg zur Wiedergutmachung gegenüber den Opfern 
dient. Dies wird durch die unterschiedlichen Feiern, die ihnen zu Ehren abgehalten werden, und 
an denen auch Regierungs- und Parlamentsmitgliedern teilnehmen, unterstrichen. Hinzu kommt 
die Errichtung des Denkmals zu Ehren der Vermissten auf dem Zentralfriedhof von Santiago, 
welches auf die Ereignisse in Pisagua zurückgeführt werden muss. Nach Pisagua beruhigte sich die 
                                                
453 Vgl. De Luigui, María Angélica: La política después del Crimen, in: El Mercurio, Santiago, S. D8, 14. April 1991. 
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Diskussion um die Vergangenheitsbewältigung, um im symbolreichen Monat September wieder 
aufzuflackern. Hier war das Thema erneut die unterschiedliche Bewertung der eigenen Geschich-
te. Manche wollten feiern, während andere trauerten. 
Im Februar fing die chilenische Öffentlichkeit an, sich mit dem Bericht der Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission zu beschäftigen. Zuerst wurden die möglichen Konsequenzen diskutiert 
und danach konfrontierte sich Chile wieder mit der Wahrheit. Die unterschiedlichen Medien 
stellten der Bekanntgabe des Berichtes viel Raum zur Verfügung. Die Diskussion der unter-
schiedlichen Akteure drehte sich wieder einmal um die Interpretation der Geschichte. Obwohl 
diese Auseinandersetzung zu keiner einheitlichen Meinung führte, bildete der Bericht eine 
Grundlage für die Diskussion: Die Menschenrechtsverletzungen waren geschehen, niemand 
konnte diese Realität nun leugnen. Die Auseinandersetzung der chilenischen Gesellschaft mit 
ihrer Vergangenheit wurde aber nicht zu Ende geführt, denn der Tod von Jaime Guzmán verla-
gerte den Brennpunkt der Diskussion auf den Terrorismus. 
Die Bedeutung, welche die chilenische Bevölkerung der Vergangenheitsbewältigung zumaß, ver-
hielt sich ähnlich wie die Diskussion in der Öffentlichkeit. In der Zeit der Schaffung der 
Wahrheits- und Versöhnungskommission und der Ereignisse in Pisagua  bewerteten 14,6% der 
Chilenen die Menschenrechte als ein wichtiges Problem für die Regierung. Im Dezember fiel die 
Bedeutung dieses Themas in der öffentlichen Wahrnehmung, um in März 1991 zur Bekanntgabe 
des Berichtes der Wahrheits- und Versöhnungskommission wieder zu steigen. 
Abbildung 5: Bedeutung der Menschenrechte (März 90 / März 91) 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos 
In Bezug auf die Bewertung der Wege der Vergangenheitsbewältigung waren den Umfragen zu-
folge die meisten (65%) der Chilenen für die Ermittlung der Wahrheit und die Verurteilung der 
Schuldigen. Dagegen waren jeweils 17% für die Ermittlung der Wahrheit und Vergebung oder für 
das Vergessen. 
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Abbildung 6: Meinung über die Wege der Vergangenheitsbewältigung 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos, Juni 1990. 
Der Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission wurde als vorteilhaft für die chileni-
sche Gesellschaft angesehen und die Handlungen des Präsidenten gegenüber der Vergangen-
heitsbewältigung wurden von mehr als 60% der Chilenen als positiv eingeschätzt. 
Abbildung 7: Meinung über den Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission 
 
Quelle: Encuesta de Opinión, Centro de Estudios Públicos März 1991. 
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 Manche Menschen glauben, dass die Regierung gegenüber der Vergangenheitsbewältigung die 
Geschehnisse in der Vergangenheit lassen muss. Andere glauben dagegen, dass die Wahrheit ermittelt 
werden muss, um danach den Verantwortlichen der Menschenrechtsverletzungen zu vergeben. Eine 
dritte Möglichkeit ist die Wahrheit zu ermitteln und die Verantwortlichen zu verurteilen. Mit welcher der 
drei Meinungen sind Sie einverstanden?
Wird ihrer Meinung nach die Bekanntgabe des Berichtes der Wahrheits- und 
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Abbildung 8: Meinung über die Handlung des Präsidenten Aylwin 
 Quelle: Encuesta Centro de Opinión, Centro de Estudios Públicos März 1991 
 
7.3 Regierung Aylwin: Zwischen dem Tod von Jaime Guzmán und dem 
Regierungswechsel 
Nach der Veröffentlichung des Berichtes der Wahrheits- und Versöhnungskommission und dem 
Tod von Jaime Guzmán war von Vergangenheitsbewältigung eine Zeitlang kaum eine Rede. Es 
schien, als hätte Chile diese Etappe hinter sich gelassen. Dennoch setzte sich das Land in den 
nächsten Jahren mit dem anhaltenden Problem der politischen Gefangenen auseinander, hinzu 
kam die Ausführung der vorgeschlagenen Wiedergutmachungsmaßnahmen. Am bedeutsamsten 
war aber der Wechsel vom politischen hin zum strafrechtlichen Weg. 
7.3.1 Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen 
Den Vorschlägen der Wahrheits- und Versöhnungskommission folgend legte die Regierung dem 
Parlament verschiedene Gesetze vor, deren Ziel unterschiedliche Vergangenheitsbewältigungs-
maßnahmen waren. 
7.3.1.1 Die Körperschaft für Wiedergutmachung und Versöhnung 
Die Körperschaft für Wiedergutmachung und Versöhnung wurde als Nachfolgeorganisation der 
Wahrheits- und Versöhnungskommission verstanden. Folglich war ihr Ziel die Koordination und 
Durchführung der notwendigen Maßnahmen, um die Empfehlungen der Kommission umzuset-
zen.454 Ihre explizit genannten Aufgaben waren folgende:455 
 Unterstützung der Angehörigen von Menschenrechtsverletzungen bei der Inanspruch-
nahme von Wiedergutmachungsleistungen, 
                                                
454 Art. 1, Gesetz Nr. 19.123 veröffentlicht im Diario Oficial am 8. Februar 1992. 
455 Art. 2, Gesetz Nr. 19.123 veröffentlicht im Diario Oficial am 8. Februar 1992. 
Wie Sie wissen, wurde in den letzten Tagen der Bericht der Wahrheits- und 
Versöhnungskommission bekanntgegeben. Wie beurteilen Sie die Einstellung von Präsident 
Aylwin in Bezug auf das Thema Menschenrechte?
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 Aufklärung der Umstände des Todes von vermissten Personen und die Feststellung des 
Verbleibs ihrer Überreste, 
 die Aufbewahrung der von der Wahrheits- und Versöhnungskommission und von der 
Körperschaft selbst gesammelten Informationen, 
 Untersuchung der Fälle, in denen die Kommission zu keinem Entschluss kommen konn-
te (642) sowie neuer Fälle, 
 Zusammenarbeit mit anderen Organisationen im Bereich der Wiedergutmachung und 
 Erarbeitung von Vorschlägen für die Konsolidierung einer die Menschenrechte respektie-
renden Kultur. 
Für die Erfüllung ihrer Arbeit musste sich die Körperschaft an dieselben Regeln wie die 
Wahrheits- und Versöhnungskommission halten.456 Sie durfte also von allen Behörden Hilfe er-
warten, konnte aber niemanden zur Aussage vorladen. Ferner durfte sie keine individuellen Ver-
urteilungen durchführen und die Informationen über mögliche Verbrechen, die sie sammelte, 
musste sie den Gerichten übersenden. Die Körperschaft hatte außerdem ihre Aufgabe vertraulich 
durchzuführen.457 
Die Korporation bestand aus einem Höchsten Rat mit sieben Mitgliedern, welche vom Präsiden-
ten mit der Zustimmung des Senats ernannt werden sollten.458 In diese Posten wurden der Maxi-
me der politischen Ausgewogenheit folgend Personen unterschiedlicher politischer Richtungen 
ernannt.459 
Die Aufgabe der Körperschaft wurde zunächst auf 24 Monate begrenzt, um danach dreimal ver-
längert zu werden. Sie wurde zuletzt im Dezember 1996 aufgelöst, als sie dem Präsidenten ihren 
Bericht übergab.460 
7.3.1.2 Wiedergutmachungsmaßnahmen 
Die Familienangehörigen der Opfer von Menschenrechtsverletzungen und politischer Gewalt, 
die im Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission genannt worden waren, und diejeni-
gen, die von der Körperschaft als solche anerkannt wurden, sollten nach dem Wiedergutma-
chungsgesetz eine lebenslange monatliche Rente bekommen. Begünstigt wurden der Ehepartner, 
die Eltern und die Kinder bis zum 25. Lebensjahr.461 Manche Familienangehörige der Opfer ak-
zeptierten die Entschädigung aus moralischen Gründen nicht. „Dieses Geld anzunehmen war 
nicht leicht. Stellen Sie sich vor, ihr Sohn wird finanziell abgeschätzt.“462 Ein anderes Problem, 
weswegen sich die Angehörigenverbände gegen eine Entschädigung ausgesprochen hatten, war 
die Befürchtung, sie müssten deswegen auf die strafrechtliche Aufklärung der Fälle und auf die 
Gerechtigkeit verzichten. Obwohl die Angehörigen die Entschädigung nicht als einen Ausgleich 
für den angerichteten Schaden sahen, nahmen die meisten diese aber zuletzt an.463 Im Dezember 
                                                
456 Siehe Kapitel 8.2.3 dieser Arbeit 
457 Art. 7, Gesetz Nr. 19.123 veröffentlicht im Diario Oficial am 8. Februar 1992. 
458 Art. 1, Gesetz Nr. 19.123 veröffentlicht im Diario Oficial am 8. Februar 1992. 
459 Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile. 
460 Ebenda. 
461 Art. 17, 20, Gesetz Nr. 19.123 veröffentlicht im Diario Oficial am 8. Februar 1992 
462 Vgl. Ramirez, P.: Ni perdón ni olvido ni nada, in: El Mercurio, 27. Juni 1993, S. D22. 
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1992 hatten 95% der Berechtigten den Schadensersatz angenommen.464 Die Vorsitzende des An-
gehörigenverbandes der Vermissten, Sola Sierra, erklärte bei der Feier der Erlassung des Geset-
zes, der Verband würde das Gesetz schätzen, aber weiterhin gegen die Straffreiheit kämpfen.465 
Dasselbe Gesetz gewährte den Familienangehörigen der Opfer kostenlose medizinische Versor-
gung in allen Einrichtungen des Nationalen Gesundheitswesens.466 Ferner hatte das Gesund-
heitsministerium schon 1990 ein kostenloses Programm für die psychologische Behandlung von 
Opfern der Gewalt während der Militärregierung eingerichtet. Hier wurden auch Opfer der Fol-
ter und anderer Missbräuche aufgenommen.467 
Das Wiedergutmachungsgesetz gewährte den Kindern der von der Kommission und Körper-
schaft festgelegten Opfer auch Ausbildungshilfen bis zu deren 35. Lebensjahr.468 Diese Hilfe be-
stand aus der Bezahlung monatlicher Tarife der unterschiedlichen Ausbildungsstätten. 
Die Kinder von Opfern der Menschenrechtsverletzungen wurden auch vom Militärdienst befreit, 
wenn das ihr Wunsch war.469 Ziel dieser Regelung war, die Person von der emotionalen Zwangs-
lage zu befreien, in die sie gebracht werden würde, wenn sie der Institution angehören müssten, 
deren Mitglieder möglicherweise für den Tod eines ihrer Elternteile verantwortlich waren.470  
Die Personen, die während der Militärregierung aus dem Öffentlichen Dienst aus politischen 
Gründen entlassen worden waren, hatten nach einem 1993 erlassenen Gesetz ein Recht auf Ent-
schädigung.471 Das Gesetz sollte im Ganzen 50.000 Personen begünstigen, die aus politischen 
Gründen ohne Arbeit geblieben waren. Davon gehörten 20.000 dem staatlichen Sektor an und 
30.000 arbeiteten in staatlichen Unternehmen. Das Gesetz wurde lange und intensiv im Parla-
ment diskutiert. Die UDI opponierte, weil sie meinte, andere Gruppen würden das Geld nötiger 
haben. Abgeordnete der Concertación gingen weiter: Auch weitere Gruppen müssten entschädigt 
werden. Die Organisation der entlassenen Beamten befand die Entschädigungen für zu gering. 
Das Gesetz wurde aber zuletzt durch eine Mehrheit angenommen.472 Das Problem dieser Ent-
schädigung war, dass nach so vielen Jahren eine Entlassung aus politischen Gründen schwer zu 
belegen war.473 
Im Mai 1992 hatte die Oficina de Retorno, eine Behörde für die Wiedereingliederung von Exlierten, 
10.674 Familien zu ihrer Rückkehr nach Chile verholfen.474 Bestandteil des Programms waren 
Gesundheits- sowie Stipendienprogramme und die Unterstützung bei der Arbeitssuche475. Da 
viele der Exlierten und ihre Familienangehörigen im Ausland studiert hatten, nahm das Parlament 
ein Gesetz an, dessen Ziel die Anerkennung ihrer Ausbildungsabschlüsse war.476 Ferner gewährte 
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der Staat den Exlierten per Gesetz die Aussetzungen von Einfuhrgebühren.477 Trotz der Unter-
stützung bevorzugten es aber viele Chilenen, im Ausland zu bleiben (150.000 im Jahre 1994), 
andere kehrten ins Ausland zurück, nachdem ihre Heimkehr aus unterschiedlichen Gründen ge-
scheitert war.478 
Obwohl manche Politiker gegen die Wiedergutmachungsmaßnahmen waren und diese auch etli-
che Diskussionen im Parlament auslösten, wurden sie letztendlich von einer Mehrheit angenom-
men.479 Die Annahme der oben beschriebenen Gesetze legitimierte die Arbeit der Wahrheits- und 
Versöhnungskommission480 und bedeutete die Übernahme der Verantwortung der ganzen chile-
nischen Gesellschaft für die Menschenrechtsverletzungen, die während der Militärregierung be-
gangen worden waren. Ein Schritt, der in den ersten Jahren der Transition unmöglich gewesen 
wäre.481 
7.3.2 Die Vergangenheitsbewältigung in der Erziehung 
Das Erziehungsministerium arbeitete in diesen Jahren an dem Vorschlag, die Menschenrechte in 
die chilenischen Erziehungsprogramme einzubeziehen mit dem Ziel, eine die Menschenrechte 
respektierende Kultur zu etablieren.482 Dies war eine der Maßnahmen, welche die Wahrheits- und 
Versöhnungskommission als wichtig erachtet hatte, um die Wiederholung der Unrechtsvergan-
genheit zu verhindern. Ferner arbeitete auch die Körperschaft für Wahrheit und Versöhnung an 
Vorschlägen in diese Richtung. Es gab aber Gruppen, die diesen Vorschlägen skeptisch gegenü-
berstanden. Die UDI war besorgt, der Menschenrechtsunterricht könne ideologisch manipuliert 
werden.483 
7.3.3 Die politischen Gefangenen 
Durch die Anwendung der Leyes Cumplido übergaben die Militärgerichte die meisten Fälle, in die 
politische Gefangene involviert waren, an die ordentlichen Gerichte. Diese urteilten wiederum in 
den meisten Fällen im Sinne der Gefangenen. Trotzdem befanden sich im Mai 1991 noch 140 
politische Gefangene in Haft.484 
 
Die Angehörigenverbände waren mit der langsamen Lösung der Frage der politischen Gefange-
nen nicht einverstanden. Für sie war die Freilassung dieser Personen ihr Recht, da sie legitimer-
weise gegen die Diktatur gekämpft hatten. Somit starteten sie nochmals eine Kampagne, deren 
Ziel die Freilassung der politischen Gefangenen war. Es wurden Märsche, Besetzungen von öf-
fentlichen Gebäuden und Botschaften sowie Hungerstreiks durchgeführt. 
 
                                                
477 Gesetz Nr. 19.128 im Diario Oficial am 7. Februar 1992 veröffentlicht. 
478 Vgl. Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile. 
479 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconciliación Política. Chile 1990-2002, Santiago, 2002. 
480 Vgl. El Mercurio: Consenso para aprobar Normas de Reparación, 25. November 1991, S. C5. 
481 Vgl. Klumpp, G.: Vergangenheitsbewältigung durch Wahrheitskommissionen - das Beispiel Chile; Präsident Aylwin in El 
Mercurio: Promulgada Ley de Reparación a víctimas, 1. Februar 1992 S. C5. 
482 El Mercurio: Definen formas para introducir DD.HH en el sistema escolar, 29. September 1991, S. A1. 
483 El Mercurio: Definen formas para introducir DD.HH en el sistema escolar, 29. September 1991, S. A1; El Mercurio: 
Derechos Humanos al Pizarrón, 28. Februar 1993, S. D12. 
484 El Mercurio: Presidente Aylwin otorgó otros diez indultos, 25 Mai, 1991, S. A1. 
 114 
Durch die Übergabe der Prozesse an die ordentlichen Gerichte stapelten sich aber nun die Ver-
fahren in diesen Instanzen. Die Regierung suchte die Lösung in neuen Gesetzen, welche die Be-
arbeitung der Fälle beschleunigen sollten. Diese Bestimmungen sollten den Richtern, die Prozes-
se von politischen Gefangenen führten, ermöglichen, sich exklusiv auf die Bearbeitung dieser 
Fälle zu konzentrieren.485 Außerdem sollten sie Fristen (46-60 Tage) für die Verurteilung festle-
gen. Wenn die Frist überschritten war, sollten die Gefangenen vorläufig freigelassen werden.486 
Sowohl die Renovación Nacional als auch die UDI sprachen sich gegen diese Gesetze aus. Die Re-
gierung würde nur auf den Druck der Angehörigenverbände hin reagieren. Außerdem sei die 
Freilassung der politischen Gefangenen, angesichts der steigenden terroristischen Aktivitäten, 
nicht zu empfehlen, argumentierte die UDI. Für die Renovación verstieß diese Initiative gegen die 
Gleichheit vor dem Gesetz und gegen die Verfassung, welche festlegte, dass Gefangene nur vor-
läufig befreit werden konnten, wenn der Richter feststellte, dass sie keine Bedrohung für die Ge-
sellschaft darstellten.487  
Dank einer politischen Verhandlung zwischen den Parteien der Opposition und der Regierung 
wurde zuletzt ein Gesetz angenommen, das eine vorübergehende Regelung enthielt, welche die 
Ernennung von zusätzlichen Richtern ermöglichte. Diese sollten aber nicht nur die Prozesse poli-
tischer Gefangener übernehmen, sondern auch gewöhnliche Fälle.488 In Bezug auf die Fristen für 
die Urteile legte das Parlament fest, dass im Falle der Überschreitung der Richter gemaßregelt 
werden sollte. Die vorläufige Freiheit für den Gefangenen wurde aber abgelehnt.489 
Die intensivsten Diskussionen lösten aber die Freilassungen von politischen Gefangenen, die in 
Blutsverbrechen verwickelt waren, aus. Präsident Aylwin begnadigte aufgrund der Änderung von 
Artikel 9 der Verfassung490 politische Gefangene, die an terroristischen Aktivitäten teilgenommen 
hatten. Unter diesen befanden sich Personen, die Blutsverbrechen begangen hatten – zum Bei-
spiel Bombenattentate oder Polizeimorde. Dies stellte eine Veränderung in der Position der Re-
gierung gegenüber den politischen Gefangenen dar. Für diese Wende gab es verschiedene Grün-
de. 
Die Opposition hatte die Herabsetzungen der Strafen, welche von der Regierung in den Leyes 
Cumplido vorgeschlagen worden waren, nicht angenommen. Somit hatten die politischen Gefan-
genen nach Meinung der Regierung unter unverhältnismäßig hohen Strafen zu leiden. „Es han-
delt sich um eine drakonische Gesetzgebung, die keinen Bezug zur Realität hat.“491 Außerdem 
sind in den Augen der Regierung gegen die politischen Gefangenen ungerechte Prozesse geführt 
worden. Zudem waren sie häufig Opfer von Folterungen geworden. Es erschien, als ob die poli-
tischen Gefangenen verurteilt werden würden, während diejenigen, die Menschenrechtsverlet-
zungen begangen hatten, unbehelligt blieben.492  
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„Es gibt viele Blutsverbrechen in diesem Land, die nicht nur nicht untersucht und 
geklärt wurden, und die bis heute straffrei sind. Es gibt eine frontale Ungerechtig-
keit in der Tatsache, dass die Justiz die einen verfolgt und die anderen nicht“,493 
erklärte Präsident Aylwin.  
Die Begnadigung konnte die Freilassung, die Umwandlung oder eine Herabsetzung der Haftstra-
fen bedeuten. Allerdings mussten viele politische Gefangene, die an terroristischen Anschlägen 
teilgenommen hatten, ins Ausland gehen. 
Die Parteien der Rechten äußerten sich energisch gegen die Begnadigung von politischen Gefan-
genen, die in Blutsverbrechen verwickelt waren. Dies sei ein schlechtes Signal. Angesicht der stei-
genden terroristischen Aktivitäten mancher Gruppen. Die Renovación Nacional, die Partei, welche 
die Verfassungsänderung vorgeschlagen hatte, fühlte sich von der Regierung betrogen. „Es war 
damals (in den Verhandlungen) klar, dass der Präsident sich durch Cumplido verpflichtete, keine 
wegen Blutsverbrechen Verurteilten zu begnadigen“, sagte Miguel Otero, Senator der RN.494 Die 
Regierung verneinte jede Art von Abkommen mit der RN. Sie sah in der Begnadigung eine ex-
klusive Befugnis des Präsidenten, welcher die Aufgabe habe, die Entscheidung zu treffen. 495 
Die Kontroverse intensivierte sich, als im Dezember 1992 von der möglichen Begnadigung der 
wegen des 1986 fehlgeschlagenen Anschlags gegen General Pinochet Verurteilten gesprochen 
wurde. Durch diesen Anschlag waren Mitglieder der militärischen Leibgarde von Pinochet ver-
wundet und fünf Gardisten getötet worden. Das Heer, welches immer gegen die Begnadigungen 
gewesen war, äußerte nun auch öffentlich seine Meinung. 
Die Regierung behielt aber ihren Kurs bei. Die vollständige Lösung des Problems kam am letzten 
Tag der Regierung Aylwins. Am 10. März 1994 begnadigte der Präsident die letzten politischen 
Gefangenen. Es handelte sich um drei Mitglieder der terroristischen Gruppe Frente Patriótico Ma-
nuel Rodríguez, die 1986 am Attentat gegen General Pinochet beteiligt gewesen waren. Ihre Strafe 
wurde in eine Ausweisung nach Belgien umgewandelt. 
7.3.4 Strafrechtliche Aufarbeitung der Vergangenheit 
Nach dem Tod von Jaime Guzmán verlagerte sich das Szenario der Vergangenheitsbewältigung 
von der politischen und symbolischen Ebene, auf der sie sich im ersten Jahr der demokratischen 
Regierung abgespielt hatte, auf die strafrechtliche Ebene. Diese Situation war einerseits das Resul-
tat der besseren Information über die Fälle, andererseits das einer neuen Rechtssprechung. Die 
Entwicklung der Rechtssprechung seit 1990, welche das Ergebnis eines interaktiven Prozesses 
zwischen Politik und Justiz war, führte zur Ermittlung in mehreren Fällen, die früher sofort am-
nestiert worden wären. Aber nicht alle Urteile wurden von der neuen Linie beeinflusst, weshalb 
sie letztlich einer widersprüchlichen Rechtssprechung führte.496 
Die Übergabe der von der Wahrheits- und Versöhnungskommission gesammelten Informationen 
über unterschiedliche Verfahren von Menschenrechtsverletzungen bedeutete das Wiederaufrollen 
vieler Verfahren. Die Kommission übergab den Gerichten Informationen über 220 Fälle, haupt-
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sächlich über Personen, die bis dahin von den Gerichten nicht verhört worden waren.497 Die ver-
änderte Einstellung der Zivilpolizeipolizei ermöglichte, dass die Richter bei der Suche von neuen 
Informationen unterstützt wurden. 
Einer der wichtigsten Punkte war aber die Anwendung der so genannten Aylwin Doktrin,498 de-
ren Einfluss die Rechtssprechung veränderte. Präsident Aylwin hatte nach der Veröffentlichung 
des Berichtes der Wahrheits- und Versöhnungskommission ein amtliches Schreiben an den O-
bersten Gerichtshof gesandt, in dem er die These aufstellte, die Amnestie sei kein Hindernis für 
die vollständige Untersuchung der Fälle. Ab 1991 führten unterschiedliche Gerichte die Verfah-
ren auf der Suche nach den Schuldigen weiter, um erst danach zu amnestieren. Dies führte zum 
Beispiel zum Haftbefehl gegen Oberst Laureani, dem ersten gegen ein aktives Mitglied des Mili-
tärs. Das neue Klima, das durch den Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission ge-
schaffen worden war, ermutigte viele Richter dazu, die Fälle voranzutreiben.499 Parallel dazu in-
terpretierten aber andere Richter die Amnestie gemäß ihrer alten Form und schlossen die Verfah-
ren, sobald feststand, dass das Delikt unter die Amnestie fiel.500 
7.3.4.1 Der Fall Letelier 
Dank der Leyes Cumplido wurde der Fall Letelier von der Militärjustiz den ordentlichen Gerichten 
übergeben. Nach dem Ersuchen der Regierung und unter dem Druck der Vereinigten Staaten 
wurde außerdem für diesen Fall ein Sonderrichter ernannt. Durch diese Ermittlung  erfuhr die 
chilenische Gesellschaft immer mehr Details über die Funktionsweise der DINA. Die Untersu-
chung umfasste auch andere Fälle, in die die DINA verwickelt war. 501 Da Verbrechen im Aus-
land stattgefunden hatten oder Ausländer getötet worden waren, beeinflusste ihre Ermittlung die 
Beziehungen des chilenischen Staates zu Argentinien, Spanien und Italien. 502 
Die Entwicklung des Falles Letelier vollzog sich auf zwei Ebenen: Erstens ging es um den Scha-
densersatz, den die amerikanische Regierung verlangt hatte, zweitens um die Entwicklung des 
Falles vor den Gerichten. 
Im Juli 1991 sprach sich der chilenische Senat für die Anwendung des Bryan-Paktes im Fall Lete-
lier aus.503 Eine auf der Grundlage dieses Paktes zusammengestellte Kommission sollte die Höhe 
des vom chilenischen Staat zu bezahlenden Schadensersatzes festlegen. Die Parteien der Rechten 
waren gegen diese Lösung. Sie argumentierten, dass die chilenische Justiz zuerst den Fall lösen 
müsste. Chile habe dem Druck der USA nachgegeben und eine Schuld angenommen, die noch 
nicht durch chilenische Gerichte festgestellt worden war. Für die Regierung war es dagegen ein 
wichtiger Schritt, um die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten zu normalisieren.504 Im Januar 
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1992 wurde von der Bryan-Kommission der zu bezahlende Schadensersatz festgelegt, womit 
sowohl die chilenische als auch die amerikanische Regierung den Fall zivilrechtlich in den Bezie-
hungen zwischen beiden Staaten als beendet ansahen.505 Die USA wollten sich aber weiterhin für 
die strafrechtliche Aufklärung des Falles in Chile einsetzen.506 
Im März 1991 ersuchte die Regierung, dank der Leyes Cumplido, vor dem Obersten Gerichtshof 
die Überweisung des Letelier-Falles von den Militärgerichten an die ordentliche Justiz. Weiterhin 
baten sie um die Ernennung eines Sonderrichters, weil der Fall „den internationalen Beziehungen 
der Republik zu einem anderen Staat schaden könnte“ .507 Die Ernennung eines Sonderrichters 
aus diesem Grund war auch eine Änderung, die in den Leyes Cumplido enthalten war. Der Fall 
wurde an die ordentlichen Gerichte überwiesen. Im Juli desselben Jahres ernannte der Oberste 
Gerichtshof Adolfo Bañados als Sonderrichter. Somit begann eine neue Etappe in der Geschich-
te des Verfahrens. Sowohl die Familie Letelier als auch der chilenische Staat, durch den Consejo de 
Defensa del Estado, 508 beteiligten sich an diesem Fall. 
Durch die Ermittlungen des Richter Bañados kam die Vorgehensweise der DINA während der 
Militärregierung ans Licht. Die chilenische Gesellschaft wurde, wieder einmal dank der Medien, 
mit der Wahrheit konfrontiert. In einer Reportage beschrieb die Reporterin María Angélica de 
Luigui das Erwachen der chilenischen Gesellschaft, indem sie den Fall Letelier mit einem guten, 
aber entsetzlichen Drehbuch verglich: 
„Weil dieses Drehbuch unsere Gehirne mit wachsender Realität und Beklemmung 
umkreist, übertrifft es jeden Krimi. Ein von den chilenischen Gerichten offiziell 
abgelehntes Drehbuch, welches jetzt von unserer Justiz (nach fünfzehn Jahren) als 
möglich angesehen wird, als wahr, oh Gott! Etwas, was wirklich stattgefunden hat, 
nicht in einem Krimi, sondern hier programmiert und geplant wurde, hier, in Chi-
le!“509 
Zwei Tage bevor der Fall nach fünfzehn Jahren verjährte, begann Richter Bañados ein Verfahren 
gegen den ehemaligen Chef der DINA, General Contreras, und seinem zweiten Mann in der 
DINA, Feldwebel Pedro Espinoza. Alle Beteiligten gaben nun ihre Sicht der Dinge durch die 
Medien bekannt. General Contreras, Feldwebel Espinoza und die Familie Letelier gaben Inter-
views über das Geschehene. Ein Interview des Ex-Agenten der DINA, Michael Townley, verur-
sachte Probleme zwischen der Regierung und dem staatlichen Sender Televisión Nacional de Chile, 
weil Townley seine Mitwirkung an dem Attentat bekannte. Präsident Aylwin wollte die Sendung 
des Interviews wegen der schwierigen politischen Situation, in der sich Chile befand, verzögern.510 
Im November 1992 klagte Richter Bañados Contreras und Espinoza als Mittäter der Delikte des 
Mordes und der Benutzung gefälschter Pässe an. Im Jahre 1993 verurteilte Bañados beide zu 
Haftstrafen. Die Vereinigten Staaten beglückwünschten Chile, die Geschichte des Falles ging aber 
in der nächsten strafrechtlichen Instanz weiter.511 
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7.3.4.2 Andere Verfahren 
Auch andere Verfahren wegen der im Ausland begangenen Attentate kamen dank der Ermittlung 
im Falle Letelier in dieser Zeit in Bewegung. In Rom beteiligte sich der chilenische Staat am neu 
eröffneten Verfahren gegen Michael Townley wegen des Attentates gegen den Ex-Vorsitzenden 
der Christdemokratischen Partei, Bernardo Leighton, das im Oktober 1975 begangen worden 
war. 512 Auch der Fall des Todes von General Prats und seiner Frau in Buenos Aires wurde wieder 
aufgenommen. Von Argentinien wurden unterschiedliche Informationen verlangt. 513 Die Töchter 
des spanischen Diplomaten Carmelo Soria, der 1976 in der Wirtschafts- und Sozialkommmission 
für Lateinamerika und die Karibik der Vereinten Nationen arbeitete und getötet wurde, baten die 
Regierung, den Obersten Gerichtshof um die Ernennung eines Sonderrichters für diesen Fall zu 
ersuchen.514 Im Mai 1992 kam die Regierung dieser Bitte nach. Grundlage war der negative Ein-
fluss dieses Falles auf die Beziehungen zwischen dem chilenischen und dem spanischen Staat.515 
Aber auch die Verfahren, die in Chile gegen Chilenen anhängig waren, kamen in Bewegung. Dar-
unter befand sich der Fall von drei Kommunisten, die 1985 getötet worden waren.516 Wegen die-
ses Falles wurden siebzehn Carabineros, darunter das Ex-Junta-Mitglied und Oberkommandieren-
der der Polizeikräfte, César Mendoza, angeklagt. Diese Information wurde im April 1992 veröf-
fentlicht. Vorher durfte über den Fall nicht informiert werden.517 General Stange, Oberkomman-
dierender der Polizeikräfte, versicherte, sie würden den Gerichtsbeschlüssen folgen.518 General 
Stange machte aber darauf aufmerksam, dass einige Gruppen eine Verrufkampagne gegen Carabi-
neros unternahmen.519 
 
Der Fall, der die Vergangenheitsbewältigung wieder auf die politische Ebene verlagerte, war der 
um das Verschwinden des Philosophiestudenten Alfonso Chanfreau.520 Dieser wurde vor einem 
ordentlichen Gerichtshof verhandelt und die Richterin Gloria Olivares ermittelte trotz des Am-
nestie-Gesetzes. Sie lud Oberst Miguel Krasnoff vor, der dieser Vorladung nicht nachkam. Der 
Verteidigungsminister verlangte daher vom Heer, dass Oberst Krasnoff dem Ersuchen des Ge-
richtes Folge leisten sollte. General Pinochet reagierte mit Verärgerung. In dieser problemati-
schen Situation erklärte die Militärjustiz vor dem Obersten Gerichtshof, dieser Fall fiele unter 
ihre Kompetenz.521 Der Oberste Gerichtshof entschied am 8. November 1992, die Ermittlung 
müsse von einem Militärgerichtshof weitergeführt werden, da die zu untersuchenden Gescheh-
nisse in die Zeit des Kriegszustandes fielen. Jedoch hatte dasselbe Gericht in einer anderen Ent-
                                                
512 Mayorga, P.: El caso Townley en Italia, in: El Mercurio, 21. Juni 1992, S. D21. 
513 El Mercurio: Piden antecedentes por crimen de Prats, 29. April 1992, S. C14. 
514 Ramirez, P.: Todos los caminos llevan a Townley, in: El Mercurio, 3. Mai 1992, S. D8. 
515 El Mercurio: Ministro en visita por caso Soria, 14. Mai 1992, S. C9. 
516 Wegen dieses Falles dankte General Mendoza Oberkommandierender der Carabineros und Juntamitglied 1985 ab. 
Danach wurde der Sicherheitsdienst der Carabineros, Dirección de Comunicaciones (DICOMCAR), aufgelöst. 
517 General Stange versicherte, sie würden den Gerichtsbeschlüssen folgen und machte darauf aufmerksam, dass 
einige Gruppen eine Verrufkampagne gegen die Carabineros unternahmen. Vgl. El Mercurio: Se intenda impulsar 
campaña de desprestigio, 28. April 1992, S. A1 und Correa, R.: ¿Un cumpleaños feliz?, in: El Mercurio, 3. Mai 1992, 
S. D2. 
518 El Mercurio: Se intenta impulsar campaña de desprestigio, 28. April 1992, S. A1. 
519 Correa, R.: ¿Un cumpleaños feliz?, in: El Mercurio, 3. Mai 1992, S. D2. 
520 Alfonso Chanfreau, Philosophiestudent und Mitglied des MIR, wurde am 30. Juli 1974 festgenommen und in 
eines der Quartiere der DINA gebracht, wo ihn am 13. August seine Frau Erika Hennings, welche auch festge-
nommen worden war, zum letzten Mal sah.  
521 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
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scheidung beschlossen, Chile habe sich 1973 nicht im Kriegszustand befunden.522 Somit entfachte 
sich wieder die Diskussion um die Existenz oder Nicht-Existenz eines Krieges 1973 in Chile, ein 
Thema, das weit reichende Folgen für die chilenische Vergangenheitsbewältigung hatte. 
Die Diskussion um die Auslegung des Amnestiegesetzes hatte einen wichtigen Einfluss auf den 
strafrechtlichen Weg der Vergangenheitsbewältigung. Folgende waren die unterschiedlichen Ge-
sichtspunkte der Auseinandersetzung523: Durch die Amnestie werden die Delikte für nichtig er-
klärt, weswegen Ermittlung über diese Fälle eingestellt wird. Die chilenischen Gerichte haben bis 
Anfang der 90er Jahre die Amnestie derart ausgelegt. Durch die Amnestie sind nicht die Delikte 
nichtig, sondern die strafrechtliche Verantwortung der Täter. Nach dieser im Schreiben Aylwins 
an den Obersten Gerichtshof enthaltenen Auslegung der Amnestie müssen die Umstände des 
Deliktes und die Schuldigen feststellt werden, um erst danach zu amnestieren. Die Aylwin-
Doktrin hat ihre Grundlage in Art. 413 des chilenischen Kriminalkodex und wurde nach dem 
Schreiben Aylwins an den Obersten Gerichtshof immer häufiger angewandt. Die Amnestie ist 
nicht anwendbar, weil die internationalen Abkommen nach der Verfassungsreform von 1989524 
Vorrang vor dem chilenischen Gesetz haben. Diese, von den Menschenrechtsanwälten unter-
stützte Interpretation, besagt, dass sich Chile 1973 in einem Kriegszustand befand, weswegen die 
von Chile 1951 ratifizierte Genfer Konvention in den Verfahren wegen Menschenrechtsverlet-
zungen angewendet werden muss. Diesem Abkommen nach ist die Amnestie im Falle von 
Kriegsverbrechen nicht anwendbar. Diese Auslegung wird aber von manchen Juristen abgelehnt, 
weil sie das Rückwirkungsverbot bricht. Die Vermissten gelten als Entführte, bis ihre Überreste 
gefunden werden. Da das Delikt der Entführung bis zur Auffindung der Überreste der Opfer 
fortdauert, wird es zeitlich nicht von der Amnestie gedeckt. 
7.3.4.3 Verfassungsbeschwerde 
Im Dezember 1992 legten zehn Abgeordnete der Concertación der Abgeordnetenkammer eine Ver-
fassungsbeschwerde wegen der Nichterfüllung ihrer Pflicht gegen drei Richter des Obersten Ge-
richtshofes und den Staatsanwalt des Militärs vor. Grund der Beschuldigung war die Überwei-
sung des Falles Chanfreau525 an die Militärjustiz, was aus Sicht der Abgeordneten die faktische 
Straffreiheit bedeutete. Sowohl die Richter als auch die Öffentlichkeit wüssten, dass die Ermitt-
lungen der Menschenrechtsverletzungen, sobald sie sich in den Händen der Militärgerichtshöfe 
befänden, eingestellt würden. Um diese Aussage zu untermauern, zitierten sie 33 Fälle von Men-
schenrechtsverletzungen, die ohne Resultate von der Militärjustiz geschlossen worden waren. Die 
Frage des Kriegszustands blieb weiterhin ungeklärt. Die Abgeordneten lehnten auf der Grundla-
ge des 1990 von denselben Richtern erlassenen Urteils526 das Bestehen eines Kriegszustandes 
ab.527 Die Richter hätten in diesem Fall ihre Pflicht, die Erlangung der Gerechtigkeit, nicht erfüllt. 
                                                
522 Salvo, J.: ¿Fue Guerra lo de Chile?, in: El Mercurio, 8. November 1992, S. D10. 
523 Correa, J.: Cenicienta se queda en la fiesta. El poder judicial chileno en la década de los 90, in: Drake, P., Jaksik, I. (Hrsg.): El 
Modelo Chileno, Santiago, 1999. 
524 Art. 5 der Chilenischen Verfassung. 
525 Siehe Kapitel 6.3.4.2 dieser Arbeit 
526 Der Rechtsanwalt Alfonso Insunza hatte erklärt, das Amnestiegesetz sei im Falle des Verschwindens von 70 Per-
sonen nicht anwendbar, weil nach der Verfassungsänderung von 1989 die internationalen Abkommen über den 
chilenischen Gesetzen stünden. Da sich Chile 1973 in einem Kriegszustand befunden hätte, müsste die Genfer 
Konvention angewendet werden, womit die Amnestie unanwendbar sei. Die Richter urteilten aber, in diesem 
Moment, 1973 in Chile, hätte kein bewaffneter Konflikt stattgefunden.  
527 Texto de la Acusación Constitucional de Diputados de la Concertación en contra de Magistrados de la Corte 
Suprema, in: El Mercurio, 6. Januar 1993, S. C2. 
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Die Antwort des Obersten Gerichtshofs argumentierte mit dessen Unabhängigkeit. Dieses 
Schreiben wurde von allen Richtern unterzeichnet.528 Sie hätten auf Basis der bestehenden 
Rechtslage entschieden. Wenn diese als ungerecht empfunden würden, dann müsste das Parla-
ment die Gesetze ändern.529 Der Präsident des Obersten Gerichtshofes, Marcos Aburto, verlang-
te die Einberufung des Sicherheitsrates, da durch den Eingriff der Abgeordneten in die Befugnis-
se des Obersten Gerichtshofes das Institutionengleichgewicht des Landes gefährdet sei. Präsident 
Aylwin berief daraufhin wegen eines Vergangenheitsbewältigungsproblems den Sicherheitsrat 
ein.530 Die Versammlung des Sicherheitsrates endete aber ohne eine einstimmige Erklärung, da 
seine Mitglieder keine einheitliche Meinung zur Lage fanden.531  
Sowohl die Renovación Nacional als auch die UDI sprachen sich gegen die Verfassungsbeschwerde 
aus. Wenn die Entscheidungen der Gerichte der politischen Aufsicht der Abgeordnetenkammer 
überlassen blieben, bedeutete das aus Perspektive dieser Parteien eine Schwächung des Rechtstaa-
tes.532 Nach dem Abgeordneten Alberto Espina versuchte die Concertación mit der Beschwerde die 
Erpressung der Gerichte, damit diese ihre Entscheidungen in der von der Regierungskoalition 
festgelegten Linie trafen.533 Die Regierung jedoch befand, die Abgeordnetenkammer handle im 
Rahmen ihrer Befugnisse.534 
In der Abgeordnetenkammer wurde die Verfassungsbeschwerde von einer Mehrheit der 66 Ab-
geordneten der Concertación angenommen, während die Opposition (39) dagegen stimmte. Im 
Senat wurde aber nur die Verfassungsbeschwerde gegen den Richter Hernán Cereceda ange-
nommen, und zwar entgegen allen Erwartungen mit den Stimmen von drei Senatoren der Renova-
ción Nacional. Die drei Senatoren entschieden sich gegen Cereceda, weil sie ihn als negatives Ele-
ment für den Obersten Gerichtshof ansahen, nicht aber wegen der Argumente der Verfassungs-
beschwerde. Um ihre Entscheidung zu untermauern, griffen sie zum Hilfsargument, der Richter 
habe sein Urteil in einem anderen Fäll verzögert.535  Cereceda, einer als der Militärregierung nahe 
stehender Richter bekannt, wurde somit seines Amtes enthoben.536 Die Entscheidung des Senats 
wurde von den Mitgliedern der Angehörigenverbände, die bei der Senatssitzung anwesend waren, 
beklatscht.537 Die Diskussion im Parlament machte deutlich, dass eine Versöhnung noch lange 
nicht erreicht ist.538 
Eigentlich hatte die Verfassungsbeschwerde mehr einen politischen als einen strafrechtlichen 
Hintergrund. Es war eine Form des Protests gegen die inakzeptable Straffreiheit bei Menschen-
rechtsverletzungen.539 Außerdem ging es um ein politisches Verfahren gegen den Obersten Ge-
                                                
528 El Mercurio: Acusación atenta contra constitucionalidad, 25. Dezember 1992, S. A1. 
529 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990 - 2002. 
530 El Mercurio: S. E. citó a Consejo de Seguridad, 29. Dezember 1992, S. A1. 
531 El Mercurio: Sin unanimidad terminó Consejo de Seguridad, 31. Dezember 1992, S. A12. 
532 Vgl. El Mercurio: Juicio Político a Fallos Daña estado de Derecho, 30. Dezember, 1992, S. C3; El Mercurio: Cámara trata 
hoy acusación Constitucional, 8. Januar 1993, S. A1; Vgl. El Mercurio: La acusación obedeció a una desición política y no 
jurídica, 10. Januar 1993, S. A15. 
533 Vgl. El Mercurio: La acusación obedeció a una desición política y no jurídica, 10. Januar 1993, S. A15. 
534 Vgl. El Mercurio: Gobierno: Cámara de Diputados obró en uso de sus facultades, 10. Januar, 1993, S. C6. 
535 El Mercurio: Senado aporobó destitución de Hernán Cereceda, 22. Januar 1993, S. A1. Für mehr Information über die 
Gründe der RN Senatoren siehe Cavallo, Ascanio: La historia Oculta de la Transición, Santiago, 1998. 
536 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
537 Arthur, B.: Tres disidentes botan a un juez, in: El Mercurio, 24. Januar 1993, S. D1. 
538 Vgl. Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990-2002. 
539 Vgl. Ebenda. 
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richtshof wegen ihrer Handlungen während der Militärregierung. Die Argumente der Beschwerde 
zusammenfassend sagte der Abgeordnete Andrés Aylwin: 
„Welches ist die grundlegende Verantwortung der Justiz? Schlicht gesagt, für Ge-
rechtigkeit zu sorgen. Das ist ihre Verantwortung: Für Gerechtigkeit zu sorgen, in 
solchen Zeiten insbesondere auf dem Gebiet der Menschenrechte. Wenn wir die-
se vier Richter angeklagt haben, dann weil sie nicht für Gerechtigkeit auf dem 
Gebiet der Menschenrechte gesorgt haben, was das ethische Minimum für die 
Menschheit bedeutet.“540 
7.3.5 Der Boinazo 
Die Ruhe der chilenischen Transition endete, als Präsident Aylwin das chilenische Transitions-
modell im Ausland anpries. Am 28. März 1993, auf einer Reise Aylwins nach Skandinavien und 
Russland, erschienen 38 Generäle in Kampfuniform zu einer Versammlung im Gebäude der 
Streitkräfte. Dieses wurde von einer verstärkten und stark bewaffneten Wache abgeschirmt. Das 
Heer befand sich wieder in Alarmbereitschaft.541 Eine Situation, die wieder einmal zeigte, dass die 
Stellung Pinochets ein explosives Element in der Transition darstellte.542 
Innenminister Enrique Krauss und Ministersekretär Enrique Correa setzen sich mit General Bal-
lerino in Verbindung, um den Grund der Mobilisierung zu erfahren. Das Heer war durch die 
neue Entwicklung im Fall der Scheckaffäre543 beunruhigt. Der Präsident des Consejo de Defensa del 
Estado, Guillermo Piedrabuena, hatte die Unterlagen des Falls an den fünften Strafgerichtshof 
gesendet. Am besagten Tag titelte die Zeitung der Regierung La Nación mit der Wiedereröffnung 
des Falles. Das Heer hatte angenommen, der Fall würde nach der Untersuchung der Abgeordne-
tenkammer einschlafen. Das Militär beschwerte sich außerdem wegen des sich verbreitenden 
negativen Klimas gegen die Streitkräfte. Der Grund hierfür sei die Eröffnung verschiedener Fälle 
wegen Menschenrechtsverletzungen. Die Absetzung des Richters Cereceda hatte noch mehr 
Richter dazu gebracht, die Amnestie im Sinne der Aylwin-Doktrin anzuwenden. Dazu kamen die 
Begnadigungen von politischen Gefangenen. Der neue Gesetzesvorschlag, mit dem die Regie-
rung das Gesetz der Streitkräfte ändern wollte, wurde auch kritisiert. Infolgedessen verlangte 
General Pinochet die Erlassung eines neuen Amnestiegesetzes, die diskrete Behandlung der Vor-
ladungen von Streitkräftemitgliedern von Seiten der Gerichte und den Verzicht auf das neue 
Streitkräftegesetz. Diese Liste von Forderungen wurde beständig länger. Die Besprechungen mit 
der Regierung schafften es aber nicht, die Situation zu schlichten, während Präsident Aylwin ent-
schied, nicht vorzeitig zurückzukehren. Erst am 2. Juli normalisierte sich die Situation, am selben 
Tag, an dem Präsident Aylwin in Chile landete. Nachdem er vorher mit allen politischen Parteien 
gesprochen hatte, traf er sich am 9. Juli mit General Pinochet und übermittelte ihm seinen Ärger. 
Pinochet unterbreitete dem Präsidenten die Argumente des Heeres.544 Die nächste Runde für eine 
Vergangenheitsbewältigung in Chile war eingeläutet. 
                                                
540 Vgl. Andrés Aylwin in Diputados, sesión 38ª, 8. und 9. Januar 1993, S. 43, zitiert in: Loveman, B., Lira, El.: El 
espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990-2002, S. 103. 
541 Wegen der Baskenmützen der Wachen vor dem Streitkräftegebäude wurde diese Mobilisierung des Heeres als der 
boinazo bekannt. 
542Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile; Loveman, B., 
Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990 - 2002. 
543 Siehe Kapitel 7.2.8 
544Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile; Cavallo, A.: La 
historia Oculta de la Transición. 
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Alle Parteien sprachen sich für eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Regierung und 
Heer, für die Benutzung der demokratischen Institutionen zum Ausdruck der Probleme und für 
die Konsolidierung der Demokratie aus. Die Position gegen den außerinstitutionellen Eingriff des 
Heeres wurde durch eine Erklärung der Abgeordnetenkammer und des Senats unterstützt.545 
Der Boinazo zeigte, dass die Vergangenheitsbewältigung noch nicht abgeschlossen war. Die Wah-
len für die zweite demokratische Regierung kamen näher und Präsident Aylwin wollte die Men-
schenrechtsprobleme seinem Nachfolger nicht unerledigt hinterlassen.546 Deswegen konzentrierte 
sich der Präsident nun auf die Suche nach einer abschließenden politischen Lösung für die Prob-
leme mit der Vergangenheit. Dabei waren die Suche nach den Überresten der Vermissten und die 
Handhabung der Sensibilität der Streitkräfte gegenüber den Verfahren wegen Menschenrechts-
verletzungen die Zentralthemen. Die Regierung sprach von der Möglichkeit der Beschleunigung 
der Ermittlungen in den Fällen von Menschenrechtsverletzungen.547  
Im Juni 1993 befanden sich 784 Verfahren wegen Menschenrechtsverletzungen, die unter das 
Amnestiegesetz fielen, bei der chilenischen Justiz. Davon wurden 184 bearbeitet, während 600 
vorübergehend eingestellt waren. Letztere konnten mit weiteren Informationen wieder eröffnet 
werden. Von diesen Fällen waren 480 mit dem Verschwinden oder der Entführung von Personen 
und 255 mit Mord begründet, 49 konnten nicht identifiziert werden. Das Heer war wegen der 
möglichen Eröffnung der Fälle und der darauf folgenden Vorladung unzähliger Militärs besorgt. 
Dazu kamen 229 Verfahren, die sich auch bei der Justiz befanden, aber nicht unter die Amnestie 
fielen.548 
                                                
545El Mercurio: Lamentan los hechos que rodearon reunión de Generales de Ejército, 31. Mai 1993, S. C2. 
El Mercurio: Vía Institucional para solución de inquietud institucional, 1. Juni 1993, S. A1.  
El Mercurio: Senado y Cámara llaman a preservar la paz social, 2. Juni 1993, S. A1. 
546 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
547 El Mercurio: Gobierno reitera plena voluntad de acortar procesos a militares, 27. Juni 1993, S. C3. 
548 Vgl. Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición, S. 218. 
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Tabelle 6: Unerledigte Verfahren bei der Justiz, die unter die Amnestie fielen (Juni 1993) 
Verfahren  Taten  
1. Fälle, die bearbeitet wurden  1. Verschwinden oder Entführung  
a. Ermittlungsverfahren erster Instanz 166 a. In Ermittlung 103 
b. Vor der Corte Suprema 15 b. Vorübergehend eingestellt 377 
c. Vor dem Militärgerichtshof 13 Gesamt 480 
Gesamt 184   
  2. Mord  
2. Vorübergehend eingestellt   a. In Ermittlung 64 
a. Ordentliche Gerichte 568 b. Vorübergehend eingestellt 191 
b. Militärgerichte 32 Gesamt 255 
Gesamt 600   
  3. Nicht identifiziert 49 
    
Gesamt 784 Gesamt 784 
Quelle: Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición, Santiago, 1998, S. 218. 
7.3.6 Die nächste politische Lösung 
7.3.6.1 Auf der Suche nach einem Konsens 
Die Regierung unter Präsident Aylwin suchte erneut eine politische Lösung des Problems im 
Konsens. Der Präsident traf sich mit den verschiedenen politischen Parteien, den Menschen-
rechtsorganisationen, den Angehörigenverbänden und der Kirche.549 Aylwin traf sich auch ver-
schiedene Male mit Pinochet, um die Situation und die möglichen Auswege zu besprechen. Paral-
lel gaben die Parteien und verschiedene Persönlichkeiten unterschiedliche Lösungsvorschläge 
bekannt. 
Die UDI schlug vor, das Parlament sollte dem Präsidenten besondere Befugnisse erteilen, damit 
er durch Regierungserlasse die Beschleunigung der Fälle erlangte. Außerdem sollte durch diese 
Dekrete die Amnestie von allen Richtern einheitlich ausgelegt werden. Nach Meinung der UDI 
war die richtige Auslegung der Amnestie diejenige, welche die Delikte, die in der Zeit der Amnes-
tie begangen worden waren, für nichtig erklärte. Nur dieser Weg würde ihrer Meinung nach zur 
Bewältigung der Vergangenheit führen. Für die Lösung des Problems der Vermissten schlug die 
UDI außergerichtliche Wege vor.550  
Die Renovación Nacional rief die Parteien dazu auf, politische Wege zu finden, um die gesuchte 
Versöhnung zu erlangen. Der strafrechtliche Weg der Vergangenheitsbewältigung sei gescheitert. 
Es mussten einerseits Möglichkeiten gesucht werden, um die Überreste der Vermissten zu finden 
und so den Bitten der Familien nachzukommen. Bei dieser Aufgabe könnten Organisationen wie 
                                                
549 El Mercurio: Presidente Aylwin acentúa Ronda de Consultas sobre procesos de DD.HH, 29. Juni 1993, S. A1. 
550 El Mercurio: UDI entregó su propuesta sobre juicios a militares, 2. Juli 1993, S. C3. 
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das Rote Kreuz oder die Kirche helfen. Anderseits durften aber die Verfahren wegen Menschen-
rechtsverletzungen nicht ewig hingezogen werden, um den sozialen Frieden nicht zu gefährden. 
Der erste Schritt sei die effektive Einsetzung der Amnestie, also die Nichtigkeitserklärung der 
unter dieses Gesetz fallenden Delikte. Ferner sei eine einheitliche Interpretation der Amnestie 
durch die Gerichte notwendig, welche durch ein Interpretationsgesetz erreicht werden sollte. Die 
Renovación erinnerte in ihrer Bitte um eine politische Lösung an die Wege, die diese Partei für die 
Lösung des Problems der politischen Gefangenen eröffnet hatte.551  
Polemik löste der Vorschlag des Präsidenten des Senats, des Christdemokraten Gabriel Valdés, 
aus. Er meinte, es müssen einerseits Wege gefunden werden, um die Überreste der Vermissten zu 
finden. Anderseits müssten aber die strafrechtlichen Verfahren ein Ende finden, um den sozialen 
Frieden nicht zu gefährden. Dafür schlug er die Festsetzung einer Ermittlungsfrist von drei Mo-
naten vor, um danach die Verfahren endgültig zu schließen. Sein Vorschlag wurde von den Sozia-
listen und den Angehörigenverbänden kritisiert, weil er ihrer Meinung nach die Verdeckung der 
Wahrheit bedeutete.552 
Die Sozialisten argumentierten, sie würden auf die Idee der Beschleunigung der Verfahren wegen 
Menschenrechtsverletzungen eingehen. Diese dürfte aber nicht die eingehende Ermittlung der 
Fälle beeinträchtigen. Die Wahrheit der Taten müsste ans Licht kommen.553 Die Kirche erklärte 
sich nochmals bereit, Hilfestellung zu leisten.554 Die Bischöfe wiederholten das Angebot, Infor-
mationen über den Verbleib der Vermissten entgegen zu nehmen.555 
Die Angehörigenverbände setzten sich für den strafrechtlichen Weg der Vergangenheitsbewälti-
gung ein. Die Gerichte müssten alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die Wahrheit der Gescheh-
nisse festzustellen und die Überreste der Vermissten zu finden. Sie sprachen mit Präsident Ayl-
win, um die Erlassung eines Schlusspunktgesetzes zu verhindern.556 Außerdem waren sie besorgt, 
weil der Oberste Gerichtshof seinen bisherigen Kurs ändernd verschiedene Verfahren wegen 
Menschenrechtsverletzungen an die Militärjustiz überwiesen hatte.557 
Präsident Aylwin suchte eine endgültige Lösung des Problemkomplexes. Um diese zu erreichen, 
versuchte er, das Heer von drei wichtigen Punkten zu überzeugen: Die Streitkräfte sollten beken-
nen, dass sie nach 1973 unrechtmäßige Taten begangen hatten. Sie sollten den Richtern bei den 
Ermittlungen der Fälle helfen, damit diese schnell abgeschlossen werden konnten und bei der 
nach Suche den Überresten der Vermissten helfen. Das Heer lehnte ab. 1973 hätten die Streit-
kräfte das Land aus einer komplizierten Situation befreit. Es habe Krieg gegeben und deswegen 
müssten sie sich nicht entschuldigen. General Pinochet sah in einer neuen Amnestie die Lösung 
der Vergangenheitsbewältigung.558 
                                                
551 El Mercurio: RN pidió voluntad política para acuerdo de Reconciliación, 28. Juni 1993, S. C2; El Mercurio: Ejecutivo busca 
facilitar la comparecencia de militares, 16. Juni 1993, S. A1. 
552 El Mercurio: Gabriel Valdés planteó fin a juicio en plazo de tres meses, 20. Juni 1993, S. A1; El Mercurio: Intenso debate por 
propuesta de Gabriel Valdés, 21. Juni 1993, S. A1. 
553 El Mercurio: Cuantifican en 200 los casos sobre militares, 22. Juni 1993, S. A1. 
554 El Mercurio: La Iglesia debe colaborar en lograr la reconcialiación, 21. Juni 1993, S. C4.; El Mercurio: La Iglesia debe 
colaborar en lograr la reconcialiación, 21. Juni 1993, S. C4. 
555 El Mercurio: La Iglesia debe colaborar en lograr la reconcialiación, 21. Juni 1993, S. C4. 
556 El Mercurio: S. E no propiciará ley de Punto Final ni Amnistía, 14. Juli 1993, S. C2. 
557 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
558 Vgl. Carvallo, M.: Pinochet se reúne con la Suprema, in: El Mercurio, 18. Juli 1993, S. D1; Carvallo, M.: Lo que se puede 
de lo que se debe, in: El Mercurio, 11. Juli 1993, S. D.1; Carvallo, M.: El Problema no se resuelve: se disuelve, in: El 
Mercurio, 25 Juli, 1993, S. D2. 
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Nach zweimonatigen Besprechungen gab Präsident Aylwin in einer live übertragenen Fernsehan-
sprache das neue Vergangenheitsbewältigungsgesetz bekannt. 
7.3.6.2 Das Ley Aylwin 
Der Gesetzesvorschlag hatte zwei grundlegende Ziele. Erstens sollten die Überreste der Vermiss-
ten gefunden werden, um so die offene Wunde der chilenischen Gesellschaft zu schließen. Zwei-
tens sollten die Ermittlungen nur eingeschränkt öffentlich sein, um so die Mitglieder der Streit-
kräfte vor demütigenden Situationen und vor vorschnellen Verurteilungen zu schützen.559 Um 
diese Ziele zu erreichen, wurden drei Punkte vorgeschlagen, die sich auf die Verfahren wegen 
Menschenrechtsverletzungen bezogen und unter das Amnestiegesetz fielen:560 Es sollten 15 Rich-
ter ernannt werden, welche die Richter der Menschenrechtsverletzungsverfahren vertreten soll-
ten. Letztere sollten sich exklusiv diesen Fällen widmen. Die Personen, die mit Informationen zur 
Aufklärung des Falles beitrugen, konnten verlangen, dass sowohl ihr Name als auch die von ih-
nen geschilderten Taten geheim blieben und die Aussagen durften außerhalb der Gerichte statt-
finden. 
Mit der ersten Maßnahme suchte Aylwin die Beschleunigung der Verfahren. Mit der zweiten 
wollte er die Abgabe von Informationen über den Verbleib der Vermissten erleichtern. Präsident 
Aylwin war der Überzeugung, dass die Geheimhaltung der Daten die Aussagen der Streit- und 
Polizeikräfte erleichtern würde. „Wenn ihnen die nötige Verschwiegenheit versichert wird, kön-
nen sie sich, bewegt von ihrem moralischen Gewissen, dazu geneigt fühlen, diese Informationen 
zu offenbaren.“561 Aylwin schloss das Begleitschreiben des Gesetzesvorschlages mit folgenden 
Worten: 
„Den Gesetzesvorschlag, den ich Ihnen vorlege, präsentiere ich in der Hoffnung, 
dass zur Kenntnis der Wahrheit beiträgt, und dass der höchstmögliche Grad an 
Gerechtigkeit in den Verfahren wegen Menschenrechtsverletzungen erteilt wird, 
damit dem Prozess der nationalen Versöhnung und der Stärkung unserer Demo-
kratie geholfen wird.“562 
Der Vorschlag Aylwins stieß aber auf die Ablehnung der Sozialisten und der Partei für die De-
mokratie (PPD). Diese  Parteien waren für die Geheimhaltung der Namen derjenigen, die wichti-
ge Informationen für die Verfahren abgaben. Sie lehnten aber die Geheimhaltung der Tatsachen 
des Deliktes ab, weil die Gesellschaft die Wahrheit der Menschenrechtsverletzungen kennen 
müsste. Nach Meinung der Sozialisten konnte der Vorschlag Aylwins zur Verschleierung der 
Wahrheit und zur unrechtmäßigen Schließung der Verfahren führen.563 Die Angehörigenverbän-
de starteten einen Hungerstreik, um die Annahme des Gesetzes aufzuhalten. Für sie handelte es 
sich um ein Schlusspunktgesetz.564 Die Christdemokratische Partei unterstützte die Initiative der 
Regierung und sah in der Formel der „Wahrheit und Gerechtigkeit im Maße des Möglichen“ den 
richtigen Ausweg für die chilenische Vergangenheitsbewältigung.565 Die rechten Parteien sahen in 
dem Vorschlag von Aylwin einen Schritt in die richtige Richtung. Ihnen fehlte aber ein Interpre-
                                                
559 Ansprache des Präsidenten Aylwin, in El Mercurio: Discurso del Presidente Aylwin, 4. August 1993, S. A12. 
560 Gesetzesvorschlag, in El Mercurio: Partió trámite Legislativo,  5. August 1993, S. A1. 
561 Vgl. Ebenda. 
562 Vgl. Ebenda. 
563 Vgl. El Mercurio: Partido Socialista tiene serias reservas sobre Secreto de Procesos, 7. August 1993, S. C7; Carvallo, M.: El 
gesto de Aylwin, in: El Mercurio, 8. August 1993, S. D6. 
564 Loveman, B.; Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990-2002. 
565 Carvallo, M.: El gesto de Aylwin, in: El Mercurio, 8. August 1993, S. D6. 
 126 
tationsgesetz der Amnestie, welches die Nichtigkeit der Delikte, die unter die Amnestie fielen, 
festlegte.566 Die Parteien der Concertación versuchten durch Verhandlungen und Änderungen des 
Gesetzes den Vorschlag von Aylwin zu retten. Derweil zeigte die Auseinandersetzung um den 
Gesetzesvorschlag in der Abgeordnetenkammer die Wiederbelebung der trennenden Vergangen-
heit an. Als der Gesetzesvorschlag abgestimmt wurde, votierten die Sozialisten dagegen, die Ab-
geordneten der PPD enthielten sich und die Parteien der Rechten stimmten dagegen, weil die im 
Laufe der Diskussion eingeführten Änderungen ihrer Meinung nach die Ideen des Gesetzes un-
tergraben hätten. Mit dieser Wahl wurde die durch die unterschiedliche Sicht der Vergangen-
heitsbewältigung wachsende Kluft in der Concertación öffentlich. Die Krise wurde als die schwerste 
in der Geschichte der Regierungskoalition bezeichnet. 567 
Nach langen Verhandlungen, die sowohl die Koalition stärken als auch das Ley Aylwin retten 
sollten, gab sich die Regierung geschlagen. Der Gesetzesvorschlag wurde zurückgezogen.568 In 
den Worten des Ministersekretärs Edgadro Boenninger bestand in Chile noch kein ausreichender 
Konsens, um im Thema Vergangenheitsbewältigung Fortschritte zu machen. Die trennende Ver-
gangenheit war immer noch gegenwärtig.569 Somit wurde der politische Weg einer Vergangen-
heitsbewältigung in Chile aufgegeben und verlagerte sich somit nochmals auf die Gerichte. 
7.3.7 Der symbolische Monat September 
Als alle dachten, das Problem der Vergangenheitsbewältigung hätte sich beruhigt und die Regie-
rung könnte aufatmen, kam der September, der ein in Chile mit symbolischen Ereignissen bela-
dener Monat ist. Einerseits war er schon immer der Monat der Heeresfeiern. Verstärkend kam 
die Erinnerung an das Attentat gegen General Pinochet hinzu. Die Linke feierte am 4. September 
den offiziellen Begräbnistag von Salvador Allende. Dann kam der 11. September, der trotz ver-
schiedener Änderungsinitiativen immer noch ein Feiertag war. 
Der September war somit der Monat, in dem die Geister der Vergangenheit erwachten und die 
chilenische Gesellschaft sich wieder mit ihrer Geschichte auseinandersetzte. Im September gin-
gen die Chilenen auf die Straße, um ihre Meinung über die Vergangenheit kundzutun. Es war der 
einzige Monat, in dem General Pinochet Interviews gab, die immer Aussagen enthielten, die die 
Regierung und Politiker der Concertación ablehnen mussten. 
Am 11. September gab es drei unterschiedliche Feiern: Ein Fest mit chilenischen Fahnen, Hupen 
und „Pinochet! Pinochet!“-Rufen. Eine Trauerfeier mit der Frage: Wo sind sie? und eine Messe in 
der Moneda, in der sowohl das Fest als auch die Trauerfeier respektiert wurden. Um die Militär-
schule herum versammelten sich die Anhänger der Militärregierung wie jedes Jahr, während im 
Gebäude die Erinnerung an den 11. September gefeiert wurde. Alle Streit- und Polizeikräfte ge-
dachten in einer Messe den Gefallenen. Zur selben Zeit versammelten sich die Angehörigenver-
bände und Menschenrechtsorganisationen auf dem Friedhof und marschierten die Alameda ent-
lang. Und parallel zu diesen Ereignissen wohnten die Regierungsmitglieder einer Messe in der 
Moneda bei. “Dieser Tag ist traurig für die einen und fröhlich für die anderen“, sagte der Pries-
ter.570 Nach den Feiern standen sich die unterschiedlichen Gruppen auf den Straßen gegenüber. 
                                                
566 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990 - 2002. 
567 Vgl. Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile; Loveman, B., Lira, 
E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990 - 2002. 
568 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
569 Vgl. Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990 - 2002. 
570 Vgl. Ramirez P.: El regreso de los viejos fantasmas, in: El Mercurio, 15. September 1991. S. D3 
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Im Jahr 1991 wurde der September außerdem durch den Fund verschiedener Überreste von 
Vermissten im Zentralfriedhof von Santiago belastet. Zwei Tote waren in einer einzigen Urne 
bestattet worden. Am Ende eines Vortrages antwortete Pinochet auf die Fragen der Journalisten 
nach dessen Sinn, das sei eine Maßnahme der Sparsamkeit gewesen.571 Am schwierigsten war aber 
der September im letzten Jahr der Regierung Aylwin 1993. Die Diskussion über das Ley Aylwin 
fand noch statt, als im September des zwanzigsten Jahrestages des Putsches gedacht wurde. In 
allen Medien wurde an den Tag des Putsches erinnert und die chilenische Geschichte diskutiert. 
Die Chilenen standen sich auf den Straßen gegenüber. Das Resultat waren Hunderte von Ver-
wundeten und zwei Tote. Vor dem Gebäude der Renovación Nacional ging eine Bombe hoch. In 
diesem Klima war die Annahme eines Versöhnungspaketes wie das Ley Aylwin unmöglich.572  
Danach war die Vergangenheitsbewältigung zunächst kein herausragendes Thema mehr. Die 
Kandidaten der bevorstehenden Präsidentschaftswahl äußerten sich zwar zur Problematik, sie 
hatte aber keine Priorität mehr.573 Das Programm der Concertación unterstützte die von der Regie-
rung Aylwin durchgeführten Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen. Das Thema wurde aber 
generell behandelt und es wurden keine neuen Maßnahmen vorgeschlagen.574  Das Regierungs-
programm der rechten Koalition ging auch nur kurz auf die Vergangenheitsbewältigung ein. Als 
Maßnahme für die Versöhnung schlug sie den Erlass des gescheiterten Ley Aylwin vor.575  
7.3.8 Die Reaktion der Gesellschaft 
In dieser Etappe der Transition verloren die symbolischen Akte der Vergangenheitsbewältigung 
an Wichtigkeit, da die Wiedergutmachung für die Opfer in diesem Sinne in den ersten Jahren 
durchgeführt worden war. Eine weitere Veränderung war die Annahme durch die Gesellschaft, 
dass die Unrechtsvergangenheit eine Tatsache war, was aber nicht heißt, dass alle Gesellschafts-
teile die Geschehnisse der chilenischen Geschichte in gleicher Weise bewerteten. Die Vergangen-
heit war immer noch ein Thema, das die Chilenen teilte. 
Durch die Verlagerung der Vergangenheitsbewältigung auf den strafrechtlichen Weg war die Dis-
kussion in der Gesellschaft in dieser Etappe anders als in der vorherigen. Während sich 1991 und 
1992 die öffentliche Diskussion auf die unterschiedlichen strafrechtlichen Verfahren konzentrier-
te, konfrontierten die Informationen über diese Prozesse die chilenische Gesellschaft immer wie-
der mit der Wahrheit – jetzt aber nicht mehr mit der generellen, sondern eher mit einer spezifi-
schen Wahrheit: die Tatsachen jeden Falles, die Arbeitsform der Sicherheitsdienste usw. Dies 
wurde durch Interviews verschiedener ehemaliger Sicherheitsdienstmitglieder verstärkt. Trotz 
dieser Enthüllungen war aber die Vergangenheitsbewältigung in der öffentlichen Diskussion 
nicht mehr so wichtig wie im ersten Jahr der demokratischen Regierung. Eine verstärkte Diskus-
sion entstand immer um den Monat September. 
                                                
571 Vgl. Arthur, B.: Las tensiones de Septiembre, in: El Mercurio, 22. September 1991, S. D1. 
572 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990-2002. 
573 Rottensteiner, C.: Schuld oder Sühne? Das Erbe der Menschenrechte nach Pinochet. 
574 Bases Programáticas del Segundo Gobierno de la Concertación. 
575 Programa del Gobierno de Alessandri. 
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Abbildung 9: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (Mai 91 / Dez. 92) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang 
Das Thema Vergangenheitsbewältigung gewann 1993 wieder an Intensität. Die Themen waren 
nun die Auslegung der Amnestie und die Diskussion um den Kriegszustand 1973, welche Dank 
der Verfassungsbeschwerde aktuell geworden waren. Es wurde klar, dass die Chilenen noch keine 
einheitliche Bewertung der Vergangenheit erreicht hatten, eine Situation, die bei den Auseinan-
dersetzungen über den Boinazo und das Ley Aylwin verstärkt auftraten. Da diese Diskussionen zu 
keinem einheitlichen Ende führten, wurde die Vergangenheitsbewältigung in der öffentlichen 
Diskussion von anderen Themen überlagert. Die zweite demokratische Regierung hielt ihren 
Einzug in einem Moment, in dem die Vergangenheitsbewältigung in der politischen und öffentli-
chen Diskussion nicht mehr an erster Stelle stand. 
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Abbildung 10: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (Jan. 93 / Feb. 94) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang. 
Die Bedeutung der Menschenrechte als öffentliches Thema nahm in den ersten Jahren der de-
mokratischen Regierung nach Ansicht der Chilenen ab. Sie fiel in den ersten Monaten des Jahres 
1991, um im April 1992 wieder zu steigen, was den Ermittlungen des Falles Letelier zugeschrie-
ben werden kann. Die Zunahme im Jahr 1993 ist auf den Boinazo und die Diskussion um das Ley 
Aylwin zurückzuführen. 
Abbildung 11: Bedeutung der Menschenrechtsproblematik (Jun. 91 / Dez. 93) 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro Estudios Público 
In Bezug auf den Boinazo meinten 48% der Chilenen, dass die Probleme zwischen der Regierung 
und dem Heer kritisch sind, 36% stuften sie als weniger kritisch ein, und 10% meinten, es gibt 
keine Probleme.  
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Abbildung 12: Meinung über die Beziehung Heer - Regierung 
. 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro Estudios Públicos, Juli 1993 
Die Mehrheit der Chilenen meinte, dass die Probleme in den Beziehungen zwischen dem Heer 
und der Regierung durch die Verhandlungen nach dem Boinazo nicht gelöst worden sind.  
Abbildung 13: Beziehung Heer – Regierung in der Zukunft 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro Estudios Públicos, Juli 1993. 
Die Mehrheit (63%) empfand die Reaktion des Heeres als nicht angemessen. Dagegen meinten 
44%, die Regierung habe während der Krise richtig gehandelt. 
63% der Befragten empfand die Reaktion des Heeres als nicht angemessen. Dagegen meinten 
44%, die Regierung habe während der Krise richtig gehandelt. 
In den letzten Wochen hat es Spannungen in der Beziehung zwischen der Regierung und 
dem Heer gegeben. Wie kritisch sind ihrer Meinung nach diese Probleme?
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Abbildung 14: Meinung über das Handeln der Regierung 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro Estudios Públicos, Juli 1993 
 
Abbildung 15: Meinung über das Handeln des Heeres 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro Estudios Públicos, Juli 1993. 
 
7.4  Regierung Frei: Vom Amtsantritt bis zum 
Vergangenheitsbewältigungsvorschlag  
Nachdem der Christdemokrat Eduardo Frei mit 58% der Stimmen die Präsidentschaftswahlen 
gewonnen hatte, trat die Koalition Concertación por la Democracia ihre zweite Regierungsperiode im 
März 1994 an. Frei unterstützte die von Aylwin gemachten Anstrengungen in Richtung Versöh-
nung. Die Arbeit seiner Regierung sollte sich aber nicht mehr auf die Vergangenheitsbewältigung 
konzentrieren. Er wollte in seiner Regierungszeit die wirtschaftliche Entwicklung angehen und 
Hat Ihrer Meinung nach das Heer in diesem Konflikt angemessen oder nicht angemessen 
gehandelt?
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den Kampf gegen die Armut aufnehmen. Die neue Regierung versuchte durch die Arbeit des 
Verteidigungsministers Edmundo Pérez Yoma, ihre Beziehung zu den Streit- und Polizeikräften 
zu normalisieren. Dafür sollte sich die Vergangenheitsbewältigung auf den strafrechtlichen Weg 
begrenzen. Das Ziel war, die Vergangenheit zu überwinden, um in die Zukunft zu schauen. Die 
unbewältigte Vergangenheit holte die Regierung aber schon nach wenigen Monaten ein und ver-
ursachte die erste Regierungskrise.576 
7.4.1 Der Fall Stange 
Im Jahr 1985 wurden die Kommunisten José Manuel Parada, Manuel Guerrero und Santiago 
Nattino brutal getötet. Die Spuren der Tat führten zum Sicherheitsdienst der Carabineros, Dirección 
de Comunicaciones de Carabineros (DICOMCAR). Am 26. Mai 1992 wurden sechzehn Mitglieder der 
Polizei, darunter das Ex-Mitglied der Junta César Mendoza577 und ein Zivilist wegen terroristi-
scher Aktivitäten angeklagt. Im April 1994 verurteilte Richter Milton Juica fünfzehn Ex-
Carabineros und einen Zivilisten wegen des Todes der drei Kommunisten. Drei wurden zu lebens-
langer Haft verurteilt.578 Das Urteil war für den strafrechtlichen Weg der Vergangenheitsbewälti-
gung wichtig, da es zum ersten Mal feststellte, dass innerhalb einer Institution des Staates terroris-
tische Aktivitäten stattgefunden hatten.579 
In seinem Urteil verurteilte Richter Juica außerdem fünf ehemalige hochrangige Carabineros und 
den Oberkommandierenden der Polizei, General Rodolfo Stange, vor dem Militärgerichtshof 
wegen Nichterfüllung ihrer militärischen Pflichten. Als Grundlage der Anklage diente ihre mögli-
che Kenntnis der Aktivitäten der DICOMCAR und das Versäumnis von Ermittlungen der Un-
rechtstaten.580 
Die Regierung Frei verlangte den Rücktritt von General Stange, konnte diesen aber nicht durch-
setzen, weil die Oberkommandierenden der Streit- und Polizeikräfte nach chilenischer Rechts-
ordnung nicht absetzbar sind.581 Der einzige Weg für die Absetzung eines Oberkommandieren-
den führt über den Sicherheitsrat. Nach einer Zusammenkunft mit Präsident Frei gab General 
Stange in einer Pressekonferenz die Entscheidung bekannt, dass er nicht zurücktrete. Somit wur-
de die erste Krise der Regierung Frei ausgelöst.582 
Nach Meinung der Regierung war durch die Anklage von Juica das Vertrauen und die Glaubwür-
digkeit von Stange, welche für die Durchführung seiner Aufgaben bei den Carabineros grundle-
gend seien, beschädigt worden. Deswegen sei für die normale Arbeit der Institution der Rücktritt 
des Generals unumgänglich. Die Parteien der Concertación unterstützten die Regierung in ihrem 
Bestreben und pochten auf die Notwendigkeit einer Änderung der Verfassung. Die Parteien der 
Rechten meinten, es müssten die Ermittlungen des Militärgerichtshofes abgewartet werden, um 
danach eine Entscheidung zu treffen. Ansonsten würde die Stabilität der Institutionen beschä-
                                                
576 Vgl. Barahona de Brito, A.: Human Rights and Democratization in Latin America. Uruguay and Chile; Loveman, 
B.,Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990-2002. 
577 General Mendoza wurde im Dezember 1992 freigesprochen. 
578 El Mercurio: Ministro Juica: Hice el Maior esfuerzo por llegar a la verdad, 1. April 1994, S. C8. 
579 Vgl. Aravena, P.: Caso Degollados: Nueve años después, in: El Mercurio, 3. April 1994, S. D4. 
580 El Mercurio: Ministro Juica condenó a 16 Acusados, 1. April 1994, S. A1. 
581 Art. 93 der chilenischen Verfassung. 
582 Vgl. El Mercurio: Yo no me retiro. Soy un empleado público honesto, 6. April 1994, S. A1. 
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digt. Stange wollte im Amt seine Unschuld beweisen. Mit einer offiziellen Erklärung unterstütz-
ten die Generäle der Institution seine Entscheidung583. 
General Stange nahm zunächst Urlaub. Danach wurde er für 60 Tage mit der Aufgabe beauftragt, 
einen Modernisierungsplan für die Carabineros auszuarbeiten. In dieser Zeit übernahm der zweite 
Mann der Carabineros, General Cordero, die Führung der Institution. 
Im Juni sprach der zivile Richter des Militärgerichtshofes, Alfredo Pfeifer, Stange frei, und der 
General trat sein Amt im Juli wieder an – ohne das Vertrauen des Präsidenten zu haben. Erst am 
31. August, als das Urteil vom Obersten Gerichtshof bestätigt worden war, normalisierte sich die 
Beziehung der Regierung zu den Carabineros weitgehend. 19 Monate nach der Krise trat General 
Stange als Oberkommandierender der Carabineros zurück.584 
Im Oktober 1995 verurteilte der Oberste Gerichtshof fünfzehn Carabineros und einen Zivilisten 
wegen des Todes der drei Kommunisten. Die Urteile der Justiz sollten aus Sicht der Carabineros 
eingehalten und ausgeführt werden müssten.585 Somit endete einer der bekanntesten Menschen-
rechtsverletzungsfälle, der nicht in die Zeit der Amnestie fiel, mit der Vollstreckung der Strafen in 
dem speziell für Streitkräftemitglieder errichteten Gefängnis. 
7.4.2 Der Fall Letelier 
Die Beziehungen zwischen Heer und Regierung hatten sich in den ersten Jahren der Regierung 
Frei normalisiert. Das gute Verhältnis zwischen General Pinochet und dem Verteidigungsminis-
ter trug dazu bei. Pinochet zog sich aus der Politik zurück und widmete sich der institutionellen 
Arbeit. Es wurde von einer neuen Etappe und von der Beerdigung der alten Geister gesprochen. 
Die Vergangenheit war aber noch nicht bewältigt: Die Auslegung der Amnestie und der Fall Le-
telier waren immer noch „Zeitbomben“, welche zu neuen Problemen führen konnten.586 
Im Januar 1995 wurden am Obersten Gerichtshof die Plädoyers im Fall Letelier gehalten – der 
letzte Schritt vor dem endgültigen Urteil. Die Verhandlungen konnten in ganz Chile live im Fern-
sehen verfolgt werden.  
Der Fall Letelier hatte mit den Jahren einen symbolischen Charakter angenommen. Nach dem 
Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission war die DINA für einen großen Teil der 
schwersten Menschenrechtsverletzungen während der Diktatur verantwortlich. Da der Fall Lete-
lier wegen des Drucks der USA vom Amnestiegesetz ausgeschlossen worden war, konnten der 
Oberst der DINA, General Contreras, und sein Feldwebel Pedro Espinoza vor Gericht gebracht 
werden. In vielen anderen Fällen, die nie zu einem Gerichtsverfahren kamen, führten die Fäden 
zur DINA und zu Contreras. Daher sahen viele in diesem Fall die symbolische Verurteilung aller 
Aktionen der DINA.587 Für Alejandro Foxley, den Vorsitzenden der Christdemokratischen Par-
tei, stand der Fall Letelier für Tausende von Menschen, die während der Diktatur gelitten hat-
                                                
583 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición; El Mercurio: Stange declinó entregar renuncia, 6. April 1994, S. A12; El 
Mercurio: RN y UDI apoyan Decisión del Director de Carabineros, 6. April 1994, S. C3. 
584 Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
585 El Mercurio: Cinco condenas a presidio perpetuo, 28. Oktober 1998, S. A1. 
586 Vgl. Arthur, B.: Los nuevos tiempos de Pinochet, in: El Mercurio, 29. Mai 1994, S. D6. 
587 Vgl. Huhle, R.: Ein Schritt vorwärts und zwei zurück, in: Nolte, D.: Vergangenheitsbewältigung in Lateinamerika, Frankfurt 
am Main, 1996. 
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ten.588 Jorge Schaulsohn, Präsident der PPD, sah in dem Fall Letelier die symbolische Verurtei-
lung der Militärregierung.589   
In den Monaten vor dem endgültigen Urteil steigerte sich die Spannung im politischen System. 
Die verschiedenen Akteure versuchten, das Urteil in ihre Richtung zu bewegen. Schaulsohn, Prä-
sident der PPD, versuchte das Verfahren von außen zu beeinflussen: 
„[D]as Land wird seine Augen auf den Obersten Gerichtshof richten und es wür-
de absolut enttäuschend sein, wenn General Contreras weiterhin zu Hause bleiben 
könnte.“  
Auch Foxley äußerte sich ähnlich: Das Urteil würde die Fähigkeit der Gerichte, weitere Schritte in 
Richtung Gerechtigkeit zu unternehmen, beweisen. Die Concertación, Menschenrechtsorganisatio-
nen und die Kommunistische Partei führten zusammen die Kampagne „Chile braucht Gerech-
tigkeit“ durch, deren Ziel die Mobilisierung der Öffentlichkeit für die Verurteilung von Contreras 
und Espinoza war.590 Dieses Vorgehen wurde vom Heer als illegitimer Druck gegenüber dem 
Gerichtshof zurückgewiesen.591 Die Parteien der Rechten sprachen sich auch gegen die Aktivitä-
ten der Concertación aus und erinnerten wieder an den geschichtlichen Kontext von 1973.592 Man-
che Gruppen der Rechten sprachen von der Ungerechtigkeit des kommenden Urteils, indem sie 
der Verurteilung von Contreras und Espinoza die Begnadigung politischer Gefangener gegen-
überstellten.593 Die Regierung der Vereinigten Staaten sprach sich für die Verurteilung aus. „Wir 
wollen, dass Gerechtigkeit erreicht wird“, sagte der Botschafter Gabriel Guerra.594  Human Rights 
Watch befürwortete ebenfalls eine Verurteilung.  
„Es handelt sich um das einzige Delikt der DINA, welches in Chile strafrechtlich 
verfolgt worden ist. Die internationale Gemeinschaft hat große Erwartungen, dass 
in diesem Fall Gerechtigkeit erlangt wird“, sagte der Direktor der Organisation, 
José Miguel Vivanco.595  
Das Heer gab durch verschiedene Zusammentreffen seiner Generäle seine Unruhe der Öffent-
lichkeit bekannt.596 
Die Nachricht, der Oberkommandierende des argentinischen Heeres, General Martín Balza, hätte 
sich für die Menschenrechtsverletzungen während der Diktatur entschuldigt, veranlasste ver-
schiedene Gruppen, die chilenischen Streitkräfte sollten auch um Verzeihung bitten, was von 
allen Oberkommandierenden kategorisch abgelehnt wurde. Sie hätten hierfür keinen Grund.597  
Am 30. Mai 1995 ratifizierte der Oberste Gerichtshof das Urteil des Richters Bañados: sieben 
Jahre Haftstrafe für Contreras und sechs für Espinoza. Präsident Frei rief alle zur Ruhe auf und 
bat sie, weiter für die Versöhnung der Chilenen zu arbeiten und die Demokratie nicht in Gefahr 
                                                
588 Vgl. El Mercurio: En la Concertación Desestiman Reacción Adversa en Militares por Caso Letelier, 26. Januar 1995, S. C2. 
589 Vgl. El Mercurio: En la Concertación Desestiman Reacción Adversa en Militares por Caso Letelier, 26. Januar 1995, S. C2. 
590 Vgl. El Mercurio: Izquierda impulsa hoy campaña para pedir condena a Gral. (R) Contreras, 27. April 1995, S. C3. 
591 Vgl. Aravena, P.: Entretelones de un juicio televisado, 29. Januar 1995, S. D1. 
592 Vgl. El Mercurio: Imprudente Provocación denuncia la Oposición, 28. April 1995, S. C2. 
593 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990-2002. 
594 Vgl. El Mercurio: EE.UU quiere que se haga justicia, 28. April 1995, S. C2. 
595 El Mercurio: Preocupación en el Exterior por el próximo fallo en Caso Letelier, 19. Mai 1995, S. C13. 
596 Arthur, B.: Horas Difíciles, in: El Mercurio, 30. April 1995, S. D1. 
597 Vg. El Mercurio: Fallo del Caso Letelier se conocerá a fines de Maio, 29. April 1995, S. A1. 
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zu bringen. Frei sagte, das Urteil sei gegen Einzelpersonen und nicht gegen das Heer oder die 
Streitkräfte gerichtet, welche weiterhin ihre Aufgaben ausführen würden. Der Präsident rief au-
ßerdem zur Bewältigung der Vergangenheit auf.  
„Ich habe in den letzten Monaten oftmals wiederholt, dass Chile eine historische 
Möglichkeit hat: Wir können uns in in der Zeit unserer Generation und der unse-
rer Kinder in eine entwickeltere und solidarischere Nation verwandeln. Unsere 
Kinder würden uns nicht verzeihen, wenn wir uns wieder von der Vergangenheit 
mitreißen ließen, wieder in die trennende Vergangenheit zurückfielen.“598  
Auch die Kirche rief zur Annahme des Urteils auf und erbat die Ruhe der unterschiedlichen Ak-
teure.599 Die Parteien der Concertación begrüßten das Urteil und sahen es als eine Konsolidierung 
des Rechtsstaates und der chilenischen Demokratie.600 Die Parteien der Opposition schätzten die 
Tatsache, dass der Fall innerhalb der Institutionen der Demokratie eine Lösung gefunden hatte. 
Sie riefen dazu auf, das Urteil zu respektieren, aber auch einen Weg für die endgültige Bewälti-
gung der Vergangenheit zu öffnen.601 Die Regierung der Vereinigten Staaten begrüßte das Urteil 
und erklärte sich zufrieden.602 Auch die Europäische Union gab ihre Zufriedenheit in Bezug auf 
das Urteil bekannt.603 Feldwebel Espinoza akzeptierte das Urteil,604 während General Contreras in 
einem Fernsehninterview erklärte, dass er nicht ins Gefängnis gehe.“605 Bis die Urteile vollstreckt 
werden konnten, sollten Monate vergehen, in denen die Beziehungen zwischen Regierung und 
Heer unter starken Spannungen litten. 
Die Mitglieder des Heeres waren gegen das Urteil und die Spannung war so hoch, dass zum ers-
ten Mal spontane Ausbrüche in den Reihen der Offiziere befürchtet wurden. Dazu wollte es Ge-
neral Pinochet aber nicht kommen lassen. „Die von uns geplante Transition ist dabei, sich zu 
erfüllen. Wir werden nun nicht alles über Bord werfen.“606 Deswegen versuchte er, andere Aus-
wege zu finden, zum Beispiel die Begnadigung durch den Präsidenten: Contreras sollte nicht ins 
Gefängnis gehen.  
Die Berufungsverhandlungen fielen wieder negativ im Sinne von Espinoza und Contreras aus. 
Parallel dazu verhandelte die Regierung mit dem Militär über eine geteilte Kontrolle des Sonder-
gefängnisses (Punta de Peuco) für Streitkräftemitglieder. Dieses sollte der Gefängnispolizei (Gen-
darmería) wie alle Gefängnisse unterstehen. Der innere Ring sollte aber vom Heer beaufsichtigt 
werden.607 Währenddessen postierte sich die nationale Presse vor dem Eingang des Landsitzes 
von Contreras im Süden Chiles und informierte die Öffentlichkeit Monate lang über jede Bewe-
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607 Schon Anfang des Jahres 1995 wurde von der Errichtung eines Sondergefängnisses für die Mitglieder des Heeres 
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gung des Verurteilten. Zuletzt wurde der General in ein Spital der Marine eingeflogen. Die Erklä-
rung, Contreras hätte in seinem Flug nach Santiago unter einem Gesundheitsproblem gelitten, 
verschleierte, dass die Aktion gemeinsam mit den Streit- und Polizeikräften durchgeführt wurde. 
Präsident Frei rief zur Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit auf. Das chilenische politische System 
befand sich nun in einer Art Nervenkrise.608  
Chile hatte vom Boinazo609 bis zu diesem Zeitpunkt in der Illusion einer bewältigten Vergangen-
heit gelebt. Für den Sozialisten José Antonio Viera Gallo, den Ex-Präsident der Abgeordneten-
kammer, war der Fall Contreras schwerwiegender und gefährlicher als der Boinazo. Seiner Mei-
nung nach lag das Problem der chilenischen Transition in folgendem Widerspruch: Die chileni-
sche Regierung hatte einerseits versucht, ein gutes Verhältnis zu den Streitkräften herzustellen, 
parallel dazu habe sie andererseits die vollständige Gerechtigkeit angestrebt.610 
Während Feldwebel Espinoza vom Heer verabschiedet wurde und als erster Insasse ins Gefäng-
nis von Punta de Peuco einzog, wurde Contreras oftmals operiert und blieb für einige Monate im 
Spital der Marine. 
7.4.3 Auf der Suche nach einem politischen Weg der 
Vergangenheitsbewältigung 
Das Heer war nicht nur wegen des Urteiles im Fall Letelier beunruhigt, es befürchtete auch, dass 
dieser die über 700 Prozesse wegen Menschenrechtsverletzungen, die in die Zeit der Amnestie 
fielen und nicht abgeschlossen waren, wieder in Bewegung setzte.611 Sowohl die Rechte als auch 
das Heer fürchteten die Öffnung der Dose der Pandora, wenn die Amnestie weiterhin nicht an-
gewandt oder im Sinne der Aylwin-Doktrin ausgelegt wurde. Jedes Mal würde man sich an den 
Horror der während der Militärregierung begangenen Menschenrechtsverletzungen erinnern und 
Hunderte von Streitkräftemitgliedern müssten vor die Gerichte treten.612 
In der Art der Rechtsauslegung der Amnestie herrschte weiterhin Uneinigkeit. Im September und 
Oktober 1994 entschied das Berufungsgericht von Santiago gegen die Anwendbarkeit des Am-
nestiegesetzes in zwei Fällen, die zeitlich in die Amnestie fielen. Im Fall des Todes von Lumi Vi-
dela 1974 argumentierte das Berufungsgericht, Chile hätte sich nach Dekreten der Junta in einem 
Kriegszustand befunden. Dies führe zur Anwendbarkeit der Genfer Konvention.613 Im Fall des 
Verschwindens der Eheleute Bárbara Uribe und Edwin van Jurik erfülle sich der Tatbestand der 
Entführung und sei als andauerndes Delikt anzusehen. 
Darüber hinaus wurden am 7. Juni 1995 zwei ehemalige Mitglieder des Heeres vom Obersten 
Gerichtshof wegen ihrer möglichen Beteiligung am Mord an Carmelo Sorias 1976, vorläufig ver-
haftet. Die Ankläger in diesem Fall argumentierten, die Amnestie könne nicht angewendet wer-
den, weil Chile 1977 eine Konvention unterschrieben hätte, welche dem jeweiligen Staat die 
Pflicht auferlegte, die Verbrechen, die gegen internationale Beamte begangen wurden, zu bestra-
fen. Diese Konvention stehe, so die Ankläger, wegen der schon erwähnten Verfassungsänderung 
                                                
608Vgl. Carvallo, M.: Los días nerviosos, in: El Mercurio, 16. Juni 1995, S. D2.  
Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición, Santiago, 1998. 
609 Siehe Kapitel 7.3.5 
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von 1989 über dem nationalen Recht.614 In diesem Fall hatte sich der Oberste Gerichtshof noch 
nicht für die Anwendbarkeit des Amnestiegesetzes ausgesprochen, es bestand aber die Befürch-
tung im Heer, das Urteil könne gegen die Anwendbarkeit des Gesetzes ausfallen.615 
Nach der Urteilsverkündung im Falle Letelier und wegen der unterschiedlichen Auslegung des 
Amnestiegesetzes sprachen sich die Parteien der Rechten für eine endgültige politische Lösung 
der Vergangenheitsbewältigung aus. Um dieses Ziel zu erreichen, schlugen sie ein Interpretati-
onsgesetz der Amnestie vor, damit dieses einheitlich angewendet werde. Nach Meinung der 
Rechten führte die Amnestie zum Erlöschen des Deliktes.616 Außerdem verlangten die Parteien 
der Opposition von der Regierung, die Führung in diesem Problem zu übernehmen.617 Die Sozia-
listische Partei sprach sich gegen einen politischen Weg der Vergangenheitsbewältigung aus. Ihrer 
Meinung nach liegt der richtige Ansatz der Vergangenheitsbewältigung bei der Justiz.618 Die Re-
gierung weigerte sich auch, eine politische Initiative im Rahmen der Vergangenheitsbewältigung 
zu starten. Ihrer Meinung nach befand sich Chile auf dem Weg der Versöhnung und die Vergan-
genheitsbewältigung vollzog sich korrekterweise auf dem strafrechtlichen Weg.619 Derweil wurden 
unterschiedliche politische Wege vorgeschlagen. Die Diskussion hatte wieder begonnen. 
Der christdemokratische Senator Adolfo Zaldivar argumentierte in der Diskussion für den Reali-
tätssinn. Seiner Meinung nach war die vollständige Herstellung von Wahrheit und Gerechtigkeit 
unter den gegebenen Umständen unmöglich. Die Transition hätte sich nach den Regeln der 
Streitkräfte vollzogen, nach Regeln, die beide Seiten eingehalten hätten. Das Land dürfte nicht, so 
Zaldivar, weiterhin in unmöglichen Erwartungen leben. Die Amnestie müsste in ihrem Original-
sinn angewendet werden, also ohne Ermittlungen. Nur so würde das Land endlich in die Zukunft 
schauen können.620 Während die Äußerungen von Zaldivar von der Rechten begrüßt wurden, 
wurden sie von anderen Christdemokraten und von den weiteren Parteien der Concertación katego-
risch abgelehnt.621 Die Parteien der Concertación bremsten geradezu die Auseinandersetzung, 
indem sie festlegten, sie würden auf keine Diskussion eingehen, bevor Contreras nicht inhaftiert 
wurde. Im Rahmen der Diskussion sollten auch die nötigen Verfassungsänderungen besprochen 
werden.622 Die Diskussion wurde aber durch das Eingreifen von Ex-Präsident Patricio Aylwin 
aufrechterhalten. Seine Meinung zu der von ihm ausgearbeiteten Aylwin-Doktrin hatte sich geän-
dert. Er sei zu dem Schluss gekommen, die Fälle, welche unter die Amnestie fielen, müssten er-
mittelt werden, ohne aber die Schuldigen festzustellen, weil durch die Amnestie dieses Delikt für 
nichtig erklärt wurde.623 Außerdem unterstrich der Präsident des Obersten Gerichtshofes, Marcos 
Aburto, die Notwendigkeit eines Interpretationsgesetzes der Amnestie, damit dieses von den 
Gerichten einheitlich angewendet werden könne. Seiner Meinung nach stand es dem Parlament 
zu, die richtige Interpretation der Amnestie festzulegen. Im Ganzen wurden ungefähr 25 unter-
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schiedliche Initiativen zur Vergangenheitsbewältigung in dieser Zeit vorgeschlagen. Sie gingen in 
vier unterschiedliche Richtungen:624 1) ein Interpretationsgesetz um die Amnestie einheitlich an-
zuwenden, 2) ein offener politischer Dialog mit den unterschiedlichen Akteuren, 3) die Einschal-
tung von Organisationen wie die der Kirche, um Information über die Vermissten zu sammeln 
und 4) die Durchführung eines Plebiszits. 
Die Regierung hielt aber ihren Kurs bei und gab Mitte Juli bekannt, sie würde keine Vergangen-
heitsbewältigungsinitiativen unterstützen, sondern sich weiterhin auf die wirtschaftlichen und 
sozialen Themen konzentrieren. In dieser Entscheidung folgte die Regierung der Meinung der 
Sozialistischen Partei und der Partei für Demokratie, während sich die Christdemokratische Par-
tei für einen politischen Weg der Vergangenheitsbewältigung ausgesprochen hatte.625 
Da die Regierung nicht auf ihre Bitten einging, erarbeiteten die Parteien der Rechten ein Interpre-
tationsgesetz zur Amnestie und legten es dem Senat zur Diskussion vor. Das Vergangenheitsbe-
wältigungsklima in der Rechten hatte sich mit den Jahren der Transition verändert. Obwohl sie 
weiterhin den Putsch 1973 unterstützten, hatten manche eingesehen, dass Unrecht geschehen 
war. Niemand sprach mehr von den „möglichen Vermissten“. Sie sahen nun die Notwendigkeit, 
die Problematik der Vermissten zu lösen, wollten aber anderseits Wege finden, um die Vergan-
genheit zu bewältigen und in die Zukunft schauen zu können.626 Das Projekt der Rechten legte 
erstens fest, dass die Delikte, die unter die Amnestie fielen, nichtig waren. Deswegen müssten die 
Verfahren geschlossen werden, sobald festgestellt wurde, dass diese Unrechtstaten in die Zeit 
fielen. Zweitens sollten diejenigen Ermittlungen, die vorübergehend wegen fehlender Informati-
onen eingestellt worden waren, nach einem Jahr, in dem keine neuen Informationen gefunden 
wurden, endgültig geschlossen werden. Drittens sollten die Verfahren, in denen Streitkräftemit-
glieder vorgeladen wurden, mit dem Ziel, sie zu beschleunigen, nach 90 Tagen abgeschlossen 
werden. Viertens wurden verschiedene Regelungen festgelegt, um die Überreste der Vermissten 
zu finden. Diese waren in vielen Punkten dem gescheiterten Ley Aylwin ähnlich.627 Der Richter 
sollte die Ermittlungen in Prozessen wegen vermisster Personen, obwohl die Verfahren geschlos-
sen worden waren, weiterführen bis die Überreste gefunden wurden. Die zu diesem Ziel durchge-
führten Ermittlungen sollten geheim gehalten werden. Sobald die Überreste der Vermissten ge-
funden werden, sollten die gesammelten Informationen vernichtet werden. Ferner sollte die Ar-
beit der Körperschaft für Wiedergutmachung und Versöhnung erweitert und unterstützt wer-
den.628 
Die unterschiedlichen Akteure sahen in dem Vorschlag einen Fortschritt, weil die Parteien der 
Rechten die Existenz der Vermissten und die Problematik dieser Situation nun einsahen. Die 
Partei für die Demokratie und die Sozialisten stellten sich aber gegen die Initiative der Rechten 
und bezeichneten sie als ein Schlusspunktgesetz.629 Die Rechte konzentrierte sich nun auf die 
Suche nach Unterstützung für ihren Vorschlag und sprach mit den unterschiedlichen Akteuren 
der Vergangenheitsbewältigung. Währendessen hielten die Christdemokraten die Türen für einen 
weiteren Dialog offen. „Uns interessiert es, eine stabile Zukunft aufzubauen, ohne die latente 
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Bedrohung der ungelösten Probleme zwischen den Streitkräften und der Zivilgesellschaft“, äu-
ßerte Andrés Zaldivar, Präsident der Christdemokratischen Partei.630 
Genau zu diesem Zeitpunkt fanden sich 200 Offiziere und Unteroffiziere vor dem Gefängnis 
Punta de Peuco, in dem Feldwebel Espinoza inhaftiert war, ein. Sie kamen in Zivil mit ihren Fa-
milien, machten ein Picknick und sangen die Nationalhymne und Militärlieder mit dem Ziel, ihre 
Unterstützung für Espinoza zu äußern.631  
Zur selben Zeit beschleunigte sich die Ermittlung der Scheckaffäre, in die der Sohn von General 
Pinochet verwickelt war. Der Consejo de Defensa del Estado beschloss, die Prozessführung gegen die 
Beteiligten vor Gericht zu verlangen. Die Regierung wollte aber weitere Probleme mit dem Heer 
verhindern, denn nach ihrer Meinung war der Rechtsstaat in Gefahr. Präsident Frei bat deswegen 
den Consejo de Defensa del Estado, nicht in das Verfahren der Scheckaffäre einzugreifen. Die Berater 
der Institution gingen auf diese Bitte des Präsidenten ein. Am selben Tag besprachen der Vertei-
digungsminister und General Pinochet die Schwierigkeiten der Beziehungen zwischen der Regie-
rung und dem Heer: die Scheckaffäre, die Inhaftierung von Contreras, die Menschenrechtsverlet-
zungsprozesse, die Gehaltserhöhung für die Streitkräfte und das Treffen vor dem Gefängnis von 
Punta de Peuco. 
Die Krise zwischen Militär und Regierung endete wie schon in den vorherigen Malen mit einer 
Verhandlung.632 Das schon bekannte Modell wiederholte sich: Das Problem der Menschen-
rechtsverfahren plus die Scheckaffäre führten zu Unruhe im Heer. Die Scheckaffäre wurde aus 
Gründen der Staatsräson eingestellt und für die Lösung der Vergangenheitsbewältigung wurde 
dem Parlament ein Gesetzesvorschlag vorgelegt.633 
7.4.3.1 Der Vorschlag von Präsident Frei 
Gegenüber dem politischen Druck der Rechten, deren Gesetzesvorschlag ein politisches Vakuum 
in der Concertación geschaffen und den linken Parteien die Notwendigkeit einer Diskussion des 
Themas vor Augen geführt hatte,634 versuchte nun Präsident Frei, einen politischen Ausgang für 
die Vergangenheitsbewältigung zu finden.635 Dabei berücksichtigte er auch die Möglichkeit einer 
außerinstitutionellen Reaktion des Heeres. Mit Blick auf die Bedrohung eines Bruches des 
Rechtsstaates, traf sich nun Präsident Frei, genau wie seinerzeit Aylwin, mit den unterschiedli-
chen Akteuren und diskutierte mit ihnen die verschiedenen Auswege. In einer live in Fernsehen 
und Radio übertragenen Rede gab Präsident Frei danach seinen Gesetzesvorschlag bekannt.  
                                                
630Vgl. Correa R.: Mantengo el llamado a Diálogo, in: El Mercurio, 23. Juli 1995, S. D2.  
631 Vgl. Cavallo, A.: La historia Oculta de la Transición. 
632 Vgl. Ebenda. 
633 Vgl. Rottensteiner, C.: Schuld oder Sühne? Das Erbe der Menschenrechte nach Pinochet. 
634 Vgl. El Mercurio: Escalona admitió que PS debió abrirse al diálogo, 3. Agust, 1995, S. C2. 
635 Vgl. Loveman, B.; Lira, E.: El espejismo de la reconciliación Política. Chile 1990-2002. 
 140 
„Wir haben mit Schmerz festgestellt, dass die Versöhnung zwischen den Chilenen 
noch unerledigt ist. Das Thema der Gerichtsverfahren wegen vergangener Men-
schenrechtsverletzungen und der historische Kontext, in dem diese stattfanden, 
hat wieder tiefe Wunden in der nationalen Seele aufgerissen. Unsere konfliktreiche 
Vergangenheit explodierte mit ihrer schweren Last von Ängsten und Groll und 
rief Unsicherheit und Sorge hervor.“636        
Der Vorschlag Freis sollte aber nicht nur die Vergangenheitsbewältigung abschließen, sondern 
die gesamte Transition. Um diesen Schritt zu tun, sollte nicht nur ein Vergangenheitsbewälti-
gungsgesetz erlassen, sondern auch Verfassungsänderungen vorgenommen werden. 
„Diese Probleme sind eng miteinander verbunden. Es würde kurzsichtig  sein, 
wenn nur einer dieser Aspekte gelöst würde und die globale Lösung aller Proble-
me, die wir mit uns schleppen, verschoben werden würde. Wenn wir wirklich ei-
nen Sprung nach vorne tun wollen, müssen wir mit Entschiedenheit allen beste-
henden Problemen entgegentreten.“637  
Im Ganzen wurden drei Projekte vorgeschlagen: 
1) Vergangenheitsbewältigung. 
2) Änderung des Gesetzes der Streitkräfte, damit der Präsident die Oberkommandierenden 
der Streit- und Polizeikräfte absetzen konnte. 
3) Eine Änderung in der Besetzung des Verfassungsgerichtes und des Sicherheitsrates und 
das Ende der Institution der ernannten Senatoren. 
Im Bereich der Vergangenheitsbewältigung sah das Projekt Folgendes vor:638 Es sollten Sonder-
richter des Berufungsgerichtes ernannt werden, um die Delikte, die in die Zeit der Amnestie fie-
len, zu ermitteln. Alle Verfahren wegen dieser Delikte, inklusive derjenigen, die von den Militär-
gerichten geführt wurden, sollten an das Berufungsgericht weitergegeben werden, welches dann 
die Sonderrichter ernennen sollte. Die schon geschlossenen Verfahren sollten auf Bitten der Be-
teiligten automatisch wieder geöffnet werden. Die Täter sollten nicht angeklagt werden. Die I-
dentität der Personen, die Informationen über die Vermissten bekannt gaben, sollte geheim 
gehalten werden. Die Befragungen durften auch außerhalb der Gerichte durchgeführt werden, 
wenn dieses verlangt wurde. Die Verfahren durften nicht endgültig geschlossen werden, es sei 
denn, die Überreste der Vermissten waren gefunden worden oder der Tod des Vermissten und 
dessen Umstände konnten festgestellt werden. 
Nach zwei Jahren sollten die Sonderrichter in ihre normalen Aufgaben zurückkehren. In den 
nicht abgeschlossenen Verfahren sollte aber weiterhin ermittelt werden. Die Richter sollten auch 
Ermittlungen in militärischen Einrichtungen durchführen können. 
7.4.3.1.1 Die Reaktionen 
Die UDI erklärte sofort ihre Ablehnung dieses Plans. Ihrer Meinung nach bedeutete er einen 
Rückschritt gegenüber den unterschiedlichen Initiativen, die in der vorherigen Diskussion aufge-
kommen waren und würde keine Lösung der Problematik mit sich bringen. Außerdem war die 
Partei gegen die gleichzeitige Diskussion der Vergangenheitsbewältigungsinitiative und der Ver-
                                                
636 El Mercurio: Presidente Frei anunció Medidas de reconciliación, 22. August 1995, S. A1. 
637 Ebenda. 
638 El Mercurio: Proyecto para solucionar tema de desaparecidos y casos de DD.HH, 23. August 1995, S. C2. 
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fassungsreformen.639 Dagegen begrüßte die Renovación Nacional die Initiative der Regierung und 
erklärte, die Partei sei offen für die Diskussion. Die Parteien der Concertación unterstützten ge-
schlossen das Projekt der Regierung und erklärten, die Vergangenheitsbewältigungsinitiative und 
die Verfassungsänderungen müssten zusammen diskutiert werden, da es sich um eng verbundene 
Themen handle. Auch die Sozialistische Partei und die Partei für Demokratie hatten ihre Ansich-
ten gegenüber der Vergangenheitsbewältigung mit den Jahren der Transition geändert. Sie woll-
ten ihre Ansprüche nach vollständiger Wahrheit und Gerechtigkeit einschränken, damit die Initia-
tive Zukunft und das Ziel, die Vergangenheitsbewältigung zu schließen erreicht werden konnte.  
Die Angehörigenverbände erkannten sofort, dass das Projekt nicht die vollkommene Wahrheit 
und Gerechtigkeit ermögliche, da die Identität der Täter geheim gehalten werden sollte. Jede Ini-
tiative, die diese Punkte nicht völlig respektiere „wird der Versöhnung nicht helfen und wird nur 
die Straffreiheit mit sich bringen“, sagte die Präsidentin des Angehörigen Verbandes der Vermiss-
ten, Sola Sierra.640 Für die Kommunistische Partei handelte es sich um ein Schlusspunktgesetz.641 
Die Streitkräfte sprachen sich gegen die Initiative aus, weil sie gegen die Verfassungsänderungen 
waren. „Wenn sie Essig mit Öl mischen, kommt nichts dabei raus“, sagte General Pinochet.642 
Nachdem dem Parlament die Gesetzesinitiativen vorgelegt worden waren, begann die Regierung 
eine Kampagne, um deren Annahme zu erzielen. Die Staatsminister bereisten das ganze Land, 
um der Bevölkerung die Vorschläge nahe zu bringen. Außerdem rief Präsident Frei die unter-
schiedlichen Parteien zum Dialog auf und erinnerte dabei an das Nationale Abkommen von 
1985, in dem sich Parteien unterschiedlicher Couleur an einen Tisch setzten, um für die Demo-
kratisierung zu arbeiten.643 Während die Renovación Nacional auf Bitten der Regierung den Dialog 
einging, lehnte die UDI diese Möglichkeit ab. Teile der Renovación Nacional sahen in dem politi-
schen Moment die Möglichkeit, endlich die Transition abzuschließen. Um diesen Schritt zu tun, 
waren sie für die mögliche Änderung einiger Punkte der Verfassung.  
„Ohne Abkommen wird es keine Lösungen geben. Das heißt, es wird keine Ver-
söhnung geben, die Verfahren werden nicht beschleunigt werden, die Spannung 
zwischen Militär und Zivilgesellschaft wird nicht geringer werden und die Transi-
tion wird nicht beenden“, sagte der Präsident der RN, Andrés Allamand.644  
Die UDI wies aber jede Möglichkeit einer Verfassungsänderung kategorisch zurück. Die unter-
schiedlichen Meinungen führten zu einem Bruch zwischen den Parteien der Rechten und in der 
Renovación selber, da manche Senatoren dieser Partei auch gegen die Verfassungsänderungen wa-
ren.645 
Inmitten dieser Diskussion wurde Contreras nach vier Monaten in Punta de Peuco inhaftiert. Das 
Heer hatte eingesehen, dass die Situation nicht weiter hingezogen werden konnte. Die verschie-
denen Versuche Contreras, seine Inhaftierung zu verhindern, waren gescheitert und die Ärzte des 
                                                
639 Vgl.El Mercurio: Encontradas reacciones ante plan del Gobierno, 19. August 1995, S. A1. 
640 Vgl.El Mercurio: Mayoritaria acogida en Partidos Políticos, 22. August 1995, S. A1; El Mercurio: Objeciones de Abogados a 
proyecto de DD.HH, 23. August 1995, S. C4. 
641 Vgl. El Mercurio: Izquierdistas iniciaron acciones contra propuesta, 24. August 1995, S. C5. 
642 Vgl. El Mercurio: Encontradas reacciones ante plan del Gobierno, 19. August 1995, S. A1 
643 Vgl. El Mercurio: Frei exhortó perseverar para lograr acuerdos, 26. August 1995, S. A23.  
644 Vgl. El Mercurio: Sólo acuerdos permitirán poner fin a transición, asegura Allamand, 15. Oktober 1995, S. C2. 
645 Vgl. Cavallo, A: La historia Oculta de la Transición. 
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Marinespitals erklärten, seine Gesundheit würde nun die Überführung gestatten. Somit kam der 
Chef des Sicherheitsdienstes der Militärregierung endlich ins Gefängnis.646 
7.4.3.1.2 Das Otero-Figueroa Abkommen 
Die Verhandlungen zwischen der Regierung und der Renovación führten einerseits zu einem Ab-
kommen auf dem Gebiet der Verfassungsänderungen und anderseits zum Otero-Figueroa Ab-
kommen im Gebiet der Vergangenheitsbewältigung. Dieses Abkommen war hauptsächlich in 
Gesprächen zwischen den Innenminister Carlos Figueroa und dem Senator der Renovación Nacio-
nal, Miguel Otero, entstanden. Der Abschluss des Abkommens war nicht leicht, weil einerseits 
die Interessen der Streitkräfte und der Rechten und anderseits die der Concertación und der Linken 
berücksichtigt werden mussten. Außerdem musste die Regierung auf ihr internationales Ansehen 
achten, da die internationale Gemeinschaft gegen ein Schlusspunktgesetz war. 647 
Tabelle 7: Unterschiede zwischen dem Vorschlag Frei und dem Otero-Figueroa Abkommen 
Vorschlag Frei Otero-Figueroa Abkommen 
Umfasst die Fälle von Vermissten und Hingerichteten Umfasst nur Fälle von Vermissten 
Ernennung von Sonderrichtern des Berufungsgerichtes mit 2 
Jahren Frist 
Ernennung von Sonderstrafrichtern ohne Frist 
Abgabe aller Verfahren an die ordentlichen Gerichte Keine Abgabe der Verfahren 
Automatische Eröffnung der vorübergehend geschlossenen 
Verfahren 
Eröffnung nur durch Verwandte und bei Vorlage neuer 
Informationen 
Die Richter können in militärischen Einrichtungen ermitteln Die Richter können über die Militärgerichte die Ermittlung 
in militärischen Einrichtungen verlangen 
Die Christdemokraten, die Partei für die Demokratie und die Renovación Nacional unterstützten die 
neue Initiative (siehe Tabelle 7). Ihrer Meinung nach ermöglichte sie die Beschleunigung der 
Menschenrechtsverfahren und würde die Auffindung der Überreste der Vermissten ermöglichen. 
Beide sahen aber eine enge Beziehung zwischen diesem Vorschlag und dem Abkommen für die 
Verfassungsänderungen. Sie würden dieser Initiative nur dann zustimmen, wenn die RN die Ver-
fassungsänderungen annahm.648 
Die Sozialisten sprachen sich aber kategorisch gegen das Abkommen aus, da es ihrer Meinung 
nach einen Schlusspunkt bedeutete. Sie kritisierten folgende Punkte:649 Die Verfahren wurden 
nicht mehr automatisch eröffnet und von den Militärgerichten nicht mehr den ordentlichen Ge-
richten übergeben. Das Abkommen legt nicht fest, dass die Verfahren nur nach der Erlangung 
der vollständigen Wahrheit geschlossen werden konnten. 
Die Angehörigenverbände waren ebenfalls gegen das Abkommen. Ihrer Meinung nach würde 
nur die vollständige Wahrheit die Versöhnung mit sich bringen und die Wiederholung der Un-
rechtsvergangenheit verhindern.650 
                                                
646Arthur, B.: La Rendición de Contreras, in: El Mercurio, 22. Oktober 1995, S. D1; Cavallo, A.: La historia Oculta de la 
Transición. 
647 Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990 - 2002. 
648 Vgl. Molina, P.: Derechos Humanos, in: El Mercurio, 10. Dezember 1996, S. D1. 
649 Vgl. El Mercurio: Socialistas rechazarán la propuesta si no se modifica, 9. November 1995, S. C3. 
650Vgl.  Loveman, B., Lira, E.: El espejismo de la reconcialiación Política. Chile 1990-2002. 
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Auch die UDI sprach sich gegen das Abkommen aus. Die Problematik der Menschenrechte wür-
de es nicht lösen. Dazu kam, dass der Oberste Gerichtshof in seinen letzteren Entscheidungen 
das Amnestiegesetz im „traditionellen“ Sinne angewendet hatte. Diese Wende machte der UDI 
zufolge ein Vergangenheitsbewältigungsgesetz überflüssig, besonders wenn es mit Verfassungs-
änderungen bezahlt werden müsste.651 
Nach dem Urteil im Fall Letelier hatte sich die Anwendung der Amnestie in der Justiz wieder 
geändert. Die Verfahren wurden nun entgegen der Aylwin-Doktrin sofort geschlossen, wenn 
festgestellt wurde, dass die Delikte unter die Amnestie fielen. Ferner wurde die Anwendung der 
internationalen Abkommen, welche die Amnestie aufheben, abgelehnt.652 Der Oberste Gerichts-
hof wandte auch zum ersten Mal 1995 die Amnestie in einem Fall einer vermissten Person an. 
Die Frau von Joel Huaquiñir, der 1974 von der DINA festgenommen worden war, bat um die 
Feststellung des vermutlichen Todes ihres Mannes. Auf dieser Grundlage wandte der Oberste 
Gerichtshof die Amnestie an.653 
In März 1995 wurde am Obersten Gerichtshof eine Reform eingeführt, welche die Spezialisie-
rung der unterschiedlichen Kammern zum Ziel hatte. Die neue Struktur wurde mit dem Ziel ei-
ner einheitlichen Rechtssprechung eingeführt. Die Kammer, die nun für die Menschenrechtsver-
fahren zuständig war, sprach sich eindeutig in ihren letzten Entscheidungen für die „traditionelle“ 
Anwendung der Amnestie aus. Somit konnten die Kritiker von der „Kammer für Amnestie spre-
chen“654 
Wegen dieses Umschwunges lehnten nun auch die Streitkräfte die Initiative der Regierung ab. 
Die „richtige“ Anwendung der Amnestie war ihnen sicherer als irgendein unter Konsens erreich-
tes Gesetz. Außerdem wollten auch sie nicht das Abkommen mit den Verfassungsänderungen 
bezahlen.655 
Während die Regierung, die Christdemokraten und die Partei für die Demokratie versuchten, die 
Sozialisten davon zu überzeugen, dass es kein Schlusspunktgesetz sei, versuchte die RN ihrerseits 
die UDI davon zu überzeugen, der Vorschlag käme einem Schlusspunkt nahe. Trotz aller An-
strengungen kam es aber zu einem Bruch sowohl in der Regierungskoalition als auch zwischen 
den Parteien der Rechten.656 Die Regierungskoalition stand wieder einmal vor der Bedrohung 
eines Bruches, aufgrund des Themas, das sie während der Diktatur zusammengebracht hatte: die 
Menschenrechte.  Camilo Escalona Präsident der Sozialisten, sagte, die Concertación befinde sich in 
ihrem schwierigsten Moment.657 
 
Trotz der verschiedenen Aufrufe des Präsidenten hielt die Sozialistische Partei ihren Kurs. Frei 
hielt an seiner positiven Einschätzung fest:  
„Ich bin davon überzeugt, dass das Abkommen mit der RN möglich und auch 
nötig ist. Chile muss den Anklagen der Vergangenheit ein Ende setzen. Kein Land 
                                                
651 Vgl. El Mercurio: UDI ya no es necesario legislar sobre DD.HH, 21. November 1995, S. C3. 
652 El Mercurio: Corte Suprema aplicó nuevamente Amnistía, 27. Oktober 1995, S. A1. 
653 Molina, P.: Hacia la Aplicación de la Amnistía, in: El Mercurio, 6. August 1995, S. D1.  
654 Vgl. Huhle, R.: Ein Schritt vorwärts und zwei zurück. 
655 Vgl. Gallardo, M.: Respiración Artificial, in: El Mercurio, 29. Oktober 1995, S. D1. 
656 Vgl. El Mercurio: Concertación en su momento más difícil, 16. November 1995, S. A1. 
657 Vgl. El Mercurio: Concertación en su momento más difícil, 16. November 1995, S. A1. 
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kann vorankommen, wenn seine Führungskräfte in der Vergangenheit hängen 
bleiben.“658  
Die Spannung in der Regierungskoalition hielt an, bis die Senatoren der Renovación Nacional gegen 
die Verfassungsänderungen stimmten. Nach endlosen Auseinandersetzungen wurde das Figue-
roa-Otero Abkommen als nicht durchführbar eingestuft. So stoppte der dritte Anlauf, die Ver-
gangenheitsbewältigung abzuschließen; alles blieb genauso wie es war: Die Vergangenheitsbewäl-
tigung machte erneut die Wende hin zum strafrechtlichen Weg. 
7.4.4 Die Reaktion der Gesellschaft 
Am Anfang der Regierung Frei war das Thema Vergangenheitsbewältigung in der öffentlichen 
Diskussion marginal. Diese Situation hielt sich bis zum Ausbruch des Falles Stange. Hier drehte 
sich dann die Auseinandersetzung um die Konsequenzen der Taten der Vergangenheit. Die Frage 
war, ob Stange zurücktreten musste oder nicht. Die Meinungen teilten sich in diejenigen, die eine 
Entscheidung der Justiz abwarten wollen und diejenigen, für welche die Situation nicht annehm-
bar war.  
Nachdem sich die öffentliche Diskussion wieder auf andere Themen konzentriert hatte, holte die 
Vergangenheit die Gegenwart wie immer im September ein. Inmitten der Contreras-Krise und 
der Diskussion über die neuen Vergangenheitsbewältigungsinitiativen war der September im Jahr 
1995 konfliktträchtiger als in den Jahren zuvor. Jede Seite unterstrich wieder ihre Art, die Ver-
gangenheit zu interpretieren. Währendessen riefen die verschiedenen Kirchen die Chilenen zur 
Versöhnung auf. Die Diskussion drehte sich nun um die unterschiedliche Bewertung der Ge-
schehnisse der Vergangenheit. Die Positionen hatten sich in den Jahren angenähert, sie brachten 
aber weiterhin Auseinandersetzungen hervor.  
Abbildung 16: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (März / Dez. 94) 
. 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang 
Mit der Fernsehübertragung des symbolträchtigen Letelier-Falles war die Vergangenheit wieder 
ein Diskussionsthema. Die chilenische Gesellschaft beschäftigte sich wieder mit der DINA. Ihren 
                                                
658 Vgl. El Mercurio: S.E formuló un firme llamado a los políticos, 3. Dezember 1995, S. A1.  
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Höhepunkt erreichte die öffentliche Diskussion nach dem Urteil im Falle Letelier und mit den 
Schwierigkeiten der Inhaftierung von Contreras. Das Thema war nun die Inhaftierung des Si-
cherheitschefs der Militärregierung. Das politische System kam ins Wanken und nun drehte sich 
die Diskussion um die unterschiedlichen Vergangenheitsbewältigungswege. Als klar wurde, dass 
kein Konsens zu erreichen war, und dass die Vergangenheitsbewältigung wieder den strafrechtli-
chen Weg einschlug, trat das Thema in der öffentlichen Diskussion wieder in den Hintergrund. 
Doch auch dieser Rückgang sollte nur temporärer Natur sein.  
Abbildung 17: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (Jan. 95 / Apr. 96) 
. 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang 
Die Bedeutung der Menschenrechtsproblematik für die Chilenen in dieser Etappe war trotz der 
wichtigen Ereignisse, wie das Verfahren im Fall Letelier, niedriger als in den vorherigen Jahren. 
Sie stieg nur ein wenig im Jahr 1995 in der Zeit des Falles Letelier und der Diskussion um das 
Otero-Figueroa Abkommen.  
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Abbildung 18: Bedeutung der Menschenrechtsproblematik 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudio Públicos 
 
Genauso wie in der Etappe zwischen dem Tod von Jaime Guzmán und dem Amtsantritt von 
Frei drehte sich die Diskussion in der Öffentlichkeit nicht mehr so sehr wie in den ersten Jahren 
der Regierung Aylwin um die Wahrheit und die Bewertung der Vergangenheit (was immer ein 
Thema im symbolischen September ist), sondern um spezifische Fälle (Letelier und Stange) und 
um die Wege der Vergangenheitsbewältigung. 
7.5  Regierung Frei: Vom Vergangenheitsbewältigungsvorschlag  zur 
Festnahme von Senator Pinochet 
Diese Zeit kann in zwei unterschiedliche Perioden aufgeteilt werden. In der ersten konzentrierte 
sich die Vergangenheitsbewältigung auf den strafrechtlichen Weg, da sich die Regierung Frei nach 
dem erneuerten Scheitern des politischen Weges auf andere Themen konzentrierte. Somit blieb 
die Vergangenheitsbewältigung wieder in den Händen der Justiz, welche weiterhin die Amnestie 
in unterschiedlicher Weise auslegte.659 Anfang des Jahres 1998 vollzog sich der nächste wichtige 
Schritt der Transition: General Pinochet verließ das Militär und sein Nachfolger, Oberkomman-
dierender Izurieta, übernahm die Spitze des Heeres übernahm. Den Regeln der ausgehandelten 
Transition folgend wurde Pinochet lebenslänglicher Senator. Diese Veränderungen brachten auch 
eine Wende in der Vergangenheitsbewältigung. Im Jahr 1998 wurde oftmals von einem Klima der 
Einheit gesprochen.  
7.5.1 Der strafrechtliche Weg: Die wichtigsten Verfahren 
Im Rahmen des in Argentinien durchgeführten Verfahrens wegen des Todes von General Prats 
und seiner Frau wurde im Januar 1996 Enrique Arancibia Clavel, ein Ex-Agent der CNI, festge-
nommen. Die argentinische Richterin sandte verschiedene Hilfsgesuche an die chilenische Justiz, 
um mehrere Personen verhören zu lassen. Obwohl unterschiedliche Gruppen die Regierung un-
ter Druck setzten, entschied sich diese, im Fall Prats ausschließlich den strafrechtlichen Weg ein-
                                                
659 Vicaría de la Solidaridad: Situación de los Derechos Humanos durante el primer Semestre de 1996, Santiago, Chile, 1996. 
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zuschlagen. Nach Meinung der Justizministerin Soledad Alvear schadete dieser Fall im Gegensatz 
zum Fall Letelier den internationalen Beziehungen Chiles nicht.660 Die Regierung entschied aber, 
sich am Verfahren in Argentinien zu beteiligen. 
Im Verfahren wegen des Todes des spanischen Beamten der Wirtschafts- und Sozialkommission 
für Lateinamerika und die Karibik der Vereinen Nationen, Carmelo Soria, wurde,  nachdem er-
schöpfende Ermittlungen durchgeführt und die Schuldigen identifiziert worden waren, vom 
Richter Eleodoro Ortiz die Amnestie angewandt. Die Ankläger hatten sich auf einen von Chile 
unterschriebenen Vertrag berufen, der festlegte, dass gegen internationale Beamte durchgeführte 
Verbrechen angemessen bestraft werden müssten. In seinem Urteil sprach sich Richter Ortiz 
gegen den Vorrang der internationalen Abkommen gegenüber den chilenischen Gesetzen aus. 
Nach Meinung von Ortiz galt Artikel 5 der Verfassung nicht rückwirkend, weswegen die Amnes-
tie im Fall Soria angewendet werden müsste. Außerdem wurde Soria von Richter Ortiz nicht der 
Status eines internationalen Beamten zuerkannt. Die Ankläger gingen vor dem Obersten Ge-
richtshof in Berufung, welcher das Urteil von Ortiz bestätigte, womit der Fall Soria geschlossen 
wurde.  
Die Sozialistische Partei sprach sich gegen das Urteil aus und unterstützte eine von elf Abgeord-
neten (fünf Sozialisten, vier PPD und zwei Christdemokraten) vorgelegte Verfassungsbeschwerde 
gegen drei Mitglieder des Obersten Gerichtshofes sowie gegen Ortiz wegen Nichterfüllung ihrer 
richterlichen Pflichten. Die Richter hätten die Gerechtigkeit nicht eingehalten und die internatio-
nalen Verpflichtungen Chiles nicht erfüllt. Die Anklage bedrohte wieder die Einheit der Regie-
rungskoalition, da die Verfassungsbeschwerde von der Christdemokratischen Partei abgelehnt 
wurde. Sie sprach sich für die respektvolle Annahme der Entscheidungen der Judikative aus. Die 
Regierung unterstützte auch die Annahme des Urteils und war gegen die Möglichkeit einer Ver-
fassungsbeschwerde. Richter könnte man schließlich nicht wegen ihrer Art, die Amnestie auszu-
legen, anklagen. Man wollte außerdem das konfliktbelastete politische Szenario, das sich nach der 
ersten Verfassungsbeschwerde ergeben hatte, vermeiden.661  
Nach Meinung der Opposition lag eine Verfassungsbeschwerde gegen Richter Ortiz außerhalb 
der Befugnisse der Kammer, welche nicht die Kompetenz habe, die Urteile der Judikative zu qua-
lifizieren. Indessen sprach sich der Oberste Gerichtshof ebenfalls gegen die Verfassungsbe-
schwerde aus, welche seiner Meinung nach den Rechtsstaat gefährdete, weil nur die Judikative das 
Recht habe, die Gesetze auszulegen. Die Verfassungsbeschwerde wurde zuletzt mit 74 gegen 31 
Stimmen zurückgewiesen. 
Die negativen Reaktionen gegen den Ausgang des Soria-Falles beschränkten sich aber nicht nur 
auf die Innenpolitik. Sowohl die spanische Regierung als auch die Europäische Gemeinschaft 
bekundeten ihre Sorge und Enttäuschung wegen dieses Urteils. Die chilenische Regierung suchte 
durch das Angebot einer Wiedergutmachung für die Familie einen Ausweg, um die internationa-
len Beziehungen Chiles nicht zu schädigen.662 
7.5.1.1 Der Antrag der Militärstaatsanwaltschaft 
Obwohl der Oberste Gerichtshof in der Regel in dieser Periode die Amnestie in den Menschen-
rechtsverletzungsfällen anwendete, war dieses nicht immer der Fall in den Gerichten erster und 
zweiter Instanz. Im Ganzen befanden sich 1996 1.200 Fälle in Bearbeitung, von denen 1.000 vo-
                                                
660 Vgl. El Mercurio: La familia Prats presiona, in: El Mercurio, 28. April 1996, S. D10. 
661 Vgl. Carvallo, M.: Acusación Constitucional, in: El Mercurio, 15. September 1996, S. D1. 
662 Vgl. Vicaría de la Solidaridad: Situación de los Derechos Humanos durante el segundo semestre de 1993. 
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rübergehend eingestellt worden waren. Die eingestellten Fälle wurden aber immer häufiger wegen 
neuer Hinweise wiedereröffnet. Die Wiedereröffnung vieler Fälle basierte auf Informationen der 
Wahrheits- und Versöhnungskommission und der Körperschaft für Wiedergutmachung und Ver-
söhnung. Dies führte dazu, dass viele aktive, aber auch inaktive Mitglieder der Streitkräfte oftmals 
zur Aussage vorgeladen wurden. Dies erregte Unruhe in den Reihen der Offiziere: Man delegiti-
miere die Streit- und Polizeikräfte – so der Standpunkt des Heeres. 
In diesem Szenario legte die Militärstaatsanwaltschaft dem Obersten Gerichtshof das Ersuchen 
vor, den ihm untergeordneten Gerichten Anweisung zu geben, die Amnestie einheitlich in der 
Auslegung des Obersten Gerichtshofes anzuwenden.  
Das von der Militärstaatsanwaltschaft vorgetragene Gesuch wurde vom Obersten Gerichtshof 
mit der Begründung, die unterschiedlichen Richter seien in ihrem Urteil unabhängig, abgelehnt. 
Der Oberste Gerichtshof könne den Gerichten erster und zweiter Instanz keine Anweisungen 
oder Richtlinien vorgeben.663 Das Ersuchen der Staatsanwaltschaft wurde 1997 nochmals vorge-
tragen und ein zweites Mal abgelehnt. 
7.5.1.2  Der internationale Druck auf die chilenische Justiz 
Unterschiedliche internationale Organisationen erkannten die Fortschritte der chilenischen Ver-
gangenheitsbewältigung an, insistierten aber trotzdem auf der Herstellung der noch immer feh-
lenden Gerechtigkeit. Amnesty International machte in seinem Bericht auf die differierende An-
wendung des Amnestiegesetzes aufmerksam. Indessen ermahnte die Interamerikanische Kom-
mission für Menschenrechte die chilenische Regierung wegen der Anwendung der Amnestie in 
fünf Fällen von Vermissten. Die Entscheidung der Kommission basierte auf Anklagen von chile-
nischen Menschenrechtsanwälten. In ihrer Resolution argumentierte die Kommission, die Am-
nestie verstoße gegen die Interamerikanische Konvention für Menschenrechte, weil durch ihre 
Anwendung der chilenische Staat seiner Verpflichtung, die Menschenrechte zu beschützen und 
zu garantieren, nicht nachkomme.664 
7.5.2 Vergangenheitsbewältigungsinitiativen der Regierung 
7.5.2.1 Bericht der Körperschaft für Wiedergutmachung und Versöhnung 
Im August 1996 übergab die 1992 geschaffene Körperschaft für Wiedergutmachung und Ver-
söhnung ihren 600-seitigen Bericht der von ihr durchgeführten Einzelfalluntersuchungen dem 
Präsidenten. Als Nachfolgeorganisation der Wahrheits- und Versöhnungskommission führte die 
Körperschaft die Untersuchung der 988 Fälle durch, in denen die Kommission zu keinem Urteil 
gekommen war. Dazu kamen 1.200 neue Anklagen, die der Körperschaft vorgetragen wurden. 
Für ihre Arbeit übernahm die Körperschaft die von der Kommission ausgearbeitete Klassifizie-
rung der Fälle. In 1.289 Fällen kam der Rat hauptsächlich wegen fehlender Informationen zu 
keiner Entscheidung. Von den 899 Fällen, in denen die Körperschaft Gewissheit erlangte, han-
delte es sich bei 644 um Vergehen gegen die Menschenrechte und in 248 Fällen um Opfer politi-
scher Gewalt, womit die Zahl der Opfer der Diktatur auf 3.197 stieg.665 
                                                
663 Vgl. El Mercurio: Ejército pide que se aplique fielmente ley de Amnistía, in: El Mercurio, 16. Oktober 1996, S. C1; El 
Mercurio: Texto íntegro del Fallo de la Corte Suprema, in: El Mercurio, 1. November 1996; El Mercurio: Ministerio 
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664 Vgl. Vicaría de la Solidaridad: Situación de los Derechos Humanos durante el segundo semestre de 1996. 
665 Vgl. Lira, E., Loveman, B.: Derechos humnos en la transición modelo, Chile 1988-1999, in: Drake, Paul, Jaksik, Iván 
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Das Hauptziel der Körperschaft war die Wiederherstellung der Würde der Opfer, die Wieder-
gutmachung des moralischen und – im Rahmen des Möglichen – des materiellen Schadens. Die 
Aufklärung der Wahrheit wurde einerseits als ein Weg zur Rehabilitierung der Opfer angesehen, 
anderseits diente sie als Grundlage für die materielle Wiedergutmachung. Die Körperschaft kam 
aber in einer ihrer wichtigsten Aufgaben, der Suche nach den Vermissten, nicht sehr weit. Von 
den 1.102 untersuchten Fällen konnten die Überreste von nur 77 Opfern gefunden werden. Die 
Hauptschwierigkeiten für die Auffindung der Opfer sah die Körperschaft im Amnestiegesetz, 
welches viele Verfahren zum Stillstand brachte sowie an der mangelnden Bereitschaft der Betei-
ligten, Informationen zu übergeben, und an der seither verstrichenen Zeit. 
Die Körperschaft hat in ihrem Bericht auch für die zukünftige Arbeit im Bereich der Vergangen-
heitsbewältigung Empfehlungen abgegeben. Unter diesen befand sich der Vorschlag zur Schaf-
fung einer ständigen Institution, welche die Informationen über die Vermissten entgegennehmen 
sollte. Außerdem schlug die Kommission ein Gesetz vor, nach dem die Informanten von ihrer 
strafrechtlichen Haftung befreit werden sollten, dem in Südafrika angewandten Prinzip des „Ges-
tändnis gegen Straffreiheit“ folgend. Die Regierung Frei ging den Empfehlungen der Körper-
schaft nach, indem sie eine Abteilung im Innenministerium schuf, deren Aufgabenbereich in der 
Sammlung von Informationen über die Vermissten besteht.666 Der Bericht der Körperschaft 
wurde dem Präsidenten offiziell übergeben. Außerdem erfolgten an zwei weiteren Stellen in San-
tiago Aktivitäten in Bezug auf die Abgabe des Berichtes. 
7.5.2.2 Andere Initiativen 
Obwohl die Vergangenheitsbewältigung nach dem Scheitern des politischen Weges keine Priori-
tät der Regierung darstellte, wurden weiterhin Initiativen durchgeführt, die zur Vergangenheits-
bewältigung beitragen sollten. Im März 1997 wurde vom Parlament das Gesetz erlassen, welches 
die Rückgabe der während der Militärregierung beschlagnahmten Güter festlegte. Dieses Gesetz 
begünstigte sowohl politische Parteien als auch juristische und natürliche Personen.  
Im symbolischen Bereich wurde die Villa Grimaldi, eines der Hauptquartiere der DINA, in den 
Park für Frieden umgewandelt. Ziel dieser Initiative war, die Erinnerung an das vergangene Un-
recht  aufrecht zu halten.667 
7.5.3 Der Weg Pinochets in den chilenischen Senat 
Den Normen der Verfassung folgend sollte General Pinochet im März 1998 die Spitze des Mili-
tärs verlassen, um danach als Senator auf Lebenszeit einen Platz im Parlament einzunehmen. 
Dieser in der verhandelten Transition vorgesehene Schritt wurde aber von verschiedenen Grup-
pierungen abgelehnt. Im Parlament wurden unterschiedliche Aktivitäten durchgeführt, um die 
Ablehnung gegenüber der Person Pinochets zu bekunden, darunter ein Abkommen gegen die 
Eingliederung Pinochets in den Senat und eine Sondersitzung, in der ein politischer Prozess ge-
gen Pinochet durchgeführt werden sollte, während der aber die Rechte den Saal der Kammer 
verließ. Der Höhepunkt der Bewegung gegen den General wurde aber mit der Einreichung einer 
gegen ihn gerichteten Verfassungsbeschwerde erreicht.668  
                                                
666 El Mercurio: Gbno. Prolonga sistema en casos de desaparecidos, in: El Mercurio, S. C1, 23. August 1996; Klumpp, G.: 
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Situación de los Derechos Humanos durante el segundo semestre de 1996. 
667 Vicaría de la Solidaridad: Situación de los Derechos Humanos durante el primer semestre de 1998, Santiago, 1998. 
668 Ebenda. 
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Die Diskussion um eine mögliche Verfassungsbeschwerde, die den Einzug Pinochets in den Se-
nat verhindern sollte, begann schon Ende 1997, als eine Vereinigung von verschiedenen Grup-
pen der Zivilgesellschaft mit dieser Bitte an mehrere Abgeordnete herantrat. An einer ähnlichen 
Initiative arbeiteten aber auch Abgeordnete der christdemokratischen Partei. Pinochet konnte 
allerdings nur wegen Vergehen nach 1990 angeklagt werden, weil das Gesetz des Parlaments die 
politischen Verfahren wegen Handlungen vor dem 11. März 1990 untersagte.669 Die einzige 
Grundlage war also eine Verfassungsbeschwerde gegen den General auf der Grundlage von Art. 
48 und 49 der Verfassung wegen Taten gegen die Ehre und Sicherheit der Nation. Darunter fie-
len zum Beispiel der Ejercicio de Enlace und der Boinazo670. Der wirkliche Hintergrund der Be-
schwerde war aber, einerseits den Einzug Pinochets in den Senat zu verhindern, und anderseits 
einen öffentlichen politischen Prozess gegen ihn durchführen zu können. 
Sowohl die Regierung als auch weite Teile der Concertación sprachen sich gegen die Verfassungsbe-
schwerde aus. Ihrer Meinung nach erhöhte sie in unnötiger Weise die Spannung in den Bezie-
hungen zwischen der Regierung und dem Militär in einem Moment, in dem der Nachfolger von 
Pinochet schon ernannt worden war, und in dem man nur noch auf die Amtsübergabe wartete. 
Anderseits verstieß diese Beschwerde gegen die in der ausgehandelten Transition festgelegten 
Spielregeln, da in den 1989 vorgenommenen Verfassungsänderungen die Regelung, die es Pino-
chet ermöglichte, Senator zu werden, nicht geändert worden war. Sie konnte weiterhin den 
nächsten Oberkommandierenden des Militärs zwingen, eine Pinochet nähere Position einzuneh-
men. Erschwerend kam hinzu, dass die anderen Teilstreitkräfte auch signalisierten, dass sie im 
Falle einer Verfassungsbeschwerde General Pinochet unterstützen würden.671 
Diejenigen, die die Verfassungsbeschwerde unterstützten, wollten die Straflosigkeit Pinochets 
nicht weiter hinnehmen. Wäre sie angenommen worden, hätte Pinochet seine Immunität als Se-
nator verloren und leichter verklagt werden können.672 Am 10. März 1998 übergab General Pino-
chet den Oberbefehl des Militärs seinem Nachfolger, Oberkommandierenden Izurieta, und zog 
als Senator auf Lebenszeit in das chilenische Parlament ein. 
7.5.4 Das Versöhnungsklima von 1998 
Durch eine im Jahr 1997 durchgeführte Verfassungsreform wurde die Zusammensetzung des 
Obersten Gerichtshofes verändert. Die Zahl der Richter erhöhte sich von 17 auf 21, das Höchst-
alter der Richter wurde auf 75 Lebensjahre festgesetzt und Rechtsanwälte, die keine richterliche 
Laufbahn durchlaufen hatten, wurden im Obersten Gerichtshof aufgenommen. Die Konsequenz 
dieser Reform war, dass Ende 1998 nur noch drei unter General Pinochet ernannte Richter im 
Obersten Gerichtshof tätig waren. Diese Veränderung brachte auch einen Wechsel in der Ausle-
gung des Amnestiegesetzes mit sich.  
Der Oberste Gerichtshof widerrief nun Entscheidungen der Militärrichter. Diese hatten oftmals 
Verfahren über Vermisste auf der Grundlage der Amnestie eingestellt. Der Oberste Gerichtshof 
setzte somit das Argument ein, dass die Amnestie Personen und nicht Tatsachen begünstige, 
weswegen die Schuldigen erst namhaft gemacht werden müssten, eine Entscheidung, die der In-
terpretation in Richtung der Aylwin-Doktrin folgte. Ein anderes, von dem Gerichtshof benutztes 
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Argument war, dass in der Zeit, in der die Delikte begangen worden waren, die Genfer Konven-
tion gültig war, da sich Chile in einem Kriegszustand befand. Die Widerrufung der Entscheidung 
der Militärgerichte führte zur Wiedereröffnung vieler Fälle. Die Argumente der Verteidigung 
gingen in die entgegengesetzte Richtung. Erstens war ihrer Meinung nach das Delikt durch das 
Amnestiegesetz nichtig und zweitens meinten sie, die Genfer Konvention könne nur im Falle 
eines internationalen Krieges angewendet werden. Außerdem seien erst seit den Verfassungsän-
derungen von 1989 die internationalen Abkommen dem chilenischen Recht übergeordnet.673 
Die Diskussion um die Amnestie verstärkte sich nach Äußerungen des neuen Präsidenten des 
Obersten Gerichtshofes, Roberto Dávila: Das Problem der Amnestie sei, dass sie von der Militär-
regierung selber festgelegt worden war und deswegen einer vorzeitigen Begnadigung gleichkäme. 
Der Meinung von Dávila stand die der während der Militärregierung amtierenden Justizministerin 
entgegen. Mónica Madariaga behauptete, die Amnestie habe beide Seiten nach der Aufhebung 
des Ausnahmezustandes 1978 begünstigt und könne deswegen nicht als Selbstbegnadigung ver-
standen werden.674 Indessen wurde die Auslegung von Dávila von der Regierungskoalition unter-
stützt, während die Opposition sie abgelehnte.675 Die erneute Diskussion um die Amnestie ent-
fachte noch einmal die Auseinandersetzung um die Schaffung eines interpretativen Gesetzes der 
Amnestie.  
Die Kirche erklärte sich bereit, Informationen über die Vermissten entgegenzunehmen und Kar-
dinal Errázuriz rief die chilenische Gesellschaft auf, eine Lösung für die Wunden der Vergangen-
heit zu finden. Die Rechte erinnerte an ein von ihr 1995 vorgeschlagenes Interpretationsgesetz 
zur Amnestie, während die Regierung erklärte, dieses Thema befinde sich nicht in ihrem Arbeits-
programm. Die entfachte Diskussion um die Vergangenheitsbewältigung eröffnete aber nicht, 
wie zu anderen Zeiten, einen leidenschaftlichen Streit um die Vergangenheit; das politische Sys-
tem blieb ruhig. 
Wie schon bei früheren Gelegenheiten wurde im Parlament eine Initiative diskutiert, die den um-
strittenen Feiertag des 11. September aufheben sollte. Dieser Vorschlag war schon oftmals bear-
beitet und zuletzt zurückgewiesen worden. Diesmal wurde er aber dank eines Abkommens zwi-
schen dem Präsidenten des Senats, dem Christdemokraten Andrés Zaldivar und dem nun lebens-
länglichen Senator Augusto Pinochet angenommen. Während vorher die Initiative als bereits 
gescheitert gegolten hatte, führte Zaldivar private Unterredungen mit Pinochet durch, welche 
zuletzt in ein Abkommen mündeten, das den Feiertag des 11. September aufhob und den Tag der 
nationalen Einheit auf den ersten Montag im September festsetzte. Obwohl sie für die Aufhe-
bung des Feiertages am 11. September gekämpft hatten, waren sowohl die Sozialisten als auch die 
Angehörigenverbände gegen diese Lösung, weil Pinochet nun als eine Hauptfigur der Versöh-
nung dastand. Das Bild von Pinochet neben Zaldivar, als er im Senat das Abkommen unter-
zeichnete, schmerzte diese Gruppen. Die Lösung wurde aber von den anderen politischen Partei-
en und von der Regierung als ein wichtiger Schritt in Richtung Versöhnung angesehen.  
Zum allgemeinen Klima der Versöhnung kam die Einstellung des Oberkommandierenden des 
Heeres, General Izurieta, gegenüber den Prozessen wegen Menschenrechtsverletzungen. Das 
Heer hatte im Rahmen der Ermittlungen im Fall Albania die vollständige Liste der Ex-Agenten 
der CNI der Justiz übergeben. Dieser Schritt wurde als eine wichtige Wende angesehen, da das 
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Militär mit der Justiz kooperierte.676 Die Kirche feierte in der ersten Septemberwoche eine Messe 
für die Einheit der Chilenen, an der unterschiedliche politische und gesellschaftliche Gruppen 
und die Streitkräfte teilnahmen, während sowohl die Carabineros als auch die Luftwaffe und die 
Marine des 11. September, der 1998 zum letzten Mal Feiertag war, nicht in besonderer Form 
gedachten. Somit wurde dem 25. Jahrestag des Putsches zum letzten Mal als Feiertag vom Heer 
mit einer nicht öffentlichen Messe, von der Regierung mit einer Messe in der Moneda und von 
den Angehörigenverbänden und den Parteien der Linken mit Märschen und Ansprachen auf dem 
Zentralfriedhof gedacht. Diesen Ereignissen folgend hätte man Ende 1998 denken können, Chile 
befände sich auf dem Weg zur Bewältigung der Vergangenheit. Im Oktober wurde aber Senator 
Pinochet in London festgenommen und das Problem brach wieder auf. 
7.5.5 Die Reaktion der Gesellschaft 
Die Vergangenheitsbewältigung war zwischen 1996 und 1998 kein Thema mehr in der Diskussi-
on der chilenischen Gesellschaft. Obwohl die unterschiedlichen Ereignisse diskutiert wurden, 
erreichten sie nicht die Dringlichkeit, die ähnliche Situationen in den ersten Jahren der Transition 
provoziert hatten. In diese Zeit fielen wichtige Ereignisse, wie zum Beispiel die Verfassungsbe-
schwerde gegen Mitglieder des Obersten Gerichtshofes, die Verfassungsbeschwerde gegen Pino-
chet, der Einzug des Generals in den Senat und die Diskussion um die Amnestie. Keines dieser 
Ereignisse brachte aber das politische System in Unruhe oder provozierte eine tiefer gehende 
Diskussion in der Gesellschaft. Dieses Panorama sollte sich mit der Festnahme Pinochets in 
London radikal verändern.  
Abbildung 19: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (Mai 96 / Sept. 98) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang. 
Das Thema Menschenrechte war für die Chilenen in dieser Zeit auch keine Priorität, obwohl 
diejenigen, die es für wichtig hielten, in der Zeit, in der die mögliche Verfassungsbeschwerde 
gegen Pinochet diskutiert wurde, zunahmen. 
                                                
676 Vgl. Carvallo, M.: Los gestos del silencio, in: El Mercurio, 30. August 1998, S. D1. 
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Abbildung 20: Bedeutung der Menschenrechte (Jun. 96 / Jun. 98) 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos 
Die Verfassungsbeschwerde gegen Pinochet wurde von 50% der Chilenen unterstützt, während 
30% dagegen waren. Die Wähler der Parteien der Rechten waren überwiegend dagegen, während 
die der Concertación dafür waren. Die Trennung der chilenischen Gesellschaft hinsichtlich der Ver-
gangenheit war also 1998 noch vorhanden, obwohl sie nicht mehr die Leidenschaften der vorhe-
rigen Jahre hervorrief. 
Abbildung 21: Meinung über die Verfassungsbeschwerde gegen Pinochet 
 
Quelle: Informe de Prensa Encuesta Nacional, Centro de Estudios de la Realidad Contemporánea, 1998 
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7.6 Regierung Frei: Von der Festnahme Pinochets in London bis zu 
seiner Rückkehr 
7.6.1 Die Festnahme Pinochets in London 
Die Festnahme von Augusto Pinochet in London am 16. Oktober 1998 bedeutete einen tiefen 
Einschnitt im chilenischen Vergangenheitsbewältigungsprozess. Der Prozess gegen den Ex-
Präsidenten, Ex-General und lebenslangen Senator beeinflusste sowohl die politische als auch die 
juristische und kulturelle Ebene der Vergangenheitsbewältigung und zwang die chilenische Ge-
sellschaft, sich erneut mit ihrer Vergangenheit zu beschäftigen. Derweil musste die Regierung 
einen Weg zwischen dem Druck des Militärs, den Parteien der Rechten, Teilen der Bevölkerung, 
welche gegen einen Prozess gegen Pinochet im Ausland waren, und der Position der Parteien der 
Linken, den Organisationen der Angehörigenverbände und den anderen Teilen der Gesellschaft, 
welche die Verurteilung des Ex-Generals in Chile als unmöglich ansahen und deswegen einen 
Prozess gegen ihn im Ausland unterstützten, finden.677 
Die Festnahme Pinochets in London basierte auf einem gegen ihn in Spanien geführten Prozess 
wegen Völkermordes und des Verschwindens von Spaniern während der chilenischen Militärre-
gierung. Schon im Juli 1996 hatte der Oberste spanische Gerichtshof, die Audiencia Nacional, die 
spanische Justiz für diesen Fall zuständig erklärt. Nach spanischem Recht dürfen Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit abgeurteilt werden, auch wenn sie außerhalb des spanischen Territori-
ums verübt wurden, da sie gegen internationale Abkommen verstoßen.678 Verschiedene chileni-
sche Organisationen, darunter die Angehörigenverbände, beteiligten sich an diesem Prozess. Pa-
rallel zu diesem Verfahren untersuchte Richter Baltazar Garzón einen Fall gegen Mitglieder des 
argentinischen Militärs. In diesem Fall stieß Garzón auf die Existenz der Operación Condor,679 deren 
Aktivitäten er untersuchte, und weswegen er bei den englischen Behörden die Festnahme Pino-
chets verlangte. 
Die Reaktion auf die Festnahme Pinochets in London war in Chile unterschiedlich. Die Regie-
rung legte sofort ihre Position zu diesem Fall fest: Chile erkannte die Gerichtsbarkeit der spani-
schen Justiz wegen der in Chile verübten Delikte nicht an. Deswegen verlangte die Regierung die 
sofortige Freilassung Pinochets. Außerdem verstieß Großbritannien nach Meinung der Regierung 
gegen internationale Abkommen, da Pinochet mit einem Diplomatenpass reiste und deswegen 
diplomatische Immunität genoss. Präsident Frei sprach sich in Portugal gegen die Festnahme 
Pinochets aus, indem er auf den spanischen Vergangenheitsbewältigungsprozess nach der Fran-
codiktatur aufmerksam machte.  
„Was würde passieren wenn wir anfangen würden, über die Geschehnisse dieser 
Zeit zu urteilen? Hätten chilenische Gerichte das Recht, Prozesse darüber zu füh-
ren? Wir haben unsere Transition durchgeführt und beurteilen nicht die Transiti-
onen anderer Länder.“680  
Während sich die Christdemokratische Partei hinter die Regierung stellte, schlugen die Sozialisten 
und die Mitglieder der PPD einen anderen Weg ein. Der Präsident des Senats und Präsident-
                                                
677 Vgl. Wenzel, I.: Der Fall Pinochet. Die Aufarbeitung der chilenischen Militärdiktatur, Köln, 2001. 
678 Ebenda. 
679 Koordination der chilenischen, argentinischen, uruguayschen und paraguayschen Sicherheitsdienste während der 
70er Jahre. 
680 Vgl. El Mercurio: Respeto a la legalidad internacional,  in: El Mercurio, 19. Oktober 1998, S. A12. 
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schaftskandidat der Christdemokraten, Andrés Zaldívar, unternahm eine Reise nach Europa, um 
die Position der Regierung den Europäern nahe zu bringen. Vor dem Europäischen Parlament 
erklärte Zaldívar, die chilenische Transition sei sicherlich schwer zu verstehen. Das Land habe 
aber das Recht, seinen begonnenen Weg zu beenden. Die Festnahme Pinochets bringe die Tran-
sition in Gefahr und polarisiere das Land. Außerdem verteidigte Zaldivar die Position der Regie-
rung in der Hinsicht, dass die Festnahme gegen das internationale Recht, die Souveränität und die 
diplomatische Immunität verstoße.681 Nach Meinung der Sozialisten und der PPD verstieß aber 
die Festnahme des Senators nicht gegen internationales Recht, welches in ihrer Argumentation 
sogar eine gültige Grundlage für das Vorgehen des spanischen Richters bildete. Nach Meinung 
dieser Partei ermöglichten und verlangten die internationalen Abkommen die übernationale Justiz 
im Falle von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, wenn diese im Land, in denen sie begangen 
worden waren, nicht abgeurteilt wurden.682 Mitglieder der Sozialistischen Partei kritisierten nun 
auch die chilenische Transition, welche den Weg zur Gerechtigkeit in den Fällen von Menschen-
rechtsverletzungen blockiert hatte.683 Die Sozialisten gaben nicht nur ihre Meinung öffentlich 
bekannt, Mitglieder der Partei reisten sogar nach London und die Partei schrieb an den engli-
schen Innenminister Jack Straw, um die Auslieferung Pinochets nach Spanien zu unterstützen. 
Diese Handlungen gingen genau in die entgegengesetzte Richtung der Aktionen der Regierung, 
was die Beziehungen in der Regierungskoalition stark anspannte. 
Die Parteien der Rechten sprachen sich gegen die Festnahmen Pinochets aus. Auch sie sahen 
diese als einen Eingriff in chilenische Angelegenheiten und in die Souveränität an. Außerdem 
brachte sie ihrer Meinung nach die chilenische Transition in Gefahr.684 Die Streit- und Polizei-
kräfte gaben ihre Sorge und ihre Unterstützung gegenüber Pinochet bekannt und sprachen sich 
gegen die Festnahme aus. Sie stellten sich aber klar hinter die von der Regierung initiierten Akti-
onen zur Rückkehr des Ex-Generals. 
Der Präsident des Obersten Gerichtshofes, Roberto Dávila, hatte ebenfalls eine negative Mei-
nung über das Vorgehen der englischen Behörden und der spanischen Richter. Seiner Meinung 
nach kam nur chilenischen Gerichten die Gerichtsbarkeit über die im Lande begangenen Verbre-
chen zu.685  
Nach Meinung der Kirche beleuchtete die Festnahme des Ex-Generals in London die Wirklich-
keit des chilenischen Vergangenheitsbewältigungsprozesses, in dem verschiedene Angelegenhei-
ten ungelöst geblieben waren, welche immer wieder hervortraten und die Versöhnung gefährde-
ten.686 
Währenddessen wurde die Festnahme Pinochets von den Angehörigenverbänden, den Men-
schenrechtsorganisationen, den Menschenrechtsrechtanwälten und der außerparlamentarischen 
Linken gefeiert. Sie waren für die Auslieferung Pinochets und seine strafrechtliche Verfolgung in 
Spanien. Viele dieser Organisationen waren auch an dem in Spanien geführten Prozess beteiligt. 
                                                
681 Vgl. El Mercurio: Piden acudir a Corte interamericana de DDHH, in: El Mercurio, 16. Dezember 1998, S. C2. 
682 El Mercurio: PS y PPD desestiman inmunidad diplomática, in: El Mercurio, 19. Oktober, 1998, S. C2. 
683 Vgl. Correa, R.: PS: En la cuerda floja, in: El Mercurio, 31. Januar, 1999, S. D2. 
684 Vgl. El Mercurio: UDI pide convocatoria al Cosena, in: El Mercurio, 19. Oktober, 1998, S. C3. 
685 Vgl. El Mercurio: Pdte. Corte Suprema rechaza intromisión en justicia chilena, in: El Mercurio, 21. Oktober, 1998, S. C1. 
686 El Mercurio: Un paso atrás en la reconcialiación, in: El Mercurio, 21. Oktober, 1998, S. C2. 
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Ihrer Meinung nach war die Suche nach Gerechtigkeit in Chile gescheitert, weswegen sie nun im 
Ausland gesucht werden musste.687  
„In Chile haben wir keine Gerechtigkeit erreicht, das internationale Recht ermög-
licht, dass die Verbrechen gegen die Menschlichkeit in irgendeinem Land der Welt 
abgeurteilt werden“, erklärte die Präsidentin der Organisation der Familien der 
Festgenommenen und Vermissten, Viviana Diaz.  
Ihrer Meinung nach brachte die Festnahme Pinochets die chilenische Transition nicht in Gefahr. 
„Solange die Verantwortlichen nicht verurteilt und bestraft werden, werden wir ein unerledigtes 
Problem haben, unabhängig von den Jahren, die vergehen.“688  
Die Festnahme Pinochets öffnete wieder die Wunden der unbewältigten chilenischen Vergan-
genheit und die alten tiefen Teilungen der chilenischen Gesellschaft traten erneut ans Tages-
licht.689 Die sich – teilweise gewaltsam – gegenüberstehenden Gruppen gingen auf die Straße, um 
ihre Meinung kundzutun. Mitglieder der rechten Parteien reisten nach London, um den Ex-
General zu unterstützen. Manche Sozialisten gingen denselben Weg, aber um gegen den General 
auszusagen, während die Regierung auf der Grundlage der Souveränität versuchte, Pinochet nach 
Chile zurückzubringen. 
Die unerwartete Situation brachte die Regierung Frei in eine schwierige Lage. Das politische Sze-
nario verkomplizierte sich erneuert. Die Regierung musste das Gleichgewicht zwischen dem von 
den Streitkräften und der Rechten ausgeübten Druck und der harten Position der weiter links 
stehenden Parteien der eigenen Koalition aufrechterhalten. Dazu kam der Ausbruch der unter-
schiedlichen Positionen auf der Straße. Die Regierung war sich darüber im Klaren, dass die O-
berkommandierenden der Streitkräfte sich hinter die Regierung stellen würden, wenn sich diese 
für die Freilassung Pinochets einsetzte. Die Streitkräfte wussten, dass die Zeiten der Gewaltaus-
brüche vorbei waren, aber hauptsächlich für General Izurieta, Chef des Heeres, war es nicht im-
mer leicht, die Ruhe in seinen Reihen zu erhalten. Anderseits hatte die ausgehandelte chilenische 
Transition die Verurteilung Pinochets, eine Voraussetzung für die Gerechtigkeit in den Augen 
der Sozialisten, in Chile unmöglich gemacht, weswegen für die Sozialisten nur ein Prozess im 
Ausland das Ende der Vergangenheitsbewältigung ermöglichen würde.  
Somit setzte die chilenische Regierung ihren Akzent auf die Verteidigung der Souveränität und 
der diplomatischen Immunität. Sie unterstrich aber, dass sie nicht die Person Pinochets verteidi-
ge, und dass dieser in Chile vor Gericht gestellt werden müsse. Somit ergab sich die paradoxe 
Situation, dass Minister der Regierung, zum Beispiel der sozialistische Außenminister José Miguel 
Inzulza, der während der Militärregierung im Exil gewesen war, sich für die Freilassung Pinochets 
einsetzten. Die Regierung wurde hauptsächlich im diplomatischen Rahmen aktiv, indem sie so-
wohl der spanischen als auch der englischen Regierung ihre Position erläuterte. Beide europäi-
schen Regierungen antworteten aber, es handle sich um ein juristisches Problem, weswegen sie 
keinen Einfluss auf die Situation hätten. Die Lösung führte also für die Europäer über die Ge-
richte; eine Position, welche die Beziehungen zwischen Chile und den beiden beteiligten Ländern 
stark anspannte.690 
                                                
687 Vgl. Loveman, B., E., Lira: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990-2002. 
688 Vgl. Correa, R.: Ni perdón ni olvido, in: El Mercurio, 20. Dezember 1998, S. D2.   
689 Vgl. Loveman, B., E., Lira: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990-2002. 
690 Vgl. El Mercurio: Aznar y Blair se apartan del Caso Pinochet in: El Mercurio, 26. Oktober 1998, S. A1. 
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Am 28. Oktober 1998 sprach der englische High Court Pinochet die Immunität zu, ein Urteil, das 
aber vom House of Lords bestätigt werden musste. Währenddessen sprach sich die Audiencia 
Nacional in Spanien gegen eine Berufung der Staatsanwaltschaft aus, welche behauptete, die spani-
sche Justiz hätte keine rechtliche Handhabe, die von Pinochet begangenen Delikte zu untersu-
chen. Danach verlangte Spanien offiziell die Auslieferung von Pinochet. Am 25. November 1998 
widerrief das House of Lords die Immunität Pinochets und am 9. Dezember gab der englische 
Innenminister Jack Straw den Weg für die Auslieferung Pinochets frei. Somit hatte der lange Weg 
des Falles Pinochet in der englischen Justiz begonnen. (Siehe chronologische Darstellung) 
Die chilenische Regierung saß auf einem Pulverfass. Auch die zweite Regierung der Concertación 
hatte die Vergangenheitsbewältigung nicht abschließen können. Der Wahlkampf für die 1999 
stattfindenden Präsidentschaftswahlen näherte sich, und Frei wollte seinem Nachfolger ein be-
friedetes Land übergeben.691 Die Situation sah aber anders aus. Die Regierung versuchte nach 
außen weiterhin, durch diplomatische Bemühungen Pinochet frei zu bekommen. Nach innen war 
die Regierungskoalition tief gespalten. Die Parteien der Rechten hatten sich zusammengeschlos-
sen. Ihre Kritik gegenüber den Aktionen der Regierung wurde immer heftiger. Die Situation in 
den Streit- und Polizeikräften war kompliziert, die Institutionen unterstützten aber trotz immer 
wieder aufkommender Probleme weiterhin die Handlungen der Regierung. Aber sowohl die Re-
gierung als auch die Oberkommandierenden befürchteten Unruhe in ihren Reihen. Somit hatten 
sich die Beziehungen zwischen Regierung und Militär „pinochetisiert“ und der neue Oberbe-
fehlshaber des Heeres General Izurieta musste sich statt der Modernisierung des Heeres der Ver-
gangenheitsbewältigung widmen.692 
7.6.2 Chronologische Darstellung des Pinochet-Falles in London 
16. Oktober 1998: Pinochet wird auf Bitten des spanischen Richters Baltazar Garzón in London 
festgenommen. 
22. Oktober 1998: Die Verteidigung des Senators reicht vor dem englischen High Court ein habeas 
corpus ein, welches sich auf die Immunität Pinochets als Ex-Staatsoberhaupt beruft und eine Revi-
sion seiner Festnahme verlangt. 
28. Oktober 1998: Der High Court erkennt Pinochets Immunität als Ex-Staatsoberhaupt an, seine 
Festnahme wird aber nicht aufgehoben, da das Urteil vor dem House of Lords in Revision geht. 
5. November 1998: Die spanische Audiencia Nacional erklärt, dass die spanische Justiz Gerichtsbar-
keit besitze, um Verbrechen gegen die Menschlichkeit, welche in anderen Ländern (Chile und 
Argentinien) begangen wurden, abzuurteilen. Somit verlangt Spanien die Auslieferung Pinochets 
aus England. 
25. November 1998: Das House of Lords lehnt mit 3 gegen 2 Stimmen das Urteil des Highcourt ab 
und erkennt somit die Immunität Pinochets als Ex-Staatsoberhaupt nicht an. Pinochet bleibt in 
Erwartung der Auslieferungsentscheidung des englischen Innenministers Jack Straw weiter unter 
Arrest. 
9. Dezember 1998: Jack Straw erlaubt den Auslieferungsprozess gegen Pinochet an Spanien.  
11. Dezember 1998: Pinochet stellt sich dem englischen Gericht von Bow Street, welches den Pro-
zess seiner Auslieferung nach Spanien führt. 
                                                
691 Vgl. Loveman, B., Lira, E.: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990-2002. 
692 Carvallo, M.: Las maniobras del Ejército, in: El Mercurio, 6. Dezember 1998, S. D4. 
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15. Dezember 1998: Die Verteidigung Pinochets verlangt vor dem House of Lords die Aufhebung 
des Urteils vom 25. November, da Lord Leonard Hoffmann, einer der Richter, enge Beziehun-
gen zu Amnesty International habe, die sich am Prozess beteiligt hatte. 
17. Dezember 1998: Eine Kommission von fünf Law Lords nimmt die Argumentation der Verteidi-
gung auf und hebt das Urteil vom 25. November 1998 auf. 
11. Januar 1999: Sieben Law Lords werden ernannt, um das Urteil des High Court, welches die Im-
munität Pinochets aberkannte, zu revidieren. 
13. Januar 1999: Die chilenische Regierung entscheidet, sich am Gerichtsverfahren zu beteiligen. 
Dies steigert die Spannungen in der Regierungskoalition, obwohl die Regierung versichert, dass 
nicht Pinochet verteidigt wird, sondern die Souveränität Chiles, um die im Land begangenen De-
likte selbst abzuurteilen.  
24. März 1999: Das House of Lords gibt sein Urteil bekannt, in dem es die Immunität Pinochets 
bis zum Jahr 1988 anerkennt, weil in diesem Jahr England den Vertrag gegen die Folter bei den 
Vereinten Nationen unterschrieben hätte, welcher den Ländern internationale Gerichtsbarkeit 
über diese Art von Verbrechen verleihe. Dieser Vertrag ist aber in der Meinung der Lords nicht 
rückwirkend, weswegen Pinochet nur wegen Vergehen der Folterung nach 1988 ausgeliefert wer-
den kann. Die Entscheidung der Auslieferung liegt nun wieder in den Händen von Innenminister 
Jack Straw. Die Regierung Chiles sieht im Urteil der Lords die Anerkennung der von ihr verteidig-
ten Prinzipien. Sie setzt sich aber weiterhin bei Innenminister Jack Straw für eine Freilassung 
Pinochets ein und argumentiert, Chile habe ein höheres Recht, Pinochet zu richten. Der Ex-
General müsste sich in Chile nach seiner Rückkehr wegen der begangenen Verbrechen vor Ge-
richt verantworten. Die Sozialistische Partei bittet Jack Straw, den Weg für die Auslieferung nach 
Spanien zu ebnen, eine Einstellung, die von den Christdemokraten hart kritisiert wird, da sie sich 
gegen die von der Regierung eingeschlagene Richtung stellt. Die Streitkräfte geben ihre Frustrati-
on bekannt und verlangen weiterhin die Rückkehr des Ex-Generals. 
15. April 1999: Innenminister Jack Straw erlaubt zum zweiten Mal den Auslieferungsprozess ge-
gen Pinochet mit der Begründung, die Verbrechen gegen die Folterkonvention müssten vor Ge-
richt gebracht werden. General Izurieta, Oberhaupt des Militärs, reist nach London, um Pinochet 
zu besuchen. Die von der Regierung bewilligte Reise spannt trotzdem die Beziehungen der Re-
gierung zum Militär an. Izurieta erklärt, dass die Festnahme Pinochets die „Moral, die Gefühle 
und das Denken innerhalb der militärischen Reihen beeinflusst.“693  
27. Mai 1999: Der Divisional Court von London lehnt die Bitte der Verteidigung Pinochets ab, die 
Entscheidung von Innenminister Straw gerichtlich zu revidieren. Somit kehrt der Fall Pinochet 
zum Auslieferungsprozess vor dem Gericht von Bow Street zurück. Die chilenische Regierung 
diskutiert nun die Möglichkeit, die Rückkehr von Pinochet aus humanitären Gründen von der 
englischen Regierung zu erbitten.  
3. September 1999: Die chilenische Regierung schlägt der spanischen Regierung einen internationa-
len Schiedsspruch vor, um den Fall Pinochet zu beenden. Der Vorschlag wird aber von Madrid 
abgelehnt, weil sich nach Meinung der spanischen Regierung der Fall Pinochet nicht in der Exe-
kutive, sondern in den Händen der Judikative befinde, weswegen ein Schiedsspruch zwischen 
Staaten nicht angebracht sei. 
                                                
693 Vgl. El Mercurio: Caso Pinochet afecta Moral y Sentir del Ejército, in: El Mercurio, S.  C3,  30. April 1999. 
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22. September 1999: Die chilenische übergibt der englischen Regierung die Resultate der letzten 
medizinischen Untersuchungen Pinochets. 
27. September 1999: Der Auslieferungsprozess gegen Pinochet in London beginnt. Die Ankläger 
verklagen Pinochet wegen 35 Fällen von Folterungen, die nach 1988 geschehen sind. Diese Er-
eignisse werden von den Verteidigern bestritten. 
8. Oktober 1999: Richter Bartle entscheidet sich für die Auslieferung Pinochets nach Spanien. Der 
Fall Pinochet liegt nun wieder in den Händen des House of Lords.  
14. Oktober 1999: Die chilenische Regierung verlangt förmlich von der englischen Regierung die 
Freilassung Pinochets aus humanitären Gründen. Die Sozialisten sind nun auch eher für die 
Rückkehr des Senators, da die Präsidentschaftswahl vor der Tür steht. 
6. November 1999: Der englische Minister erklärt sich bereit, die humanitären Gründe für die Frei-
lassung Pinochets in Betracht zu ziehen. 
5. Januar 2000: Pinochet wird unterschiedlichen medizinischen Untersuchungen unterzogen. 
11. Januar 2000: Der englische Innenminister Jack Straw entscheidet, dass Pinochet wegen seiner 
angegriffenen Gesundheit nicht nach Spanien ausgeliefert werden kann. 
24. Januar 2000: Belgien und verschiedene internationale Menschenrechtsorganisationen gehen in 
Berufung gegen die Entscheidung Straws, Pinochet aus humanitären Gründen freizulassen. 
31. Januar 2000: Der Englische High Court weist die Berufung zurück. 
15. Februar 2000: Das Berufungsgericht des englischen High Court urteilt, dass der medizinische 
Bericht über die gesundheitliche Situation Pinochets Spanien, Belgien, Frankreich und der 
Schweiz, den Ländern, welche die Auslieferung des Ex-Generals verlangt hatten, bekannt gege-
ben wird. 
16. Februar 2000: Der medizinische Bericht wird in der spanischen Presse veröffentlicht. 
22. Februar 2000: Richter in Spanien, Belgien und Frankreich urteilen, dass Pinochets gesundheit-
liche Verfassung kein Hindernis für ein gerichtliches Verfahren darstellt. Auch die Schweiz argu-
mentiert in dieser Richtung. 
2. März 2000: Innenminister Jack Straw entscheidet trotz allem, Pinochet aus humanitären Grün-
den freizulassen.  
März 2000: Pinochet kehrt nach Chile zurück. 
7.6.3 Die strafrechtlichen Konsequenzen der Festnahme Pinochets 
Im Jahr 1998 gab es eine erneuerte am Obersten Gerichtshof, aufgrund der die Richter mit 75 
Jahren pensioniert werden. Diese Reform brachte neue Richter in die Kammer für strafrechtliche 
Verfahren des Obersten Gerichtshofes und mit ihnen eine neue Interpretation der Amnestie. In 
seiner neuen Zusammensetzung erkannte die Kammer in einem Urteil von 1998 die Vorrangig-
keit der Genfer Konvention an und lehnte die Schließung der Verfahren wegen Menschenrechts-
verletzungen ab. Dazu kamen Anfang 1999 neue Fälle, in denen die Amnestie nach denselben 
Argumenten der Aylwin-Doktrin nicht angewendet wurde. 
Außerdem hatte die Festnahme Pinochets in London einen starken Einfluss auf die chilenischen 
Gerichte. Im Januar 1998 hatte die Kommunistische Partei eine Anklage gegen General Pinochet 
wegen Völkermord, Mord, illegaler Beisetzung und Entführung eingereicht. Das Berufungsge-
richt hatte den Richter Juan Guzmán für die Ermittlungen in diesem Falle ernannt. Im Laufe der 
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Jahre 1998 und 1999, hauptsächlich nach der Festnahme Pinochets in London, häuften sich nun 
die Anklagen verschiedener Organisationen und Personen gegen Pinochet vor Richter Guzmán 
(52 am 31. Dezember 1999). Dieser führte unzählige Ermittlungen im ganzen Land durch, wel-
che hauptsächlich das Ziel hatten, die Überreste der Vermissten zu finden. Es hieß, dass diese 
Veränderung in den Entscheidungen der chilenischen Justiz ohne die Festnahme Pinochets in 
London unmöglich gewesen wäre.694 
Zu den neuen Bewegungen in der chilenischen Justiz kamen die verschiedenen Entscheidungen 
der Gerichte im Ausland, welche Fälle bearbeiteten, in die chilenische Mitglieder der Streitkräfte 
verwickelt waren, wie in den Fällen Prats in Argentinien, Leigton in Italien und Letelier in den 
Vereinigten Staaten.  
In einer weiteren Wende seiner historischen Position nahm im April 1999 der Oberste Gerichts-
hof die Bitte der Familie Jiménez auf, im Fall Tucapel Jiménez695 den Richter auszuwechseln. Der 
Richter Valenzuela Patiño hatte in den vergangenen 17 Jahren den Fall nicht lösen können, wes-
wegen nun der jüngste Richter des Berufungsgerichtes, Sergio Muñoz Gajardo, mit dem Fall be-
auftragt wurde. Diese Entscheidung wurde als eine Reaktion auf den Fall Pinochet interpretiert. 
Die chilenische Justiz wollte zeigen, dass es möglich war, in Chile Gerechtigkeit zu erreichen.696 
Der eigentliche Umbruch kam aber im Juli 1999. Am 8. Juli hatte Richter Guzmán Tapia im Fall 
der Todeskarawane,697 welcher unter die Amnestie fiel, die Prozessführung gegen fünf Ex-
Mitglieder des Militärs beschlossen. Die Grundlage der Entscheidung des Richters war „fortdau-
ernde Entführung“. Dieser These nach gelten die Vermissten Personen als entführt, bis festge-
stellt werden kann, dass sie tot sind. Das Verbrechen bleibt demzufolge bestehen, bis die Um-
stände des Todes der Person festgestellt und bis ihre Überreste gefunden worden sind. Diese 
neue Auslegung umgeht die Anwendung der Amnestie. Sie wurde aber vom Berufungsgericht 
angenommen und nun auch vom Obersten Gerichthof akzeptiert. Diese Entscheidung öffnete 
nun ein neues Szenario für die gerichtliche Vergangenheitsbewältigung in Chile. Die neue 
Rechtsauffassung konnte die 200 Menschenrechtsfälle, die noch von den Gerichten bearbeitet 
wurden, beeinflussen und die Widereröffnung von ca. 1.300 anderer Verfahren bewirken. 
Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes rief die sofortige Reaktion der unterschiedlichen 
Akteure der Vergangenheitsbewältigung hervor. Die Parteien der Rechten kritisierten die neue 
Art der Interpretation der Amnestie, da sie im Grunde die Aufhebung des Gesetzes bedeute, eine 
Initiative, die nur in den Händen des Parlamentes liege und nicht in der Justiz.698 Auch die Ober-
befehlshaber der Streitkräfte und der Polizei sahen in der neuen Interpretation der Amnestie ein 
Problem, da es unzählige Mitglieder aus ihren Reihen vor Gericht bringen würde699. Währendes-
sen war die Regierungskoalition der Meinung, dass die Entscheidungen der Gerichte respektiert 
werden müssten.700 
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695 Verfahren wegen des Todes des Gewerkschaftsführers Tucapel Jiménez 1982. 
696 Carvallo, M.: El vuelco judicial, in: El Mercurio, 18. April 1999, S. D1. 
697 Ermittlungsverfahren gegen den Ex-General Sergio Arellano Stark, sowie gegen die ehemaligen Heeresoffiziere 
Sergio Arredondo González, Patricio Díaz Araneda, Pedro Espinoza Bravo und Marcelo Morén Brito wegen des 
Todes verschiedener Personen im Norden und Süden Chiles im Jahr 1973.  
698 Vgl. El Mercurio: Oposición cuestiona actuación del Poder Judicial, in: El Mercurio, 23. Juli, 1999, S. A1. 
699 Vgl. El Mercurio: FF.AA pidieron solución definitiva en DD.HH, in: El Mercurio, 24. Juli, 1999, S. A1. 
700 Vgl. El Mercurio: Concertación pide respetar fallos judiciales, in: El Mercurio, 24. Juli, 1999, S. C2. 
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Schon seit der Festnahme Pinochets in London hatten verschiedene Akteure der Vergangen-
heitsbewältigung die Suche nach einer Alternative, welche den Abschluss dieses Prozesses ermög-
lichen sollte, angesprochen. Die Meinungen gingen aber weiterhin auseinander. Die Angehöri-
genverbände, die Kommunistische Partei und die Sozialisten waren gegen eine politische Lösung. 
Ihrer Meinung nach ging die chilenische Justiz den Weg der Gerechtigkeit und durfte dabei nicht 
gestört werden:  
„Die Fälle von Menschenrechtsverletzungen müssen im Rahmen der Gerichte un-
tersucht werden. Es liegt nur in ihrer ausschließlichen Zuständigkeit, die Wahrheit 
festzustellen und Gerechtigkeit zu erlangen und Einmischungen aus dem politi-
schen Bereich sind unannehmbar.“ 701  
Die Parteien der Rechten suchten eine politische Lösung, welche die Möglichkeit geben sollte, die 
Überreste der Vermissten zu finden. Für die Rechte war der Abschluss der Vergangenheitsbewäl-
tigung angesichts der sich nähernden Präsidentschaftswahlen ein wichtiger Schritt.702 Die Streit- 
und Polizeikräfte sahen mit Unbehagen die sich mehrenden Vorladungen von Mitgliedern aus 
ihren Reihen vor Gericht. Sie versuchten, von der Regierung eine endgültige Lösung der Men-
schenrechtsproblematik zu erreichen. 
In den Streitkräften hatte sich aber in den davor liegenden Monaten auch viel geändert. Der Mili-
tärstaatsanwalt, General Fernando Torres Silva, welcher einen starken Einfluss auf die strafrecht-
liche Vergangenheitsbewältigung gehabt hatte, dankte in April 1999 ab. Dies wurde als Wende im 
Militär interpretiert.  
„Es gab Gespräche mit dem Chef Kapitän des Heeres, welche mich zu dem 
Schluss brachten, dass ich abdanken müsse, weil meine Gegenwart ein Hindernis 
für die Lösung der strafrechtlichen Probleme der Institution bilden könnte“, er-
klärte Torres Silva.  
Neu war auch die sofortige Überstellung der Angehörigen des Militärs, die im Falle Tucapel Ji-
ménez angeklagt waren, an die Gerichte. 703 
Somit änderte die Festnahme Pinochets mit ihrem Einfluss auf die chilenische Justiz den Vergan-
genheitsbewältigungsprozess. Die Suche unterschiedlicher Gruppen nach einer endgültigen poli-
tischen Lösung der Menschenrechtsproblematik fand aber am Anfang keine positive Aufnahme 
in der Regierung. Diese hatte einerseits das Interesse, dieses Kapitel der Transition endlich zu 
schließen und dem nächsten Präsidenten das Land befriedet zu übergeben. Aber die Erfahrungen 
aus den vorherigen gescheiterten politischen Lösungen hielten Präsident Frei von diesem Weg 
ab.704 
7.6.4 Der runde Tisch 
In diesem Rahmen suchte der zum zweiten Mal ernannte Verteidigungsminister Edmundo Pérez 
Yoma einen Ausweg. Die Regierung suchte eine Lösung, an der sich alle Akteure beteiligten. Die 
Idee des Ministers war, dass sich alle Akteure an einen Tisch setzen und zusammen einen Weg 
                                                
701 Vgl. El Mercurio: PS rechaza fórmula Política sobre Derechos Humanos, in: El Mercurio, 28. Juli, 1999, S. C1. 
702 Vgl. Loveman, B., Elizabeth, L.: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990 - 2002. 
703 Vgl. Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos Primer Semestre 1999, Santiago, 1999. 
704 Vgl.Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos Segundo Semestre 1999, Santiago, Chile, 1999; Loveman, B., 
Elizabeth, L.: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990- 2002. 
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aushandeln, welcher die anhaltenden Probleme der Vergangenheitsbewältigung zu überwinden 
helfen sollte. Pérez Yoma rechnete hauptsächlich mit der veränderten Position der Streit- und 
Polizeikräfte, welche signalisierten, dass sie bereit wären, Informationen über die Vergangenheit 
zusammenzutragen, um so das Schicksal der Vermissten zu klären.705 
Die Einrichtung des Mesa de Diálogo (runden Tisches) war aber kein leichtes Unterfangen. Die 
Festnahme Pinochets, die Wende der strafrechtlichen Vergangenheitsbewältigung und die baldi-
gen Präsidentschaftswahlen hatten eine neue Situation geschaffen, 706 nicht alle waren aber zu 
einem Dialog bereit. Der Widerstand kam hauptsächlich von den Angehörigenverbänden. Ihrer 
Meinung nach versuchte die Initiative einerseits, die Rückkehr Pinochets nach Chile zu beschleu-
nigen, anderseits könnte sie die Entscheidungen der Gerichte, welche hauptsächlich nach der 
Festnahme des Generals in Richtung Wahrheit und Gerechtigkeit gingen, beeinflussen.707 Manche 
Mitglieder der Sozialistischen Partei sprachen sich auch gegen die Initiative aus; ihrer Meinung 
nach hatte sich die Einstellung der Streitkräfte nicht verändert, weswegen nichts erreicht werden 
würde und die Aktionen der Gerichte behindert werden könnten,708 aber auch Teile der Rechten 
und der Streitkräfte sahen in dieser Initiative eine mögliche Falle.709 
Die Menschenrechtsanwälte fanden sich jedoch zu einem Dialog bereit. Es waren also diejenigen, 
die sich seit der Zeit der Militärregierung vor den Gerichten für die Wahrheit und die Gerechtig-
keit im Bereich der Menschenrechtsverletzungen eingesetzt hatten. Ihrer Meinung nach stellte der 
Mesa de Diálogo eine Möglichkeit dar, einerseits Informationen über das Schicksal der Vermissten 
zu erlangen und anderseits in der Anerkennung der Menschenrechtsverletzungen seitens der 
Streitkräfte voranzukommen.710 Sie glaubten an eine Veränderung in den Streitkräften:  
”[I]ch glaube, dass das institutionelle Kommando von heute nicht das Komman-
do von gestern ist. Und das heutige Kommando trägt nicht die Verantwortung für 
die institutionelle Repressionspolitik. Diese Situation macht den Dialog möglich“, 
erklärte die bekannte sozialistische Menschenrechtsanwältin Pamela Pereira.711 
Vor diesem Hintergrund begannen die Versammlungen des Mesa de Diálogo am 21. August 1999. 
Es nahmen Vertreter der Streitkräfte und der Polizei, der Kirchen, der Regierung und verschie-
dene Persönlichkeiten der chilenischen Zivilgesellschaft teil; im Ganzen saßen 22 Personen am 
Tisch. Es war das erste Mal, dass sich Personen mit so unterschiedlichen Ansichten der chileni-
schen Vergangenheit gegenübersaßen, weswegen Spannungen zu erwarten waren. Pamela Pereira, 
deren Vater als Vermisster galt, weigerte sich am ersten Dialogtag mit folgendem Argument, den 
Vertretern der Streit- und Polizeikräfte als Gruß die Hand zu geben. „Mein Vater glaubte an das 
Ehrenwort eines Offiziers, der ihn holte, und er ist nie wieder zurückgekommen, deswegen glau-
be ich nicht an die Ehre eines Soldaten.“712 
In den ersten Versammlungen wurde frei darüber diskutiert, welches die Ziele des Tisches sein 
sollten. In einer zweiten Etappe wurde besprochen, welcher Weg zur Wahrheit über die Schicksa-
                                                
705 Vgl. El Mercurio: Buscan que involucrados logren acuerdo en DD.HH, in: El Mercurio, 1. August 1999, S. C1. 
706 Vgl. Loveman, B., Elizabeth, L.: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990 - 2002. 
707 Vgl. Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos Segundo Semestre 1999. 
708 Vgl. El Mercurio: Socialistas divididos por diálogo de DD.HH, in: El Mercurio, 6. August, 1999, S. C3. 
709 Vgl. Loveman, B., Elizabeth, L.: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990 - 2002. 
710 Vgl.Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos Segundo Semestre. 
711 Vgl. Correa, R.: Derecho a dialogar, in: El Mercurio, 22. August 1999, S. D2. 
712 Vgl. El Mercurio: Sin Agenda partió Mesa de DD.HH, in: El Mercurio, 22. August 1999, S. A.1. 
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le der Vermissten führen könne und von den verschiedenen Mitgliedern des Tisches der histori-
sche Kontext der zu bewältigenden Vergangenheit erläutert. 
In dieser Atmosphäre wurde zum zweiten Mal ohne großes Interesse der „Tag der Einheit“ ge-
feiert. Es wurde klar, dass der vor einem Jahr festgelegte Feiertag nur geringe Bedeutung für die 
chilenische Gesellschaft hatte. An den 11. September, der zum ersten Mal kein Feiertag war, 
wurde in größerer Ruhe als gewohnt erinnert. Die Streit- und Polizeikräfte hielten intern eine 
Messe, während Angehörigenverbände und die Menschenrechtsorganisationen ihre schon traditi-
onellen Märsche durchführten. Dem explosiven Thema der Vergangenheitsbewältigung wurde, 
obwohl Pinochet weiterhin in London unter Arrest war, die chilenischen Gerichte die Amnestie 
gegen die historische Interpretation anwendeten und unzählige Mitglieder der Streitkräfte ange-
klagt wurden, die Kraft genommen. Diese neue Situation ergab sich einerseits dank des Dialogs 
der unterschiedlichen Akteure des Konfliktes an dem Mesa de Diálogo und anderseits, weil die Prä-
sidentschaftswahlen in vollem Gange waren. Und zum ersten Mal in der Transition gewann der 
Kandidat der Regierungskoalition, Ricardo Lagos, die Wahl nicht gegen den Anwärter der Koali-
tion der Parteien der Rechten, Joaquín Lavín. Also fand eine harte zweite Runde im Januar 2000 
statt, aus welcher der Sozialist Ricardo Lagos als Sieger hervorging. Beide Kandidaten sprachen 
sich während ihrer Kampagne für die Rückkehr Pinochets nach Chile aus und dafür, dass er sich 
vor chilenischen Gerichten verantworten sollte. 
Obwohl die Arbeit des Mesa de Diálogo von all ihren Mitgliedern unterstützt wurde, konnte bis 
Ende Februar kein endgültiges Abkommen erlangt werden. Jack Straw hatte schon Ende Januar 
signalisiert, dass Pinochet aus humanitären Gründen ins Land zurückkehren würde, eine Situati-
on, die nach Meinung der Mitglieder der Mesa de Diálogo ihre Arbeit nicht beeinflussen würde. Die 
Rückkehr des Ex-Generals brachte aber den Vergangenheitsbewältigungsprozess wieder zum 
Stillstand. 
7.6.5 Die Rückkehr des Generals 
Das Land hatte sich schon auf die Rückkehr des Ex-Generals vorbereitet. Präsident Frei erklärte, 
dass seine Regierung den von ihr aufgenommenen Kompromiss, Pinochet nach Chile zurückzu-
bringen, eingehalten habe. Das einzige Ziel der Regierung war, so Frei, die Einhaltung des institu-
tionellen Friedens in Chile und die Verteidigung der Gerichtsbarkeit und Souveränität der chile-
nischen Gerichte. Nun müsste die chilenische Justiz über die Zukunft von Ex-General Pinochet 
entscheiden.713 Der chilenische Staat beteiligte sich durch den Consejo de Defensa del Estado an der 
Anklage gegen Pinochet. Obwohl diese Institution unabhängig von der Regierung handelt, unter-
stützte diese die Entscheidung, da sie „beweist, dass in Chile die Justiz funktioniert.“714 
Als Mitglied des chilenischen Senates genoss Pinochet ein Sonderrecht, welches allen Mitgliedern 
des Parlaments Immunität verleiht. Zur Zeit seiner Rückkehr nach Chile hatten unterschiedliche 
Organisationen und Privatpersonen sechzig Anklagen vor dem Richter Guzmán eingereicht. 
Während Pinochet nach Chile flog, wurde vor dem Berufungsgericht von Santiago die Entzie-
hung seiner Immunität verlangt. Dies wurde als erster Schritt für die Aburteilung Pinochets in 
Chile im Fall Caravana de la Muerte getan, deren Untersuchung am weitesten fortgeschritten war. 
Die ganze Welt schaute nun auf die Verhandlungen der chilenischen Justiz im Falle Pinochet.715 
                                                
713 Vgl. El Mercurio: He cumplido mi compromiso, in: El Mercurio, 3. März 2000, S. A1. 
714 Vgl. Innenminister Raul Troncoso in El Mercurio: CDE Descartó Presiones del Gobierno, in: El Mercurio, 9. März 
2000, S. C5. 
715 Die chilenische Regierung soll in den Verhandlungen für die Rückkehr des Generals den Kompromiss eingegan-
gen sein, ihn in Chile vor Gericht zu bringen; El Mercurio: Historia Posible, in: El Mercurio, 8. März 2000, S. D2. 
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Nach Meinung des Präsidenten des Obersten Gerichtshofes „sind die chilenischen Gerichte dazu 
befugt, diesen Fall zu verhandeln, und sie sind auch fähig, es zu tun.“716 
Die Angehörigenverbände glaubten nicht an die Möglichkeit eines gerichtlichen Prozesses gegen 
Pinochet in Chile. Ihrer Meinung nach aber war Pinochet von der Welt moralisch verurteilt wor-
den.717 Die Position der Concertación war, dass der Fall Pinochet in den Händen der Gerichte blei-
ben müsse.718 Die Festnahme Pinochets in London hatte indessen den Parteien der Rechten die 
Möglichkeit gegeben, sich von der Person Pinochets zu entfernen, was die Chancen der Koaliti-
on, die Stimmen der Mitte des politischen Systems zu erobern, erhöhte. Obwohl sie weiterhin das 
Werk seiner Regierung unterstützten, gaben sie nun seiner Person keinen praktischen Einfluss 
auf die aktuelle Politik. Ein wichtiges Zeichen war, dass die Parteien der Rechten keine speziellen 
Aktivitäten für die Rückkehr Pinochets organisierten.719 
Das Heer bereitete allerdings seinem Ex-Oberhaupt einen großen Empfang. Die Mitglieder der 
anderen Teile der Streitkräfte und der Polizei und manche Persönlichkeiten der Rechten nahmen 
Teil. Als er in Chile ankam, erhob er sich von seinem Rollstuhl und lächelte, um seine Freunde zu 
begrüßen.  
Diese Ereignisse versetzten die chilenische Politik in Aufregung. Während die Sozialisten den 
Empfang Pinochets energisch ablehnten, rief die Regierung zur Ruhe auf. Eine direkte Konse-
quenz der Wiederkehr Pinochets war aber die Zerstörung des am Mesa de Diálogo erreichten Kon-
senses.  
„Ein Dokument, in dem anerkannt wird, dass während der Diktatur schwere 
Menschenrechtsverletzungen begangen wurden, ist nicht glaubhaft, wenn der 
hauptsächlich Verantwortliche dieser Diktatur mit militärischen Ehren empfangen 
wird“,720 erklärte Manuel Antonio Garretón, Menschenrechtsanwalt und Mitglied 
des Mesa de Diálogo. 
Somit endete auch die zweite Regierung der Transition, ohne den Vergangenheitsbewältigungs-
prozess beendet zu haben. Die Regierung Frei hatte die Wiederkehr Pinochets erreicht und somit 
die Polarisierung der chilenischen Politik beendet. Die Festnahme des Generals hatte aber das 
Panorama der Vergangenheitsbewältigung verändert. Einerseits hatte sich die Möglichkeit eines 
Prozesses gegen Pinochet vor den chilenischen Gerichten eröffnet, dessen Anfang mit der Regie-
rung von dem Sozialisten Ricardo Lagos zusammenfiel. Anderseits war der Dialog unterschiedli-
cher Akteure der Vergangenheitsbewältigung dank des Mesa de Diálogo ermöglicht worden, ein 
Prozess der durch die Rückkehr des Generals unterbrochen wurde, aber während der Regierung 
Lagos weiterentwickelt werden konnte. Durch seine Festnahme in London verlor Pinochet seine 
Bedeutung als politische und öffentliche Persönlichkeit; er war nunmehr Figur und Teil der Ver-
gangenheit. Die Vergangenheitsbewältigung war aber nicht beendet.721 „Unsere Transition zur 
Demokratie hat länger als nötig gedauert“, sagte Frei in seiner letzten Ansprache als Präsident 
Chiles.“722 
                                                
716 Vgl. El Mercurio: Quedó presentada Petición de Desafuero, in: El Mercurio, 3. März 2000, S. C.2,. 
717 Vgl. El Mercurio: No creen en juicio en Chile, in: El Mercurio, 3. März 2000, S. C5. 
718 Vgl. El Mercurio: Concertación espera que actúen los tribunales, in: El Mercurio, 3. März 2000, S. C7. 
719 Vgl. El Mercurio: Escasa influencia en el futuro de la derecha, in: El Mercurio, 3. März 2000, S. C7 
720 Vgl.El Mercurio: Peligra documento final de la Mesa de Diálogo, in: El Mercurio, 1. März 2000, S. A1 
721 Loveman, B., Elizabeth, L.: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990 - 2002. 
722 Vgl. El Mercurio: Frei reconoció que fin de Transición está pendiente, in: El Mercurio, 10. März 2000, S. A1. 
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Somit übernahm der neue sozialistische Präsident Ricardo Lagos die Regierung mit einem nicht 
abgeschlossenen Vergangenheitsbewältigungsprozess. Die Strategie der neuen Regierung war 
einerseits der vollkommene Respekt vor den Entscheidungen der Gerichte und anderseits die 
Unterstützung und Weiterführung des Mesa de Diálogo.723 
7.6.6 Die Reaktion der Gesellschaft 
Nachdem das Thema Vergangenheitsbewältigung zwischen den Jahren 1996 und 1998 beinahe 
nicht in der öffentlichen Diskussion vorkam, brach die Auseinandersetzung um die Vergangen-
heit mit der Festnahme Pinochets in London mit voller Kraft wieder auf. In dieser Zeit erlangte 
die Präsenz des Themas in der Presse den zweithöchsten Platz aller Transitionsjahre. Dies zeigt, 
dass die chilenische Gesellschaft weit von der Bewältigung ihrer Vergangenheit entfernt war. Die 
Jahre der Transition hatten aber Veränderungen mit sich gebracht: Es gab Unruhen im politi-
schen System, brachte es aber nicht ins Wanken. Außerdem gab es trotz aller Diskussion einen 
früher nicht vorhandenen Konsens in Bezug auf die Wahrheit der in der Vergangenheit begange-
nen Menschenrechtsverletzungen, welcher sich in der Initiative des Mesa de Diálogo widerspiegelte. 
Abbildung 22: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (Okt. 98 / Feb. 00) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang. 
Die Bedeutung, welche die Chilenen der Menschenrechtsproblematik zurechneten, stieg ein we-
nig nach der Festnahme von Pinochet in London (7%), sie erreichte aber lange nicht die Wich-
tigkeit der ersten Jahre der Transition. 
                                                
723 Vgl.El Mercurio: Lagos asegura que no se presionará a los tribunales, in: El Mercurio, 13. März 2000, S. C5; El Mercurio: 
Gobierno reafirmó la necesidad de Acuerdo sobre DD.HH, in: El Mercurio, 14. März 2000, S. C2. 
Präsenz der Vergangenheitsbewältigung in der Presse
 (Oktober 1998 / Februar 2000)
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Abbildung 23: Bedeutung der Menschenrechte (Apr. / Okt. 99) 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos 
Indessen war die Mehrheit der Chilenen (44%) der Meinung, die chilenische Gesellschaft sei vor 
der Festnahme Pinochets versöhnter gewesen. Außerdem glaubten 58%, die durch die Festnah-
me ausgelöste Situation sei negativ für das Land. 
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Abbildung 24: Meinungen über die Versöhnung der chilenischen Gesellschaft 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos, April 1999 
 
Abbildung 25: Meinungen über die Festnahme Pinochets in London 
Quelle:Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos, April 1999 
Die meisten Chilenen (54%) meinten, die spanischen und englischen Richter hätten nicht das 
Recht, Pinochet zu verklagen.  
War ihrer Meinung nach Chile vor der Festnahme Pinochets in England versöhnter 
oder weniger versöhnt als heute?
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Abbildung 26: Meinungen über ein Verfahren gegen Pinochet in Spanien oder England 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos, April 1999. 
Dagegen war eine Mehrheit (69%) der Chilenen für die Anklage des Ex-Generals in Chile.  
Abbildung 27: Meinungen über ein Verfahren gegen Pinochet in Chile 
 
Quelle:Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos, April 1999 
Obwohl die meisten Chilenen (39%) meinten, ein Verfahren gegen Pinochet wäre positiv für das 
Land und würde die Bewältigung der Vergangenheit mit sich bringen, behauptete eine beinahe 
genauso große Gruppe (37%), es würde die Demokratie gefährden und die Polarisierung mit sich 
bringen. 
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Abbildung 28: Meinungen über die Reaktion der Gesellschaft im Falle eines Verfahrens gegen Pinochet 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos, April 1999 
 
7.7 Regierung Lagos: Von der Eröffnung des Verfahrens gegen 
Pinochet bis zum 30. Jahrestag des 11. Septembers 1973 
7.7.1 Der Fall Pinochet in Chile 
7.7.1.1 Chronologische Darstellung des Falles Pinochet vor chilenischen Gerichten 
12. Januar 2000: Die Kommunistische Partei klagt Pinochet wegen Völkermord, Mord, illegaler 
Beisetzung und Entführung an. Das Berufungsgericht setzt Richter Juan Guzmán für die Durch-
führung des Verfahrens ein, welcher im ganzen Land Ermittlungen durchführt. 
3. März 2000: Pinochet kehrt nach Chile zurück. Die Aberkennung seiner Immunität wird von 
Juez Guzmán vor dem chilenischen Berufungsgericht verlangt 
7. März 2000: Der Consejo de Defensa del Estado beteiligt sich am Verfahren gegen Pinochet. 
30. März 2000: Die Verteidigung verlangt vor dem Berufungsgericht die Berücksichtigung des 
gesundheitlichen Zustandes Pinochets, was von den Anklägern und vom Consejo de Defensa del 
Estado abgelehnt wird. 
18. April 2000: Das Berufungsgericht weist die Durchführung medizinischer Untersuchungen, 
welche den gesundheitlichen Zustand Pinochets feststellen sollten, vor dem Prozess wegen der 
Entziehung seiner Immunität ab. 
27. April 2000: Es beginnt das Plädoyer wegen des Falles Pinochet vor dem Berufungsgericht. 
23. Mai 2000: Das Berufungsgericht entscheidet, dass es genügend Gründe gibt, um einen Pro-
zess zur Entziehung der Immunität gegen General Pinochet zu eröffnen. 
5. Juni 2000: Das Berufungsgericht bestätigt die Entziehung der Immunität Pinochets mit 13 ge-
gen 9 Stimmen. Das Militär bedauert die Entscheidung des Gerichtes, gibt aber seinen Respekt 
vor dem Rechtsstaat bekannt.  
Wenn Augusto Pinochet nach Chile zurückkehrt, würde eine Ankklage gegen ihn und 
Verurteilung bedeuten...
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Weiss / Antwortet nicht
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9. Juni 2000: Die Verteidigung Pinochets geht in Berufung vor dem Obersten Gerichtshof und 
bekräftigt seine Unschuld. 
12. Juni 2000: Mitglieder der Parteien der Rechten besuchen Pinochet. 
11. Juli 2000: Die Verteidigung Pinochets bittet den Obersten Gerichtshof, in seiner Entschei-
dung die in London vorgenommenen medizinischen Untersuchungen zu berücksichtigen. 
19. Juli 2000: Der Oberste Gerichtshof entscheidet einstimmig, die medizinischen Untersuchun-
gen in seiner Entscheidung nicht zu berücksichtigen. 
20. Juli 2000: Beginn des Plädoyers vor dem Obersten Gerichtshof im Falle Pinochet. 
8. August 2000: Der Oberste Gerichthof entzieht mit 14 gegen 6 Stimmen Pinochet die Immuni-
tät. 
2. November 2000: Das Berufungsgericht urteilt, dass sich Pinochet wegen seines Alters medizini-
schen Untersuchungen unterziehen muss. 
2. Dezember 2000: Trotz der Entscheidung des Berufungsgerichtes eröffnet Richter Guzmán einen 
Prozess gegen Ex-General Pinochet.  
9. Dezember 2000: Das Berufungsgericht widerruft die Anklage gegen Pinochet durch Richter 
Guzmán. 
21. Dezember 2000: Der Oberste Gerichtshof bestätigt das Urteil des Berufungsgerichtes. 
2. Januar 2001: Richter Guzmán entscheidet, dass die Untersuchungen, denen sich Pinochet un-
terziehen muss, am 7. und 8. Januar durchgeführt werden sollen. 
5. Januar 2001: Die Verteidigung geht in Berufung, um die Untersuchungen zu verschieben. Am 
selben Tag besuchen General Izurieta und der folgende Oberkommandierende des Militärs, Ge-
neral Cheyre, Ex-General Pinochet und berichten ihm über die Unannehmlichkeiten für das Mili-
tär, die dadurch entstehen, dass er die Entscheidungen der Justiz nicht respektiert. Danach erklärt 
Pinochet in einem veröffentlichten Brief, dass er den Rechtsstaat und die Entscheidungen der 
Justiz respektieren wird. Seine Verteidigung fordert vor dem Obersten Gerichtshof, Richter 
Guzmán seines Amtes zu entheben. 
6. Januar 2001: Die Ankläger verlangen die Festnahme Pinochets. 
7. Januar 2001: Pinochet erscheint nicht, um die medizinischen Untersuchungen durchzuführen. 
8. Januar 2001: Richter Guzmán lehnt die Festnahme Pinochets ab und legt die medizinischen 
Untersuchungen für den 10., 11., 12. und 13. Januar fest.  
10. Januar 2001: Der Oberste Gerichtshof lehnt es ab, Guzmáns seines Amtes zu entheben. 
23. Januar 2001: Ex-General Pinochet wird von Richter Guzmán verhört. 
29. Januar 2001: Richter Guzmán verkündet die Erhebung der Anklage gegen Pinochet wegen der 
Entführung und des Mordes von 57 Personen und der Entführung von weiteren 18 Personen im 
Rahmen der Todeskarawane.  
31. Januar 2001: Pinochet steht unter Hausarrest. 
1. Februar 2001: Die Verteidigung Ex-General Pinochets geht in Berufung. 
13. April 2001: Die Ärzte übergeben die Resultate über Pinochets Gesundheitszustand an Richter 
Guzmán.  
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15. Juni 2001: Das Berufungsgericht erwägt die Schließung des Falles Pinochet aus gesundheitli-
chen Gründen. 
7. Juli 2001: Das Berufungsgericht beschließt die Einstellung des Verfahrens gegen Pinochet aus 
gesundheitlichen Gründen. Dem Urteil nach war Pinochet geistig nicht in der Lage, vor Gericht 
zu erscheinen. 
1. Juli 2002: Der Oberste Gerichtshof stellt das Verfahren gegen Pinochet wegen Nicht-
Verhandlungsfähigkeit aufgrund seines Geisteszustandes endgültig ein. 
9. Juli 2002: Pinochet legt sein Amt als lebenslänglicher Senator nieder. 
7.7.1.2 Die Positionen gegenüber dem Prozess gegen Pinochet 
Das zu Anfang der 90er Jahre Undenkbare war nun geschehen: Pinochet stand vor Gericht. Nun 
kam die Frage auf, welche Konsequenzen der Prozess haben würde und ob die Strafverschonung 
Pinochets im so genannten „Transitionspakt“ mit eingeschlossen gewesen war. Im Grunde hat-
ten die Mitglieder der Militärregierung angenommen, dass die Amnestie in den Fällen der Men-
schenrechtsverletzungen angewendet werden würde, und dass Pinochet durch seine Immunität 
als Senator beschützt sein würde. Da aber die Militärregierung die Macht nicht ohne jeglichen 
Schutz vor den zu erwartenden rechtlichen Schritten der nächsten Regierung abgeben wollte, 
wurde ein Gesetz erlassen, welches politische Anklagen des Parlaments gegen die Regierung für 
Handlungen vor dem 11. März 1990 verbot. Was nicht vorgesehen wurde, war, dass die Amnestie 
in einer neuen Weise ausgelegt werden würde, was die Ermittlung über die Vergangenheit durch 
die Justiz möglich machte. Und niemand dachte an die Möglichkeit einer Festnahme Pinochets 
im Ausland und an die tiefen Konsequenzen dieser Situation. Pinochets Immunität war durch die 
Anklage der Kommunistischen Partei angekratzt. Der Wendepunkt war aber die Festnahme Pi-
nochets in London, nach der sich die Anklagen gegen den Ex-General häuften. 
Das Verfahren zur Entziehung der Immunität des Ex-Generals eröffnete die Möglichkeit, die 
Anklagen gegen Pinochet vor Gericht zu bringen, während die Verteidigung erklärte, dass Pino-
chet nicht in der erforderlichen gesundheitlichen Verfassung  wäre, um in einem Prozess auftre-
ten zu können. Derweil standen sich Gruppen gegen und für Pinochet vor den Gerichten gegen-
über. 
Parallel zum Pinochet-Prozess eröffnete der Oberste Gerichtshof 1973 den nicht geklärten Fall 
des seit 1973 vermissten Felix Vargas wieder. Zuvor war er vom Militärgericht geschlossen wor-
den. Im Urteil der Strafkammer des Obersten Gerichtshofes wurde festgestellt, dass die Amnestie 
nicht angewendet werden könne, bevor der Fall nicht erschöpfend ermittelt worden war und die 
Schuldigen nicht gefunden worden waren. Diese Entscheidung ging einen Schritt weiter in Rich-
tung der Wiederaufnahme unzähliger Menschenrechtsfälle. Zudem war nicht mehr sicher, dass, 
nachdem der Tod der Vermissten und die Schuldigen des Deliktes festgestellt worden waren, die 
Amnestie angewendet werden würde, da sich der Oberste Gerichtshof schon für die Nichtan-
wendung der Amnestie wegen der Vorrangigkeit der internationalen Menschenrechtsverträge 
ausgesprochen hatte. Die Meinungen über die Beschuldigung der andauernden Entführung wa-
ren unterschiedlich. Während für manche die Delikte weiterhin verübt wurden und deswegen die 
Amnestie nicht angewendet werden konnte, war dies für andere eine juristische Fiktion, deren 
einziges Ziel die Durchbrechung der Amnestie war.  
Obwohl die Regierung erklärte, dass der Prozess gegen Pinochet und die neuen Entscheidungen 
des Obersten Gerichtshofes das politische Panorama des Landes nicht beunruhigten, zeigten sich 
die Streitkräfte besorgt und hofften auf eine politische Lösung seitens der Regierung. Ein Zei-
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chen der Unruhe der Streitkräfte war das der Presse bekannt gegebene Mittagessen, zu dem sich 
alle Oberkommandierende der Streit- und Polizeikräfte trafen, ein Ereignis, das von der Regie-
rung missbilligt wurde724. Aber auch die Parteien der Rechten suchten eine Möglichkeit der politi-
schen Lösung der Vergangenheitsbewältigung. Sie sahen sowohl in der These der andauernden 
Entführung als auch im Prozess gegen den Ex-General Pinochet politische und nicht juristische 
Gründe.725 Die Christdemokraten unterstützten die Entscheidungen der Gerichte, waren aber 
auch für die möglichen Probleme der Streit- und Polizeikräfte sensibel. Derweil verlangten die 
Sozialisten die Verurteilung Pinochets und seiner Regierung durch Gerichte, deren Urteile aus der 
Vergangenheit zurechtgerückt werden müssten, damit Chile „das Vertrauen auf die Anständigkeit 
der Richter wiedererlangen könne.“726 Die Regierung sah aber den Ausweg der Vergangenheits-
bewältigung nicht in einer globalen Lösung, wie sie von den Streitkräften und der Rechten ver-
langt wurde. Präsident Lagos hatte auf diesem Gebiet für zwei parallele Wege entschieden: Der 
Fall Pinochet sollte von den Gerichten gelöst werden und die Problematik der Vermissten von 
dem Mesa de Diálogo. 
Im August 2000 wurde Senator Pinochet nach dem Urteil (14 gegen 6 Stimmen) des Obersten 
Gerichtshofes die Immunität aberkannt. Das heißt, dass Pinochet nun wegen der andauernden 
Entführung der vermissten Personen der Caravana de la Muerte von Richter Guzmán angeklagt 
werden konnte. Außerdem erklärte der Oberste Gerichtshof, dass die Amnestie nicht angewendet 
werden konnte, bevor die Ermittlungen nicht vollkommen abgeschlossen waren, womit die Ayl-
win Doktrin vom Obersten Gerichtshof angenommen wurde. Dieses Urteil war ein weiterer 
Schritt auf dem langen strafrechtlichen Weg der Vergangenheitsbewältigung.727 Während die Par-
teien der Linken und die Menschenrechtsorganisationen und Familienangehörigenorganisationen 
das Urteil feierten, sahen es die Parteien der Rechten als politisch beeinflusst an. Die Streitkräfte 
machten ihre Enttäuschung bekannt und distanzierten sich von der Regierung, während diese zur 
Annahme der Urteile der Justiz aufrief. 
Der Fall Pinochet ging nun in die Hände von Richter Guzmán über und die einzige Möglichkeit 
der Verteidigung war die Erwägung gesundheitlicher Gründe, um die Anklage gegen den Ex-
General abzuwenden. Zur in früheren Jahren undenkbaren Entscheidung des Obersten Ge-
richtshofes, den Weg zur Anklage Ex-General Pinochets frei zu geben, kamen andere Ereignisse, 
welche die strafrechtliche Vergangenheitsbewältigung beeinflussten. Mitglieder der Streitkräfte 
mit niedrigeren Rängen, die wegen unterschiedlicher Fälle unter Anklage standen, übergaben der 
Justiz bis dahin unbekannte Informationen. Hinzu kam die Anklage eines aktiven Generals, wel-
cher im Rahmen einer Veränderung der Doktrin des Heeres entlassen wurde. Das Heer wollte 
eine neue Etappe frei von Menschenrechtsproblemen beginnen. Dafür suchten sie aber weiterhin 
eine endgültige Lösung der Vergangenheitsbewältigung.728 Die Idee einer politischen Lösung 
wurde von den Parteien der Rechten geteilt, fand aber keine Unterstützung in der Regierungskoa-
lition, nach deren Meinung der einzige Weg die strafrechtliche Vergangenheitsbewältigung war.729 
Trotz der negativen Reaktion der Streitkräfte gegenüber den Urteilen der Gerichte hatte sich in 
Chile in den Jahren der Transition eine tiefe Veränderung ergeben. Sowohl die Streitkräfte als 
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auch die Parteien der Rechten suchten eine endgültige politische Lösung der Vergangenheitsbe-
wältigung, beide Gruppen respektierten aber die Urteile der Gerichte. General Izurieta unter-
strich auch oftmals den starken Respekt des Heeres gegenüber dem Rechtsstaat.730  
Der Fall Pinochet endete ohne ein Urteil, sondern mit seinem Abschluss aufgrund des angegrif-
fenen Gesundheitszustandes des Ex-Generals, welcher sich nach Meinung der Gerichte geistig 
nicht in der Lage befand, vor Gericht zu erscheinen. Die Regierung Lagos rief die unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Gruppen der Gesellschaft dazu auf, die Urteile der Gerichte zu respektie-
ren, und erklärte, dass die anderen Prozesse wegen Menschenrechtsverletzungen weitergeführt 
werden würden. Die Sozialistische Partei lehnte hingegen das Urteil ab und erklärte, dass die Ent-
scheidung das internationale Prestige der chilenischen Justiz beschädige. Die Angehörigenver-
bände tendierten in dieselbe Richtung und erklärten, dass die Justiz aufgehört hätte, ihre Pflicht 
zu erfüllen. Die UDI unterstützte das Urteil und erklärte, dass es auf dem Weg zur Versöhnung 
der Chilenen behilflich sein würde.731 Die Ankläger gingen in Berufung vor dem Obersten Ge-
richtshof, welcher aber im Mai 2002 das Urteil des Berufungsgerichtes bestätigte. Somit hatte der 
Fall Pinochet ein Ende gefunden, woraufhin Ex-General Pinochet von seinem Amt als lebens-
langer Senator zurücktrat.732 
7.7.2 Der Mesa de Diálogo 
Trotz der Probleme, die sich nach der Rückkehr Pinochets und während des Gerichtsverfahrens 
gegen den Ex-General ergeben hatten, hörte der Dialog unter den Mitgliedern des Mesa de Diálogo 
nie vollkommen auf. Dank der Unterstützung der neuen Regierung, der Streit- und Polizeikräfte 
und der zivilen Mitglieder konnte Konsens erreicht werden.  
Das Abkommen des Mesa de Diálogo733 demonstrierte den Willen aller Parteien, anzuerkennen, 
dass sich das chilenische politische System seit den 60er Jahren in einer Gewaltspirale befunden 
hatte, welche mit dem Putsch am 11. September 1973 endete, „ein Ereignis, über das die Chile-
nen legitimer Weise unterschiedliche Meinungen haben.“ Wo es aber nach der Meinung des Mesa 
de Diálogo keine Meinungsunterschiede gab, war die Ablehnung der Menschenrechtsverletzungen 
und der politischen Gewalt, die nach dem 11. September begangen worden waren. Besondere 
Sorge bereitete dem Mesa de Diálogo das ungelöste Problem der Vermissten. Nach Meinung des 
Mesa de Diálogo musste Chile die ethischen Lektionen seiner jüngsten Geschichte klar ausdrücken: 
Es muss alles Menschenmögliche getan werden, damit nie wieder von der politischen Gewalt im 
Land Gebrauch gemacht wird, und damit nicht gegen die Menschenrechte verstoßen wird. Die 
kommenden Generationen müssen im Respekt gegenüber den Menschenrechten erzogen wer-
den. Die Überreste der Vermissten müssen gefunden werden. Um diese Ziele zu erreichen, erbat 
der Mesa de Diálogo von verschiedenen Institutionen des Landes Kompromisse: Die Streit- und 
Polizeikräfte sollten binnen sechs Monaten alles ihnen Mögliche tun, um Informationen über das 
Schicksal der Vermissten zusammenzutragen. Diese Informationen sollten dem Präsidenten ü-
bergeben werden. Der Mesa de Diálogo erkennt an, dass zurzeit den Streit- und Polizeikräften keine 
Informationen über das Schicksal der Vermissten bekannt sind. Die Identität der Personen, die 
Information über die Vermissten bekannt geben, wird durch ein Schweigegesetz geschützt wer-
den. Die religiösen und ethischen Institutionen werden bei der Sammlung der Informationen im 
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selben Zeitraum beitragen. Die Exekutive geht den Kompromiss ein, im Parlament eine Geset-
zesänderung einzureichen, welche ein Schweigegesetz ermöglicht. Außerdem wird sie beim O-
bersten Gerichtshof beantragen, Sonderrichter zu ernennen, welche auf der Grundlage der neuen 
Informationen Ermittlungen durchführen sollen, um das Schicksal der Vermissten festzustellen. 
Die Kommission erbittet vom Parlament die Annahme eines Schweigegesetzes und vom Obers-
ten Gerichtshof die Ernennung der nötigen Sonderrichter. 
Mit seiner Erklärung wollte der Mesa de Diálogo die Vergangenheit Chiles anerkennen und zur 
Einheit und zum friedlichen Zusammenleben der Chilenen beitragen. Außerdem war eines seiner 
Ziele, die Vergangenheitsbewältigung nicht den nächsten Generationen zu überlassen.  
Die Zusammenkünfte des Mesa de Diálogo endeten mit einem symbolischen Akt, der von der 
Mehrheit der Chilenen im Fernsehen verfolgt wurde. Pamela Pereira, Menschenrechtsanwältin 
und Tochter eines Vermissten, welche sich in der ersten Zusammenkunft des Mesa de Diálogo ge-
weigert hatte, die Vertreter der Streit- und Polizeikräfte zu begrüßen, reichte nun mit einem Lä-
cheln vor allen Kameras dem Vertreter des Heeres, General Juan Carlos Salgado, die Hand. Der 
Mesa de Diálogo hatte etwas erreicht, das neun Monate zuvor noch undenkbar gewesen war: Die 
Menschenrechtsanwälte diskutierten mit Mitgliedern der Streit- und Polizeikräfte – an einem 
Tisch. 
„Heute tun wir einen großen Schritt in Richtung Versöhnung in unserem Land“, 
erklärte Präsident Lagos zur Feier der Übergabe des Dokumentes des Mesa de Diá-
logo. „Dieses Abkommen gibt uns die Möglichkeit, in die Zukunft zu schauen 
trotz unterschiedlicher Interpretationen unserer Geschichte […]. Dieses Abkom-
men ermöglicht die feierliche Verpflichtung mit der Bestimmtheit und Überzeu-
gung aller, die ein Teil dieses Vaterlandes sind, dass in Chile nie wieder die Gegner 
ermordet und vermisst werden.“  
Lagos bedankte sich im Namen der Nation für die Tapferkeit der Mitglieder des Mesa de Diálogo. 
Seiner Meinung nach symbolisierte der Dialog zwischen ihnen die Versöhnung der Chilenen.734 
An der feierlichen Übergabe des Dokumentes der Mesa de Diálogo nahmen Vertreter aller Staats-
gewalten, der politischen Parteien der Regierungskoalition und der Opposition, der Streit- und 
Polizeikräfte, der Zivilgesellschaft und Menschenrechtsanwälte teil. Es wurde von einem „Klima 
der Versöhnung“ gesprochen.735 
In dem Dokument des Mesa de Diálogo, welches von den Streit- und Polizeikräften unterschrieben 
wurde, erkannten diese zum ersten Mal die während der Militärregierung begangenen Menschen-
rechtsverletzungen an und verpflichteten sich, alles ihnen Mögliche zu tun, um Informationen 
über das Schicksal der Vermissten zu sammeln. Nach Meinung von General Salgado war dieser 
der wichtigste Punkt des Abkommens. „Es war ein Teil der Katharsis, die wir benötigten. Es ist 
nicht dasselbe, wenn alle wissen, was geschehen ist, als wenn wir es bestätigen.“736 Die Streit- und 
Polizeikräfte waren aber nicht vollkommen zufrieden mit dem Resultat des Dialogs, „weil es im 
Grunde genommen ein Kompromiss war“, erklärte Salgado. Die Streit- und Polizeikräfte unter-
strichen, dass die Verantwortung individuell und nicht institutionell sei und erinnerten auch an 
den historischen Kontext, in dem die Menschenrechtsverletzungen geschehen waren.737 Für die 
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Streit- und Polizeikräfte war dies eine Möglichkeit, ihre Glaubwürdigkeit vor der Gesellschaft 
wiederherzustellen und die Information über die Vermissten zu kanalisieren. Für die Menschen-
rechtsanwälte gab es Gelegenheit, Informationen über das Schicksal der Vermissten zu sammeln.  
Die Rechte unterstützte den erreichten Kompromiss und sah in ihm einen wichtigen Schritt in 
Richtung einer Vergangenheitsbewältigung.738 Dagegen gab es in der Concertación unterschiedliche 
Meinungen. Während die Christdemokraten und die PPD das Abkommen unterstützten, hatte 
die Sozialistische Partei Vorbehalte, dass das Abkommen in einem Schlusspunkt enden könne. 
Die Sozialisten sahen nämlich weiterhin den strafrechtlichen Weg als den einzig richtigen der 
Vergangenheitsbewältigung.739 Die Kommunistische Partei hielt ihre Opposition gegenüber dem 
Mesa de Diálogo aufrecht. Nach ihrer Meinung war die Klärung der Schicksale der Vermissten 
nicht das Ziel der Vergangenheitsbewältigung, sondern die Gerechtigkeit gegenüber den Opfern 
und die Verurteilung der Schuldigen.740 Auf derselben Linie erklärten sich auch die Angehörigen-
verbände gegen das Abkommen.  
Das Schweigegesetz, welches die Grundlage des Abkommens des Mesa de Diálogo bildete, wurde 
ohne Probleme mit einer weiten Mehrheit im Parlament angenommen. Dieses Gesetz sicherte 
den Personen, die Informationen über das Schicksal der Vermissten den Kirchen, den Freimau-
rern oder den Streit- und Polizeikräften übergaben, die Geheimhaltung ihrer Identität zu. 
Es begannen die Monate zur Sammlung der Informationen durch die oben genannten Institutio-
nen. Dieser Zeitraum fiel aber in die Zeit der Entscheidungen im Fall Pinochet und auch anderer 
Menschenrechtsprozesse, in denen die Justiz die Amnestie nicht in ihrer traditionellen Auslegung 
anwendete – eine Situation, welche die Beziehungen zwischen den Streit- und Polizeikräften und 
der Regierung immer wieder anspannte. Darüber hinaus wurden immer mehr Stimmen laut, die 
behaupteten, dass das durch die Urteile der Justiz entstandene Klima die Sammlung der Informa-
tionen über die Vermissten erschweren würde, weil diejenigen, die Informationen hätten, sich 
nicht sicher genug fühlten, um sie weiterzugeben.741 Diese Situation wurde von den Oberkom-
mandierenden der Marine und des Heeres öffentlich anerkannt.742  „Diese änderte das Szenario, 
das im Moment der Unterschrift des Dokuments vorgesehen war.“743  
Am 5. Januar 2001 übergaben die unterschiedlichen Institutionen ihre Informationen über das 
Schicksal der Vermissten an die Regierung. Am nächsten Tag während einer Feier im Regie-
rungsgebäude übergab Präsident Lagos die Informationen dem Präsidenten des Obersten Ge-
richtshofes, Mario Álvarez, und erbat die Ernennung von Sonderrichtern zur Ermittlung in die-
sen Fällen. Die übergebenen Informationen gaben Hinweise in 180 Fällen von vermissten Perso-
nen. Die Berichte besagten, dass die Überreste von 130 dieser Personen ins Meer, in Seen oder 
Flüsse geworfen worden waren, weswegen ihre Auffindung unmöglich sei. In 600 weiteren unge-
lösten Fällen gab die Informationssammlung keine Hinweise. Die Übergabe der Berichte war nun 
eine öffentliche Anerkennung der während der Militärregierung begangenen Menschenrechtsver-
letzungen durch die Streit- und Polizeikräfte. Bald wurden aber die Vorgehensweise der Streit- 
und Polizeikräfte kritisiert, weil sie keine hinreichenden Informationen übergeben hätten. Auch 
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stellten die Sonderrichter in manchen Fällen fest, dass die Informationen falsch waren. Die Re-
gierung unterstützte aber weiterhin den Mesa de Diálogo und erklärte, es sei nun die Aufgabe der 
Justiz, die Richtigkeit der Informationen festzustellen.  
Die Sonderrichter verfügten über die in früheren Jahren unvorstellbare Möglichkeit, auch in Mili-
tärbezirken ihre Ermittlungen durchzuführen; außerdem wurden unzählige Mitglieder der Streit- 
und Polizeikräfte zur Aussage vorgeladen. Obwohl in manchen Fällen die Überreste der Vermiss-
ten gefunden wurden, waren die Ermittlungen in den meisten Fällen nicht erfolgreich. Der Ver-
gangenheitsbewältigungsprozess verlief wieder auf rein strafrechtlichem Wege. Obwohl unter-
schiedliche Teile der Gesellschaft die Idee einer politischen Lösung unterstützten, ging die Regie-
rung nicht darauf ein. Nach ihrer Meinung ergaben sich nicht die nötigen sozialen und politi-
schen Bedingungen für eine endgültige politische Lösung der Vergangenheitsbewältigung.744 
Im Oktober 2001 wurde der Tag der Nationalen Einheit aufgehoben, weil die Feier keine wirkli-
che Resonanz in der Gesellschaft gefunden hatte.745 Der 11. September verlor im Jahr 2001 we-
gen des terroristischen Anschlages in New York endgültig seine politische Bedeutung und wurde 
nur von kleinen Gruppen begangen. Es gab aber keinen Anlass zu Massenaufmärschen mehr.746  
Ein Jahr nach der Übergabe des Abkommens des Mesa de Diálogo führten die verschiedenen Ak-
teure eine Bilanz der letzten wichtigen Vergangenheitsbewältigungsinitiative durch. Die Regie-
rung schätzte trotz der nur wenigen Informationen, die dank des Mesa de Diálogo gesammelt wor-
den waren, weiterhin diese Instanz. Hauptgrund hierfür war, dass die Streit- und Polizeikräfte die 
während der Militärregierung begangenen Menschenrechtsverletzungen anerkannten. In diesem 
Rahmen erklärte der Präsident des Obersten Gerichtshofes, dass die Justiz in der Vergangenheit 
mehr für die Erhaltung der Menschenrechte hätte tun können, dass aber heute durch die Arbeit 
der Sonderrichter alles ihnen Mögliche gemacht würde, um die Schicksale der Vermissten zu klä-
ren. General Izurieta erklärte im März 2002, dass die Resultate des Mesa de Diálogo mangelhaft 
ausgefallen waren, weil die Überreste der Vermissten nicht gefunden worden waren, aber haupt-
sächlich, weil die Einheit des Landes nicht wieder hergestellt worden war. Izurieta unterstrich, 
dass die Streit- und Polizeikräfte große Anstrengungen im Prozess der Sammlung der Informati-
onen über das Schicksal der Vermissten unternommen hatten, aber parallel dazu die Institutionen 
auf die Anklagebank gesetzt worden waren. Der neue Oberkommandierende des Heeres, General 
Cheyre, erklärte, dass seine Institution aktiv mit der Justiz kooperieren würde, dass sie aber wei-
terhin, wegen der Menge und Länge der Prozesse, in die einige Mitglieder der Streit- und Polizei-
kräfte verwickelt waren, besorgt sei. Das Beste für das Land wäre es, wenn die Prozesse bald ab-
geschlossen würden und in die Zukunft geschaut werden könnte.  
Die Menschenrechtsanwältin Pamela Pereira unterstützte weiterhin die Initiative des Mesa de Diá-
logo, weil sie die unschätzbare Möglichkeit des Dialoges und der Reflexion zwischen vorher un-
versöhnlichen Gruppen geboten hatte. Sie kritisierte aber die mangelnden und manchmal fal-
schen Informationen, die über die Schicksale der Vermissten gesammelt worden waren. Für die 
Angehörigenverbände war der Mesa de Diálogo nur eine Vortäuschung und ein Schwindel, welcher 
keine Hilfe in der Klärung der Schicksale ihrer Familienangehörigen gebracht hatte.747  
                                                
744 Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos Primer Semestre 2001. 
745 Ebenda. 
746 Loveman Santiago, Chile, Brian, Elizabeth, Lira: El Espejismo de la reconciliación política: Chile 1990-2002, 2002. 
747 Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos del Primer Semestre 2002. 
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7.7.3 Das Jahr der Normalität 
Der Vergangenheitsbewältigungsprozess ging wegen des Mesa de Diálogo und der Einsetzung der 
Sonderrichter wieder die Wege der Justiz. Während des zweiten Jahres der Regierung Lagos gab 
es wichtige Ereignisse, die zwar keine direkte Beziehung, aber doch einen großen Einfluss auf 
den Vergangenheitsbewältigungsprozess hatten. 
Erstens wurde das Kommando des Heeres von General Izurieta im März 2002 an General Chey-
re übergeben. Mit dem zweiten Kommandowechsel in Zeiten der Demokratie wurde erwartet, 
dass sich nun das Heer auf die institutionellen Aufgaben konzentrieren würde und die Vergan-
genheitsbewältigung hinter sich gelassen hätte. Die Sozialistin Michelle Bachelet, Tochter des 
1974 im Gefängnis umgekommenen General Bachelets, wurde zur Verteidigungsministerin er-
nannt. Am 30. August 2002, 28 Jahre nach dem Tod des Generals Carlos Prats und seiner Frau in 
Argentinien wurde zum ersten Mal eine Messe zu seinem Andenken in der Kirche der Schule des 
Heeres abgehalten. Die Familie General Prats, Ministerin Bachelet und General Cheyre nahmen 
daran teil. Cheyre verurteilte bei dieser Gelegenheit den Mord an General Prats und seiner Frau 
und erklärte, dass dem Heer diese Gedenkfeier „gut getan hätte“.748 Im Rahmen der Prozesse 
wegen Menschenrechtsverletzungen wurden verschiedene Ex-Mitglieder der Streit- und Polizei-
kräfte verurteilt, ohne dass es zu Unruhen wie in vorhergehenden Jahren kam.749 
Die Ruhe in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung brach erst Anfang September, als in einem 
Artikel in der Zeitung La Nación der Vorwurf erhoben wurde, dass sich der Comando Conjunto750 
mit dem Ziel, die wegen Menschenrechtsverletzungen beschuldigten Mitglieder der Luftwaffe zu 
verteidigen, wieder organisiert hätte. In dem anonymen Vorwurf wurde General Campos, der 
von der Luftwaffe mit der Erstellung des Berichtes für den Mesa de Diálogo beauftragte General, 
Diálogo beschuldigt, Informationen über das Schicksal von 40 Vermissten nicht weitergegeben zu 
haben. Wegen dieser Informationen entwickelte sich eine Krise zwischen der Regierung und dem 
Oberkommandierenden der Luftwaffe, General Patricio Ríos. Letzterer hatte General Campos 
die Aufgabe übertragen, die Informationen für den Mesa de Diálogo zu sammeln, obwohl er wuss-
te, dass Campos mit einem ehemaligen Mitglied des Comando Conjunto verheiratet war. General 
Campos wurde wegen Behinderung der Justiz angeklagt und General Ríos verlor das Vertrauen 
des Präsidenten, welcher ihn aber nicht absetzen konnte.751 Im November dankte jedoch General 
Ríos ab und Präsident Lagos ernannte General Osvaldo Sarabia als neuen Oberkommandieren-
den der Luftwaffe.  
7.7.4 Die Reaktion der Gesellschaft      
Die Präsenz des Themas Vergangenheitsbewältigung in der Presse stieg, als Ex-General Pinochet 
nach Chile zurückkehrte. Danach reagierte die Presse gemäß der Entscheidungen der Gerichte im 
Verfahren gegen Pinochet. Intensiver wurde das Thema wieder diskutiert, als der Bericht des 
Mesa de Diálogo bekannt gegeben wurde. Danach verlor es wieder an Bedeutung. 
                                                
748 Vgl. Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos del Segundo Semestre 2002, Santiago, Chile, 2002, S. 18. 
749 Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos del Segundo Semestre 2002. 
750 Sicherheitsgruppe der Luftwaffe während der Militärregierung. 
751 Qué Pasa: Un adiós anticipado, Nr. 1642, 27. September 2002; Saldavia, C.: La Mesa se queda sin mantel, in: Qué Pasa, 
Nr. 1643, 4. Oktober 2002; Faúndez, G., Saldavia, C.: Esperando a Carroza, in: Qué Pasa, Nr. 1644, 17. Oktober 
2002. 
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Abbildung 28: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (März 00 / Nov. 01) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang 
Dagegen spiegelte sich die oben beschriebene Ruhe in der Präsenz der Vergangenheitsbewälti-
gung in der Presse im Jahr 2002 wieder. Die Vergangenheitsbewältigung gewann an Wichtigkeit 
in der öffentlichen Diskussion – wie immer – im Monat September und danach wegen der oben 
erwähnten Problematik mit dem Oberkommandierenden der Luftwaffe. 
Abbildung 29: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (2002) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang 
Die Bedeutung, welche die Chilenen dem Thema Menschenrechte zurechneten, wuchs in den 
Jahren 2000 bis 2002 nicht; die Personen für die dieses Thema eine Priorität hatte, blieben um die 
5%. 
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Abbildung 30: Bedeutung der Menschenrechte (2002) 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudio Públicos 
 
7.8  Regierung Lagos: 30 Jahre nach dem Putsch 
Den Auftakt eines weiteren Schrittes im Vergangenheitsbewältigungsprozess gab der neue Ober-
kommandierende des Heeres, General Cheyre, Anfang 2003. Seiner Meinung nach war das Jahr 
2003, da 30 Jahre seit dem Putsch vergangen waren, ein Datum, um die Versöhnung zwischen 
den Chilenen und die Beendigung der Verfahren wegen Menschenrechtsverletzungen zu errei-
chen. In einem öffentlichen Brief schaffte er die Grundlage für eine neue Einstellung des Heeres 
gegenüber der Vergangenheitsbewältigung. Cheyre erklärte, dass weder er noch das Heer Erben 
des Militärregimes wären.  
„Wir brauchen den Frieden. Es ist nicht ratsam und auch nicht angemessen, die 
dazu nötigen und durchführbaren Maßnahmen zu verzögern, um auf diesem We-
ge die Schritte, die wir schon getan haben, zu konsolidieren.“  
Die Streit- und Polizeikräfte hatten 120 ihrer Mitglieder, die in Menschenrechtsverletzungen ver-
wickelt waren, entlassen. Außerdem hatte sich Cheyre für eine Politik der absoluten Zusammen-
arbeit mit der Justiz entschlossen. In diesem Rahmen bat der Oberkommandierende des Heeres 
den Consejo de Defensa del Estado, sich im Namen des Heeres am Verfahren wegen des Todes von 
General Prats zu beteiligen.752  
Trotz der neuen Einstellung der Streit- und Polizeikräfte zogen sich die ungefähr 300 laufenden 
Prozesse wegen Menschenrechtsverletzungen weiter hin. Auch wurden weitere Prozesse eröffnet, 
weshalb sich die Institution in der Meinung von Cheyre nicht ihren eigentlichen Aufgaben wid-
men konnte. Das Heer hatte sich zur der strafrechtlichen Lösung der Vergangenheitsbewältigung 
verpflichtet, suchte aber einen Weg, durch den die Prozesse zeitlich begrenzt werden könnten.753 
                                                
752 Vicaría de la Solidaridad: Informe de Derechos Humanos Primer Semestre 2003, Vicaría de la Solidaridad, Santiago, 2003. 
753 El Mercurio: Ejército cree que juicios no pueden eternizarse, 30. April 2003, S. C2. 
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Auch die Regierung hatte Pläne für das Jahr 2003. Ende April gab die Verteidigungsministerin 
Michelle Bachelet bekannt, die Regierung wolle am 11. September 2003 der dreißig Jahre des 
Putsches mit einer Feier gedenken, an der alle Gruppen teilnehmen sollten, um so den Vergan-
genheitsbewältigungsprozess abzuschließen. 
Zu diesen Ereignissen kam die Bekanntgabe des Senators Jaime Orpis der UDI, dass seine Partei 
seit einem Jahr mit Familienangehörigen von Vermissten an einem Vergangenheitsbewältigungs-
vorschlag arbeite. „Diese Menschen haben sehr viel gelitten; sie hassen aber niemanden; sie wol-
len die Versöhnung und ihre Trauer, die schon 30 Jahre dauert, abschließen“, erklärte der Sena-
tor. Die Familien gaben an, sie wären trotz der Opposition der Angehörigenverbände an die Par-
tei der Rechten herangetreten, weil sie durch die unterschiedlichen Maßnahmen der Regierungen 
der Concertación keine Lösung für ihre Probleme gefunden hätten.  
„Nachdem wir an alle Türen der Regierung geklopft haben, haben wir jetzt in der 
Rechten Unterstützung gefunden und die Angehörigenverbände sind gegen diesen 
Schritt, weil sie fürchten, die Verdienstquellen, die sie durch uns haben, zu verlie-
ren, genauso wie die Parteien fürchten, die Stimmen zu verlieren, die sie durch die 
Verteidigung der Menschenrechte gewinnen.“  
Ihrer Meinung nach gab es auf beiden Seiten Kummer zu bewältigen.754 Obwohl der Vorschlag 
der UDI von den Parteien der Concertación und der Regierung am Anfang kritisiert wurde, sahen 
sie diesen auch als einen Schritt in Richtung Versöhnung, da die Existenz der Menschenrechts-
verletzungen während der Militärregierung nun explizit von dieser Partei anerkannt wurde. 
Die Zusammenarbeit mancher Familien von Vermissten mit einer Partei, welche die Militärregie-
rung unterstützte und bei der viele Mitglieder auch Teil der Militär-Regierung gewesen waren, 
entfesselte wieder eine neue Diskussion um den Vergangenheitsbewältigungsprozess. Am 
schnellsten reagierte die Sozialistische Partei, welche seit der Rückkehr zur Demokratie den An-
gehörigenverbänden am nächsten gestanden hatte. Obwohl die Angehörigenverbände mit der 
Entscheidung der Familien, die mit der UDI arbeiteten, nicht einverstanden waren, kritisierten 
auch sie die Vergangenheitsbewältigungspolitik der Regierungen der Concertación, da sie ihrer Mei-
nung nach keine wirkliche Lösung der Probleme erreicht hatte.755 
Beide Gruppen von Angehörigen teilten die Sorge um die Armut, in der verschiedene Familien 
von Vermissten lebten, da die vom Staat festgelegte Entschädigung nicht ausreichte. Die unge-
fähr 160 Zivilprozesse um Entschädigungen, die gegen den Staat geführt wurden, kamen zu kei-
nem Ende, da die Strafverfahren nicht abgeschlossen waren. Außerdem ergab sich ein Wider-
spruch, da der Concejo de Defensa del Estado in den Strafverfahren wegen Menschenrechtsverletzun-
gen auf der Seite der Angehörigen gegen die Staatsagenten der Militärregierung klagte, in den 
Zivilverfahren aber den Staat gegen die finanziellen Forderungen der Familien verteidigte. Die 
Begründung war, dass die Mission des Concejo die Verteidigung der Interessen des Staates war. Es 
wurde ausgerechnet, dass eine Summe von 300 Millionen Dollar nötig sei, um alle Familien zu 
entschädigen.756  
Deswegen wollten beide Gruppen die Entschädigungsgelder erhöhen. Die Familien, die mit der 
UDI arbeiteten, verlangten außerdem die Aufklärung der Wahrheit in den Verfahren wegen Men-
                                                
754 El Mercurio: Por qué las familias de fusilados terminan con la UDI, 22. Mai 2003, S. C3. 
755 El Mercurio: PS escuchó reproche de agrupaciones, 23. Mai 2003, S. C7. 
756 Carvallo, M.:  El portazo del Estado, in: El Mercurio, 1. Juni 2003, S. D1. 
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schenrechtsverletzungen, aber keine Gerechtigkeit. Die Angehörigenverbände waren dagegen für 
den Weg der „Wahrheit und Gerechtigkeit“ und sahen in der Aufhebung der Amnestie die einzi-
ge Lösung der Vergangenheitsbewältigung.757 
Im Juli wurde durch die Verurteilung von fünf Ex-Mitgliedern des Heeres öffentlich bekannt, 
dass zwischen 1978 und 1990 Überreste von Vermissten von Mitgliedern der Streit- und Polizei-
kräfte exhumiert worden waren, um ihre Auffindung zu verhindern. Diese neuen Informationen 
schockierten die Öffentlichkeit aufgrund der vielen Details, die durch Interviews bestätigt wur-
den. Außerdem eröffnete sich somit eine neue juristische Diskussion. In den Verfahren wegen 
Menschenrechtsverletzungen, die in die Zeit der Amnestie fielen, wurden wegen „bestehender 
Entführung“ weiter ermittelt. Konnte weiter ermittelt werden, wenn festgestellt wurde, dass die 
Überreste der Vermissten exhumiert worden waren, wenn also feststand, dass sie tot waren?  
Manche Juristen meinten, die Verfahren müssten, da der Tod der Vermissten festgestellt worden 
war, und da die Verbrechen unter die Amnestie fielen, nun eingestellt werden, andere meinten 
dagegen, dass sie weitergeführt werden müssten, bis das Schicksal der Vermissten ganz geklärt 
worden war.   
Zu all dem kam eine Anklage gegen den Chef der Zivilpolizei, Nelson Mery, weil er 1973 an Fol-
terungen teilgenommen haben soll. Obwohl dieses von Mery zurückgewiesen wurde und die Re-
gierung Mery unterstützte, musste dieser zuletzt aus seinem Amt scheiden.  
In den Streit- und Polizeikräften gab es weitere Schritte, welche eine endgültige Schließung des 
Kapitels der Vergangenheit verfolgten. Dank einer Initiative des neuen Oberkommandierenden 
der Luftwaffe, General Salgado, wurden diejenigen Mitglieder, die 1973 aus ihren Reihen ausge-
stoßen worden waren, wieder aufgenommen: 
„Wir haben dargestellt, dass wir in der Vergangenheit Uneinigkeiten erlebt haben, 
dass wir aber glauben, dass schon so viel Zeit vergangen ist, dass es an der Zeit ist, 
uns in der großen Luftwaffenfamilie zu vereinigen, um den nächsten Generatio-
nen eine geeinte Luftwaffe zu vererben.“758  
General Cheyre suchte Mitte Juni seinen im Januar eingeschlagenen Weg zu verstärken, indem er 
erklärte, dass das Heer verschiedene Beweise dafür erbracht hätte, dass es in seinen Reihen nie 
wieder Menschenrechtsverletzungen geben würde. Nach Cheyres Meinung könne das Heer die 
bestehenden Probleme nicht alleine lösen; auch bliebe nicht nur das Heer, sondern die ganze 
Gesellschaft für die Vergangenheit verantwortlich.  
„Ich denke da an: Nie wieder politische Gruppen, die unfähig sind, eine Krise zu 
kontrollieren, wie diejenige, die zum Bruch 1973 führte; nie wieder Gruppen, die 
unser Eingreifen anstiften und unterstützen; nie wieder Exesse, Verbrechen, Ge-
walt und Terrorismus; nie wieder eine Gruppe, die abwesend und passiv zuschaut. 
Nie wieder eine geteilte chilenische Gesellschaft.“759   
Die Worte von Cheyre wurden von allen Gruppen sehr positiv aufgenommen. Sie zielten auf eine 
baldige Versöhnung der Chilenen und den Abschluss der Vergangenheitsbewältigung.760  
                                                
757 El Mercurio: Agrupaciones repudian reality show de la UDI, 25. Mai 2003, C3. 
758 González, P.: Sarabia busca recuperar unidad interna de la FaCh, in: El Mercurio, 7. Juni, 2003, S. C5. 
759 El Mercurio: Cheyre pide una solución global en tema de DD.HH, 14. Juni 2003, S. A1. 
760 El Mercurio: Políticos se cuadran con Cheyre, 15. Juni 2003, S. C3. 
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Dies gab der Regierung die Grundlage für die Erarbeitung einer neuen Initiative. Präsident Lagos 
begann mit einer Runde von Besprechungen mit den unterschiedlichen Akteuren der Vergangen-
heitsbewältigung und nahm Vorschläge für eine Änderung der Vergangenheitsbewältigungspolitik 
entgegen.  
Im Folgenden werden die unterschiedlichen Vorschläge kurz skizziert:761 
Die Präsidentin des Concejo de Defensa del Estado forderte: 
• Freiheit für diejenigen, die Informationen weitergeben, 
• mildernde Umstände für diejenigen, die Ermittlungen mit Informationen unterstützen, 
• Aufhebung der militärischen Pflicht der Verschwiegenheit in Fällen von Menschen-
rechtsverletzungen per Gesetz, 
• Freiheit von Schuld für diejenigen, die von ihren Vorgesetzten zum Handeln gezwungen 
wurden, 
• Umwandlung der Strafe für diejenigen, die gleichzeitig zwei Strafen haben, als Anreiz für 
die Weitergabe von Informationen und 
• Herabsetzung der Strafen als Belohnung für herausragende Informationsbeschaffung. 
Die Unión Demócrata Independiente (UDI) machte folgende Vorschläge: 
• Erhöhung der Renten der Opfer von Menschenrechtsverletzungen, das durch ein Gesetz 
ein System festlegt, durch das die Familien Entschädigung vom Staat verlangen können, 
auch wenn die Verbrechen verjährt sind, 
• Festlegung einer Zeitspanne, in der die Richter Informationen entgegen nehmen können, 
dank derer eine Herabsetzung der Strafen festgelegt werden sollte. Wenn die Überreste 
der Vermissten nicht gefunden werden konnten, kann der Richter entscheiden, ob er den 
Prozess wegen „andauernder Entführung“ weiterführt oder zur Überzeugung kommt, 
dass die Personen tot sind und die Verfahren geschlossen werden können, 
• Verkündigung eines Gesetzes, das die 1973 wegen Vaterlandsverrates Verurteilten rehabi-
litiert. 
Die Renovación Nacional (RN) plädierte für folgende Aspekte: 
• Beschleunigung der laufenden Prozesse wegen Menschenrechtsverletzungen, 
• Erhöhung der Renten der Opfer von Menschenrechtsverletzungen, 
• Reform der Militärjustiz, 
• Erhöhung der Stipendien für Nachkommen der Opfer der Menschenrechtsverletzungen, 
• Entschädigungsgelder ohne Einstellung der Strafverfahren. 
Die Partido por la Democracia (PPD) forderte: 
• Von den Streit- und Polizeikräften die Angabe von Informationen über die Schicksale 
von Vermissten und der Exhumierungen verlangen, 
• Erhöhung der Renten der Opfer von Menschenrechtsverletzungen, 
• Einführung des 30. August als Tag der Vermissten, 
• Ausstellung eines Abwesenheitszertifikates (gilt als Sterbeurkunde im Falle von Vermiss-
ten, ohne Einfluss auf die Strafverfahren zu haben). 
Die Sozialistische Partei würde folgende Punkte berücksichtigen: 
                                                
761 Vgl. Schiattino, R.: La más osada propuesta sobre DD.HH, in: El Mercurio, 11 Juli 2003, S. C3. 
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• Verkündigung, dass die Personen, die im Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskom-
mission erwähnt wurden, dazu befugt, vor Gericht eine Entschädigung des Staates zu ver-
langen, 
• Erhöhung der Renten der Opfer von Menschenrechtsverletzungen, 
• Festlegung von Stipendien für die Nachkommen der Opfer, 
• Löschung der Strafregister der politischen Gefangenen der Militärregierung, 
• Ausstellung eines Abwesenheitszertifikates. 
Der Angehörigenverband würde in die Wege leiten: 
• Aufhebung der Amnestie, 
• Ernennung von Sonderrichtern für alle Menschenrechtsverletzungsverfahren 
• Ausstellung eines Abwesenheitszertifikates, 
• Dass sich der Consejo de Defensa del Estado den Zivilverfahren wegen Entschädigungsgel-
dern nicht widersetzt, 
• Einführung des 30. August als Tag der Vermissten, 
• Das Fach Menschenrechte in den Schulen einführen, 
• Das Delikt des Verschwindenlassens festlegen, 
• Erhöhung der Renten der Opfer von Menschenrechtsverletzungen, 
• Alle Nachkommen der Opfer von Menschenrechtsverletzungen vom Militärdienst befrei-
en. 
Anders als in vorherigen Diskussionen um die Vergangenheitsbewältigung stimmten die unter-
schiedlichen Gruppen in einigen Punkten überein. Erstens erkannten alle die von der Wahrheits- 
und Versöhnungskommission festgestellten Menschenrechtsverletzungen an. Zweitens waren alle 
für eine Erhöhung der Renten der Familien und für die Möglichkeit einer Entschädigung für die 
Familien der Opfer. Die Meinungen gingen dann auseinander, wenn es um die Wege ging, durch 
die die Wahrheit erreicht werden sollte, und in diesem Zusammenhang auch um den Grad der zu 
erreichenden Gerechtigkeit. Während die Parteien der Rechten und des Consejo de Defensa del Esta-
do für die Beschleunigung der laufenden Prozesse waren und auch für die Milderung der Strafen, 
wenn die Schuldigen Informationen beitrugen, waren die Parteien der Linken und die Angehöri-
genverbände für eine vollständige Wahrheit und Gerechtigkeit, also gegen eine mögliche Milde-
rung der Strafen.  
Das Heer wartete auf ein baldiges Ende des Vergangenheitsbewältigungsprozesses, damit es sich 
seinen eigentlichen Aufgaben widmen konnte. General Cheyre erklärte: 
„Wir haben die Fehler der Vergangenheit anerkannt, wir haben angeordnet, dass 
alle, die zu Verfahren wegen Menschenrechtsverletzungen vorgeladen sind, vor 
den Gerichten erscheinen. Es wurde erlaubt, dass ein Richter binnen weniger als 
48 Stunden in einer militärischen Einrichtung Ermittlungen durchführen kann. 
Die Menschenrechte sind Teil der Bildung der Mitglieder des Heeres; wir haben 
alles getan.“762 
Die Wende, die Cheyre in Bezug auf die Politik des Heeres im Bereich der Vergangenheitsbewäl-
tigung durchgeführt hatte, wurde von vielen im Heer nicht wohlwollend gesehen. Obwohl er 
öffentlich nicht kritisiert wurde, war die Situation für den Oberkommandierenden nicht leicht. In 
dieser Konstellation hatte nun Präsident Lagos das Wort. 
                                                
762 Carvallo, M., Sepúlveda, E.: ¿Cómo rescatar al soldado Cheyre?, in: El Mercurio, 13. Juli 2003, S. D1. 
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7.8.1 Der Vorschlag der Regierung  
Wie schon in den vergangenen Jahren gab Präsident Lagos den Vorschlag der Regierung in einer 
nationalen Fernsehsendung offiziell bekannt. Lagos gestand ein, dass es keine endgültige Lösung 
für die Vergangenheitsbewältigung geben könne.  
„Das Einzige was wir machen können, was wir machen müssen, ist weiter voran-
schreiten mit einem festen Entschluss und der Zusammenarbeit von allen, aber 
nicht zur Festlegung einer Lösung, einer definitiven Schließung des Problems, 
sondern in der Erreichung des maximal möglichen Abkommens, der maximal 
möglichen Wahrheit, der maximal möglichen Gerechtigkeit und der maximal 
möglichen Wiedergutmachung.“763  
Nach Meinung des Präsidenten müsse verhindert werden, dass sich die Menschenrechtsverlet-
zungen wiederholten, dafür dürfe aber das durch große Anstrengung erreichte friedliche Zusam-
menleben der chilenischen Gesellschaft nicht gefährdet werden. Das Land müsse sowohl die 
Handlungen, die zum Putsch führten, als auch die danach geschehenen Menschenrechtsverlet-
zungen anerkennen. In diesem Sinne sollten für die Regierung Wahrheit, Gerechtigkeit und Wie-
dergutmachung die drei Säulen der Vergangenheitsbewältigung sein. Das Land hatte nach Mei-
nung der Regierung in allen drei Richtungen Fortschritte gemacht, welche im Dokument „Es gibt 
kein Morgen ohne ein Gestern“ dargestellt werden. 
Lagos erkannte hauptsächlich die Kooperation sowohl der Parteien der Rechten als auch die 
Schritte in Richtung Versöhnung der Streit- und Polizeikräfte an, welche ein neues Klima ermög-
licht hatten, um in der Vergangenheitsbewältigung weitere Maßnahmen zu treffen.764 
Die Regierung sprach sich einerseits gegen ein Schlusspunktgesetz aus, aber auch gegen die Auf-
hebung des Amnestiegesetzes und überließ den Richtern die Auslegung. Auf der Grundlage der 
Vorschläge aller Gruppen schlug die Regierung folgende Ziele vor: 
- Die Offenlegung der Wahrheit über die Schicksale der Vermissten,  
- Die Einhaltung der Unabhängigkeit der Gerichte in ihren Urteilen und in der Auslegung 
der Gesetze und die Beschleunigung der laufenden Prozesse,  
- Erhöhung der Wiedergutmachungsmaßnahmen, 
- Verbesserung der Institutionen zur Einhaltung der Menschenrechte.   
- Maßnahmen 
o Juristische Maßnahmen 
 Ernennung von weiteren Sonderrichtern, 
 Minderung der Strafen derjenigen, die Informationen über Menschen-
rechtsverletzungen beitragen. Die Regierung sah einen Unterschied in der 
Schuld von Vorgesetzten und derjenigen, die Befehle ausführten: 
• den Personen, die sich freiwillig den Gerichten stellen und Infor-
mation geben, sollte Immunität gegeben werden, 
• denjenigen, die unter Anklage stehen, und die Information geben, 
sollten die Strafen herabgesetzt werden, 
                                                
763 Präsident Ricardo Lagos: Dokument No hay mañana sin ayer, 12. August 2003, S. 2. 
764 Ebenda, S. 11. 
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• denjenigen, die unter Anklage stehen und die Informationen über 
andere Verfahren geben, sollten die Strafen herabgesetzt werden. 
 Die Informationen, die sich bei der Militärjustiz befinden, sollten den or-
dentlichen Gerichten zugänglich gemacht werden. 
 Beschleunigung der laufenden Verfahren: 
• Den Menschenrechtsverletzungsverfahren soll Vorrang gegeben 
werden. 
• Die Identität derjenigen, die binnen einer festgelegten Zeitspanne  
Informationen geben, sollte geheim gehalten werden. 
• Die Menschenrechtsverfahren, die sich in der Militärjustiz befin-
den, sollten den ordentlichen Gerichten übergeben werden. 
 Finanzielle und beratende Unterstützung bei Gerichtsverfahren. 
 
o Wiedergutmachungsmaßnahmen: 
 Erhöhung und Erweiterung der Renten, Stipendien und gesundheitlichen 
Hilfen. 
 Ausstellung eines Abwesenheitszertifikates, 
 Errichtung einer Kommission über Folterungen in derselben Richtung 
wie die Wahrheits- und Versöhnungskommission, 
 Löschung der Strafregister der politischen Gefangenen der Militärregie-
rung, 
 Einrichtung eines Fonds zur Erhaltung der Monumente, die an die Men-
schenrechtsverletzungen erinnern. 
o Maßnahmen zur Verhinderung einer Wiederholung, 
 Ratifizierung verschiedener internationaler Abkommen wie z.B. des Inter-
nationalen Strafgerichtshofes, 
 Reform der Militärjustiz, 
 Stärkung des Faches Menschenrechte in den Schulen, 
 Errichtung eines Institutes der Menschenrechte, das die Arbeit der Kör-
perschaft für  Wiedergutmachung und Versöhnung und des Programms 
für Menschenrechte des Innenministeriums weiterführen soll. 
Der Vorschlag der Regierung wurde von beinahe allen politischen Parteien, von den Kirchen und 
von den Streit- und Polizeikräften unterstützt. Nur die Sozialistische Partei äußerte Bedenken in 
Bezug auf die mögliche Herabsetzung der Strafen und Immunität derjenigen die mit Informatio-
nen die Verfahren unterstützen. Die Organisationen, die sich gegen die Initiative aussprachen, 
waren der Angehörigenverband und die Kommunistische Partei. Ihrer Meinung nach war die 
Initiative ein Zugeständnis zur weiteren Erhärtung der Immunität der Schuldigen und eine Un-
terstützung des Amnestiegesetze, welche sie ablehnten. 
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Die neuen Vergangenheitsbewältigungsgesetze, welche die Vorschläge des Präsidenten wider-
spiegelten, wurden Ende Oktober dem Parlament vorgelegt. Die Angehörigenverbände und 
manche Stimmen der Sozialistischen Partei äußerten aber ihre Ablehnung mancher Punkte. Die 
schon bekannte Diskussion um Wahrheit und den Grad der zur erreichenden Gerechtigkeit war 
wieder ausgebrochen. Nun muss abgewartet werden, ob nach 13 Jahren Demokratie ein Konsens 
im Bereich der Vergangenheitsbewältigung möglich ist.  
7.8.2 Der 11. September 
Die erste Idee der Regierung in Bezug auf das Gedenken an den 11. September 1973 vor 30 Jah-
ren war eine Feier, an der alle Gruppen der Gesellschaft teilnehmen sollten, um so ein Symbol 
für das Ende des Vergangenheitsbewältigungsprozesses zu setzen. Aber je näher das Datum kam, 
desto klarer wurde, dass die Vergangenheit die chilenische Gesellschaft weiterhin teilte. Die Initi-
ative einer gemeinsamen Erklärung des Parlaments scheiterte auch an der unterschiedlichen In-
terpretation der vergangenen Ereignisse, hauptsächlich der Ursachen, die zum Putsch und seinen 
Konsequenzen führten. 
Der schon immer symbolreiche Monat September war im Jahr 2003, 30 Jahre nach dem Putsch, 
äußerst bedeutungsschwanger. Sowohl die Printmedien als auch das Fernsehen veröffentlichten 
und sendeten schon Monate vorher unzählige Reportagen und Programme über die letzten 30 
Jahre der chilenischen Geschichte. Somit entbrannte nochmals eine tiefgehende Diskussion über 
die Vergangenheit. Obwohl sich die Meinungen angenähert hatten, gab es immer noch unter-
schiedliche Auslegungen der Geschichte. 
Im Gegensatz zu anderen Jahren ergaben sich nun die Auseinandersetzungen aber nicht zwi-
schen den Streit- und Regierungskräften, den Parteien der Rechten und der Concertación, sondern 
zwischen den Parteien der Regierungskoalition. Das Problem trat auf, weil die Regierung Lagos 
in der Feier des 11. September eine Ehrung der Figur des Ex-Präsidenten Allende vornehmen 
wollte, anstatt der Tradition folgend eine Messe zur Ehrung der Gefallenen zu halten. Gegen 
diese Idee sprachen sich die Christdemokraten aus, die Partei, die während der Regierung Allende 
in der Opposition gewesen war, und aus der viele Mitglieder den Putsch der Streit- und Polizei-
kräfte unterstützt hatten. „Ich werde Präsident Allende nicht ehren, weil ich ein Gegner seiner 
Regierung gewesen bin.“765  
Der Christdemokrat Andrés Zaldivar, Präsident des Senates, erklärte: 
„Sie können jetzt nicht versuchen, die Geschichte neu zu schreiben, und versu-
chen, eine offizielle Interpretation dem Land aufzuzwingen. Dieses ist eine dem 
Gewissen der Demokraten gegenläufige Einstellung, welche die Entstehung, den 
Ablauf und das Ende des Prozesses, welcher zum Zusammenbruch der Demokra-
tie führte, kennen. Diese Situationen waren außerdem der Nährboden für die Ge-
schehnisse während der Diktatur.“766  
Diese Art von Erklärungen erinnerte an die unterschiedliche Bewertung der Geschichte zwischen 
den Parteien der Regierungskoalition. Es waren dieselben Unterschiede, welche die Bildung der 
Koalition in den 80er Jahren erschwert hatten, und welche durch den gemeinsamen Kampf gegen 
die Militärregierung unterdrückt worden waren. Nun traten sie 30 Jahre nach dem Putsch wieder 
ans Licht. Die Regierung löste das Problem, indem sie zwei unterschiedliche Feiern organisierte. 
                                                
765 Andrés Zaldivar, in: El Mercurio: Zaldívar complica la estrategia oficial, 24. August 2003, S. C3. 
766 Andrés Zaldivar, in El Mercurio: Zaldívar llama a no rescribir la historia, 30. August 2003, S. A1. 
 187 
Eine am 10. September, in der Präsident Allende geehrt wurde, und eine am 11. September, an 
der alle Parteien der Koalition teilnahmen und bei welcher der Tradition folgend den Opfern des 
11. Septembers gedacht wurde.   
Dagegen hielten sich die Streit- und Polizeikräfte und die Parteien der Rechten aus der Diskussi-
on heraus. Letztere machten aber ihre Position gegenüber der Geschichte bekannt, indem sie an 
den Ehrungen für Allende sowohl im Parlament als auch in der Moneda nicht teilnahmen und 
seine Regierung zur Hauptverantwortlichen für den Zusammenbruch der Demokratie erklärten. 
Die UDI stellte in einer Erklärung fest, dass es „unterschiedliche Auslegungen der Ursachen und 
Verantwortlichen der Krise, welche das Land erlebt hätte, gäbe.“767 Deswegen dürfe keine Seite 
versuchen, ihre Vision der Geschichte aufzudrängen. Laut Renovación Nacional waren alle an den 
Geschehnissen in der Vergangenheit schuldig, einerseits wegen der Ursachen, die zum Putsch 
führten und anderseits wegen der danach geschehenen Menschenrechtsverletzungen.768 
Somit hatte Chile 30 Jahre nach dem Putsch und 13 Jahre, nachdem das Land wieder in einer 
Demokratie lebte, immer noch unterschiedliche Auslegungen der Vergangenheit. Ein Berüh-
rungspunkt war, dass sich die Ursachen, die zum Zusammenbruch der Demokratie führten und 
die danach geschehenen Menschenrechtsverletzungen nicht wiederholten dürften. Obwohl schon 
verschiedene Schritte getan worden waren, waren sich aber die verschiedenen Teile der Gesell-
schaft immer noch nicht über die Wege, die zur Vergangenheitsbewältigung führen sollten, einig. 
Somit ist der Vergangenheitsbewältigungsprozess genauso wie die Transition in Chile noch nicht 
abgeschlossen. 
7.8.3 Die Reaktion der Gesellschaft 
Wie schon erwähnt wurde, begann die chilenische Gesellschaft sich intensiv mit ihrer jüngsten 
Vergangenheit im Jahr 2003 zu beschäftigen. Obwohl sich in den Jahren der Transition die Inter-
pretationen der unterschiedlichen Gruppen angenähert hatten, gab es immer noch unterschiedli-
che Meinungen über die Vergangenheit. Diese Teilung der chilenischen Gesellschaft wurde in 
einer toleranteren Weise von den unterschiedlichen Akteuren der Vergangenheitsbewältigung 
und auch von der Gesellschaft gelebt. 30 Jahre nach dem Putsch rief die Vergangenheit eine Aus-
einandersetzung in der Gesellschaft hervor, die das politische System allerdings nicht gefährdete. 
Weitere Themen waren die Diskussion über neue Wege zur Vergangenheitsbewältigung und die 
unterschiedlichen Vorschläge der Akteure und der Regierung. Die Vergangenheitsbewältigung 
hatte bis Mai 2003 keine herausragende Präsenz in der Presse. Das änderte sich, sobald der Sep-
tember und die Erinnerung an die 30 Jahre seit dem Putsch näher kamen. Im September erreich-
te dieses Thema eines der höchsten Werte in allen Jahren der Transition. 
                                                
767 Unión Demócrata Independiente: 30 Años después, 11. September 2003. 
768 El Mercurio: Alianza critica con matices a Allende, 12. September 2003, S. C5. 
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Abbildung 31: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (2003) 
Quelle: Eigene 
Erarbeitung, Siehe Anhang 
Trotz der wachsenden Präsenz der Vergangenheitsbewältigung in der Presse stieg die Bedeutung 
der Menschenrechte für die Chilenen nicht. 
Abbildung 29: Bedeutung der Menschenrechtsproblematik für die Gesellschaft (2003) 
 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos. 
Die Mehrheit der Chilenen beschäftigte sich in dieser Zeit mit der Vergangenheit des Landes; 
62% sahen eine Sendung oder lasen einen Artikel über die 30 Jahre Geschichte. Dieses Thema 
wurde von einer Mehrheit (74%) als relevant für die Chilenen angesehen. Die Gruppe, die diese 
Einschätzung teilte, war aber kleiner in der jüngeren Generation (zwischen 18 und 25 Jahren).  
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Abbildung 33: Beschäftigung mit der Vergangenheit 
 
Quelle: Informe de Prensa Encuesta Nacional, Centro de Estudios de la Realidad Contemporánea, Septiembre 2003 
 
Abbildung 30: Bedeutung der Vergangenheit 
 
Quelle: Informe de Prensa Encuesta Nacional, Centro de Estudios de la Realidad Contemporánea, Septiembre 2003. 
Die Teilung der chilenischen Gesellschaft hinsichtlich der Vergangenheit war 30 Jahre nach dem 
Putsch immer noch vorhanden. Während die Wähler der Rechten meinten, der Putsch sei be-
gründet gewesen, schmolz diese Gruppe je linker die Befragten eingestellt waren. 
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Abbildung 31: Meinung über den Putsch 1973 
 
Quelle: Informe de Prensa Encuesta Nacional, Centro de Estudios de la Realidad Contemporánea, Septiembre 2003 
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8 Die Rolle der Vergangenheitsbewältigung in der 
chilenischen Transition 
In diesem Kapitel wird anhand der im vorigen Kapitel dargelegten Informationen die Rolle der 
Vergangenheitsbewältigung in der chilenischen Transition herausgearbeitet. Dazu wird der Zu-
sammenhang zwischen dem Prozess der Vergangenheitsbewältigung und dem in Kapitel 6 be-
schriebenen chilenischen Systemwechsel dargestellt. 
8.1 Ende des autoritären Systems 
Um die Transition zur Demokratie zu erreichen, verfolgte die Opposition zwischen 1983 und 
1986 die Strategie eines Systemumbruches, indem sie versuchte, die Militärregierung durch Mas-
senmobilisierungen zu stürzen.769 Diese rupturistische Strategie scheiterte aber, und die nach dem 
Plebiszit endgültig festgelegte Pattsituation zwischen der Regierung und der Opposition mündete 
endgültig in einer ausgehandelten Transition. Die Konsequenz war von Seiten der Opposition die 
Annahme und Legitimierung der von der Militärregierung festgelegten Regeln und von Seiten der 
Militärregierung die Einhaltung dieser Regeln und die Annahme einiger Verfassungsänderungen. 
Somit war die Grundlage der neuen Demokratie die Verfassung von 1980 mit den nach dem Ple-
biszit durchgeführten Änderungen. Die Erkenntnis, dass nur Verhandlungen zwischen beiden 
Lagern eine friedliche Transition ermöglichen würden, gab einen bitteren Beigeschmack. Keine 
Gruppe konnte mit genügend Unterstützung rechnen, um alleine den Systemwechsel durchfüh-
ren zu können. Ein revolutionärer Systemwechsel und ein radikaler Bruch mit der Vergangenheit 
waren somit ausgeschlossen. 
Diese Entwicklung hatte grundlegende Konsequenzen für die Vergangenheitsbewältigung. Die 
kommende demokratische Regierung würde sich auch in ihren Handlungen in Bezug auf die 
Vergangenheitsbewältigung an die Regeln der ausgehandelten Transition halten müssen. Außer-
dem musste sie angesichts der Pattsituation die Meinung der Mitglieder der Militärregierung in 
der Ausführung ihrer Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen mit einbeziehen. 
Die Menschenrechtsproblematik spielte in der Zeit der Massenmobilisierung eine wichtige Rolle, 
da sie neben der schlechten wirtschaftlichen Situation eine der Grundlagen der Unzufriedenheit 
der Bevölkerung mit der Militärregierung darstellte. Da aber der von unten erzwungene System-
wechsel scheiterte, war die Menschenrechtsproblematik kein wichtiger Punkt mehr für das Ende 
des autoritären Regimes.   
Einer der Gründe, die zum Scheitern der Strategie des Systembruchs führten, war die Unfähigkeit 
der Opposition, eine starke und organisierte Koalition zu bilden. Dagegen trug die glaubhafte 
Organisation und Zusammenarbeit der Opposition in den danach folgenden Jahren grundlegend 
zum Erfolg der Transition in Chile bei. Diese in Worten von Burton, Gunter und Higles Elite 
Convergence770 hatte ihre Wurzeln in der Zusammenarbeit aller Oppositionsparteien in der Men-
schenrechtsbewegung während der Militärregierung. Die gemeinsame Arbeit brachte die Parteien 
zusammen, die sich 1973 noch in gegenüberstehenden Lagern befanden. 
                                                
769 Siehe Kapitel 6 dieser Arbeit. 
770 Siehe Kapitel 6 dieser Arbeit.  
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8.2 Die Institutionalisierung der Demokratie 
Die Institutionalisierung der chilenischen Demokratie fand zwischen dem Plebiszit 1989 und den 
ersten demokratischen Wahlen statt. In der Etappe der Institutionalisierung werden die Regeln 
für die kommende Demokratie festgelegt. Da in Chile eine ausgehandelte Transition stattfand, 
fielen in diese Zeit die Verhandlungen für die Änderungen der Verfassung, welche die von der 
Militärregierung aufgestellte Grundcharta legitimierten. 
Die Vergangenheitsbewältigung spielte in den Verhandlungen während der Phase der Institutio-
nalisierung keine Rolle. Die einzige Reform, die eine Auswirkung auf die Vergangenheitsbewälti-
gung haben konnte, war die Änderung des Artikels 5 der Verfassung, welcher dahingehend inter-
pretiert  werden kann, dass das chilenische Recht den internationalen Menschenrechtsabkommen 
unterliegt. 
Von der wichtigsten Regel des chilenischen Vergangenheitsbewältigungsprozesses, dem Amnes-
tiegesetz, wurde während der Verhandlungen nicht gesprochen. Die Opposition verlangte nicht 
seine Aufhebung, und die Regierung ging davon aus, dass es in seiner traditionellen Auslegungs-
weise, also als Gesetz, durch das die Delikte nichtig sind, erhalten bleiben würde. Somit wurde 
das Bestehen der Amnestie in der Phase der Institutionalisierung, deren Charakteristikum ist, die 
Regeln für die neue Demokratie festzulegen, gefestigt und von der darauf folgenden Regierung 
übernommen. 
In der Auslegung mancher Autoren wurde die Diskussion um die Amnestie absichtlich von der 
Opposition beiseite gelassen, da die Kosten einer Auseinandersetzung in der instabilen Phase der 
Institutionalisierung der Demokratie zu hoch gewesen wären.771  
Für die Militärregierung war die Erhaltung der Amnestie ein Teil des Abkommens der ausgehan-
delten Transition, obwohl es sich um ein stillschweigendes Abkommen handelte. Dagegen war 
die Aufhebung der Amnestie ein wichtiger Punkt im Regierungsprogramm der Concertación. Diese 
Situation führte jedes Mal, wenn die Amnestie aufgehoben oder anders ausgelegt wurde, zu hefti-
gen Auseinandersetzungen zwischen beiden Lagern.    
Durch die aufkommende Diskussion über die Vergangenheitsbewältigung und die sich anbah-
nende Festlegung der Position der unterschiedlichen Gruppen zu diesem Thema, werden in der 
Phase der Institutionalisierung der Demokratie nicht nur die Spielregeln der neuen Demokratie 
festgelegt und somit der Vergangenheitsbewältigung, sondern auch die Spaltungslinien der kom-
menden Auseinandersetzungen vorgezeichnet. In dieser Phase fängt jede Gruppe an, ihre Mei-
nungen über das Thema Vergangenheitsbewältigung zu sondieren und anschließend bekannt zu 
geben. Somit werden die Probleme der neuen Demokratie offensichtlich. Ein Beispiel dafür war 
die in dieser Zeit begonnene Operation „Nein zur Straflosigkeit“ der terroristischen Gruppe 
Frente Patriótico Manuel Rodriguez, durch die verschiedene Mitglieder der Streitkräfte umge-
bracht wurden.  
Die Diskussion um die Vergangenheitsbewältigung ging in die Wahlkampagne über, in der beide 
Koalitionen ihre Pläne zum Thema bekannt gaben. Dieses war der Anfang der wichtigen Rolle, 
welche die Vergangenheitsbewältigung während einer Transition im politischen Wettkampf spielt. 
Sie wird als Mittel benutzt, um Wähler zu gewinnen und um den Gegner zu diskreditieren.  
Obwohl die Menschenrechtproblematik in dieser Phase nicht zu den Prioritäten der Bevölkerung 
gehörte, wurde sie trotzdem von 18% der Bevölkerung als eines der Themen, um die sich die 
                                                
771 Godoy, O.: La transición chilena pactada, in: Estudios Públicos, N°74, Santiago, Otoño, 1999. 
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erste demokratische Regierung kümmern musste, hervorgehoben. Anderseits war die öffentliche 
Diskussion um die Vergangenheitsbewältigung nicht wichtig, da sich in dieser Etappe erst die 
Einstellungen der unterschiedlichen Gruppen entwickelten, um in der nächsten Etappe aufeinan-
der zu prallen. 
8.3 Die Konsolidierung der Demokratie 
8.3.1 Die Regierung Aylwin: Zwischen Amtsantritt und dem Tod von Jaime 
Guzmán 
Das Wahlprogramm der Concertación versprach im Bereich der Vergangenheitsbewältigung Wahr-
heit, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung. Und um die Gerechtigkeit zu erreichen, wurde im 
Programm die Aufhebung der Amnestie vorgeschlagen. Dazu kam die baldige Lösung der Prob-
lematik der politischen Gefangenen. Aber schon vor seinem Amtsantritt erklärte der zukünftige 
Innenminister Enrique Kraus, dass die Aufhebung der Amnestie ein Element der Wahlkampagne 
gewesen sei und noch diskutiert werden müsse. Die möglichen Vergangenheitsbewältigungsmaß-
nahmen der Regierung mussten nun der Realität einer jungen Demokratie, die sich inmitten eines 
Transitionsprozesses befand, angepasst werden. 
Die Analyse der vier von Merkel vorgeschlagenen Ebenen, an denen die Konsolidierung einer 
Demokratie772 gemessen werden kann, ermöglicht die Veranschaulichung der Probleme, denen 
die Regierung, aber auch die anderen Akteure der Vergangenheitsbewältigung, während der ers-
ten demokratischen Regierungsjahre gegenüberstanden. Die Regeln, nach denen die neue Demo-
kratie funktionieren sollte, waren in der Phase der Institutionalisierung festgelegt worden.  
Diese neuen Regeln haben aber in den Anfangsjahren der Transition noch keine Legitimität. An-
lehnend an die Theorie von Lipset773 kann gesagt werden, dass sie ihre Effizienz zeigen müssen, 
um Legitimität zu erlangen, um somit zur Konsolidierung der Demokratie beizutragen. Die Ak-
teure mussten sich an die neuen Spielregeln gewöhnen, und die Interessen der unterschiedlichen 
Gruppen mussten nun in den festgelegten Regeln und Institutionen der Demokratie kanalisiert 
werden. Gerade die Verhaltenskonsolidierung ist in den ersten Jahren einer Transition ein 
schwieriges Unterfangen, da die ersten beiden Ebenen (konstitutionelle und repräsentative) noch 
nicht konsolidiert sind. Hier spielten die Aktionen der Zivilgesellschaft eine große Rolle beim 
Thema Menschenrechte und somit bei der Vergangenheitsbewältigung. 
Diese Probleme, die in Bezug auf alle Themen in einer Transition aufkommen, sind im Falle der 
Vergangenheitsbewältigung akuter. Dahl folgend kann gesagt werden, dass die tiefe Kluft, die 
sich in der chilenischen Gesellschaft seit 1973 aufgetan hatte, Streitigkeiten und Konflikte hervor-
rufen konnte, welche die junge Polyarchie in Gefahr bringen konnten.774 Chiles neue Demokratie 
baute nicht auf einem gemeinsamen Verständnis der Vergangenheit auf. Diese Situation er-
schwerte die Durchführung jeder nur denkbaren Vergangenheitsbewältigungsmaßnahme. Auch 
das Misstrauen der Akteure untereinander, welchem nicht wie in einer konsolidierten Demokratie 
mit der Einhaltung der von allen angenommenen Regeln entgegengearbeitet werden konnte, er-
schwerte die Situation. Da in diesem Sinne der Zusammenprall der Interessen und Meinungen 
der unterschiedlichen Akteure in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung akuter ist, ist auch die 
Verhaltenskonsolidierung in dieser Beziehung schwerer. 
                                                
772 Siehe Kapitel 2.2.2.1 dieser Arbeit. 
773 Siehe Kapitel 2.3.1.1 dieser Arbeit. 
774 Siehe Kapitel 2.2.2.1 dieser Arbeit. 
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Die Regierung musste also einerseits die während der Institutionalisierungsphase ausgehandelten 
und angenommenen Regeln einhalten. Im Falle der Vergangenheitsbewältigung war die wichtigs-
te Regel die Amnestie, welche, dieser Logik folgend, obwohl ihre Aufhebung im Wahlprogramm 
versprochen worden war, von der Regierung Aylwin nicht angetastet wurde. Anderseits musste 
die Regierung die Ansichten der Parteien der Rechten und hauptsächlich der Streit- und Polizei-
kräfte in ihre Handlungen einbeziehen. Diese hatten eine andere Einschätzung der Vergangenheit 
und somit auch der Vergangenheitsbewältigung: Wenn sie ihre Interessen bedroht und keine Lö-
sungsmöglichkeit binnen der bestehenden Regeln und Institutionen sahen, suchten sie eine au-
ßerhalb der Regeln und Institutionen. Ein Beispiel dafür war die Alarmbereitschaft des Heeres im 
Dezember 1990.  
Anderseits wollten die Gruppen, die für die Demokratisierung und danach für die Wahlkampag-
ne der Concertación gearbeitet hatten, nun ihre Forderungen erfüllt sehen. Diese Situation zeigte 
sich in den Handlungen der Angehörigenverbände, welche die Regierung Aylwin unter Druck 
setzen. Dieser Druck wurde durch die Handlungen der terroristischen Gruppen intensiviert. Der 
Druck der internationalen Gemeinschaft in Richtung Wahrheit und Gerechtigkeit setzte dem 
Ganzen überdies zu. 
Vor diesem Hintergrund müssen die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen der Regierung 
Aylwin analysiert werden. Einerseits musste sie den Bitten der Angehörigenverbände und auch 
der internationalen Gemeinschaft entgegenkommen und hatte somit die Aufgabe der Befriedung. 
Anderseits durfte sie nicht zu weit gehen, um die prekäre Stabilität der neuen Demokratie nicht 
zu gefährden.775 Somit handelt es sich im Falle der Vergangenheitsbewältigung um Maßnahmen, 
die nur auf der Grundlage eines Konsenses durchgeführt werden können; Maximalforderungen 
müssen also im Kontext einer ausgehandelten Transition vergessen werden. Beispiele der Suche 
nach einem Konsens sind sowohl die Wahrheits- und Versöhnungskommission als auch die Ley-
es Cumplido. 
Das Problem ist, dass gerade in der Vergangenheitsbewältigung, wo Abkommen entscheidend 
sind, Konsense schwer zu erreichen sind. Dieses kann im Fall des Rahmenabkommens der Leyes 
Cumplido analysiert werden. Der Schock, den die Gräber von Pisagua hervorriefen, machte ein 
Abkommen unmöglich. Tatsache ist, dass in der Vergangenheitsbewältigung die Erreichung eines 
Konsenses schwer ist, weil hier Politik, Ethik und Gefühle zusammenprallen. 
Speziell in den ersten Jahren der Transition sind manche Schritte in Bezug auf die Vergangenheit 
wichtig. Symbolische Handlungen wie der Akt des Präsidenten im Nationalstadion, die Messen 
für die Vermissten oder die offiziellen Anhörungen der Wahrheits- und Versöhnungskommission 
haben eine wiedergutmachende Wirkung auf die Angehörigen der Opfer der Menschenrechtsver-
letzungen. Dieses ist im Rahmen einer Transition wichtig, da es zur Befriedung der Gesellschaft 
beiträgt und somit den Druck dieser Gruppen auf das politische System mildert. Außerdem stei-
gert es die Legitimität der neuen Demokratie. 
Die Enthüllung der Wahrheit ist ebenfalls wichtig für die neue Demokratie. Wie oben beschrie-
ben wurde, war die chilenische Gesellschaft in zwei Lager gespalten. Die Regierung Aylwin hat 
durch die Arbeit der Wahrheits- und Versöhnungskommission versucht, diese Kluft zu schließen. 
                                                
775 An dieser Stelle sollte an die Worte Valenzuelas erinnert werden: “nothing is more destructive of democracy than frequent 
confrontations in the streets, the legislature, the state administration and elsewhere between groups who view themselves as engaged in 
zero-sum conflict” Vgl. Valenzuela, S.: Democratic Consolidation in Post- Transitional Settings: Notion, Process, 
and Facilitating Conditions, in: Mainwaring, S., O’ Donnell, G., Valenzuela, S.: Issues in Democratic Consolida-
tion, Notre Dame, Indiana, 1992, S. 82. 
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Obwohl ihr dieses nicht gelang, hat die Veröffentlichung des Berichtes und die Entdeckung der 
Gräber von Pisagua eine grundlegende Diskussion in der Gesellschaft ermöglicht. Der Bericht 
der Wahrheits- und Versöhnungskommission wurde von der chilenischen Gesellschaft positiv 
bewertet und bildete trotz der Ablehnung seiner historischen Interpretation durch manche 
Gruppen die Grundlage der chilenischen Vergangenheitsbewältigung. Die Menschenrechtsverlet-
zungen waren nun eine Tatsache, die niemand leugnete, obwohl die Interpretation des histori-
schen Kontextes in den verschiedenen Gruppen der Gesellschaft unterschiedlich ausfiel. 
8.3.2 Die Regierung Aylwin: Zwischen dem Tod von Jaime Guzmán und dem 
Regierungswechsel 
Nach dem ersten Jahr in der Demokratie sind sowohl die Symbole als auch die Diskussion um 
die Wahrheit der Vergangenheit nicht mehr so wichtig. Die Gesellschaft hat den kathartischen 
Effekt beider erlebt und dadurch eine – wenn auch dünne – Grundlage für eine gemeinsame 
Wahrheit gelegt. Diese Grundlage ermöglichte im Fall Chiles die Durchführung verschiedener 
Wiedergutmachungsmaßnahmen, welche für die Familien der Opfer aber auch für die Befriedung 
der Gesellschaft nötig sind. 
Die politische Realität einer Transition und die immer noch bestehende unterschiedliche Ein-
schätzung der Vergangenheit machen aber eine endgültige Schließung der Vergangenheitsbewäl-
tigung unmöglich. Nach dem Tod von Jaime Guzmán konnte angenommen werden, die Vergan-
genheitsbewältigung sei abgeschlossen, und die chilenische Gesellschaft sei versöhnt. Dieses 
Trugbild verdeckte aber nur ein latentes Problem. 
Da die unterschiedlichen Akteure den nötigen Konsens für eine politische Lösung der Vergan-
genheitsbewältigung nicht erreichen konnten, verlagerte sich das Problem auf die Judikative. Die 
Entscheidungen der Richter wurden aber von keinem der Akteure angenommen, weswegen alle 
versuchten, die Entscheidungen der Judikative zu beeinflussen. Ein erster Schritt war das Schrei-
ben Aylwins an die Gerichte, ein zweiter die Verfassungsbeschwerde gegen drei Richter des o-
bersten Gerichtshofes. Diese Handlungen beeinflussten zuletzt die Entscheidungen der Richter 
in Bezug auf die Amnestie, weswegen immer mehr Mitglieder der Streit- und Polizeikräfte von 
den Gerichten vorgeladen wurden. Das Heer war seit der Institutionalisierungsphase der Transi-
tion davon ausgegangen, dass die Amnestie, in ihrer traditionellen Auslegungsweise angewendet 
werden würde. Die aus ihrer Sicht nicht eingehaltene Regel der ausgehandelten Transition war die 
Ursache der zweiten Überschreitung der demokratischen Regeln durch das Heer (Boinazo 1993). 
Diesem Druck antwortend machte die Regierung den Versuch, eine politische Lösung der Ver-
gangenheitsbewältigung zu finden. Ein möglicher Konsens wurde nochmals durch das Aufkom-
men der die Gesellschaft trennenden Geschichte im September verhindert. Beide Lager: „Wahr-
heit und Vergebung“, gegen „Wahrheit und Gerechtigkeit“ konnten sich nicht einigen, um einen 
politischen Ausgang der Vergangenheitsbewältigung zu ermöglichen. Somit wurde die Vergan-
genheitsbewältigung wieder der Justiz zugeschoben.   
Der chilenische Vergangenheitsbewältigungsprozess verfiel in einen Zyklus: Es kommt zu rich-
terlichen Entscheidungen mit denen manche Akteure nicht zufrieden sind. Diese Akteure üben 
Druck auf das politische System aus. Exekutive und Legislative suchen durch einen politischen 
Weg die Stabilisierung des politischen Systems. Der für diesen Weg nötige Konsens wird aber 
nicht gefunden, weswegen Exekutive und Legislative das Problem wieder auf den strafrechtlichen 
Weg führen (siehe Abbildung 32). 
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Abbildung 32: Zyklus des chilenischen Vergangenheitsbewältigungsprozesses 
 
 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf 
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Gerechtigkeit eingeschlagen hatten. Die Regierung sah wegen der immer wieder aufflackernden 
Auseinandersetzungen um die Vergangenheitsbewältigung die Notwendigkeit, diese durch einen 
politischen Konsens zu schließen. Das von der Regierung Frei gesuchte politische Abkommen 
wurde aber nicht erreicht, und somit fiel der chilenische Vergangenheitsbewältigungsprozess in 
den oben beschriebenen Zyklus.  
8.3.4 Die Regierung Frei: Vom Vergangenheitsbewältigungsvorschlag bis zur 
Festnahme von Senator Pinochet 
Der Vergangenheitsbewältigungsprozess konzentrierte sich ab 1996 hauptsächlich auf den straf-
rechtlichen Weg. Die Auslegung der Amnestie war unterschiedlich im obersten Gerichtshof ge-
genüber den Gerichten erster und zweiter Instanz. Dieses führte wieder zu einer Diskussion um 
die Amnestie – deren Gültigkeit und Auslegung. Die unterschiedlichen Akteure versuchten auch 
weiterhin, die Entscheidungen der Gerichte zu beeinflussen. Nach der Reform der Besetzung des 
obersten Gerichtshofes 1997 wurde die Amnestie nun auch in dieser Instanz den internationalen 
Menschenrechtsabkommen als unterlegen angesehen oder in Richtung der Aylwindoktrin ausge-
legt. So wurde der Weg der strafrechtlichen Vergangenheitsbewältigung konsolidiert. Diese Situa-
tion führte zu Diskussionen, aber nicht zu Handlungen der Akteure außerhalb der festgelegten 
Regeln und Institutionen zur Destabilisierung des politischen Systems wie in vorherigen Jahren. 
In dieser Etappe der Transition war die Verhaltenskonsolidierung erreicht worden. 
Mit dem Einzug Pinochets in den Senat als lebenslänglicher Senator wurde der letzte Schritt der 
ausgehandelten Transition getan. Und obwohl es zu Auseinandersetzungen gekommen war und 
durch eine Verfassungsbeschwerde versucht worden war, diese Situation zu verhindern, kanali-
sierten die unterschiedlichen Akteure ihre Interessen in den bestehenden Institutionen. 
Beide Situationen sind Beispiele für die weitgehende Konsolidierung der chilenischen Demokra-
tie. Das Versöhnungsklima schien die chilenische Gesellschaft einzuhüllen. Signale dieser Verän-
derungen waren die Bereitschaft  des neuen Oberkommandierenden des Heeres gegenüber den 
Gerichten und die ausgehandelte Aufhebung des 11. September als Feiertag.  
8.3.5 Die Regierung Frei: Von der Festnahme Pinochets in London bis zu 
seiner Rückkehr 
Die unerwartete Festnahme Pinochets in London zerbrach das in den davor liegenden Jahren 
aufgebaute Bild der Versöhnung der chilenischen Gesellschaft und des Endes der Vergangen-
heitsbewältigung. Die Vergangenheit hatte die Gegenwart wieder einmal eingeholt, und das nicht 
aufgeklärte Drama der Vermissten verlangte eine Lösung. 
Die Festnahme Pinochets festigte und vertiefte den schon von den Gerichten eingeschlagenen 
Weg in Richtung Wahrheit und Gerechtigkeit. Die Prozesse gegen Mitglieder der Streit- und Po-
lizeikräfte mehrten sich, was die Parteien der Rechten und die Streit- und Regierungskräfte wieder 
dazu brachte, einen politischen Abschluss des Vergangenheitsbewältigungsprozesses zu suchen. 
Die Parteien der Linken und die Angehörigenverbände, die in vorherigen Jahren verschiedentlich 
durch Verfassungsbeschwerden eine Änderung der Entscheidungen der Judikative gesucht hat-
ten, verteidigten nun die Unabhängigkeit der Gerichte, wie es vorher die Rechte getan hatte. 
Die chilenische Demokratie befand sich aber am Ende der 90er Jahre in einer völlig anderen Si-
tuation als am Anfang des Jahrzehnts. Die Konsolidierung der Demokratie war schon weit vo-
rangeschritten. Im politischen System wuchs die Spannung wegen der Festnahme Pinochets: 
Doch bewegten sich diese polarisierten Akteure innerhalb der demokratischen Institutionen und 
Regeln. Dieses galt hauptsächlich für das Heer, welches unter der Leitung des Oberkommandie-
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renden Izurieta den Weg der Kooperation mit der Regierung und den Gerichten eingeschlagen 
hatte. 
In diesem Rahmen wurde der Mesa de Diálogo eingerichtet, eine Instanz, in der sich zum ersten 
Mal die gegenüberstehenden Lager der chilenischen Gesellschaft zum Gespräch zusammentrafen. 
Die Suche nach einem Konsens in der Vergangenheitsbewältigung wurde aber wie schon bei 
vorherigen Gelegenheiten durch die Gefühle, welche die Ereignisse, die mit der Vergangenheits-
bewältigung zusammenhingen, in den Akteuren hervorriefen, aufgehalten. Die Rückkehr des Ex-
Generals Pinochet wurde von einem Teil der Gesellschaft gefeiert, während den anderen Teil die 
Huldigung des Ex-Diktators schockierte. Der Konsens musste auf die Abkühlung der Gefühle 
warten. 
8.3.6 Die Regierung Lagos: Von der Rückkehr Pinochets bis zum 30. 
Jahrestag des 11. September 1973 
Die Festnahme Pinochets und der dadurch ausgelöste Druck der internationalen Gemeinschaft 
auf die chilenische Regierung provozierte eine Wende im chilenischen Vergangenheitsbewälti-
gungsprozess. Im Jahr 2000 war das vor zehn Jahren Undenkbare geschehen: Ex-General Pino-
chet stand vor Gericht. In diesem Fall offenbarte sich wieder die Konsolidierung der chilenischen 
Demokratie, obwohl die unterschiedlichen Akteure weiterhin Druck ausübten, um ihre Interes-
sen durchzusetzen. 
Im Prozess der Vergangenheitsbewältigung hatte es in den vorangegangenen zehn Jahren auch 
eine wichtige Entwicklung gegeben. Die Instanz des Mesa de Diálogo ermöglichte die Suche eines 
Konsenses zwischen den unterschiedlichen Teilen der chilenischen Gesellschaft. Das symboli-
sche Ende der Verhandlungen – der Händedruck eines Militärs und der Tochter eines Vermiss-
ten – war ein in wichtiger Schritt in im Vergangenheitsbewältigungsprozess. 
Der Mesa de Diálogo war, wie jede vorherige Suche nach einem politischen Ausweg der Vergan-
genheitsbewältigung, ein Konsens; also eine Transaktion, in der jede Gruppe einen Schritt in 
Richtung der anderen Gruppe gehen musste. Die Streit- und Polizeikräfte erkannten zum ersten 
Mal die während der Militärregierung geschehenen Menschenrechtsverletzungen an. Sie ver-
pflichteten sich zur Suche nach Informationen über das Schicksal der Vermissten. Die Men-
schenrechtsanwälte verzichteten auf die komplette Wahrheit und Gerechtigkeit, indem sie das 
Schweigegesetz unterstützten. Durch diese Positionen verkleinerte sich die Kluft innerhalb der 
chilenischen Gesellschaft: Es gab einen Konsens, dass die Menschenrechtsverletzungen existiert 
hatten, und dass sich solche Situationen nicht wiederholen dürften. Aber in Bezug auf die Ursa-
chen, die zum Konflikt 1973 geführt hatten, gab es weiterhin unterschiedliche Meinungen.   
8.3.7 Die Regierung Lagos: Die 30 Jahre nach dem Putsch 
Dreißig Jahre nach dem Putsch und dreizehn Jahre Transition haben in Chile den Abschluss des 
Vergangenheitsbewältigungsprozesses nicht ermöglicht. Obwohl sich die Kluft in der chileni-
schen Gesellschaft und zwischen den unterschiedlichen Akteuren verkleinert hat, gibt es immer 
noch verschiedene Einschätzungen einerseits der Geschichte und anderseits der Wege zur Bewäl-
tigung der Vergangenheit. 
Die Diskussionen drehen sich immer noch um dieselben Punkte, die während der Institutionali-
sierung der Demokratie festgelegt worden sind: Wie viel Wahrheit und wie viel Gerechtigkeit sind 
für die Bewältigung der Vergangenheit nötig? In Bezug auf eine gemeinsame Interpretation der 
Vergangenheit wurden Fortschritte gemacht, die chilenische Gesellschaft hat aber dreißig Jahre 
nach dem Putsch immer noch keine gemeinsame Sicht auf ihre Vergangenheit. 
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Mit den neuen Gesetzvorschlägen der Regierung Lagos wird die Suche nach einer politischen 
Lösung der Vergangenheitsbewältigung wieder eröffnet. Die darauf folgenden Diskussionen 
werden zeigen, ob ein Konsens möglich ist. Somit fehlen manche Schritte für die komplette 
Konsolidierung der chilenischen Demokratie und auch für die Bewältigung der Vergangenheit in 
der chilenischen Gesellschaft.  
8.3.8 Die Reaktion der Gesellschaft 
Die Präsenz der Vergangenheitsbewältigung in der Presse hängt von der Wichtigkeit für die Ge-
sellschaft des gerade diskutierten Problems ab. Obwohl die Vergangenheitsbewältigung in man-
chen Etappen beinahe völlig aus der öffentlichen Diskussion verschwindet, erscheint sie immer 
wieder, wenn die Probleme der Vergangenheit die Gegenwart einholen. Der Unterschied besteht 
aber in der Intensität der Diskussion, welche mit den Jahren abnimmt, genauso wie die Span-
nung, die die Vergangenheitsbewältigung im politischen System hervorruft. 
Der höchste Wert der Präsenz der Vergangenheitsbewältigung in der Presse wurde mit der Öff-
nung der Gräber in Pisagua erreicht. Es war das erste Mal in der Transition, dass die Gesellschaft 
der Vergangenheit ins Auge sah und sich mit den Menschenrechtsverletzungen auseinandersetz-
te. Die Veröffentlichung des Berichtes der Wahrheits- und Versöhnungskommission war danach, 
relativ gesehen, nicht mehr so wichtig. Interessant ist das große Interesse der Gesellschaft am Fall 
Letelier. Durch diesen, als exemplarisch einzustufenden Fall erfuhr die Gesellschaft präzisere 
Informationen über die Unrechtsvergangenheit. In den darauf folgenden Jahren waren der Fall 
Pinochet, der Mesa de Diálogo und die Diskussion um die 30 Jahre nach dem Putsch herausragend. 
Abbildung 33: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (1990/1997) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang 
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Abbildung 34: Die Vergangenheitsbewältigung in der Presse (1998/2003) 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung, Siehe Anhang. 
Die Diskussionsthemen in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung in der Gesellschaft blieben 
in den dreizehn untersuchten Jahren weitgehend dieselben. Es wurden die Interpretation der 
Vergangenheit und die unterschiedlichen Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen diskutiert. 
Und obwohl es Annäherungen in Bezug auf die Unrechtmäßigkeit der Menschenrechtsverletzun-
gen gab, blieben die Meinungen der chilenischen Gesellschaft beim Thema Vergangenheitsbewäl-
tigung geteilt und änderten sich in den Jahren der Transition kaum (siehe Abbildung 34). Unge-
fähr 60 Prozent der Chilenen entschieden sich für die Wahrheit und die Gerechtigkeit, während 
rund 20 Prozent für das Vergessen und 15 Prozent für die Wahrheit und die Verzeihung der 
Schuld plädieren. Diese Prozentsätze unterscheiden sich nicht von den Umfragen, die nach der 
Abgabe des Berichtes der Wahrheits- und Versöhnungskommission gemacht wurden776.  
Die Bedeutung der Vergangenheitsbewältigung für die Gesellschaft nahm mit dem Voranschrei-
ten der Transition ab. Andere Themen, zum Beispiel die wirtschaftliche Lage oder die Erziehung, 
waren für die Gesellschaft wichtiger als die Vergangenheitsbewältigung. 
                                                
776 Siehe Kapitel 6.2.9.6 dieser Arbeit 
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Abbildung 35: Bedeutung der Menschenrechte für die Gesellschaft 
. 
Quelle: Encuesta de Opinión Pública, Centro de Estudios Públicos 
Auf der Ebene der politischen Kultur zeigt sich in den Jahren der Transition eine weit reichende 
Diskussion über die Vergangenheit. Diese Diskussion bringt die unterschiedlichen Gruppen der 
Gesellschaft in ihrer Interpretation der Geschichte näher, schafft aber keine gemeinsame Ge-
schichte. Obwohl das Thema Vergangenheitsbewältigung immer wieder zu leidenschaftlichen 
Auseinandersetzungen Anlass gibt, nimmt seine Wichtigkeit für die Gesellschaft mit dem Voran-
schreiten der Transition ab. 
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9 Bausteine für eine Theorie der 
Vergangenheitsbewältigung 
9.1  Systemwechsel versus Vergangenheitsbewältigung 
Die Vergangenheitsbewältigung ist ein Prozess, der in einem Übergang von einem autoritären hin 
zu einem demokratischen politischen System stattfindet. In diesem Kontext beeinflussen sich 
beide Prozesse, Systemwechsel und Vergangenheitsbewältigung, gegenseitig.  
9.1.1  Einfluss des Systemwechsels auf die Vergangenheitsbewältigung 
Der Einfluss des Systemwechsels auf den Prozess der Vergangenheitsbewältigung kann unter 
verschiedenen Aspekten festgestellt werden. Erstens beeinflusst die Art des Systemwechsels777  
den Ablauf der Vergangenheitsbewältigung. Wäre in Chile Mitte der 80er Jahre der Opposition 
die Strategie des Systemumbruchs gelungen, und hätten die Streit- und Polizeikräfte ihre ganze 
Macht verloren, wäre sicherlich die chilenische Vergangenheitsbewältigung den strafrechtlichen 
Weg gegangen. Da es aber zuletzt in Chile zu einer ausgehandelten Transition kam, mussten die 
Wege der Transition der neuen politischen Realität angepasst werden.778  
Die Vergangenheitsbewältigung geht den im Falle eines von unten erzwungenen Systemwechsels, 
eines Regime Kollaps (siehe Argentinien), oder im Falle des Zerfalls oder Neugründung von Staa-
ten, heute wegen des Einflusses der internationalen Gemeinschaft (siehe Jugoslawien), meistens 
den strafrechtlichen Weg, da die Eliten des autoritären Regimes in dieser Art von Systemwechsel, 
ihre Macht verlieren. Die Wege der Vergangenheitsbewältigung sind, wie es auch Nolte darstellt, 
ein Indikator für die Machtverhältnisse in der Gesellschaft und für die Stärke überkommener 
autoritärer Strukturen des vorherigen Regimes.  
Daher kommt es im Falle eines ausgehandelten Systemwechsels zu einer ausgehandelten Vergan-
genheitsbewältigung. Die Grundlage einer ausgehandelten Transition ist die Pattsituation zwi-
schen den Regimeeliten und der Regimeopposition. Keine der Seiten hat die Macht, den System-
wechsel und die Strukturen der neuen Demokratie alleine zu definieren. So kommt es zu Ver-
handlungen, die durch Kompromisse und Pakte die Transition bestimmen. Da die Regimeeliten 
noch über erhebliche Machtressourcen verfügen, ist die Gefahr, dass die Demokratisierung von 
ihnen gestoppt wird, sehr hoch. Diese Situation beeinflusst auch den Vergangenheitsbewälti-
gungsprozess. Deswegen ist im Szenario einer ausgehandelten Transition die Durchführung von 
Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen hauptsächlich in den ersten Jahren sehr schwer. Die 
unterschiedlichen Akteure versuchen ihre Interessen in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung 
durchzusetzen und, um eine Regression in den Autoritarismus zu verhindern, muss diese Ausei-
nandersetzung in den während der Institutionalisierung der Demokratie festgelegten Normen 
kanalisiert werden. Dieses ist aber wegen der unterschiedlichen Beurteilung der Vergangenheit, 
der diversen Interessen und auch wegen des gegenseitigen Misstrauens der Akteure schwer. Die-
ses kann im Falle Chiles an den durch die terroristischen Gruppen, den Angehörigenverbänden, 
den politischen Parteien, der internationalen Gemeinschaft und den vom Militär durchgeführten 
Aktionen in den Anfangsjahren der Transition beobachtet werden. Deswegen sind in den ersten 
Jahren einer ausgehandelten Transition Maximalforderungen in Bezug auf die Vergangenheitsbe-
wältigung unerfüllbar. 
                                                
777 Siehe Kapitel 2.3.2.1 dieser Arbeit 
778 Siehe Kapitel 2.2.3.1 dieser Arbeit 
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In diesem Sinne kann der von Weber festgelegte Unterschied zwischen Gesinnungsethik und 
Verantwortungsethik in der Politik benutzt werden. 779 Politiker, die nach der ersteren handeln, 
verfolgen ihre ethischen Ziele, ohne die Konsequenzen ihrer Handlungen abzuschätzen. Im Falle 
der Vergangenheitsbewältigung könnte die Durchsetzung von ethischen Maximalforderungen 
hauptsächlich im Rahmen einer ausgehandelten Transition zum Scheitern des Systemwechsels 
führen. Politiker, die verantwortungsethisch handeln, verfolgen ihre Ziele, beziehen aber die 
Konsequenzen ihrer Handlungen mit ein. Präsident Aylwin sprach im Falle Chiles von einer Ver-
gangenheitsbewältigung im Rahmen des Möglichen. 
Der Einfluss des Systemwechsels auf die Vergangenheitsbewältigung kann weiterhin daran fest-
gestellt werden, dass sich der Prozess der Vergangenheitsbewältigung im Zuge der unterschiedli-
chen Etappen der Transition verändert. In diesem Sinne sind die nötigen Vergangenheitsbewälti-
gungsmaßnahmen gemäß der unterschiedlichen Etappen des Systemwechsels anders. 
Abhängend von der Art des Systemwechsels kann die Vergangenheitsbewältigung im Ende des 
autoritären Systems eine herausragende oder auch eine unwichtige Rolle spielen. Die Vergangen-
heitsbewältigung kann im Falle eines Systemumbruches einer der Auslöser der Transition sein. 
Dieses ergibt sich hauptsächlich im Falle eines von unten erzwungenem Systemwechsels (Bsp. 
wie von Bock im Falle der DDR beschrieben, oder 1980/ 1986 in Chile) eines Regimekollapses 
oder bei dem Zerfall oder Neugründung von Staaten. Dagegen spielt die Vergangenheitsbewälti-
gung im Falle von einem von den alten Eliten gelenkten Systemwechsel und in einem ausgehan-
delten Systemwechsel, wie es für Chile festgestellt werden kann, keine wichtige Rolle am Ende 
des autoritären Systems. 
In der Phase der Institutionalisierung der Demokratie werden sowohl die Grundlagen der kom-
menden neuen Demokratie festgelegt, als auch die der Vergangenheitsbewältigung. In Chile ver-
handelten Regierung und Opposition in der Zeit der Institutionalisierung der Demokratie nicht 
über die von der Militärregierung erlassene Amnestie, womit in dieser Etappe eine der wichtigs-
ten Regelungen der chilenischen Vergangenheitsbewältigung festgelegt wird. Ein anderes Beispiel 
ist die in dieser Etappe ausgehandelte Änderung von Artikel 5 der Verfassung, welcher dahinge-
gen interpretiert werden kann, dass das chilenische Recht den internationalen Menschenrechtsab-
kommen unterliegt. Außerdem offenbaren sich in dieser Etappe die Konfliktlinien des kommen-
den Vergangenheitsbewältigungsprozesses, welche die Stabilisierung der jungen Demokratie wäh-
rend der Konsolidierungsphase erschweren werden.780 
Die Konsolidierung der Demokratie ist ein Prozess, der mehrere Jahre in Anspruch nehmen 
kann, und die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen ändern sich abhängend von den Jahren 
der Konsolidierung. Die Vergangenheitsbewältigung spielt in den ersten Jahren der Konsolidie-
rung der Demokratie eine sehr wichtige Rolle – in erster Linie für die Befriedung der Gesell-
schaft, indem sie den Druck der unterschiedlichen Akteure auf das politische System mildert. 
Außerdem erhöhen die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen die Legitimität der neuen de-
mokratischen Institutionen, was nach einer Erweiterung der Theorie von Lipset zur Stabilität des 
demokratischen politischen Systems beiträgt. Je höher die Legitimität der demokratischen Institu-
tionen in der Bevölkerung, desto höher ist auch der Druck, den diese im Falle einer Krise aushal-
ten. 781  Wichtig sind in diesem Kontext in den ersten Jahren der Transition, Symbole wie zum 
                                                
779 Weber, Max: La Política como Profesión, in: Weber, Max: Ciencia y Política, Buenos Aires, 1980. 
780 Siehe Kapitel 8.2 dieser Arbeit 
781 Siehe Kapitel 3.2.1.1 dieser Arbeit 
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Beispiel in Chile die Feierlichkeiten im Nationalstadion, die Messen und die Anhörungen der 
Wahrheits- und Versöhnungskommission, und Wiedergutmachungsmaßnahmen ebenso wie die 
Enthüllung der Wahrheit der Menschenrechtsverletzungen.  
Mit dem Voranschreiten der Konsolidierung der Demokratie können Vergangenheitsbewälti-
gungsmaßnahmen durchgeführt werden, welche in den ersten Jahren der Transition undenkbar 
sind. Dank der Enthüllung der Wahrheit in den ersten Jahren des Systemwechsels entsteht ein 
Minimalkonsens in Bezug auf die Unrechtsvergangenheit. Dieses ermöglicht vorher undenkbare 
Wiedergutmachungsmassnahmen. Mit der Konsolidierung der Demokratie wird auch der straf-
rechtliche Weg der Vergangenheitsbewältigung möglich, ohne dass er die Stabilität der jungen 
Demokratie in Gefahr bringt. Beispiele dafür sind die Inhaftierung von Contreras und die Fest-
nahme General Pinochets in London. Ein Beispiel für den mit den Jahren erlangten Konsens ist 
in Chile des Mesa de Diálogo. 
Die aber bleibende unterschiedliche Einschätzung der Vergangenheit macht die Schließung der 
Vergangenheitsbewältigung, zum Beispiel durch einen politischen Konsens, unmöglich.  
9.1.2 Einfluss der Vergangenheitsbewältigung auf den Systemwechsel 
Die Vergangenheitsbewältigung beeinflusst ihrerseits den Ablauf der Transition, und kann sogar 
eine Regression in den Autoritarismus provozieren.  
Erstens kann die Vergangenheitsbewältigung für das Ende des autoritären Systems ausschlagge-
bend sein. Außerdem kann es sich ergeben, dass die Vergangenheitsbewältigung zur Elite Conver-
gence führt, wo sie ausschlaggebend für die Gründung der Concertación war, und somit ein wichtiger 
Schritt in Richtung ausgehandelte Transition darstellte.  
Zweitens werden in der Etappe der Institutionalisierung der Demokratie sowohl die Regeln als 
auch die späteren Konfliktlinien der Vergangenheitsbewältigung festgelegt. Dieser Prozess kann 
aber die Transition in Gefahr bringen. Beispiel dafür ist, dass in Chile die Opposition während 
der Verhandlungen mit der Regierung die Aufhebung der Amnestie nicht zur Sprache brachte, da 
die Kosten einer Auseinandersetzung in der instabilen Phase der Institutionalisierung der Demo-
kratie zu hoch gewesen wären. 
Drittens ist die Vergangenheitsbewältigung auch in der Konsolidierung der Demokratie wichtig 
(siehe auch Offe), da sie durch die Befriedung der Gesellschaft den Druck der unterschiedlichen 
Akteure auf das politische System mildert, weil sie zur Legitimierung der neuen demokratischen 
Institutionen beiträgt, und weil sie zur Auseinandersetzung der Gesellschaft mit der Vergangen-
heit beiträgt. 
9.2  Ebenen der Vergangenheitsbewältigung 
Die Vergangenheitsbewältigung findet auf unterschiedlichen Ebenen statt: sowohl im politischen 
System als auch in der politischen Kultur.  
9.2.1 Das politische System 
Das politische System reagiert auf die Inputs der unterschiedlichen Akteure der Vergangenheits-
bewältigung und legt als Output die unterschiedlichen Wege der Vergangenheitsbewältigung fest.  
In diesem Sinne führen die Exekutive, Legislative und Judikative die Vergangenheitsbewältigung 
auf unterschiedlichen Wegen durch.  
Im politischen System konfrontieren sich die Akteure mit ihren unterschiedlichen Interessen. Die 
Feststellung Königs, dass  die Vergangenheitsbewältigung wie alle anderen zur Entscheidung 
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stehenden Materien ein Element der politischen Konkurrenz ist, kann am Beispiel Chile gut 
nachvollzogen werden. Die Vergangenheitsbewältigung ist während der Transition auch ein Mit-
tel der Wahlkampagnen. Sie wird, wie auch Bock feststellte, zur Delegitimierung des Gegners 
benutzt, und ist außerdem ein wichtiger Faktor in der Neustrukturierung der unterschiedlichen 
Gruppen in der politischen Landschaft. 
Wie der Fall Chile zeigt, ist die Erlangung eines Konsenses in Bezug auf die Vergangenheitsbe-
wältigung schwer, weswegen es zu dem schon beschriebenen Zyklus der Vergangenheitsbewälti-
gung kommt. Richterliche Entscheidungen führen dazu, dass unzufriedene Akteure Druck auf 
das politische System ausüben. Das politische System reagiert, indem es zur Stabilisierung einen 
politischen Weg der Vergangenheitsbewältigung sucht. Um die Vergangenheitsbewältigung poli-
tisch zu beenden, ist aber ein Konsens zwischen den unterschiedlichen Akteuren nötig. Dieser ist 
aber bei einer Vergangenheitsbewältigung schwer zu erreichen. Wenn diese Situation eintritt, 
externalisieren die Exekutive und die Legislative die Vergangenheitsbewältigung auf die Judikati-
ve. Das Problem ist aber, dass somit die Rechtsprechung, wie es Offe beschreibt, und wie es im 
Falle Chile nachvollzogen werden kann, unvermeidlich mitten in den Konflikt der unterschiedli-
chen Akteure fällt und ihrem Druck ausgesetzt ist. Somit politisieren sich die Entscheidungen der 
Judikative.  
9.2.2 Die politische Kultur 
Die Vergangenheitsbewältigung bezieht sich aber nicht nur auf den Umgang mit den in der Ver-
gangenheit begangenen Verbrechen, sondern auch mit der Art, in der die Gesellschaft die Ver-
gangenheit deutet und auslegt bzw. versteht und verarbeitet. Die Gesellschaft setzt sich in der 
Transition in Zyklen mit der Vergangenheit auseinander. Das Thema ist in manchen Etappen 
wichtiger als in anderen. Diese Zyklen hängen ihrerseits wieder von den aktuellen vergangen-
heitspolitischen Ereignissen ab. Über einen längeren Zeitraum betrachtet nimmt aber die Wich-
tigkeit des Themas mit dem Voranschreiten der Transition ab. Die Vergangenheitsbewältigung 
findet also auch in der politischen Kultur einer Gesellschaft statt. 
Die Vergangenheitsbewältigung führt zur Versöhnung und zur Festlegung einer gemeinsamen 
Geschichte. Nolte spricht von der Interpretation der Vergangenheit durch die Gesellschaft und 
erklärt, die die Grundlage eines friedlichen Zusammenlebens bildet. Die von Nolte beschriebene 
Dimension kann mit der in Chile so gesuchten Versöhnung in Beziehung gebracht werden. Die 
Versöhnung sollte durch die Wiederherstellung einer gemeinsamen Geschichte erlangt werden, 
welche die Grundlage des Zusammenlebens der chilenischen Gesellschaft bilden sollte. Ahren-
hövel spricht in ähnlicher Weise von der Entstehung des Demos durch die Diskussion der Gesell-
schaft über die Vergangenheit. 
Der Fall Chile zeigt aber, dass die Enthüllung der Menschenrechtsverletzungen des vorherigen 
Regimes und die Diskussion um die Interpretation der Geschichte die getrennten Gruppen zwar 
näher bringen kann, sie aber nicht notwendigerweise zu einer gemeinsamen Interpretation der 
Vergangenheit, geschweige denn zu einer gemeinsamen Geschichtsvorstellung führt. Dank der 
unterschiedlichen Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen, aber auch der Diskussion der Gesell-
schaft um die Geschichte wird die Vergangenheit durch die politische Kultur verarbeitet. Es fin-
det aber keine Bewältigung der Vergangenheit statt. Dieses kann an den immer wieder aufkom-
menden Auseinandersetzungen mit der Vergangenheit in der chilenischen Transition beobachtet 
werden. Der Lauf der Zeit kann vielleicht die Vergangenheit vergessen machen, er kann sie aber 
nicht überwinden. 
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Die unbewältigte Vergangenheit verhindert aber nicht das demokratische Zusammenleben der 
Mitglieder einer Gesellschaft. Dieser braucht nicht unbedingt eine gemeinsame Geschichte oder 
eine komplett versöhnte Gesellschaft als Grundlage. Der Glaube an Institutionen, welche die 
Kanalisierung der Konflikte ermöglichen, ist jedoch unumgänglich und somit als nötige Grundla-
ge einer demokratischen politischen Kultur anzusehen.782  
Außerdem kann an dieser Stelle wieder an eine Erweiterung der Theorie von Lipset gedacht wer-
den. In diesem Sinne verleiht die Diskussion um die Vergangenheit und die Enthüllung der durch 
das autoritäre System begangenen Menschenrechtsverletzungen den neuen demokratischen Insti-
tutionen Legitimität. Eine wachsende Legitimität dieser Institutionen erzeugt, nach Lipset,783 eine 
stabilere Demokratie. Und eine stabile Demokratie ist der beste Weg, um eine Wiederholung der 
Unrechtsvergangenheit zu verhindern.  
9.3 Akteure der Vergangenheitsbewältigung 
Auf beiden Ebenen der Vergangenheitsbewältigung werden verschiedene Akteure, welche unter-
schiedliche Interessen in Bezug auf die Vergangenheitsbewältigung verfolgen, aktiv.  
Akteure der Vergangenheitsbewältigung sind 
- Machthaber des autoritären Regimes, 
- Gruppen, die das autoritäre Regime unterstützt haben, 
- Opfer, 
- politische Parteien, 
- Organisationen der Zivilgesellschaft, 
- Exekutive, Legislative, Judikative und 
- die internationale Gemeinschaft. 
Auf der Ebene des politischen Systems versuchen die Akteure bestimmte Wege der Vergangen-
heitsbewältigung einzuschlagen. So unterstützten die Angehörigenverbände den strafrechtlichen 
Weg der Vergangenheitsbewältigung, während das Militär versuchte die Amnestie zu erhalten. 
Seit den Nürnberger und Tokioprozessen ist auch wegen der Unterzeichnung verschiedener in-
ternationaler Menschenrechtsabkommen und wegen der Globalisierung der Politik die internati-
onale Gemeinschaft ein wichtiger Akteur. Ihr Einfluss auf den Vergangenheitsbewältigungspro-
zess der unterschiedlichen Länder ist immer größer geworden.784 Die Rolle der internationalen 
Gemeinschaft kann im Falle Chiles sehr gut nachvollzogen werden, wie der Fall Letelier und 
Festnahme Pinochets in London zeigen. Im Vergangenheitsbewältigungsprozess setzt sich die 
internationale Gemeinschaft für den strafrechtlichen Weg ein.  
Die Vergangenheitsbewältigung wird auf der Ebene des politischen Systems auch zu einem Ele-
ment politischer Konkurrenz, wie es König darstellt. In Chile benutzen während der Transition 
die Parteien der Concertación die Vergangenheitsbewältigung in ihren Wahlkampagnen als Thema. 
Außerdem setzen die unterschiedlichen Gruppen die Vergangenheitsbewältigung zur Delegiti-
mierung des Gegners ein, wie Bock feststellt, und auch für Chile gezeigt wurde. 
                                                
782 Daza, P.: Las herencias del pasado y los derechos humanos, in: Perspectivas, Vol.2, 1998, Departamento de Ingeniería 
Industrial, Universidad de Chile.  
783 Siehe Kapitel 3.2.1.1 dieser Arbeit 
784 Siehe Internationaler Strafgerichtshof in Rom. 
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Auf der Ebene der politischen Kultur versuchen die Akteure mit ihrer Einschätzung der Vergan-
genheit die Interpretation  der Gesellschaft zu beeinflussen. Ein Beispiel für diese Situation ist in 
Chile die Reaktion der unterschiedlichen Akteure auf den Bericht der Wahrheits- und Versöh-
nungskommission. 
Das Durchsetzungsvermögen der unterschiedlichen Akteure auf beiden Ebenen hängt von der 
Art des Systemwechsels ab. In einem von unten erzwungenen Systemwechsel, Regimekollaps 
oder Zerfall und Neugründung von Staaten ist der Einfluss der Opposition des autoritären Re-
gimes leichter möglich. Anders ist es im Falle von einem von den alten Eliten gelenkten System-
wechsel und, wie im Falle Chiles, von einem ausgehandelten Systemwechsel. Dieses hängt, wie 
Nolte feststellt, damit zusammen, dass die Art der Vergangenheitsbewältigung von den Machts-
strukturen der Gesellschaft abhängt.  
9.4  Wege der Vergangenheitsbewältigung 
Es gibt verschiedene Wege der Vergangenheitsbewältigung, welche ihrerseits unterschiedliche 
Ziele verfolgen, und von unterschiedlichen Akteuren unterstützt werden.  
9.4.1 Strafrechtlicher Weg 
Der strafrechtliche Weg der Vergangenheitsbewältigung hat das Ziel, Wahrheit und Gerechtigkeit 
wiederherzustellen. Dieser Weg wird meistens von den Opfern unterstützt und seit den Nürn-
berger und Tokioprozessen von der internationalen Gemeinschaft. Dieser Weg der Vergangen-
heitsbewältigung stößt aber, wie es auch König beschreibt, auf unterschiedliche Probleme. Die in 
der Vergangenheit begangenen Delikte sind in der Zeit der Transition oft verjährt oder verstoßen 
nicht gegen das in der Zeit, in der sie begangen wurden, geltende positive Recht, weswegen für 
ein Strafverfahren eine neue Interpretation der Gesetze nötig ist oder neue Gesetze erlassen wer-
den müssen. Beide Aktionen widersprechen aber dem Rückwirkungsverbot des positiven Rechts. 
Beispiele dafür sind in Chile die Diskussion um die Interpretation der Amnestie.  
Die unterschiedliche Interpretation der Gesetze öffnet, wie es Bock und Offe beschreiben und 
wie für Chile gezeigt, die Tür für den politischen Einfluss auf die Gerichte, da die unterschiedli-
chen Akteure versuchen die Judikative zu beeinflussen, um die von ihnen bevorzugten richterli-
chen Entscheidungen zu erlangen.  
Eines der Ziele des strafrechtlichen Weges ist die Feststellung der Wahrheit der in der Vergan-
genheit begangenen Unrechtstaten. Obwohl der Wahrheit durch den strafrechtlichen Weg oft 
gedient wird, kann dieser Weg aber die Auseinandersetzung der Gesellschaft mit der Vergangen-
heit behindern. Erstens dauern strafrechtliche Prozesse oft Jahre und zweitens werden diese De-
likte nicht als ein Problem angesehen, mit dem sich die Gesellschaft als ganze auseinandersetzen 
muss. Diese Situation konnte in Chile hauptsachlich in den letzten Jahren der Transition beo-
bachtet werden.  
9.4.2 Wahrheits- und Versöhnungskommissionen 
Einen anderen Weg der Vergangenheitsbewältigung stellen die Wahrheits- und Versöhnungs-
kommissionen dar, welche in vielen Ländern während des Systemwechsels tätig wurden. Ziel 
dieser Kommissionen ist die offizielle Feststellung der Wahrheit. Sie sind auch durch die offizielle 
Anerkennung der Unrechtsvergangenheit eine Wiedergutmachungsmaßnahme gegenüber den 
Opfern.  
Positiv ist, dass die Arbeit der Kommissionen, anders als in strafrechtlichen Prozessen, einen 
kompletten Überblick über die Unrechtsvergangenheit ermöglichen und dadurch die Auseinan-
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dersetzung der Gesellschaft mit der Vergangenheit begünstigen. Problematisch ist an diesem 
Weg, dass es meistens in einer Kommission zu einem politischen Kompromiss kommt, was 
hauptsächlich im Falle einer ausgehandelten Transition vorkommt.  
9.4.3 Wiedergutmachungsmaßnahmen 
Ein dritter Weg sind die Wiedergutmachungsmaßnahmen. Ziel dieser Maßnahmen sind die Wie-
dergutmachung gegenüber den Opfern und dadurch deren Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft.  
9.4.4 Amnestie 
Ziel der Amnestie ist die baldige Befriedung der Gesellschaft, welche hauptsächlich am Anfang 
des Systemwechsels für die Stabilität des jungen demokratischen Systems ausschlaggebend sein 
kann. Problematisch an diesem Weg ist, dass es die Auseinandersetzung der Gesellschaft mit der 
Unrechtsvergangenheit verhindert. 
9.4.5 Disqualifikation und Verbot von belasteten Organisationen 
Ziel dieser beiden Wege ist die Herstellung von Gerechtigkeit. Problematisch ist aber, wie es 
Bock darstellt, dass ihre Anwendung von den unterschiedlichen Gruppen politisch ausgenutzt 
werden kann. Dieser Weg wurde in Chile nicht angewendet. 
9.5  Ziele der Vergangenheitsbewältigung 
Die Vergangenheitsbewältigung verfolgt, wie es schon dargestellt wurde, auf unterschiedlichen 
Wegen verschiedene Ziele. Das grundlegende Ziel der Vergangenheitsbewältigung ist die Verhin-
derung der Wiederholung der Unrechtsvergangenheit. Dieses Ziel wird aber nicht direkt auf den 
unterschiedlichen Wegen der Vergangenheitsbewältigung erreicht.  
Die Menschenrechtsverletzungen ereignen sich meistens im Zuge der Aufhebung der Demokra-
tie und des Rechtsstaates. Die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen können der Gesellschaft 
die Gefahr einer solchen Situation veranschaulichen, aber nur konsolidierte und effiziente demo-
kratische Regeln und Institutionen können sie verhindern. In diesem Sinne helfen die verschie-
denen Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen zu einem „wirklichen politischen Neubeginn“,785 
und durch ihren Beitrag zur Konsolidierung der neuen demokratischen Institutionen ist eine 
Wiederholung der Vergangenheit nicht zu erwarten.  
Die unmittelbaren Ziele der Wege zur Vergangenheitsbewältigung sind die Festslegung der 
Wahrheit der Unrechtsvergangenheit, die Gerechtigkeit in Bezug auf die in der Vergangenheit 
begangenen Delikte und die Wiedergutmachung gegenüber den Opfern. Durch diese drei unmit-
telbaren Ziele werden ihrerseits weitere Ziele erreicht. Erstens wird durch die Wahrheit, die Ge-
rechtigkeit und die Wiedergutmachung die Auseinandersetzung der Gesellschaft mit ihrer Ver-
gangenheit erreicht. Zweitens führen sie zur Befriedung der Gesellschaft, welche hauptsächlich in 
den Anfangsjahren einer Transition sehr wichtig ist. In den ersten Jahren der Transition ist der 
Druck auf das politische System so groß, dass die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen zu-
nächst das Ziel der Befriedung des politischen Systems haben. Wenn das politische System auf 
die inputs der unterschiedlichen Akteure der Vergangenheitsbewältigung nicht reagiert, werden 
diese eine Lösung außerhalb der demokratischen Regeln suchen. Und drittens führen sie zur Stei-
                                                
785 Vgl. König, H.: Von der Diktatur zu Demokratie oder Was ist Vergangenheitsbewältigung, S. 378. 
 209 
gerung der Legitimität der neuen demokratischen Institutionen, welche ihrerseits der Theorie von 
Lipset folgend die Demokratie stabilisiert. 
Abbildung 36: Ziele der Vergangenheitsbewältigung 
 
Quelle: Eigene Erarbeitung 
Sowohl die Auseinandersetzung der Gesellschaft mit ihrer Vergangenheit als auch die Befriedung 
der Gesellschaft und die steigende Legitimität der demokratischen Institutionen, welche durch 
die Vergangenheitsbewältigungsmaßnahmen erreicht werden, führen ihrerseits zur Konsolidie-
rung der neuen demokratischen Institutionen. Und konsolidierte demokratische Institutionen 
verhindern die Wiederholung der Unrechtsvergangenheit. 
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11 Anhang 
Die Bedeutung des Themas Vergangenheitsbewältigung in der Presse wurde von Oktober 1988 
(Plebiszit) bis zum 11. September 2003 (30 Jahre nach dem Putsch 1973) analysiert. Es wurde mit 
der Zeitung El Mercurio gearbeitet. Obwohl die Analyse eigentlich mit allen Zeitungen hätte ge-
macht werden müssen, war dieses zeitlich unmöglich, weswegen El Mercurio, die meistgelesene 
Zeitung in Chile, ausgesucht wurde.   
Es wurde folgendermaßen vorgegangen: 
- Jedem in dieser Zeitspanne erschienen Artikel, der das Thema Vergangenheitsbewälti-
gung behandelte, wurde eine Punktzahl gegeben. 
- Die Punktzahl der Artikel war Abhängig von der Position des Artikels in der Zeitung. 
- Artikel auf der Frontseite oben links hatten die höchste Punktzahl und Artikel in der letz-
ten Seite rechts hatten die niedrigste. 
- Die Punktzahl eines Monats wurde durch die Tage des Monats geteilt, wodurch jeder 
Monat eine Punktzahl bekam. 
- Auf der Grundlage dieser Punktzahl kann die Evolution des Themas Vergangenheitsbe-
wältigung in der Presse zwischen 1988 und 2003 analysiert werden. 
- Die Höchste Punktzahl wurde während der Diskussion des Falles Pisagua erreicht. 
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